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Gesetzentwurf

der Bundesregierung

Entwurf eines Gesetzes zur Starkung von Wachstumschancen,
Investitionen und Innovation sowie Steuervereinfachung und
Steuerfairness

(Wachstumschancengesetz)

A. Problem und Ziel

Die 6konomischen Folgen der multiplen Krisen — die Corona-Pandemie und der russische
Uberfall auf die Ukraine — belasten die deutsche Wirtschaft, aber auch die 6ffentlichen
Haushalte. Zugleich stellen die Dekarbonisierung und der demographische Wandel die
deutsche Wirtschaft vor gro3e Herausforderungen. Um diesen Herausforderungen
begegnen zu kdnnen, missen auch aus steuerlicher Sicht die Rahmenbedingungen fir
mehr Wachstum, Investitionen und Innovationen verbessert werden. Gleichzeitig ist der
finanzielle Spielraum der 6ffentlichen Haushalte fiir steuerpolitische Impulse durch die
vorangegangenen Krisen erheblich eingeengt.

Um die Wachstumschancen flr unsere Wirtschaft zu erhéhen, Investitionen und Innovation
in neue Technologien zu ermdéglichen und die Wettbewerbsfahigkeit des Standorts
Deutschland zu starken, werden daher zielgerichtete MaRnahmen ergriffen, die die
begrenzten Spielraume der 6ffentlichen Haushalte in den Blick nehmen und dadurch —auch
vor dem Hintergrund der auf3erordentlich hohen Inflationsrate — keinen zusatzlichen
Preisdruck erzeugen.

B. L4sung

Mit dem vorliegenden Gesetz werden wir die Liquiditatssituation der Unternehmen
verbessern und Impulse setzen, damit Unternehmen dauerhaft mehr investieren und mit
unternehmerischem Mut Innovationen wagen kénnen. Dies ist wichtig, um die
Transformation unserer Wirtschaft zu begleiten sowie die Wettbewerbsfahigkeit, die
Wachstumschancen und den Standort Deutschland zu starken.

Daneben werden zahlreiche Malinahmen ergriffen, um das Steuersystem an zentralen
Stellen zu vereinfachen und durch Anhebung von Schwellenwerten und Pauschalen vor
allem kleine Betriebe von Burokratie zu entlasten. Mit einer Vielzahl an kleineren
Mafinahmen erreichen wir eine Wirkung in der Breite.

Es gehort zur Fairness gegentber allen Steuerzahlerinnen und Steuerzahlern sowie
Wettbewerbern, dass unerwiinschte Steuergestaltungen effektiv unterbunden werden. Mit
diesem Gesetz ergreifen wir MalBnahmen, die dazu beitragen, unerwiinschte
Steuergestaltungen aufzudecken und abzustellen und damit das Vertrauen in den Staat
starken.

Daruber hinaus werden wir das Steuerrecht im Rahmen des im Koalitionsvertrag
Vereinbarten weiter modernisieren.

Hervorzuheben sind folgende Maflinahmen:
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Einfihrung einer Investitionspramie zur Beforderung der Transformation der Wirtschaft
in Richtung von insbesondere mehr Klimaschutz.

Befristete Wiedereinfihrung der degressiven AfA fir bewegliche Wirtschaftsgiter.
Befristete Einfihrung einer degressiven AfA fiir Wohngebaude.

Starkung der steuerlichen Forschungsforderung.

Verbesserung des steuerlichen Verlustabzugs.

Anhebung der GWG-Grenze auf 1000 Euro wund Verbesserung der
Sonderabschreibung nach 8§ 7g EStG fur mehr Liquiditat bei kleinen und mittleren

Unternehmen.

Verbesserungen bei den Abschreibungsmoglichkeiten des Sammelpostens (8 6
Absatz 2a EStG) fir Zwecke des Blrokratieabbaus.

Anderungen bei der Thesaurierungsbegiinstigung (§ 34a EStG).

Steigerung der Attraktivitat der Option zur Kdrperschaftsbesteuerung nach § 1la KStG.
Anhebung der Grenze fur die Buchfuhrungspflicht bestimmter Steuerpflichtiger (8 241a
HGB, 8141 AO) und der Grenze fur die umsatzsteuerliche Ist-Besteuerung
(Moglichkeit der Berechnung der Steuer nach vereinnahmten statt vereinbarten
Entgelten) nach 8 20 Satz 1 Nummer 1 UStG.

Digitalisierung des Spendenverfahrens - Anpassung des
Zuwendungsempfangerregisters.

Einflhrung einer Freigrenze fir Einnahmen aus Vermietung und Verpachtung.

Erhohung des Schwellenwertes zur Befreiung von der Abgabe von vierteljahrlichen
Umsatzsteuer-Voranmeldungen von 1 000 Euro auf 2 000 Euro.

Die Pflicht zur Mitteilung von grenzuberschreitenden Steuergestaltungen wird auf
innerstaatliche Steuergestaltungen ausgeweitet.

Einfuhrung einer gesetzlichen Regelung zur verpflichtenden Verwendung von
elektronischen Rechnungen zwischen inlandischen Unternehmen.

Anpassung der Zinsschranke an die EU-Anti-Steuervermeidungsrichtlinie.

Einfuhrung einer Zinshéhenschranke.

Anpassung der Besteuerung von Renten aus der Basisversorgung.

Anpassung der Abgabenordnung und anderer Steuergesetze an das

Personengesellschaftsrechtsmodernisierungsgesetz (MoPeG) vom 10. August 2021
(BGBI. I S. 3436).

C. Alternativen

Keine.
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D. Haushaltsausgaben ohne Erfullungsaufwand

(Steuermehr- / -mindereinnahmen (=) in Mio. Euro)

. i Volle Kassenjahr
Gebietskorper- Jahreswirkun !

schaft g 2023 2024 2025 2026 2027 2028
Insgesamt -7035 -2650 | -7895 -10185 | -7590 -4 100
Bund -2631 -1064 | -2865 -3539 | -2774 -1788
Lander -2473 -998 | -2711 -3298 | -2617 -1726
Gemeinden -1931 -588 | -2319 -3348 | -2199 - 586
D Wirkung fiir einen vollen (Veranlagungs-)Zeitraum von 12 Monaten

Die Regelungen fuhren beim Einzelplan 08 fur die Haushaltsjahre 2023 bis 2027 insgesamt
zu einem Mehrbedarf von 23 318 T€ sowie von insgesamt 17 Planstellen/Stellen.

Der Mehrbedarf an Sach- und Personalmitteln in 2023 ist mit den vorhandenen Mitteln und
Planstellen zu realisieren. Ab 2024 soll der Mehrbedarf an Sach- und Personalmitteln
finanziell und stellenmé&fRig im Einzelplan 08 ausgeglichen werden.

Im Einzelnen fallen beim BZSt und ITZBund sowie beim Kapitel 0811 folgende
Mehrausgaben an:

_ HH-Jahr 2023 | 2024 | 2025 | 2026 | 2027 |
Kapitel
MalRnahme in T€
0811 Einfuhrung einer Pflicht zur Mitteilung
innerstaatlicher Steuergestaltungen,
klarstellende Anderungen zur
Mitteilungspflicht iber 140 332 355 355
grenziberschreitende
Steuergestaltungen
Kapitalertragsteuer-
Erstattungsanspruch auslandischer 46 92 92 92 92
gemeinnitziger Organisationen
Summe 46 232 424 447 447
0815 Einfuhrung einer Pflicht zur Mitteilung 8 651 4 609 2376 2376
innerstaatlicher Steuergestaltungen,
klarstellende Anderungen zur
Mitteilungspflicht tber
grenzuberschreitende
Steuergestaltungen
Kapitalertragsteuer-
Erstattungsanspruch  ausléndischer 1235 470 470 470 470
gemeinnutziger Organisationen
Summe 1235 9121 5079 2 846 2846
0816 Einfuhrung einer Pflicht zur Mitteilung 0 119 238 238
innerstaatlicher Steuergestaltungen,
klarstellende Anderungen zur
Mitteilungspflicht tber
grenziberschreitende
Steuergestaltungen
Summe 0 119 238 238
Summe Epl. 08 / HH-Jahr 1281 9353 5622 3531 3531

Die titelgenaue Aufschlisselung der vorstehend dargestellten Mehrausgaben beim BZSt
und ITZBund ist aus den nachstehenden Darstellungen im Allgemeinen Teil der
Begriindung ersichtlich.
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E. Erfullungsaufwand

E.1 Erfullungsaufwand fir Biargerinnen und Burger

28.08.2023 17:31

Veranderung des jahrlichen Zeitaufwands (in Stunden): -505 367,0
Veranderung des jahrlichen Sachaufwands (in Tsd. Euro): -1865,5
Einmaliger Zeitaufwand (in Stunden): 0,0
Einmaliger Sachaufwand (in Tsd. Euro): -12,0
E.2 Erfullungsaufwand fur die Wirtschaft

Veranderung des jahrlichen Erfiillungsaufwands (in Tsd. Euro): -1 440 823,2

davon Burokratiekosten aus Informationspflichten (in Tsd. Euro): -1440515,4
Einmaliger Erflllungsaufwand (in Tsd. Euro): 1033,0

davon durch Einfiihrung oder Anpassung digitaler Prozessablaufe (in Tsd. Euro): 443,0

davon Sonstiges (in Tsd. Euro): 0,0

Der laufende Erflllungsaufwand fur die Wirtschaft unterliegt der ,One in, one out*-Regelung
(Kabinettbeschluss vom 25. Marz 2015). Da es sich dabei im Saldo um ein ,Out‘ in Hohe
von rund 1,4 Mrd. Euro handelt, steht die Summe als Kompensationsvolumen fir

Regelungsvorhaben des Bundesministeriums der Finanzen zur Verfligung.

E.3 Erfullungsaufwand der Verwaltung

Veranderung des jahrlichen Erfullungsaufwands (in Tsd. Euro): 1759,1
davon auf Bundesebene (in Tsd. Euro): 3032,4
davon auf Landesebene (in Tsd. Euro): -1273,3
davon auf Bundes- und Landesebene (in Tsd. Euro) 0,0

Einmaliger Erflllungsaufwand (in Tsd. Euro): 13 685,0
davon auf Bundesebene (in Tsd. Euro): 12 145,0
davon auf Landesebene (in Tsd. Euro): 1540,0
davon auf Bundes- und Landesebene (in Tsd. Euro) 0,0

Hinsichtlich der weiteren Auswirkungen auf den Erfullungsaufwand der Verwaltung wird auf
die ausfuhrlichen Darstellungen im Allgemeinen Teil der Begriindung verwiesen.

Durch die gesetzlichen Anderungen entsteht in den Landern ein einmaliger
automationstechnischer Umstellungsaufwand. Die Hohe des Aufwands ist von hier aus

nicht quantifizierbar.

F. Weitere Kosten

Der Wirtschaft, einschlieRRlich mittelstandischer Unternehmen, entstehen
sonstigen Kosten.

keine direkten

Auswirkungen auf Einzelpreise und das Preisniveau, inshesondere auf das Verbraucher-

preisniveau, sind nicht zu erwarten.
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Entwurf eines Gesetzes zur Starkung von Wachstumschancen,
Investitionen und Innovation sowie Steuervereinfachung und

Steuerfairness

(Wachstumschancengesetz)?

vom ...

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz
beschlossen:

Inhaltstibersicht

Artikel 1 Gesetz zur steuerlichen Férderung von Investitionen in den Klimaschutz
(Klimaschutz-Investitionspramiengesetz — KlimalnvPG)

Artikel 2 Anderung des Einkommensteuergesetzes

Artikel 3 Weitere Anderung des Einkommensteuergesetzes

Artikel 4  Weitere Anderung des Einkommensteuergesetzes

Artikel 5  Weitere Anderung des Einkommensteuergesetzes

Artikel 6 Weitere Anderung des Einkommensteuergesetzes

Artikel 7 Weitere Anderung des Einkommensteuergesetzes

Artikel 8 Anderung der Einkommensteuer-Durchfiihrungsverordnung

Artikel 9 Weitere Anderung der Einkommensteuer-Durchfiihrungsverordnung

Artikel 10  Anderung des Umwandlungssteuergesetzes

Artikel 11 Anderung der Abgabenordnung

Artikel 12 Weitere Anderung der Abgabenordnung

Artikel 13 Weitere Anderung der Abgabenordnung

Artikel 14  Weitere Anderung der Abgabenordnung

Artikel 15  Anderung des Einfilhrungsgesetzes zur Abgabenordnung

Artikel 16  Weitere Anderung des Einfiihrungsgesetzes zur Abgabenordnung

Artikel 17 Weitere Anderung des Einfiihrungsgesetzes zur Abgabenordnung

Artikel 18  Weitere Anderung des Einfiihrungsgesetzes zur Abgabenordnung

Artikel 19  Anderung des Finanzverwaltungsgesetzes

D) Artikel 40 dient der Umsetzung der Richtlinie (EU) 2021/514 des Rates vom 22. Marz 2021 zur

Anderung der Richtlinie 2011/16/EU uiber die Zusammenarbeit der Verwaltungsbehérden im Bereich
der Besteuerung (ABI. L 104 vom 25.3.2021, S. 1).
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Artikel 20  Weitere Anderung des Finanzverwaltungsgesetzes

Artikel 21 Anderung der Finanzgerichtsordnung

Artikel 22 Anderung des Korperschaftsteuergesetzes

Artikel 23 Weitere Anderung des Korperschaftsteuergesetzes

Artikel 24 Anderung des Gewerbesteuergesetzes

Artikel 25  Weitere Anderung des Gewerbesteuergesetzes

Artikel 26 Weitere Anderung des Gewerbesteuergesetzes

Artikel 27 Anderung des Umsatzsteuergesetzes

Artikel 28  Weitere Anderung des Umsatzsteuergesetzes

Artikel 29 Weitere Anderung des Umsatzsteuergesetzes

Artikel 30  Anderung der Umsatzsteuer-Durchfiihrungsverordnung
Artikel 31  Anderung des Investmentsteuergesetzes

Artikel 32 Anderung des Forschungszulagengesetzes

Artikel 33 Weitere Anderung des Forschungszulagengesetzes

Artikel 34 Anderung des Erbschaftsteuer- und Schenkungsteuergesetzes
Artikel 35  Weitere Anderung des Erbschaftsteuer- und Schenkungsteuergesetzes
Artikel 36 Anderung des Bewertungsgesetzes

Artikel 37 Anderung des Bodenschatzungsgesetzes

Artikel 38  Weitere Anderung des Bodenschatzungsgesetzes

Artikel 39 Anderung des Grunderwerbsteuergesetzes

Artikel 40  Anderung des Handelsgesetzbuchs

Artikel 41  Anderung des Einfiihrungsgesetzes zum Handelsgesetzbuch
Artikel 42  Anderung des EU-Amtshilfegesetzes
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Artikel 44  Folgeanderungen
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Artikel 1

Gesetz zur steuerlichen Férderung von Investitionen in den
Klimaschutz

(Klimaschutz-Investitionspramiengesetz — KlimalnvPG)

§1
Anspruchsberechtigte

(1) Anspruchsberechtigt sind Steuerpflichtige im Sinne des Einkommensteuer- und
des Korperschaftsteuergesetzes, soweit sie steuerpflichtige Einklinfte im Sinne des § 2
Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 des Einkommensteuergesetzes erzielen und nicht von der
Besteuerung befreit sind.

(2) Bei Mitunternehmerschaften im Sinne des § 15 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 des
Einkommensteuergesetzes ist die Mitunternehmerschaft Anspruchsberechtigter. Nach § 1la
des Korperschaftsteuergesetzes optierende Gesellschaften sind als Steuerpflichtige im
Sinne des Korperschaftsteuergesetzes anspruchsberechtigt.

§2
Begunstigte Klimaschutz-Investitionen

(1) Beglnstigt ist die Anschaffung oder Herstellung eines neuen abnutzbaren
beweglichen Wirtschaftsguts des Anlagevermbégens sowie MalBhahmen an einem
bestehenden beweglichen abnutzbaren Wirtschaftsgut des Anlagevermégens, die zu
nachtraglichen Anschaffungs- oder Herstellungskosten fihren (begunstigte Investition),
wenn das Wirtschaftsgut
1. in einem Einsparkonzept enthalten ist,

2. dazu dient, dass der Anspruchsberechtigte im Rahmen seiner betrieblichen Tatigkeit
die Energieeffizienz verbessert und damit

a) geltende Unionsnormen Ubertrifft oder

b) bereits angenommene, aber noch nicht in Kraft getretenen Unionsnhormen erfullt,
sofern die Investition spatestens 18 Monate vor Inkrafttreten der Norm
durchgefuhrt und abgeschlossen wird,

3. im Jahr der Anschaffung oder Herstellung oder der Beendigung der Malihahme sowie
im darauffolgenden Wirtschaftsjahr in einer inlandischen Betriebsstatte des Betriebs
des Anspruchsberechtigten ausschliel3lich oder fast ausschlieZlich betrieblich genutzt
wird.

Nicht beglnstigt sind Investitionen

1. fur Kraft-Warme-Kopplung,

2. fur Fernwérme und/oder Fernkalte oder
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3. fur Energieanlagen, die mit fossilen Brennstoffen, einschlie3lich Erdgas, betrieben
werden.

(2) Das nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 erforderliche Einsparkonzept muss mit Hilfe
eines im Programm ,Bundesférderung Energieberatung flir Nichtwohngebaude, Anlagen
und Systeme (EBN) - Modul 1: Energieaudit DIN EN 16247 zugelassenen Energieberaters
erstellt worden sein und die wesentlichen Anforderungen an ein Energieaudit nach
DIN EN 16247-1im Sinne des § 8a des Gesetzes Uber Energiedienstleistungen und andere
EnergieeffizienzmalRnahmen vom 4. November 2010 (BGBI. | S. 1483), das zuletzt durch
Artikel 5 des Gesetzes vom 8. August 2020 (BGBI. | S. 1728) geandert worden ist (EDL-G)
erfullen. Soweit der Anspruchsberechtigte Gber ein nach DIN EN ISO 50001 oder Eco-
Management and Audit Scheme (EMAS) zertifiziertes  Energie-  oder
Umweltmanagementsystem verfligt, kann das Einsparkonzept durch einen eigenen
Energiemanager erstellt werden. Der Energieberater oder der unternehmenseigene
Energiemanager hat die Einhaltung der nach Absatz 1 Satz 1l Nummer 2 und Satz 2
erforderlichen Voraussetzungen schriftlich zu bestatigen.

(3) Die Investitionspramie kann fir die nach dem Absatz 1 begtinstigten Investitionen
nur in Anspruch genommen werden, wenn die forderfahigen Aufwendungen mindestens
5 000 Euro betragen.

83
Forderzeitraum

(1) Die Investition im Sinne des 82 Absatz1 ist begunstigt, wenn sie der
Anspruchsberechtigte nach dem ... [einsetzen: 31. Dezember 2023 frihestens Datum des
Tages der Verkindung des Gesetzes] begonnen und vor dem 1.Januar 2030
abgeschlossen hat. Nach dem 31. Dezember 2029 abgeschlossene Investitionen sind nur
beglnstigt, soweit vor dem 1. Januar 2030 Teilherstellungskosten entstanden oder
Anzahlungen auf Anschaffungskosten geleistet werden.

(2) Die Investition ist in dem Zeitpunkt begonnen, in dem das Wirtschaftsgut
verbindlich bestellt oder mit seiner Herstellung begonnen worden ist. Nachtragliche
Herstellungsarbeiten oder Arbeiten, die zu nachtraglichen Anschaffungskosten fiihren, sind
in dem Zeitpunkt begonnen, indem entweder die erste Bestellung fur die Lieferung von
Material ausgeldst wird oder, soweit keine Lieferung erfolgt, wenn mit den Arbeiten
begonnen wird. Investitionen sind in dem Zeitpunkt abgeschlossen, in dem die
Wirtschaftsguter angeschafft oder hergestellt sind.

§4

Forderfahige Aufwendungen, Bemessungsgrundlage und Hohe der
Investitionspramie

(1) Zum forderfahigen Aufwand gehoéren die nachgewiesenen Anschaffungs- und
Herstellungskosten sowie die vor dem 1. Januar 2030 entstandenen Teilherstellungskosten
und geleisteten Anzahlungen auf Anschaffungskosten einer nach § 2 Absatz1 in
Verbindung mit § 3 Absatz 1 beglnstigten Investition.

(2) Bemessungsgrundlage ist die Summe der férderfahigen Aufwendungen im Sinne
des Absatzes 1. Die Bemessungsgrundlage betragt im Férderzeitraum insgesamt maximal
200 Millionen Euro pro Anspruchsberechtigten.
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(3) Die Investitionspramie betrdgt 15 Prozent der Bemessungsgrundlage nach
Absatz 2.

(4) Werden fiur eine nach diesem Gesetz beglnstigte Investition neben der
Investitionspramie nach diesem Gesetz weitere Beihilfen gewahrt, darf die Summe dieser
Beihilfen einschlie3lich der Investitionspramie den Betrag von 30 Millionen Euro pro
Anspruchsberechtigten und Investitionsvorhaben nicht Ubersteigen.

§5
Antrag auf Investitionspramie

(1) Die Investitionspramie wird auf Antrag des Anspruchsberechtigten gewahrt, soweit
der Anspruch nach Absatz 2 entstanden ist und die Bemessungsgrundlage nach § 4
Absatz 2 mindestens 10 000 Euro betragt. Jeder Anspruchsberechtigte kann nach dem
31. Dezember 2024 und vor dem 1.Januar 2032 maximal vier Antréage auf
Investitionspramie stellen.

(2) Der Anspruch auf die Investitionsprdmie entsteht im Zeitpunkt der Anschaffung
oder Herstellung der nach § 2 Absatz 1 begtinstigten Investitionen. Fir nicht bereits nach
Satz 1 begunstigte, vor dem 1. Januar 2030 entstandene Teilherstellungskosten oder
geleistete Anzahlungen auf Anschaffungskosten einer nach 8§ 2 Absatz 1 beglnstigten
Investition entsteht der Anspruch auf die Investitionspramie am 31. Dezember 2029.

(3) Der Antrag auf Investitionspramie ist ausschlieBlich elektronisch nach amtlich
vorgeschriebenem Datensatz Uber die amtlich bestimmte Schnittstelle bei dem fir die
Besteuerung des Anspruchsberechtigten nach dem Einkommen zustandigen Finanzamt zu
stellen. Dies gilt auch, wenn die Einkinfte nach 8§ 180 Absatz1 Satz 1 Nummer 2
Buchstabe b der Abgabenordnung gesondert festgestellt werden. Ist eine
Mitunternehmerschaft anspruchsberechtigt, so ist der Antrag bei dem Finanzamt zu stellen,
das fiur die gesonderte und einheitliche Feststellung der Einkiinfte zustandig ist.

(4) Indem Antrag nach Absatz 1 sind die nach 8§ 2 Absatz 1 begunstigten Investitionen
so genau zu bezeichnen, dass eine Uberpriifung maglich ist. In dem Antrag nach Absatz 1
sind zudem alle weiteren nach diesem Gesetz erforderlichen Angaben aufzunehmen, die
fur eine Prifung der Anspruchsvoraussetzungen erforderlich sind. Dazu gehéren
insbesondere die Angaben, die fiur die Feststellung der Voraussetzungen nach 8§ 4
Absatz 4, § 6 Absatz 2 und § 7 erforderlich sind.

(5) Dem Antrag nach Absatz 1 ist das nach §2 Absatz1 Satz1 Nummer 1 in
Verbindung mit § 2 Absatz 2 und 3 erforderliche Einsparkonzept sowie eine schriftliche
Bestatigung des Energieberaters oder des eigenen Energiemanagers, mit dessen Hilfe das
Einsparkonzept erstellt wurde, elektronisch beizufligen, dass die im Antrag aufgefihrten
Investitionen mit den im Einsparkonzept enthaltenen Mal3nahmen Ubereinstimmen und die
nach 82 Absatzl Satzl Nummer2 und 82 Absatzl1l Satz?2 erforderlichen
Voraussetzungen erfillen.

§6
Kumulierung mit anderen staatlichen Forderungen oder Beihilfen

(1) Die Investitionsprdmie kann vorbehaltlich des Absatzes 2 neben anderen
staatlichen Fdrderungen oder Beihilfen flr beglnstigte Investitionen im Sinne des § 2
Absatz 1 gewéhrt werden.
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(2) Die Anschaffungs- oder Herstellungskosten einer nach § 2 Absatz 1 beguinstigten
Investition dirfen nicht in die forderfahigen Aufwendungen im Sinne des 8§ 4 Absatz 1
einbezogen werden, wenn sie bereits im Rahmen anderer staatlicher Férderungen oder
Beihilfen geférdert wurden oder werden.

§7
Anzuwendende Rechtsvorschriften der Europaischen Union

(1) Auf dieses Gesetz findet die Verordnung (EU) Nr. 651/2014 der Kommission vom
17. Juni 2014 zur Feststellung der Vereinbarkeit bestimmter Gruppen von Beihilfen mit dem
Binnenmarkt in Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags tber die Arbeitsweise der
Europaischen Union, (ABI. L 187 vom 26.6.2014, S. 1, L 283, S. 65), die zuletzt durch die
Verordnung (EU) 2023/1315 der Kommission vom 23. Juni 2023 (ABI. L 167/1 vom
30.6.2023) geandert wurde, in der jeweils geltenden Fassung Anwendung.

(2) Ein Anspruch nach diesem Gesetz besteht nicht fir Unternehmen in
Schwierigkeiten im Sinne des Artikel 1 Absatz 4 Buchstabe c und des Artikel 2 Nummer 18
der Verordnung (EU) Nr. 651/2014 und soweit inre Anwendung nach Artikel 1 Absatz 3 und
Absatz 6 der Verordnung (EU) Nr. 651/2014 ausgeschlossen ist.

(3) Die Gewahrung der Investitionspramie ist nicht zuléssig, solange derjenige, der die
Investitionspramie beantragt, zur Rickzahlung von Beihilfen auf Grund eines Beschlusses
der Kommission zur Feststellung der Unzulassigkeit einer Beihilfe und ihrer Unvereinbarkeit
mit dem Binnenmarkt verpflichtet worden und dieser Riickzahlungsanforderung nicht
nachgekommen ist.

§8
Festsetzung und Auszahlung der Investitionspramie

Die Investitionspramie ist in einem Investitionspramienbescheid festzusetzen und
innerhalb eines Monats nach seiner Bekanntgabe aus den Einnahmen an
Einkommensteuer, bei Steuerpflichtigen im Sinne des Kérperschaftsteuergesetzes aus den
Einnahmen an Koérperschaftsteuer auszuzahlen.

§9
Ertragsteuerliche Behandlung der Investitionspramie

Wurden die Anschaffungs- oder Herstellungskosten einer nach 8§ 2 Absatz 1
beglnstigten Investition in der Bemessungsgrundlage nach 8§ 4 Absatz 2 berlcksichtigt, ist
die Absetzung fur Abnutzung nach 8§ 7 des Einkommensteuergesetzes, die erhdhte
Absetzung und eine Sonderabschreibung dieser begunstigten Investition ab dem Zeitpunkt
der Festsetzung der Investitionspramie von den insoweit um die Investitionspramie
geminderten Anschaffungs- oder Herstellungskosten vorzunehmen. Soweit die
Investitionspramie im Zeitpunkt der Festsetzung den Restbuchwert Ubersteigt, ist sie
gewinnerhdhend zu erfassen.
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§10
Anwendung der Abgabenordnung und anderer Normen

(1) Die fur Steuervergutungen geltenden Vorschriften der Abgabenordnung sind mit
Ausnahme des § 163 der Abgabenordnung entsprechend anzuwenden. Fir die Prifung
der Antrags-, Anspruchs- und Verbleibensvoraussetzungen finden die § 194 ff. der
Abgabenordnung entsprechend Anwendung. In 6ffentlich-rechtlichen Streitigkeiten Uber die
auf Grund dieses Gesetzes ergehenden Verwaltungsakte der Finanzbehérden ist der
Finanzrechtsweg gegeben.

(2) Die in diesem Gesetz verwendeten Begriffe, die dem Einkommensteuerrecht
entnommen worden sind, sind nach den fir die Einkommensbesteuerung mafRgebenden
Grundsatzen auszulegen.

§11
Verzinsung des Riuckforderungsanspruchs

Ist der Investitionspramienbescheid nach 8 8 aufgehoben oder zuungunsten des
Anspruchsberechtigten geéandert worden, ist der Riuckzahlungsanspruch nach Mal3gabe
des § 238 Absatz 1 und des § 239 der Abgabenordnung vom Tag der Auszahlung der
Investitionspramie an zu verzinsen. Der Zinslauf endet mit Ablauf des Tages, an dem der
geadnderte Investitionspramienbescheid wirksam geworden ist. Zinsschuldner ist der
Anspruchsberechtigte. Die Festsetzungsfrist fur die Zinsfestsetzung beginnt mit Ablauf des
Kalenderjahres, in dem der Investitionspramienbescheid aufgehoben oder geéndert
worden ist.

§12
Anwendung von Straf- und Bul3geldvorschriften der Abgabenordnung

Fur die Investitionspramie gelten die Strafvorschriften des § 370 Absatz 1 bis 4, der
88 371, 375 Absatz 1 und des § 376 sowie die BuRRgeldvorschriften der 8§ 378 und 379
Absatz 1 und 4 und der 88 383 und 384 der Abgabenordnung entsprechend. Fir das
Strafverfahren wegen einer Straftat nach Satz 1 sowie der Beginstigung einer Person, die
eine solche Tat begangen hat, gelten die 88 385 bis 408, fir das Bul3geldverfahren wegen
einer Ordnungswidrigkeit nach Satz1l die 88409 bis412 der Abgabenordnung
entsprechend.

§13
Bekanntmachungserlaubnis
Das Bundesministerium der Finanzen wird ermachtigt, den Wortlaut dieses Gesetzes

in der jeweils geltenden Fassung mit neuem Datum im Bundesgesetzblatt bekannt zu
machen.
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8§14
Evaluierung
Die Bundesregierung wird die Anwendung dieses Gesetzes spatestens im Jahr 2029
auf wissenschaftlicher Grundlage und auf der Basis eines von der Europaischen

Kommission genehmigten Evaluierungsplanes evaluieren. Die Bundesregierung
unterrichtet den Deutschen Bundestag tber die Ergebnisse der Evaluierung.

§15
Anwendungsregelung
(1) Das Gesetz ist nach Ablauf von 6 Monaten nach Inkrafttreten bei einem positiven
Beschluss der Europaischen Kommission gemal Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe a der
Verordnung  (EU)  Nr. 651/2014 ununterbrochen  bis zum  Wegfall der
Freistellungsvoraussetzungen oder eines Rechtsaktes, der an ihre Stelle tritt, anwendbar.

(2) Das Bundesministerium der Finanzen hat

1. den Beschluss der Europaischen Kommission gemalR Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe a
der Verordnung (EU) Nr. 651/2014 sowie

2. den Tag des Wegfalls der Freistellungsvoraussetzungen

im Bundesgesetzblatt bekannt zu machen.

Artikel 2

Anderung des Einkommensteuergesetzes

Das Einkommensteuergesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 8. Oktober
2009 (BGBI. I S. 3366, 3862), das zuletzt durch Artikel 8 Absatz 3 des Gesetzes vom 20.
Dezember 2022 (BGBI. | S. 2730) geandert worden ist, wird wie folgt geandert:

1. In der Inhaltsiibersicht werden die Uberschrift des Abschnittes XVI und die Angaben
zu den 88 123 bis 126 gestrichen.

2. Die Uberschrift des Abschnittes XVI wird gestrichen.

3. Die 88 123 bis 126 werden aufgehoben.

Artikel 3

Weitere Anderung des Einkommensteuergesetzes

8 7 Absatz 4 Satz 2 des Einkommensteuergesetzes, das zuletzt durch Artikel 2 dieses
Gesetzes geandert worden ist, wird wie folgt gefasst:
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,Betragt die tatsachliche Nutzungsdauer eines Gebdudes in den Fallen des Satzes 1
Nummer 1 und Nummer 2 Buchstabe a weniger als 33 Jahre, in den Fallen des Satzes 1
Nummer 2 Buchstabe b weniger als 50 Jahre, in den Fallen des Satzes 1 Nummer 2
Buchstabe ¢ weniger als 40 Jahre, so kdnnen anstelle der Absetzungen nach Satz 1 die
der tatsachlichen Nutzungsdauer entsprechenden Absetzungen fiir Abnutzung
vorgenommen werden.”

Artikel 4

Weitere Anderung des Einkommensteuergesetzes

Das Einkommensteuergesetz, das zuletzt durch Artikel 3 dieses Gesetzes gedndert
worden ist, wird wie folgt gedndert:

1. 8§ 6 wird wie folgt geandert:

a) In Absatz 1 Nummer 4 Satz 2 Nummer 3 und Satz 3 Nummer 3 wird jeweils die
Angabe ,60 000 Euro® durch die Angabe ,80 000 Euro® ersetzt.

b) In Absatz 2 Satz 1 wird die Angabe ,800 Euro“ durch die Angabe ,1 000 Euro®
ersetzt.

c) Absatz 2a wird wie folgt gedndert:
aa) In Satz 1 wird die Angabe ,1 000 Euro“ durch die Angabe ,5 000 Euro” ersetzt.

bb) In Satz 2 werden die Wérter ,vier Wirtschaftsjahren® durch die Worter ,zwei
Wirtschaftsjahren® und die Worter ,mit jeweils einem Funftel“ durch die Worter
»Mit jeweils einem Drittel* ersetzt.

2. In § 6b Absatz 6 Satz 2 werden die Worter ,§ 7 Absatz 4 Satz 1 und Absatz 5 durch
die Worter ,§ 7 Absatz 4 Satz 1, Absatz 5 und 5a“ ersetzt.

3. 8§ 7 wird wie folgt geéndert:

a) In Absatz 2 Satz 1 werden nach der Angabe ,1. Januar 2023“ die Worter ,oder
nach dem 30. September 2023 und vor dem 1. Januar 2025“ eingeflgt.

b) Nach Absatz 5 wird folgender Absatz 5a eingeflgt:

»(5a)Bei Gebauden, die in einem Mitgliedstaat der Europaischen Union oder
einem anderen Staat belegen sind, auf den das Abkommen Uber den
Europaischen Wirtschaftsraum (EWR-Abkommen) angewendet wird, soweit sie
Wohnzwecken dienen und vom Steuerpflichtigen hergestellt oder bis zum Ende
des Jahres der Fertigstellung angeschafft worden sind, kann statt der Absetzung
fur Abnutzung in gleichen Jahresbetragen nach Absatz 4 Nummer 2 Buchstabe a
die Absetzung fur Abnutzung in fallenden Jahresbetragen erfolgen, wenn mit der
Herstellung nach dem 30. September 2023 und vor dem 1. Oktober 2029
begonnen wurde oder die Anschaffung auf Grund eines nach dem 30. September
2023 und vor dem 1. Oktober 2029 rechtswirksam abgeschlossenen
obligatorischen Vertrags erfolgt. Als Beginn der Herstellung gilt das Datum in der
nach den jeweiligen landesrechtlichen Vorschriften einzureichenden
Baubeginnsanzeige. Sollten landesrechtlich im Einzelfall keine
Baubeginnsanzeigen vorgeschrieben sein, hat der Steuerpflichtige zu erklaren,
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dass er den Baubeginn gegentber der zustadndigen Baubehorde freiwillig
angezeigt hat. Die Absetzung fur Abnutzung in fallenden Jahresbetragen kann
nach einem unveranderlichen Prozentsatz in Héhe von 6 Prozent vom jeweiligen
Buchwert (Restwert) vorgenommen werden. Absatz 1 Satz 4 gilt entsprechend.
Bei Gebauden, bei denen die Absetzung fiir Abnutzung in fallenden
Jahresbetragen bemessen wird, sind Absetzungen fir auf3ergewothnliche
technische oder wirtschaftliche Abnutzung nicht zulassig. Der Ubergang von der
Absetzung fur Abnutzung in fallenden Jahresbetrdgen zur Absetzung fur
Abnutzung in gleichen Jahresbetragen ist zulassig. Die weitere Absetzung fir
Abnutzung erfolgt nach dem Ubergang zur Absetzung fiir Abnutzung nach
Absatz 4 Nummer 2 Buchstabe a vom Restwert.”

c) Der bisherige Absatz 5a wird Absatz 5b und in diesem werden die Worter ,Absatze
4 und 5* durch die Worter ,Absatze 4 bis 5a“ ersetzt.

In § 7a Absatz 9 wird die Angabe ,§ 7 Absatz 5a“ durch die Angabe ,§ 7 Absatz 5b"
ersetzt.

In 8 7g Absatz 5 wird die Angabe ,20 Prozent* durch die Angabe ,50 Prozent® ersetzt.

In 8§ 7h Absatz1 Satz1 und § 7i Absatz 1 Satz 1 werden jeweils die Worter ,8 7
Absatz 4 und 5“ durch die Worter ,8 7 Absatz 4 bis 5a“ ersetzt.

In 8 10 Absatz 1 Nummer 2 Satz 3 werden die Worter ,,§ 93 Absatz 3 Satz 2“ durch die
Worter ,§ 93 Absatz 3 Satz 2 oder 4“ ersetzt.

In 8 10a Absatz 1a Satz 1 werden nach dem Wort ,beantragen” die Worter ,oder auf
den Ehegatten Ubertragen haben® eingeflgt.

8 19 Absatz 2 Satz 3 wird wie folgt gefasst:

,Der malRgebende Prozentsatz, der Hochstbetrag des Versorgungsfreibetrags und der
Zuschlag zum Versorgungsfreibetrag sind der nachstehenden Tabelle zu entnehmen:

Jahr des . Versorgungsfreibetrag y Zuschla% thr)nt
\Versorgungsbeginns Verso;g:/r:;setr)ezijge Hochstbetrag in Euro ersorgitrj]ngjrgel erad

bis 2005 40,0 3000 900
ab 2006 38,4 2880 864

2007 36,8 2760 828

2008 35,2 2640 792

2009 33,6 2520 756

2010 32,0 2400 720

2011 30,4 2280 684

2012 28,8 2160 648

2013 27,2 2040 612

2014 25,6 1920 576

2015 24,0 1800 540

2016 22,4 1680 504

2017 20,8 1560 468

2018 19,2 1440 432

2019 17,6 1320 396
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2020 16,0 1200 360
2021 15,2 1140 342
2022 14,4 1080 324
2023 14,0 1050 315
2024 13,6 1020 306
2025 13,2 990 297
2026 12,8 960 288
2027 12,4 930 279
2028 12,0 900 270
2029 11,6 870 261
2030 11,2 840 252
2031 10,8 810 243
2032 10,4 780 234
2033 10,0 750 225
2034 9,6 720 216
2035 9,2 690 207
2036 8,8 660 198
2037 8,4 630 189
2038 8,0 600 180
2039 7,6 570 171
2040 7,2 540 162
2041 6,8 510 153
2042 6,4 480 144
2043 6,0 450 135
2044 5,6 420 126
2045 52 390 117
2046 4.8 360 108
2047 4,4 330 99
2048 4,0 300 90
2049 3,6 270 81
2050 3,2 240 72

2051 2,8 210 63
2052 2,4 180 54

2053 2,0 150 45

2054 1,6 120 36

2055 1,2 90 27

2056 0,8 60 18

2057 0,4 30 9

2058 0,0 0 0“.

10. § 22 Nummer 1 Satz 3 Buchstabe a Doppelbuchstabe aa Satz 3 wird wie folgt gefasst:
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,Der der Besteuerung unterliegende Anteil ist nach dem Jahr des Rentenbeginns und
dem in diesem Jahr malRgebenden Prozentsatz aus der nachstehenden Tabelle zu

entnehmen:
Jahr des Besteuerungsanteil Jahr des Besteuerungsanteil
Rentenbeginns in % Rentenbeginns in %
bis 2005 50,0 2032 87,0
ab 2006 52,0 2033 87,5
2007 54,0 2034 88,0
2008 56,0 2035 88,5
2009 58,0 2036 89,0
2010 60,0 2037 89,5
2011 62,0 2038 90,0
2012 64,0 2039 90,5
2013 66,0 2040 91,0
2014 68,0 2041 91,5
2015 70,0 2042 92,0
2016 72,0 2043 92,5
2017 74,0 2044 93,0
2018 76,0 2045 93,5
2019 78,0 2046 94,0
2020 80,0 2047 94,5
2021 81,0 2048 95,0
2022 82,0 2049 95,5
2023 82,5 2050 96,0
2024 83,0 2051 96,5
2025 83,5 2052 97,0
2026 84,0 2053 97,5
2027 84,5 2054 98,0
2028 85,0 2055 98,5
2029 85,5 2056 99,0
2030 86,0 2057 99,5
2031 86,5 2058 100,0".

11. 8§ 24a Satz 5 wird wie folgt gefasst:

,Der malRgebende Prozentsatz und der Hochstbetrag des Altersentlastungsbetrags
sind der nachstehenden Tabelle zu entnehmen:

Das auf die Vollendung des 64. Altersentlastungsbetrag
Lebensjahres folgende ] ] -
Kalenderjahr in % der Einkunfte Hochstbetrag in Euro
2005 40,0 1900
2006 38,4 1824
2007 36,8 1748
2008 35,2 1672
2009 33,6 1596
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2010 32,0 1520
2011 30,4 1444
2012 28,8 1368
2013 27,2 1292
2014 25,6 1216
2015 24,0 1140
2016 224 1064
2017 20,8 988
2018 19,2 912
2019 17,6 836
2020 16,0 760
2021 15,2 722
2022 14,4 684
2023 14,0 665
2024 13,6 646
2025 13,2 627
2026 12,8 608
2027 12,4 589
2028 12,0 570
2029 11,6 551
2030 11,2 532
2031 10,8 513
2032 10,4 494
2033 10,0 475
2034 9,6 456
2035 9,2 437
2036 8,8 418
2037 8,4 399
2038 8,0 380
2039 7.6 361
2040 7,2 342
2041 6,8 323
2042 6,4 304
2043 6,0 285
2044 5,6 266
2045 5,2 247
2046 48 228
2047 4.4 209
2048 4,0 190
2049 36 171
2050 32 152
2051 2,8 133
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2052 2,4 114
2053 2,0 95
2054 1,6 76
2055 12 57
2056 0,8 38
2057 0,4 19
2058 0,0 0.

12. § 34a wird wie folgt gefasst:

»8 34a
Begiinstigung der nicht entnommenen Gewinne

(1) Sind in dem zu versteuernden Einkommen nicht entnommene Gewinne aus
Land- und Forstwirtschaft, Gewerbebetrieb oder selbstandiger Arbeit (8 2 Absatz 1
Satz 1 Nummer 1 bis 3) im Sinne des Absatzes 2 enthalten, ist die Einkommensteuer
fir diese Gewinne auf Antrag des Steuerpflichtigen ganz oder teilweise mit einem
Steuersatz von 28,25 Prozent zu berechnen; dies gilt nicht, soweit fir die Gewinne der
Freibetrag nach 8§ 16 Absatz 4 oder die SteuerermafRigung nach 8§ 34 Absatz 3 in
Anspruch genommen wird oder es sich um Gewinne im Sinne des § 18 Absatz 1
Nummer 4 handelt. Der Antrag nach Satz1l ist fir jeden Betrieb oder
Mitunternehmeranteil flir jeden Veranlagungszeitraum gesondert bei dem fur die
Einkommensbesteuerung zustandigen Finanzamt zu stellen. § 233a Absatz 2a der
Abgabenordnung ist entsprechend anzuwenden. Bei Mitunternehmeranteilen kann der
Steuerpflichtige den Antrag nur stellen, wenn sein Anteil am nach § 4 Absatz 1 Satz 1
oder 8 5 ermittelten Gewinn mehr als 10 Prozent betragt oder 10 000 Euro tbersteigt.
Der Antrag kann bis zur Unanfechtbarkeit des Einkommensteuerbescheids fur den
nachsten Veranlagungszeitraum vom Steuerpflichtigen ganz oder teilweise
zurickgenommen werden; der Einkommensteuerbescheid ist entsprechend zu &ndern.
Die Festsetzungsfrist endet insoweit nicht, bevor die Festsetzungsfrist flir den nachsten
Veranlagungszeitraum abgelaufen ist.

(2) Der nicht entnommene Gewinn des Betriebs oder Mitunternehmeranteils ist
der nach 8 4 Absatz 1 Satz 1 oder 8 5 ermittelte Gewinn vermindert um den positiven
Saldo der Entnahmen und Einlagen des Wirtschaftsjahres vermehrt um die
Gewerbesteuer des Wirtschaftsjahres. Entnahmen fur die Zahlung der
Einkommensteuer nach Absatz1l Satz1l und des darauf entfallenden
Solidaritatszuschlages bleiben au3er Ansatz. Entnahmen gelten vorrangig bis zur
Hohe der Einkommensteuer im Sinne des Absatzes 1 Satz 1 und des darauf
entfallenden Solidaritatszuschlags als zur Zahlung dieser Betrage verwendet.

(3) Der Begunstigungsbetrag ist der im Veranlagungszeitraum nach Absatz 1
Satz1l auf Antrag beglnstigte Gewinn. Der Beglnstigungsbetrag des
Veranlagungszeitraums, vermindert um die darauf entfallende Steuerbelastung nach
Absatz1 und den darauf entfallenden Solidaritatszuschlag, vermehrt um den
nachversteuerungspflichtigen Betrag des Vorjahres und den auf diesen Betrieb oder
Mitunternehmeranteil nach Absatz 5 Ubertragenen nachversteuerungspflichtigen
Betrag, vermindert um den Nachversteuerungsbetrag im Sinne des Absatzes 4 und
den auf einen anderen Betrieb oder Mitunternehmeranteil nach Absatz 5 Ubertragenen
nachversteuerungspflichtigen Betrag, ist der nachversteuerungspflichtige Betrag des
Betriebs oder Mitunternehmeranteils zum Ende des Veranlagungszeitraums. Dieser ist
fur jeden Betrieb oder Mitunternehmeranteil jahrlich gesondert festzustellen.
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(4) Ubersteigt der positive Saldo der Entnahmen und Einlagen des
Wirtschaftsjahres bei einem Betrieb oder Mitunternehmeranteil den nach 8§ 4 Absatz 1
Satz 1 oder 85 ermittelten Gewinn (Nachversteuerungsbetrag), ist vorbehaltlich
Absatz5 eine Nachversteuerung durchzufiihren, soweit zum Ende des
vorangegangenen Veranlagungszeitraums ein nachversteuerungspflichtiger Betrag
nach Absatz3 festgestellt wurde. Die Einkommensteuer auf den
Nachversteuerungsbetrag betragt 25 Prozent. Der Nachversteuerungsbetrag ist um
die Betrage, die fiir die Erbschaftsteuer (Schenkungsteuer) anlasslich der Ubertragung
des Betriebs oder Mitunternehmeranteils entnommen wurden, zu vermindern.

(5) Die Ubertragung oder Uberfilhrung eines Wirtschaftsguts nach § 6 Absatz 5
Satz 1 bis 3 fUhrt unter den Voraussetzungen des Absatzes 4 zur Nachversteuerung.
Eine Nachversteuerung findet nicht statt, wenn der Steuerpflichtige beantragt, den
nachversteuerungspflichtigen Betrag in H6he des Buchwerts des Ubertragenen oder
Uberfuhrten Wirtschaftsguts, hochstens jedoch in Hohe des
Nachversteuerungsbetrags, den die Ubertragung oder Uberfihrung des
Wirtschaftsguts ausgelost hatte, auf den anderen Betrieb oder Mitunternehmeranteil zu
Ubertragen.

(6) Eine Nachversteuerung des nachversteuerungspflichtigen Betrags nach
Absatz 4 ist durchzufiihren

1. in den Fallen der BetriebsverauRerung oder -aufgabe im Sinne der 88 14, 16
Absatz 1 und 3 sowie des § 18 Absatz 3,

2. in den Fallen der Einbringung eines Betriebs oder Mitunternehmeranteils in eine
Kapitalgesellschaft oder eine Genossenschaft sowie in den Fallen des
Formwechsels einer Personengesellschaft in eine Kapitalgesellschaft oder
Genossenschatft,

3. in den Fallen der unentgeltlichen Ubertragung eines Betriebs oder
Mitunternehmeranteils nach § 6 Absatz 3, wenn die Ubertragung an eine
Kdrperschaft, Personenvereinigung oder Vermdgensmasse erfolgt. Ein Fall der
unentgeltlichen Ubertragung liegt auch vor, wenn der Mitunternehmer ausscheidet
und sein Anteil dem Ubrigen Mitunternehmer oder den tbrigen Mitunternehmern
unentgeltlich anwéachst. Dies gilt entsprechend fir eine unentgeltliche Ubertragung
auf eine Mitunternehmerschaft, soweit der Betrieb oder der Mitunternehmeranteil
einer Korperschaft, Personenvereinigung oder Vermdgensmasse als
Mitunternehmer zuzurechnen ist,

4. wenn der Gewinn nicht mehr nach § 4 Absatz 1 Satz 1 oder § 5 ermittelt wird oder
5. wenn der Steuerpflichtige dies beantragt.

Eine anteilige Nachversteuerung des nachversteuerungspflichtigen Betrags ist
durchzufiihren

1. in den Fdallen der entgeltlichen Aufnahme eines Mitunternehmers in ein
bestehendes Einzelunternehmen oder der Verdufllerung eines Teils eines
Mitunternehmeranteils,

2. in den Fallen der Einbringung eines Teilbetriebs oder eines Teils eines
Mitunternehmeranteils in eine Kapitalgesellschaft oder Genossenschatft,

3. in den Fallen der unentgeltlichen Ubertragung eines Teilbetriebs oder Teils eines
Mitunternehmeranteils oder der unentgeltlichen Aufnahme eines Mitunternehmers
in ein bestehendes Einzelunternehmen, wenn die Ubertragung an eine
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Korperschaft, Personenvereinigung oder Vermodgensmasse erfolgt. Ein Fall der
unentgeltlichen  Ubertragung liegt auch vor, wenn der Teil des
Mitunternehmeranteils dem (Ubrigen Mitunternehmer oder den Ubrigen
Mitunternehmern unentgeltlich anwachst. Dies gilt entsprechend fir eine
unentgeltliche Ubertragung auf eine Mitunternehmerschaft, soweit der
Ubertragene Teil des Betriebs oder des Teils eines Mitunternehmeranteils einer
Kdrperschaft, Personenvereinigung oder Vermégensmasse als Mitunternehmer
zuzurechnen ist.

Absatz 7 Satz 3 gilt sinngemaR. In den Fallen von Satz 1 Nummer 1 bis 3 und Satz 2
ist die nach Absatz 4 geschuldete Einkommensteuer auf Antrag des Steuerpflichtigen
oder seines Rechtsnachfolgers in regelmaRigen Teilbetragen fir einen Zeitraum von
hdchstens zehn Jahren seit Eintritt der ersten Falligkeit zinslos zu stunden, wenn ihre
alsbaldige Einziehung mit erheblichen Harten fur den Steuerpflichtigen verbunden
ware.

(7) In den Fallen der unentgeltlichen Ubertragung eines Betriebs oder
Mitunternehmeranteils nach 86 Absatz3 hat der Rechtsnachfolger den
nachversteuerungspflichtigen Betrag des Rechtsvorgangers fortzufihren; Absatz 6
Satz1l Nummer 3 und Satz2 Nummer 3 bleiben unberthrt. Bei unentgeltlicher
Aufnahme einer naturlichen Person in ein bestehendes Einzelunternehmen oder
unentgeltlicher Ubertragung eines Teils eines Mitunternehmeranteils auf eine
natlrliche Person hat der Rechtsnachfolger den nachversteuerungspflichtigen Betrag
anteilig fortzufihren. MalRgeblich ist der Anteil des Ubertragenen Betriebsvermégens
an dem Betriebsvermdgen des Rechtsvorgangers vor der Ubertragung. In den Fallen
der Einbringung eines Betriebs oder Mitunternehmeranteils zu Buchwerten nach § 24
des Umwandlungssteuergesetzes geht der fiir den eingebrachten Betrieb oder
Mitunternehmeranteil festgestellte nachversteuerungspflichtige Betrag auf den neuen
Mitunternehmeranteil Uber. Bei Einbringung eines Teils eines Mitunternehmeranteils
zu Buchwerten nach 8§24 des Umwandlungssteuergesetzes geht der
nachversteuerungspflichtige Betrag anteilig auf den neuen Mitunternehmeranteil tber;
Satz 3 gilt entsprechend.

(8) Negative Einkinfte dirfen nicht mit ermaRigt besteuerten Gewinnen im Sinne
von Absatz 1 Satz 1 ausgeglichen werden; sie dirfen insoweit auch nicht nach § 10d
abgezogen werden.

(9) Zustandig fur den Erlass der Feststellungsbescheide Uber den
nachversteuerungspflichtigen Betrag ist das fir die Einkommensbesteuerung
zustandige Finanzamt. Die Feststellungsbescheide kbénnen nur insoweit angegriffen
werden, als sich der nachversteuerungspflichtige Betrag gegeniber dem
nachversteuerungspflichtigen Betrag des Vorjahres verandert hat. Die gesonderten
Feststellungen nach Satz 1 kdnnen mit dem Einkommensteuerbescheid verbunden
werden.

(10)Sind Einkunfte aus Land- und Forstwirtschaft, Gewerbebetrieb oder
selbstandiger Arbeit nach § 180 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 Buchstabe a oder b der
Abgabenordnung gesondert festzustellen, kbnnen auch die Hohe der Entnahmen und
Einlagen  sowie  weitere nach den Absatzenl bis7 erforderliche
Besteuerungsgrundlagen gesondert festgestellt werden. Zustandig fir die gesonderten
Feststellungen nach Satz 1 ist das Finanzamt, das fur die gesonderte Feststellung
nach 8 180 Absatz1 Satz1 Nummer 2 der Abgabenordnung zustandig ist. Die
gesonderten Feststellungen nach Satz 1 kdnnen mit der Feststellung nach § 180
Absatz1l Satz1l Nummer?2 der Abgabenordnung verbunden werden. Die
Feststellungsfrist flr die gesonderte Feststellung nach Satz 1 endet nicht vor Ablauf
der Feststellungsfrist fur die Feststellung nach 8 180 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 der
Abgabenordnung.
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(11) Der Bescheid tber die gesonderte Feststellung des
nachversteuerungspflichtigen Betrags ist zu erlassen, aufzuheben oder zu andern,
soweit der Steuerpflichtige einen Antrag nach Absatz 1 stellt oder diesen ganz oder
teilweise zurlcknimmt und sich die Besteuerungsgrundlagen im
Einkommensteuerbescheid andern. Dies gilt entsprechend, wenn der Erlass, die
Aufhebung oder Anderung des Einkommensteuerbescheids mangels steuerlicher
Auswirkung unterbleibt. Die Feststellungsfrist endet nicht, bevor die Festsetzungsfrist
fir den Veranlagungszeitraum abgelaufen ist, auf dessen Schluss der
nachversteuerungspflichtige Betrag und das nachversteuerungsfreie
Entnahmevolumen des Betriebs oder Mitunternehmeranteils gesondert festzustellen
sind. Der Einkommensteuerbescheid ist zu erlassen, aufzuheben oder zu andern,
soweit der Steuerpflichtige einen Antrag nach Absatz 1 stellt oder diesen ganz oder
teilweise  zuricknimmt und sich die gesonderte Feststellung des
nachversteuerungspflichtigen Betrags andert. Fur die Festsetzungsfrist gilt Satz 3
sinngeman.*

§ 50c wird wie folgt geandert:
a) Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 wird wie folgt gefasst:

»2. soweit es sich um Einkinfte eines beschrankt Steuerpflichtigen im Sinne des
8§ 50a Absatz1 Nummer 3 handelt, der Besteuerung der Einkinfte ein
Abkommen zur Vermeidung der Doppelbesteuerung entgegensteht und
durch die Vergiltung zuziiglich der dem beschrankt Steuerpflichtigen in
demselben Kalenderjahr vom Schuldner bereits zugeflossenen Vergitungen
10 000 Euro nicht tUberschritten werden.”

b) In Absatz 3 Satz 3 werden die Worter ,§ 50a Absatz 5 Satz 6 durch die Worter
»3 b0a Absatz 5 Satz 7“ ersetzt.

§ 52 wird wie folgt geandert:
a) Absatz 12 wird wie folgt geéndert:
aa) Nach Satz 4 wird folgender Satz eingeflgt:

.3 6 Absatz1 Nummer 4 Satz2 Nummer 3 und Satz 3 Nummer 3 in der
Fassung des Artikels 4 des Gesetzes vom ... (BGBI I. S. ...) [einsetzen: Datum
und Fundstelle des vorliegenden Anderungsgesetzes] ist erstmals fur
Kraftfahrzeuge anzuwenden, die nach dem 31. Dezember 2023 angeschafft
werden.*

bb) Nach dem bisherigen Satz 6 wird folgender Satz eingefilgt:

.3 6 Absatz 2 Satz 1 in der Fassung des Artikels 4 des Gesetzes vom ...
(BGBI. I S....) [einsetzen: Datum und Fundstelle des vorliegenden
Anderungsgesetzes] ist erstmals bei Wirtschaftsgiitern anzuwenden, die nach
dem 31.Dezember 2023 angeschafft, hergestellt oder in das
Betriebsvermdgen eingelegt werden.*

cc) Der bisherige Satz 8 wird aufgehoben.
dd) Nach dem bisherigen Satz 10 wird folgender Satz eingefugt:
»8 6 Absatz 2a Satz 1 und 2 in der Fassung des Artikels 4 des Gesetzes vom

. (BGBIL 1 S....) [einsetzen: Datum und Fundstelle des vorliegenden
Anderungsgesetzes] ist erstmals bei Wirtschaftsgiitern anzuwenden, die nach
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dem 31.Dezember 2023 angeschafft, hergestellt oder in das
Betriebsvermdégen eingelegt wurden.*

In Absatz 15 Satz 3 werden nach dem Wort ,Herstellung® die Wérter ,im Sinne des
Satzes 2 eingeflgt.

Dem Absatz 16 wird folgender Satz angefigt:

,§ 79 Absatz 5 in der Fassung des Artikels 4 des Gesetzes vom ... (BGBI. I S. ...)
[einsetzen: Datum und Fundstelle des vorliegenden Anderungsgesetzes] ist
erstmals fur abnutzbare bewegliche Wirtschaftsgiter des Anlagevermdgens
anzuwenden, die nach dem 31. Dezember 2023 angeschafft oder hergestellt
werden.*

Absatz 26a wird wie folgt gefasst:

»(26a) 819 Absatz 2 Satz 3 und § 24a Satz 5 in der Fassung des Artikels 4
des Gesetzes vom ... (BGBIL 1 S....) [einsetzen: Ausfertigungsdatum und
Fundstelle des vorliegenden Anderungsgesetzes] sind beim Steuerabzug vom
Arbeitslohn erstmals ab dem 1. Januar 2024 anzuwenden.*

Dem Absatz 34 werden die folgenden Satze angefigt:

,§ 34a in der Fassung des Artikels4 des Gesetzes vom ... (BGBI. | S. ...)
[einsetzen: Datum und Fundstelle des vorliegenden Anderungsgesetzes] ist
erstmals fUr den Veranlagungszeitraum 2025 anzuwenden.”

Nach Absatz 47a Satz 1 wird folgender Satz eingefugt:

,§ 50c Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 in der Fassung des Artikels 4 des Gesetzes
vom ... (BGBI.I S....) [einsetzen: Ausfertigungsdatum und Fundstelle des
vorliegenden Anderungsgesetzes] ist erstmals auf Einklinfte anzuwenden, die dem
beschrankt Steuerpflichtigen nach dem 31. Dezember 2023 zuflief3en.”

§ 90 Absatz 3 wird wie folgt geéndert:

a)

b)

In Satz 6 werden nach den Wértern ,Kindererziehenden nach § 10a Absatz 1a“ die
Worter ,und deren nach § 79 Satz 2 foérderberechtigten Ehegatten“ und nach den
Wortern ,die zentrale Stelle hat die Zulage® die Worter ,des Zulageberechtigten als
auch des nach § 79 Satz 2 férderberechtigten Ehegatten” eingefuigt.

In Satz 7 wird nach der Angabe ,Satz 6 die Angabe ,oder 7“ gestrichen.

Artikel 5

Weitere Anderung des Einkommensteuergesetzes

Das Einkommensteuergesetz, das zuletzt durch Artikel 4 dieses Gesetzes geandert
worden ist, wird wie folgt geandert:

In der Inhaltsiibersicht wird nach der Angabe zu § 4k folgende Angabe eingeflgt:

,§ 4l

Zinshéhenschranke*.

§ 3 wird wie folgt geandert:
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a) In Nummer 72 wird der abschliel3ende Punkt durch ein Semikolon ersetzt.

b) Folgende Nummer 73 wird angefugt:

o1 3.

die Einnahmen aus Vermietung und Verpachtung im Sinne des § 21
Absatz 1, wenn sie im Veranlagungszeitraum insgesamt weniger als 1 000
Euro betragen. Wenn die mit ihnen in unmittelbarem wirtschaftlichen
Zusammenhang stehenden Ausgaben die Einnahmen Ubersteigen, bleiben
sie auf Antrag steuerpflichtig. Der Antrag nach Satz 2 wird fur jeden
Veranlagungszeitraum gesondert durch Erklarung der Einkinfte aus
Vermietung und Verpachtung in der Steuererklarung gestellt. Er kann bis zur
Unanfechtbarkeit des Steuerbescheides gestellt oder zuriickgenommen
werden; der Steuerbescheid ist entsprechend zu andern.®

§ 3a Absatz 3 Satz 2 Nummer 12 wird wie folgt gefasst:

,12. ungeachtet der Betrdge des § 10d Absatz 1 Satz 1 die negativen Einkiinfte nach
8 10d Absatz 1 Satz 1 des Folgejahrs und die negativen Einkinfte nach § 10d
Absatz 1 Satz 2 des zweiten und dritten Folgejahrs. Ein Verlustriicktrag nach
8§ 10d Absatz 1 Satz 1 und 2 ist nur moglich, soweit die Betrdge nach § 10d
Absatz 1 Satz 1 und 2 durch den verbleibenden Sanierungsertrag im Sinne des
Satzes 4 nicht Uberschritten werden;".

In 8 4 Absatz 5 Satz 1 Nummer 1 Satz 2 wird die Angabe , 35 Euro“ durch die Angabe
,D0 Euro” ersetzt.

8 4h wird wie folgt gedndert:

a) Absatz 1 wird wie folgt ge&ndert:

aa)

bb)

Satz 3 wird wie folgt gefasst:

»~ooweit das verrechenbare EBITDA die um die Zinsertrage geminderten
Zinsaufwendungen des Betriebs (Nettozinsaufwendungen) Ubersteigt, ist es
in die folgenden funf Wirtschaftsjahre vorzutragen (EBITDA-Vortrag); ein
EBITDA-Vortrag entsteht nicht in Wirtschaftsjahren, in denen die
Zinsaufwendungen die Zinsertrage nicht Ubersteigen oder Absatz 2 die
Anwendung von Satz 1 ausschlief3t.”

Folgender Satz wird angefugt:

~Absatz 2 findet keine Anwendung, soweit Zinsaufwendungen aufgrund eines
Zinsvortrags erhdéht wurden.*

b) Absatz 2 wird wie folgt ge&ndert:

aa)

Satz 1 wird wie folgt geandert:
aaa) Die Buchstaben a und b werden wie folgt gefasst:

,a) die Nettozinsaufwendungen des Betriebs weniger als drei
Millionen Euro betragen. Gleichartige Betriebe, die unter der
einheitlichen Leitung einer Person oder Personengruppe stehen
oder auf deren Leitung dieselbe Person oder Personengruppe
unmittelbar oder mittelbar einen beherrschenden Einfluss
austiben kann, gelten fir Zwecke des Satzes 1 als ein Betrieb;
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die Freigrenze nach Satz 1 ist auf diese Betriebe entsprechend
dem Verhaltnis der Nettozinsaufwendungen aufzuteilen,

b) der Steuerpflichtige keiner Person im Sinne des § 1 Absatz 2
(gegebenenfalls in Verbindung mit § 1 Absatz 1 Satz 2) des
AulBensteuergesetzes nahesteht und Uber keine Betriebsstatte
aullerhalb des Staates verfugt, in dem sich sein Wohnsitz,
gewohnlicher Aufenthalt, Sitz oder seine Geschaftsleitung
befindet, oder*.

bbb) In Buchstabe c Satz 5 werden die Worter ,die Hélfte von Sonderposten
mit Ricklagenanteil (8 273 des Handelsgesetzbuchs) zu erhéhen
sowie um*“ gestrichen.

bb) In Satz 2 wird die Angabe ,2 und® gestrichen.
cc) Folgender Satz wird angefigt:

,An die Stelle des Steuerpflichtigen tritt fir Zwecke des Satzes 1 Buchstabe b
bei Personengesellschaften oder Mitunternehmerschaften die
Personengesellschaft oder Mitunternehmerschaft.”

Absatz 3 wird wie folgt gedndert:

aa) In Satz 2 werden nach dem Wort ,Fremdkapital,“ die Wérter ,wirtschaftlich
gleichwertige Aufwendungen und sonstige Aufwendungen im Zusammenhang
mit der Beschaffung von Fremdkapital im Sinne des Artikels 2 Absatz 1 der
Richtlinie (EU) 2016/1164 des Rates vom 12. Juli 2016 mit Vorschriften zur
Bek&dmpfung von  Steuervermeidungspraktiken ~ mit  unmittelbaren
Auswirkungen auf das Funktionieren des Binnenmarkts (ABl. L 193 vom
19.7.2016, S. 1), eingefigt.

bb) In Satz3 werden nach dem Wort ,Art® die Worter ,und wirtschaftlich
gleichwertige Ertrage im Zusammenhang mit Kapitalforderungen® eingeftigt.

cc) Satz 4 wird aufgehoben.

dd) In dem bisherigen Satz 5 werden die Worter ,oder werden konnte“ gestrichen.
ee) Der bisherige Satz 6 wird aufgehoben.

Dem Absatz 5 wird folgender Satz angefiigt:

,Bei Aufgabe oder Ubertragung eines Teilbetriebs gehen ein nicht verbrauchter
EBITDA-Vortrag und ein nicht verbrauchter Zinsvortrag anteilig unter; 8§ 15
Absatz 3 des Umwandlungssteuergesetzes gilt entsprechend.”

Folgender Absatz 6 wird angeflgt:

»(6) Zinsaufwendungen oder Zinsertrage aus Darlehen, die zur Finanzierung
langfristiger Offentlicher Infrastrukturprojekte verwendet und auf Grund von
allgemeinen Forderbedingungen vergeben werden, stellen keine
Zinsaufwendungen oder Zinsertrdge im Sinne des Absatzes 3 Satz 2 und 3 dar,
sofern es sich um mittelbar oder unmittelbar aus 6ffentlichen Haushalten gewahrte
Mittel der Europaischen Union, von Bund, Landern, Gemeinden oder Mittel
anderer offentlich-rechtlicher Korperschaften oder einer nach 8 5 Absatz 1
Nummer 2, 17 oder 18 des Korperschaftsteuergesetzes steuerbefreiten
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Einrichtung handelt. Satz1 gilt nur, sofern samtliche geschaffenen
Vermdgenswerte in einem Mitgliedstaat der Européischen Union belegen sind, der
Projektbetreiber in einem Mitgliedstaat der Européischen Union anséssig ist und
die Einklinfte aus dem Infrastrukturprojekt in einem Mitgliedstaat der Europaischen
Union der Besteuerung unterliegen. Bei der Ermittlung des verrechenbaren
EBITDA im Sinne des Absatzes 1 Satz 2 bleiben Aufwendungen und Ertrage, die
auf das Infrastrukturprojekt im Sinne des Satzes 1 entfallen, auRer Ansatz.”

Nach § 4k wird folgender 8 4l eingefugt:

,S 4l

Zinshohenschranke

(1) Zinsaufwendungen sind nicht abziehbar, soweit diese auf einem Utber dem
Hochstsatz liegenden Zinssatz beruhen. Hochstsatz ist der um zwei Prozentpunkte
erhohte Basiszinssatz nach 8§ 247 des Bilrgerlichen Gesetzbuchs; weist der
Steuerpflichtige nach, dass sowohl der Glaubiger als auch die oberste
Muttergesellschaft im Sinne des § 4 Absatz 3 des Mindeststeuergesetzes das Kapital
bei sonst gleichen Umstéanden nur zu einem tber dem Hochstsatz liegenden Zinssatz
hatten erhalten kbnnen, gilt als Hochstsatz der Zinssatz, der von diesen im guinstigsten
Fall hatte erzielt werden kdnnen. Satz 1 gilt vorbehaltlich des Satzes 4 nur far
Zinsaufwendungen aufgrund einer Geschaftsbeziehung zwischen nahestehenden
Personen im Sinne des 8 1 Absatz 2 des Aullensteuergesetzes. Satz 1 ist nicht
anzuwenden, sofern der Glaubiger in dem Staat, in dem er seinen Sitz oder seine
Geschéftsleitung hat, einer wesentlichen wirtschaftlichen Tatigkeit nachgeht; 8§ 8
Absatz 2 Satz 2, 3 und 5 des AulRensteuergesetzes gelten sinngemal. Satz 4 gilt nicht,
wenn dieser Staat nicht verpflichtet ist, aufgrund vdlkervertraglicher Abkommen oder
Ubereinkommen der Bundesrepublik Deutschland entsprechend dem OECD-Standard
fir Transparenz und effektiven Informationsaustausch auf Ersuchen im Sinne des § 4
Absatz2 Nummer2 in Verbindung mit Absatz4 Satz1l des Steueroasen-
Abwehrgesetzes Amtshilfe zu leisten.

(2) Uberschreitet der Zinssatz den Hoéchstsatz nach Absatz 1 Satz 2
ausschlieRlich aufgrund einer dem Vertragsschluss nachfolgenden Anderung des
Basiszinssatzes nach § 247 Absatz 1 Satz 2 des Burgerlichen Gesetzbuchs, findet
Absatz 1 erst nach Ablauf eines Monats nach dem nach 8§ 247 Absatz 1 Satz 2 des
Burgerlichen Gesetzbuchs mal3geblichen Zeitpunkt Anwendung.”

8 9 Absatz 4a Satz 3 wird wie folgt gedndert:
a) In Nummer 1 wird die Angabe ,28 Euro“ durch die Angabe ,30 Euro® ersetzt.

b) In Nummer 2 wird die Angabe ,14 Euro“ durch die Angabe ,15 Euro® ersetzt.

c) In Nummer 3 wird jeweils die Angabe ,14 Euro“ durch die Angabe ,15 Euro*
ersetzt.

§ 10a wird wie folgt geandert:
a) In Absatz 1 Satz 1 Satzteil nach Nummer 5 werden nach dem Wort ,schriftlich® die
Worter ,oder elektronisch® und nach dem Wort ,jahrlich® die Worter ,unter Angabe

der Identifikationsnummer* eingeflgt.

b) Absatz 5 Satz 3 wird aufgehoben.
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§ 10d wird wie folgt geandert:
a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

»(1) Negative Einklinfte, die bei der Ermittlung des Gesamtbetrags der
Einklinfte nicht ausgeglichen werden, sind bis zu einem Betrag von 10 Millionen
Euro, bei Ehegatten, die nach den 88 26, 26b zusammenveranlagt werden, bis zu
einem Betrag von 20 Millionen Euro vom Gesamtbetrag der Einkinfte eines
vorangegangenen Veranlagungszeitraums vorrangig vor Sonderausgaben,
aulRergewohnlichen Belastungen und sonstigen Abzugsbetréagen abzuziehen
(Verlustricktrag). Der Ausgleich nach Satz 1 erfolgt mit dem Gesamtbetrag der
Einkiinfte des unmittelbar vorangegangenen Veranlagungszeitraums; soweit in
diesem Veranlagungszeitraum kein Ausgleich mdglich ist, mit dem Gesamtbetrag
der Einkinfte des zweiten dem Veranlagungszeitraum vorangegangenen
Veranlagungszeitraums; soweit auch in diesem Veranlagungszeitraum kein
Ausgleich mdglich ist, erfolgt der Ausgleich mit dem Gesamtbetrag der Einklinfte
des dritten dem Veranlagungszeitraum vorangegangenen
Veranlagungszeitraums. Beim Ausgleich nach den Satzen 1 und 2 wird der
Gesamtbetrag der Einkinfte der nach Satz2 vorangegangenen
Veranlagungszeitraume um die Begunstigungsbetrdge nach 8 34a Absatz 3
Satz1l gemindert. Ist flir einen der nach Satz?2 vorangegangenen
Veranlagungszeitraume bereits ein Steuerbescheid erlassen worden, so ist er
insoweit zu andern, als der Verlustricktrag zu gewahren oder zu berichtigen ist.
Das qilt auch dann, wenn der Steuerbescheid unanfechtbar geworden ist; die
Festsetzungsfrist endet insoweit nicht, bevor die Festsetzungsfrist flir den
Veranlagungszeitraum abgelaufen ist, in dem die negativen Einkiinfte nicht
ausgeglichen werden. Auf Antrag des Steuerpflichtigen ist von der Anwendung des
Verlustriicktrags insgesamt abzusehen.®

b) In Absatz 2 Satz 1 wird die Angabe ,60 Prozent® durch die Angabe ,80 Prozent"
ersetzt.

In 8§19 Absatz 1 Satz 1 Nummer la Satz 3 wird die Angabe ,110 Euro® durch die
Angabe ,150 Euro® ersetzt.

In § 19a Absatz 4 Satz 2 werden die Worter ,sind fir die zu besteuernden Arbeitsléhne
8 34 Absatz 1 und 8§ 39b Absatz 3 Satz 9 und 10 entsprechend anzuwenden® durch die
Worter st fir die zu besteuernden Arbeitslohne § 34 Absatz 1 entsprechend
anzuwenden® ersetzt.

In 8 23 Absatz 3 Satz 5 wird die Angabe ,600 Euro® durch die Angabe ,1 000 Euro*
ersetzt.

8 39b Absatz 3 Satz 9 und 10 wird aufgehoben.

In 8 40b Absatz 3 werden die Wérter ,und der Teilbetrag, der sich bei einer Aufteilung
der gesamten Beitrdge nach Abzug der Versicherungsteuer durch die Zahl der
beglnstigten Arbeithehmer ergibt, 100 Euro im Kalenderjahr nicht Ubersteigt"
gestrichen.

8 42b Absatz 2 Satz 2 und 6 wird aufgehoben.

In § 46 Absatz 2 Nummer 5 werden die Worter ,fur einen sonstigen Bezug im Sinne
des § 34 Absatz 1 und 2 Nummer 2 und 4 nach § 39b Absatz 3 Satz 9 oder” gestrichen.

In § 49 Absatz 1 Nummer 4 Buchstabe a wird das Komma am Ende durch einen Punkt
ersetzt und folgender Satz angefugt:
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,Die nichtselbststandige Arbeit gilt dabei auch als im Inland ausgelbt oder verwertet,
soweit die Tatigkeit im Ansassigkeitsstaat des Steuerpflichtigen oder in einem oder
mehreren anderen Staaten ausgeibt wird und ein mit dem Ansassigkeitsstaat
abgeschlossenes Abkommen zur Vermeidung der Doppelbesteuerung oder eine
zwischenstaatliche Vereinbarung fir diese im Ansassigkeitsstaat oder in einem oder
mehreren anderen Staaten ausgeubte Téatigkeit Deutschland ein Besteuerungsrecht
zuweist,”.

8 50 Absatz 2 Satz 2 Nummer 4 wird wie folgt geandert:

a) In Buchstabe b wird das Wort ,oder” durch ein Komma ersetzt.

b) In Buchstabe ¢ wird das Semikolon am Ende durch das Wort ,oder” ersetzt.
c) Folgender Buchstabe d wird angefugt:

,d) wenn aufBerordentliche Einkinfte im Sinne des 8§ 34 Absatzl und 2
Nummer 2 und 4 bezogen worden sind und in diesem Zusammenhang die
Veranlagung zur Einkommensteuer beantragt wird (8 46 Absatz 2
Nummer 8);“.

§ 52 wird wie folgt geandert:
a) Nach Absatz 6 Satz 9 wird folgender Satz eingefugt:

.84 Absatz5 Satz1 Nummer 1 in der Fassung des Artikels5 des Gesetzes
vom ... (BGBI.I S....) [einsetzen: Ausfertigungsdatum und Fundstelle des
vorliegenden Anderungsgesetzes] ist erstmals fir das Wirtschaftsjahr
anzuwenden, das nach dem 31. Dezember 2023 beginnt.*

b) Nach Absatz 8a wird folgender Absatz 8b eingeflgt:

»(8b) 8 4h in der Fassung des Artikels 5 des Gesetzes vom ... (BGBI. | S. ...)
[einsetzen: Ausfertigungsdatum und Seitenzahl der Verkiindung des vorliegenden
Anderungsgesetzes] ist erstmals fiir Wirtschaftsjahre anzuwenden, die nach dem

[einsetzen: Tag des Gesetzesbeschlusses des Deutschen Bundestags]
beginnen und nicht vor dem 1. Januar 2024 enden.”

c) Der bisherige Absatz 8b wird Absatz 8c und der bisherige Absatz 8c wird
Absatz 8d.

d) Nach Absatz 8d wird folgender Absatz 8e eingefugt:

»(8€) 8 4l in der Fassung des Artikels 5 des Gesetzes vom ... (BGBI. | S. ...)
[einsetzen: Ausfertigungsdatum und Seitenzahl der Verkiindung des vorliegenden
Anderungsgesetzes] ist erstmals fir Zinsaufwendungen anzuwenden, die nach
dem 31. Dezember 2023 entstehen.”

e) Absatz 18b wird wie folgt gefasst:

»(18b)  810d Absatz 1 Satz 1 in der Fassung des Artikels 1 des Gesetzes
vom 10. Marz 2021 (BGBI. | S. 330) ist fur die Veranlagungszeitrdume 2020
und 2021 anzuwenden. § 10d Absatz 1 in der Fassung des Artikels 3 des
Gesetzes vom 19.Juni 2022 (BGBI.I S.911) ist erstmals fur den
Veranlagungszeitraum 2022 anzuwenden. § 10d Absatz 1 und 2 in der Fassung
des Artikels 5 des Gesetzes vom ... [einsetzen: Datum und Fundstelle des



-29 - Bearbeitungsstand: 28.08.2023 17:31

vorliegenden Anderungsgesetzes] ist erstmals fur den Veranlagungszeitraum
2024 anzuwenden.”

Nach Absatz 45a Satz 3 wird folgender Satz eingefugt:

.8 49 Absatz1 Nummer 4 Buchstabe a in der Fassung des Artikels5 des
Gesetzes vom ... (BGBI. | S. ...) [einsetzen: Ausfertigungsdatum und Fundstelle
des vorliegenden Anderungsgesetzes] ist erstmals auf nichtselbststandige
Einklinfte anzuwenden, die nach dem 31. Dezember 2023 zuflief3en.”

20. § 89 wird wie folgt geéndert:

a)

b)

Absatz 1 wird wie folgt gedndert:

aa) In Satz 1 wird der Punkt am Ende durch die Worter ,; dies kann auch
elektronisch unter Angabe der erforderlichen Antragsdaten erfolgen, wenn
sowohl der Anbieter als auch der Zulageberechtigte mit diesem Verfahren
einverstanden sind.“ ersetzt.

bb) In Satz5 wird der Punkt am Ende durch die Worter ,; dies kann auch
elektronisch erfolgen, wenn sowohl der Anbieter als auch der
Zulageberechtigte mit diesem Verfahren einverstanden sind.” ersetzt.

Absatz la Satz 1 und 2 wird wie folgt gefasst:

,Der Zulageberechtigte kann den Anbieter seines Vertrages unter Angabe der
erforderlichen Antragsdaten schriftlich bevollmachtigen, fur ihn abweichend von
Absatz 1 die Zulage fur jedes Beitragsjahr zu beantragen; dies kann auch
elektronisch erfolgen, wenn sowohl der Anbieter als auch der Zulageberechtigte
mit diesem Verfahren einverstanden sind. Absatz 1 Satz 5 gilt mit Ausnahme der
Mitteilung geanderter beitragspflichtiger Einnahmen im Sinne des Sechsten
Buches Sozialgesetzbuch entsprechend; erlangt der Anbieter von einer Anderung
der Verhéltnisse Kenntnis, hat dieser die zentrale Stelle zu unterrichten.”

21. In 8 90 Absatz 4 Satz 5 werden die Worter ,nach Satz 1 Nummer 3“ gestrichen.

22. 8§ 92a Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 Buchstabe c wird wie folgt geandert:

1.

a)

b)

In Satz 1 werden nach dem Wort ,schriftlich” die Worter ,oder elektronisch”
eingeflugt.

In Satz 3 wird der Punkt am Ende durch die Worter ,;; dies kann auch elektronisch
erfolgen, wenn sowohl der Anbieter als auch der Zulageberechtigte mit diesem
Verfahren einverstanden sind.” ersetzt.

Artikel 6

Weitere Anderung des Einkommensteuergesetzes

Das Einkommensteuergesetz, das zuletzt durch Artikel 5 dieses Gesetzes geandert
worden ist, wird wie folgt geéndert:

§ 3 wird wie folgt geéndert:
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a) In Nummer 2 Buchstabe a werden nach dem Wort ,Grindungszuschuss® ein
Komma und die Wérter ,,das Qualifizierungsgeld“ eingefugt.

b) In Nummer 19 Satz 1 Buchstabe a wird nach den Wértern ,§ 82 Absatz 1 und 2°
die Angabe ,und § 82a“ eingefligt.

2. Ir_1_ 832b Absatz1l Satz1l Nummer1l Buchstabe a werden nach dem Wort
,<Ubergangsgeld” ein Komma und das Wort ,Qualifizierungsgeld” eingeflgt.

Artikel 7

Weitere Anderung des Einkommensteuergesetzes

Das Einkommensteuergesetz, das zuletzt durch Artikel 6 dieses Gesetzes geandert
worden ist, wird wie folgt geandert:

1. In 8 10d Absatz 2 Satz 1 wird die Angabe ,80 Prozent* durch die Angabe ,60 Prozent*
ersetzt.

2. Dem § 52 Absatz 18b wird folgender Satz angeflgt:

,§ 10d Absatz 2 Satz 1 in der Fassung des Artikels 7 des Gesetzes vom ... [einsetzen:
Datum und Fundstelle des vorliegenden Anderungsgesetzes] ist erstmals fur den
Veranlagungszeitraum 2028 anzuwenden.®

Artikel 8

Anderung der Einkommensteuer-Durchfiihrungsverordnung

Die Einkommensteuer-Durchfiihrungsverordnung in der Fassung der
Bekanntmachung vom 10. Mai 2000 (BGBI. | S. 717), die zuletzt durch Artikel 10 des
Gesetzes vom 2. Juni 2021 (BGBI. | S. 1259) geandert worden ist, wird wie folgt geéndert:

1. In 856 Satz2 werden nach dem Wort ,Verlustabzug“ die Woérter ,oder ein
nachversteuerungspflichtiger Betrag im Sinne von 8§ 34a Absatz 3 Satz 3 des
Gesetzes* eingefiigt.

2. In 8 82a Absatz 1 Satz 1 und 8§ 82g Satz 1 werden jeweils die Woérter ,§ 7 Abs. 4 oder
5% durch die Worter ,8 7 Absatz 4, 5 oder 5a“ ersetzt.

Artikel 9

Weitere Anderung der Einkommensteuer-
Durchfihrungsverordnung

Die Einkommensteuer-Durchfiihrungsverordnung, die zuletzt durch Artikel 8 dieses
Gesetzes gedndert worden ist, wird wie folgt geandert:
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§ 50 wird wie folgt geandert:

a)

b)

Dem Absatz 1 werden die folgenden Séatze angeflgt:

»Zuwendungen an einen nicht im Inland ansassigen Zuwendungsempfanger nach
8§ 10b Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 und 3 des Gesetzes diurfen nur abgezogen
werden, wenn dieser eine Zuwendungsbestatigung nach  amitlich
vorgeschriebenem Vordruck ausgestellt hat. Der nicht im Inland ansassige
Zuwendungsempfanger darf eine Zuwendungsbestatigung nur ausstellen, wenn er
im  Zuwendungsempféangerregister nach §60b der Abgabenordnung
aufgenommen ist.”

In Absatz 3 Satz 1 werden vor dem abschlieRenden Punkt die Worter ,; fur
Zuwendungsempfanger nach Absatz 1 Satz 2 ist das Bundeszentralamt fir
Steuern zustandig” eingefigt.

Nach 8§ 84 Absatz 2d wird wie folgt gefasst:

,(2d) 8 50 in der Fassung des Artikels 9 des Gesetzes vom ... [einsetzen: Datum

und Fundstelle des vorliegenden Anderungsgesetzes] ist erstmals auf Zuwendungen
anzuwenden, die dem Zuwendungsempfanger nach dem 31.Dezember 2024
zuflielzen.”

Artikel 10

Anderung des Umwandlungssteuergesetzes

Das Umwandlungssteuergesetz vom 7. Dezember 2006 (BGBI. | S. 2782, 2791), das
zuletzt durch Artikel 11 des Gesetzes vom 16. Dezember 2022 (BGBI. | S. 2294) geéandert
worden ist, wird wie folgt gedndert:

§ 15 Absatz 2 wird wie folgt geandert:

a)

b)

In Satz2 werden nach dem Wort ,vollzogen® die Woérter ,oder vorbereitet"
eingeflgt.

Die Satze 3 und 4 werden durch folgende Satze ersetzt:

LAls aullenstehende Personen gelten Personen, die nicht ununterbrochen finf
Jahre vor der Spaltung an der Ubertragenden Korperschatft beteiligt waren. In den
Fallen der Vorbereitung einer VerdufRerung kommt Satz 2 nur zur Anwendung,
wenn innerhalb von fiinf Jahren nach dem steuerlichen Ubertragungsstichtag eine
Veraullerung mindestens eines Anteils an einer an der Spaltung beteiligten
Korperschaft an aul3enstehende Personen erfolgt; die VeraufRerung des Anteils gilt
als ruckwirkendes Ereignis im Sinne von 8§ 175 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 der
Abgabenordnung. Werden innerhalb von fiinf Jahren nach dem steuerlichen
Ubertragungsstichtag Anteile an einer an der Spaltung beteiligten Korperschartt,
die mehr als 20 Prozent des Wertes der Anteile an der Gibertragenden Korperschatft
am steuerlichen Ubertragungsstichtag ausmachen, an auRenstehende Personen
verduf3ert, ist unwiderlegbar zu vermuten, dass durch die Spaltung eine
Veraullerung im Sinne des Satzes 2 vorbereitet wurde. Sind an der Ubertragenden
Kdrperschaft aulRenstehende Personen beteiligt, gilt die Spaltung nur dann als
VeraufRerung an aullenstehende Personen im Sinne des Satzes 2, wenn die
Spaltung zu einer Wertverschiebung zugunsten dieser Personen flhrt.
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Verbundene Unternehmen im Sinne des 8§ 271 Absatz 2 des Handelsgesetzbuchs
gelten nicht als aufl’enstehende Personen im Sinne dieses Absatzes; als
VeraufRerung eines Anteils an einer an der Spaltung beteiligten Kérperschaft im
Sinne des Satzes 4 gilt auch die mittelbare VerauRerung dieses Anteils durch ein
verbundenes Unternehmen.®

Dem § 27 wird folgender Absatz 19 angeflgt:

»(19) 8 15 Absatz 2 in der Fassung des Artikels 10 des Gesetzes vom ... (BGBI. |
S....) [einsetzen: Ausfertigungsdatum und Fundstelle des vorliegenden
Anderungsgesetzes] ist erstmals auf Spaltungen anzuwenden, bei denen die

Anmeldung zur Eintragung in das fir die Wirksamkeit des jeweiligen Vorgangs
mafdgebende 6ffentliche Register nach dem 14. Juli 2023 erfolgt.”

Artikel 11

Anderung der Abgabenordnung

Die Abgabenordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 1. Oktober 2002

(BGBI. I S. 3866; 2003 1 S. 61), die zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 20. Dezember
2022 (BGBI. | S. 2730) geandert worden ist, wird wie folgt geandert:

1.

Die Inhaltstibersicht wird wie folgt geandert:

a) Nach der Angabe zu § 89a wird folgende Angabe eingefigt:
,§ 89b  Internationale Risikobewertungsverfahren®.
b) Nach der Angabe zu § 117d wird folgende Angabe eingeflgt:
,§ 117e Besondere Formen der Amtshilfe mit Drittstaaten®.
c) Die Angaben zu den 88 138j und 138k werden wie folgt gefasst:
,§ 138)  Auswertung der Mitteilungen Uber Steuergestaltungen
§ 138k Angabe der Steuergestaltung in der Steuererklarung*.
d) Nach der Angabe zu § 138k werden die folgenden Angaben eingefiigt:
,8 138l  Mitteilungspflicht Uber innerstaatliche Steuergestaltungen
§138m Zur Mitteilung innerstaatlicher Steuergestaltungen verpflichtete Personen

§ 138n Verfahren zur Mitteilung innerstaatlicher Steuergestaltungen®.

Nach § 89a wird folgender § 89b eingefigt:

»8 89b
Internationale Risikobewertungsverfahren
(1) Soweit in einem internationalen Risikobewertungsverfahren nach Absatz 2

das Risiko eines Steuerausfalls unter Beibehaltung der erklarten oder im Rahmen des
internationalen Risikobewertungsverfahrens angepassten Angaben in Bezug auf die
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bewerteten Sachverhalte als gering eingeschatzt wird, kann die Ermittlung der
steuerlichen Verhéltnisse des Steuerpflichtigen im Rahmen einer Aul3enprifung
unterbleiben.

(2) Ein internationales Risikobewertungsverfahren ist eine gemeinsame
Einschatzung von steuerlichen Risiken von bereits verwirklichten Sachverhalten mit
einem oder mehreren Staaten oder Hoheitsgebieten in einem auf Kooperation und
Transparenz angelegten Verfahren. Die steuerlichen Risiken sind dabei nur unter
Wirdigung des Umfangs und der Plausibilitat der vom Steuerpflichtigen vorgelegten
Unterlagen und Informationen, der zu erwartenden steuerlichen Auswirkungen und des
zu erwartenden zeitlichen und personellen Aufwands einer vertieften
Sachverhaltsprifung zu bewerten.

(3) Ein internationales Risikobewertungsverfahren kann auf schriftichen oder
elektronischen Antrag des Steuerpflichtigen bei dem fur seine Besteuerung nach dem
Einkommen zustandigen Finanzamt oder auf Anregung eines anderen Staates oder
Hoheitsgebietes geflihrt werden. Antragsbefugt ist ein Steuerpflichtiger, sofern es sich
bei ihm um eine inl&andische Konzernobergesellschaft im Sinne des § 138a Absatz 1
Satz 1, die zur Erstellung eines landerbezogenen Berichts verpflichtet ist, oder um die
beherrschende inlandische Gesellschaft einer multinationalen Unternehmensgruppe,
fir die nach 890 Absatz3 Satz3 eine Stammdokumentation (85 der
Gewinnabgrenzungsaufzeichnungs-Verordnung) zu erstellen ist, handelt. Im Antrag
hat der antragsbefugte Steuerpflichtige

1. alle fur die Prifung, ob das jeweilige internationale Risikobewertungsverfahren in
Betracht kommt, erforderlichen Unterlagen beizufligen,

2. zuzusichern, alle Mitwirkungspflichten einschlie3lich der Pflichten des jeweiligen
internationalen Risikobewertungsverfahrens zu erfillen,

3. die Einwiligung in die Offenbarung und den Austausch personen- und
unternehmensbezogener Daten im Rahmen des internationalen
Risikobewertungsverfahrens entsprechend den jeweiligen internationalen und
nationalen Verfahrensgrundsatzen sowie die Einwilligung nach 8§ 87a Absatz 1
Satz 3 zweiter Halbsatz bezogen auf unternehmensbezogene Daten fir alle
betroffenen Unternehmen der Unternehmensgruppe zu erteilen und

4. zuzusichern, die fur das Verfahren notwendige technische Infrastruktur fir alle
beteiligten in- und ausléandischen Finanzbehorden zur Verfiigung zu stellen, sofern
nicht eine geeignete technische Infrastruktur von diesen Finanzbehdrden
bereitgestellt wird.

Bei durch einen anderen Staat oder ein anderes Hoheitsgebiet angeregten
internationalen Risikobewertungsverfahren gilt Satz 3 Nummer 3 entsprechend fur das
auslandische leitende Unternehmen.

(4) Die Durchfuhrung eines internationalen Risikobewertungsverfahrens ist
ausgeschlossen, wenn aufgrund der bestehenden Erfahrungen, insbesondere bei
AuBBenprifungen, bei dem betroffenen Steuerpflichtigen und den seiner
Unternehmensgruppe angehdrigen Unternehmen oder aufgrund der im
Zusammenhang mit dem Antrag gemachten Angaben und eingereichten Unterlagen
nicht zu erwarten ist, dass das Verfahren zeitnah, kooperativ, wirtschaftlich und mit
einer Einschéatzung der Risiken abgeschlossen werden kann. Das ist insbesondere
dann der Fall, wenn

1. der Steuerpflichtige oder ein der Unternehmensgruppe angehdriges Unternehmen
von den Finanzbehoérden als nicht kooperativ eingeschéatzt wird,
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2. das leitende Unternehmen im Sinne des Absatzes 7 Satz 3 sich nicht bereit erklart,
die zusatzlichen Pflichten des jeweiligen Verfahrens zu erfiillen und die fur das
Verfahren notwendige technische Infrastruktur fur alle beteiligten Finanzbehdrden
zur Verfligung zu stellen,

3. der Grundsatz der Wirtschaftlichkeit der Verwaltung nicht gewahrt wird,

4. es unwahrscheinlich ist, eine Ubereinstimmende Risikoeinschatzung mit der
zustandigen Behorde des anderen Staates oder Hoheitsgebietes zu erzielen, oder

5. sich nicht gentugend Staaten oder Hoheitsgebiete an einem internationalen
Risikobewertungsverfahren beteiligen oder die wirtschaftliche Tatigkeit der
inlandischen Unternehmen in den Staaten, die sich beteiligen wollen, unbedeutend
ist.

An einem kooperativen Verhalten im Sinne des Satzes 1 Nummer 1l fehlt es
insbesondere, wenn steuerliche Mitwirkungspflichten schuldhaft nicht, nicht
hinreichend oder nicht fristgerecht erfiillt wurden. Das ist insbesondere dann der Fall,
wenn innerhalb der letzten flinf Jahre

1. Steuererklarungen, landerbezogene Berichte im Sinne des 8§ 138a oder
Stammdokumentationen im Sinne des 8§ 90 Absatz 3 Satz 3 nicht oder nicht
rechtzeitig abgegeben wurden,

2. ein Mitwirkungsverzdgerungsgeld nach § 200a Absatz 2 oder ein Zuschlag nach
§ 162 Absatz 4 oder 4a festgesetzt worden ist oder

3. der inlandische Steuerpflichtige oder eine ihn nach 8§ 34 vertretende oder nach
§ 79 fur ihn handelnde Person rechtskraftig wegen einer das Unternehmen
betreffenden Steuerstraftat rechtskraftig verurteilt worden ist.

(5) Uber das Ergebnis der Prifung nach Absatz 4, ob ein internationales
Risikobewertungsverfahrens erfolgen kann, und die Einleitung des Verfahrens ist der
Antragsteller zu informieren, insbesondere Uber die teilnehmenden Staaten und
Hoheitsgebiete und die zu bewertenden Sachverhalte. Das internationale
Risikobewertungsverfahren wird durch Ubersendung des Risikobewertungsberichts im
Sinne des Absatzes 6 beendet. Es wird auch beendet, wenn der inlandische
Steuerpflichtige vom Verfahren zuricktritt oder die Finanzbehérde das Verfahren vor
dessen Abschluss beendet. Eine Beendigung ist mdglich, wenn nicht mehr zu erwarten
ist, dass eine Einigung Uber das weitere Vorgehen im Verfahren erzielt wird oder die
Mitwirkung der beteiligten Unternehmen eine angemessene Fortfihrung ermdglicht,
insbesondere weil

1. (dber den Umfang der vorzulegenden Unterlagen oder zu erteilenden Auskiinfte
keine Einigung erzielt wird oder

2. die erforderlichen technischen und rechtlichen Voraussetzungen fir ein
elektronisches Bereitstellen von und Zugreifen auf Unterlagen im Verfahren fehlen.

Uber die Beendigung werden der Antragsteller und die auslandische zustandige
Behorde informiert.

(6) Die Bewertung nach Absatz 2, einschlieRlich ihres Ergebnisses, wird mit den
an dem internationalen Risikobewertungsverfahren beteiligten Staaten oder
Hoheitsgebieten abgestimmt. Es soll ein Risikobewertungsbericht erstellt werden, der

1. alle bewerteten Sachverhalte beschreibt,
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2. die beteiligten Unternehmen sowie die an dem internationalen
Risikobewertungsverfahren beteiligten Staaten und Hoheitsgebiete bezeichnet,

3. die steuerlichen Risiken der bewerteten Sachverhalte einschatzt und
4. darlegt, fir welche Zeitraume die Bewertung vorgenommen wurde.

Der Risikobewertungsbericht ist dem Antragsteller oder dem leitenden Unternehmen
im Sinne des Absatzes 7 Satz 3 zu Ubersenden; auf die Anwendung des § 194
Absatz la ist hinzuweisen.

(7) Uber den Eingang eines Antrags auf ein internationales
Risikobewertungsverfahren ist das Bundeszentralamt flr Steuern unverziglich in
Kenntnis zu setzen. Geht beim Bundeszentralamt flr Steuern eine Anregung eines
anderen Staates oder Hoheitsgebietes auf ein internationales
Risikobewertungsverfahren ein, informiert es das Finanzamt, das flr die Besteuerung
des Unternehmens nach dem Einkommen zustandig ist, welches am Verfahren
beteiligt sein soll. Handelt es sich um mehrere Unternehmen, ist das Unternehmen
malfigeblich, das den gesamten inlandischen Teil der Unternehmensgruppe leitet. Fehlt
es an einem solchen, sind vom Bundeszentralamt flir Steuern alle betroffenen
Finanzamter  zu informieren und darauf  hinzuwirken, dass eine
Zustandigkeitsvereinbarung  fur  die Durchflihrung des internationalen
Risikobewertungsverfahrens getroffen wird. Uber die Durchfiihrung eines
internationalen Risikobewertungsverfahrens entscheidet das Bundeszentralamt fir
Steuern im Einvernehmen mit der zustandigen obersten Landesfinanzbehérde. Das
Bundeszentralamt fur Steuern ist insbesondere dafiir zusténdig, das internationale
Risikobewertungsverfahren zu koordinieren und die zwischenstaatliche Amtshilfe
durchzufiuihren. Die Risikobewertung und die Durchfiihrung erfolgen durch die oOrtlich
zustéandige Finanzbehtrde unter Mitwirkung und in  Abstimmung mit dem
Bundeszentralamt flr Steuern.*

In 8 102 Absatz 4 Satz 3 werden nach den Wortern ,§ 138f Absatz 3 Satz 1 Nummer 1
und 4 bis 9“ die Worter ,und § 138n Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 und 4 bis 8“ eingeflgt.

8 117 wird wie folgt gedndert:

a) InAbsatz 3 Satz 1 Nummer 4 werden die Worter ,dem inlandischen Beteiligten ein
mit dem Zweck der Rechts- und Amtshilfe nicht zu vereinbarender Schaden
entsteht, falls“ gestrichen.

b) Folgender Absatz wird angeflgt:

»(6) 82a Absatz5 Nummer?2 gilt nicht, soweit seine Anwendung der
Inanspruchnahme oder der Leistung der zwischenstaatlichen Amtshilfe

entgegensteht; die Pflicht zur Wahrung des Steuergeheimnisses bleibt unberihrt.”

Nach § 117d wird folgender § 117e eingeflugt:

.8 117e
Besondere Formen der Amtshilfe mit Drittstaaten

(1) Die Finanzbehotrden kdonnen im Verhéltnis zu Staaten und Hoheitsgebieten,
die nicht Mitgliedstaaten der Europaischen Union sind (Drittstaaten), in entsprechender
Anwendung von 8 2 Absatz 1 und 13, § 3 Absatz 2 Satz 3 und 4 und Absatz 3a sowie
88 10 bis 12a des EU-Amtshilfegesetzes nach Mal3gabe des Absatzes 2 besondere
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Formen der zwischenstaatlichen Amtshilfe in Anspruch nehmen und unter der
Voraussetzung der Gegenseitigkeit leisten. 8§ 117 bleibt unberthrt, soweit diese
Vorschrift nichts anderes bestimmt.

(2) Abweichend von

1. 810 Absatzl Satz 2 erster Halbsatz des EU-Amtshilfegesetzes kann die
Teilnahme an behérdlichen Ermittlungen mittels elektronischer Kommunikation
gestattet werden;

2. 810 Absatz 1 Satz 3 und § 12 Absatz 5 Satz 2 des EU-Amtshilfegesetzes soll die
Bestatigung oder die Ablehnung innerhalb von 60 Tagen nach Erhalt des
Ersuchens Gbermittelt werden;

3. 810 Absatz 2 Satz 1 und § 12 Absatz 2 Satz 2 bis 5 des EU-Amtshilfegesetzes
bestimmt sich die Zulassigkeit des Austausches von Informationen nach den im
Einzelfall innerstaatlich anwendbaren volkerrechtlichen Vereinbarungen oder, in
Ermangelung solcher, nach § 117 Absatz 3;

4. 8§12a Absatz4 Satz 2 erster Halbsatz des EU-Amtshilfegesetzes sollen die
Feststellungen in einem gemeinsamen Prifbericht festgehalten werden

5. 812a Absatz4 Satz4 des EU-Amtshilfegesetzes konnen die beteiligten
Behorden, sofern die Gegenseitigkeit verblrgt ist, mit der zustandigen Behorde
des Drittstaates vereinbaren, die Beweisfiihrung der entsprechenden Behérde des
Drittstaates zu unterstutzen.

An die Stelle des zentralen Verbindungsburos treten im Inland das Bundeszentralamt
fur Steuern und im Drittstaat die jeweils zustandige Behorde. § 12 Absatz 7 des EU-
Amtshilfegesetzes gilt nicht; zielen die behdrdlichen Ermittlungen im Inland auf ein
Verfahren nach den 88 193 bis 207, kann auf die Anhérung des inlandischen
Beteiligten bis zur Bekanntgabe der Prifungsanordnung verzichtet werden, sofern
andernfalls der Erfolg der gleichzeitigen oder gemeinsamen Priufung geféahrdet wirde.

(3) Hinsichtlich der Einfuhr- und Ausfuhrabgaben nach Artikel 5 Nummer 20
und 21 des Zollkodex der Union sowie den Verbrauch- und Verkehrssteuern kann das
Zollkriminalamt als Zentralstelle gemdlR 83 Absatz7 Satzl Nummerl
Zollfahndungsdienstgesetz entsprechend den Absétzen 1 bis 2 zwischenstaatliche
Amitshilfe fir den Zustandigkeitsbereich der Zollverwaltung bewilligen und ersuchen,
soweit das Bundesministerium der Finanzen die Aufgabe nicht selbst wahrnimmt oder
eine abweichende Zuweisung vorsieht.”

Nach § 138 Absatz 1b wird folgender Absatz 1c eingeflgt:

»(1c) Das Bundesministerium der Finanzen kann im Einvernehmen mit den
obersten Finanzbehérden der Lander durch ein im Bundessteuerblatt zu
veroffentlichendes Schreiben Ausnahmen von der Verpflichtung zur Anzeige einer
Erwerbstatigkeit nach Absatz 1 und der Auskunftspflicht nach Absatz 1b gegenuber
dem zustandigen Finanzamt bestimmen, soweit die anzuzeigende Téatigkeit keine oder
nur geringfligige steuerliche Auswirkung hat.”

§ 138a Absatz 8 wird aufgehoben.

In §138e Absatz 2 Nummer 3 Buchstabe b werden die Worter ,wirtschaftlichen
Eigentimer* durch die Worter ,wirtschaftlich Berechtigten“ ersetzt.

§ 138f wird wie folgt gedndert:
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In Absatz 3 Satz 2 werden nach den Woértern ,,so kann er” die Worter ,mit deren
Einwilligung® eingeflgt.

In Absatz 6 Satz 3 werden vor dem abschlieRenden Punkt die Worter ,und dem
Bundeszentralamt fiir Steuern auf Verlangen mitzuteilen” eingeftigt.

In Absatz 8 werden die Worter ,dass er die“ durch die Worter ,dass er oder der
Nutzer die“ ersetzt.

In Absatz 9 Satz 2 werden nach den Wortern ,durch einen anderen Intermediar”
die Worter ,oder durch den Nutzer” eingefigt.

§ 138i wird wie folgt geandert:

a)

b)

Der Wortlaut wird Absatz 1.
Folgender Absatz 2 wird angeflgt:

»(2) Soweit von nach § 138n mitgeteilten innerstaatlichen Steuergestaltungen
im Sinne des 8138/ Absatz2 Steuern betroffen sind, die von
Landesfinanzbehtérden oder Gemeinden verwaltet werden, teilt das
Bundeszentralamt fir Steuern den fir die Nutzer zustandigen Finanzbehdrden der
Lander im automatisierten Verfahren unter Angabe der DE-Registriernummer und
der DE-Offenlegungsnummer mit, dass ihm Angaben {ber mitgeteilte
innerstaatliche Steuergestaltungen vorliegen.®

8§ 138j wird wie folgt geandert:

a)

b)

d)

e)

g)

Die Uberschrift wird wie folgt gefasst:

,§ 138]
Auswertung der Mitteilungen Uber Steuergestaltungen®.

In Absatz 1 Satz 1 wird nach der Angabe ,§§ 138f bis 138h“ die Angabe ,sowie
138m und 138n“ eingeflgt.

In Absatz 2 werden nach der Angabe ,§§ 138f bis 138h“ die Worter ,sowie 138m
und 138n“ eingefligt und wird das Wort ,grenziiberschreitenden® gestrichen.

In Absatz 3 wird die Angabe ,§ 138i“ durch die Angabe ,§ 138i Absatz 1“ ersetzt.
Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 3a eingefiigt:

»(3a) Soweit von nach den 88 138m und 138n mitgeteilten innerstaatlichen
Steuergestaltungen Steuern betroffen sind, die von Finanzbehdrden der Lander
oder von Gemeinden verwaltet werden, stellt das Bundeszentralamt fiir Steuern
den fur die Nutzer zustdndigen Finanzbehorden der Lander erganzend zu den
Angaben nach § 138i Absatz 2 auch die Angaben nach § 138n Absatz 2 sowie
eigene Ermittlungsergebnisse und die Ergebnisse der Auswertung zum Abruf
bereit.”

In Absatz 4 Satz 1 wird das Wort ,grenziberschreitenden” gestrichen und wird
nach der Angabe ,8§§ 138f bis 138h" die Angabe ,und § 138n“ eingeflgt.

In Absatz 5 wird das Wort ,grenziberschreitenden® gestrichen.
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§ 138k wird wie folgt geandert:

a) Die Uberschrift wird wie folgt gefasst:

,§ 138k
Angabe der Steuergestaltung in der Steuererklarung®.
b) Der Wortlaut wird Absatz 1.
c) Folgender Absatz 2 wird angeflugt:

»(2) Hat ein Nutzer eine innerstaatliche Steuergestaltung im Sinne des § 138l
Absatz 2 verwirklicht, gilt Absatz 1 entsprechend mit der MaRgabe, dass die vom
Bundeszentralamt fur Steuern zugeteilte DE-Registriernummer und DE-
Offenlegungsnummer anzugeben ist.*

Nach § 138k werden die folgenden 88 138l bis 138n eingeflgt:

,g 138l
Mitteilungspflicht Uber innerstaatliche Steuergestaltungen

(1) Innerstaatliche Steuergestaltungen im Sinne des Absatzes 2 sind dem
Bundeszentralamt fiir Steuern nach Maf3gabe der 88 138m und 138n mitzuteilen.

(2) Eine innerstaatliche Steuergestaltung ist jede Gestaltung,

1. die keine grenzlberschreitende Steuergestaltung im Sinne des 8§ 138d Absatz 2 in
Verbindung mit 8§ 138e ist,

2. die eine Steuer vom Einkommen oder Vermdgen, die Gewerbesteuer, die
Erbschaft- oder Schenkungsteuer oder die Grunderwerbsteuer zum Gegenstand
hat,

die mindestens ein Kennzeichen im Sinne des Absatzes 3 aufweist und

4. von der ein verstandiger Dritter unter Beriicksichtigung aller wesentlichen Fakten
und Umsténde vernlUnftigerweise erwarten kann, dass der Hauptvorteil oder einer
der Hauptvorteile die Erlangung eines steuerlichen Vorteils im Sinne des § 138d
Absatz 3 Satz 1 ist, der im Geltungsbereich dieses Gesetzes entsteht.

Besteht eine innerstaatliche Steuergestaltung aus einer Reihe von Gestaltungen, hat
die Mitteilung nach Absatz 1 die gesamte innerstaatliche Steuergestaltung zu
umfassen. Das Bundesministerium der Finanzen kann im Einvernehmen mit den
obersten Finanzbehorden der Lander in einem im Bundessteuerblatt zu
veroffentlichenden Schreiben fiir bestimmte Fallgruppen bestimmen, dass kein
steuerlicher Vorteil im Sinne des Satzes 1 Nummer 4 anzunehmen ist, weil der
steuerliche Vorteil unter Berlcksichtigung aller Umstéande der Steuergestaltung
gesetzlich vorgesehen ist.

(3) Kennzeichen im Sinne des Absatzes 2 Satz 1 Nummer 3 sind:
1. die Vereinbarung

a) einer Vertraulichkeitsklausel, die dem Nutzer oder einem anderen an der
Steuergestaltung Beteiligten eine Offenlegung, auf welche Weise aufgrund
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der Gestaltung ein steuerlicher Vorteil erlangt wird, gegeniber anderen
Intermediaren oder den Finanzbehdrden verbietet, oder

b) einer Vergitung, die in Bezug auf den steuerlichen Vorteil der
Steuergestaltung festgesetzt wird; dies gilt, wenn die Vergltung von der Héhe
des steuerlichen Vorteils abhangt oder wenn die Vereinbarung die Abrede
enthalt, die Vergutung ganz oder teilweise zuriickzuerstatten, falls der mit der
Gestaltung zu erwartende steuerliche Vorteil ganz oder teilweise nicht erzielt
wird;

eine standardisierte Dokumentation oder Struktur der Gestaltung, die fur mehr als
einen Nutzer verfligbar ist, ohne dass sie fur die Nutzung wesentlich individuell
angepasst werden muss;

Gestaltungen, die zum Gegenstand haben, dass

a) ein an der Gestaltung Beteiligter unangemessene rechtliche Schritte
unternimmt, um ein verlustbringendes Unternehmen unmittelbar oder
mittelbar zu erwerben, die Haupttatigkeit dieses Unternehmens zu beenden
und dessen Verluste daflir zu nutzen, seine Steuerbelastung zu verringern,
einschliellich der zeitlich naheren Nutzung dieser Verluste,

b) EinklUnfte in Vermdgen, Schenkungen oder andere nicht oder niedriger
besteuerte Einnahmen oder nicht steuerbare Einkiinfte umgewandelt werden,

¢) Transaktionen durch die Einbeziehung zwischengeschalteter Unternehmen,
die keine wesentliche wirtschaftliche Tatigkeit ausliben, oder Transaktionen,
die sich gegenseitig aufheben oder ausgleichen, fir zirkulare
Vermogensverschiebungen genutzt werden,

d) derselbe steuererhebliche Sachverhalt mehreren Nutzern oder anderen
Steuerpflichtigen oder einem Nutzer oder Steuerpflichtigen mehrfach
zugeordnet werden soll,

e) durch aufeinander abgestimmte  Rechtsgeschafte  zweckgerichtet
steuerwirksame Verluste und ganz oder teilweise steuerfreie Einklinfte
erzeugt werden oder

f) ein an der Gestaltung Beteiligter unangemessene rechtliche Schritte
unternimmt, um flr sich oder einen Dritten einen steuerlichen Vorteil im
Bereich des Steuerabzugs vom Kapitalertrag zu erzeugen.

Satz1l Nummer 3 Buchstabe b gilt fir einen steuerpflichtigen Gewerbeertrag
entsprechend.

(4) Nutzer einer innerstaatlichen Steuergestaltung im Sinne des Absatzes 2 ist

jede natirliche oder juristische Person, Personengesellschaft, Gemeinschaft oder

Vermdgensmasse,

1. derdie innerstaatliche Steuergestaltung zur Umsetzung bereitgestellt wird,

2. die bereit ist, die innerstaatliche Steuergestaltung umzusetzen, oder

3. die den ersten Schritt zur Umsetzung der innerstaatlichen Steuergestaltung

gemacht hat.

(5) Eine Verpflichtung zur Mitteilung der innerstaatlichen Steuergestaltung im

Sinne des Absatzes 2 besteht nur, wenn

1.

ein Nutzer der innerstaatlichen Steuergestaltung in einem der in § 138n Absatz 1
Satz 2 genannten Zeitpunkte

a) in mindestens zwei der drei Kalender- oder Wirtschaftsjahre, die dem
Kalenderjahr vorausgehen, in dem das Ereignis nach § 138n Absatz 1 Satz 2
eingetreten ist,
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aa) umsatzsteuerbare Umsatze im Sinne des §1 Absatzl1l des
Umsatzsteuergesetzes in Hohe von mehr als 50 000 000 Euro pro
Wirtschaftsjahr oder Kalenderjahr erzielt hat (Umsatzschwelle),

bb) eine Summe der positiven Einkinfte nach 82 Absatz1l des
Einkommensteuergesetzes einschlielich der nach §32d des
Einkommensteuergesetzes dem gesonderten Steuertarif unterliegenden
Einkunfte aus Kapitalvermdégen von mehr als 2 000 000 Euro im
Kalenderjahr (Einkunfteschwelle) erzielt hat, wobei im Falle der
Zusammenveranlagung nach 8§ 26b des Einkommensteuergesetzes fur
die Feststellung des Uberschreitens der Einkiinfteschwelle auf jeden
Ehegatten oder Lebenspartner abzustellen ist, oder

cc) ein Einkommen nach 8§ 8 Absatz 1 des Korperschaftsteuergesetzes
erzielt und dieses erhoht um die nach §8b des
Korperschaftsteuergesetzes aul3er Ansatz bleibenden Bezlige und
Gewinne und vermindert um die nach 8§ 8b Absatz3 und 5 des
Korperschaftsteuergesetzes nicht abziehbaren Betriebsausgaben mehr
als 2 000 000 Euro im Wirtschaftsjahr (Einkommensschwelle) betragt,

b) zu einem Konzern im Sinne des 8§ 18 des Aktiengesetzes gehort, bei dem die
Summe der Umsatze, Einkinfte oder Einkommen der Konzerngesellschaften
einen der in Buchstabe a genannten Schwellenwerte Uberschreitet, wobei nur
positive Betrage der einzelnen Konzerngesellschaften beriicksichtigt werden,

c) zusammen mit anderen inlandischen Unternehmen von einer auslandischen
natirlichen oder juristischen Person, einer Mehrheit von Personen, einer
Stiftung oder einem anderen Zweckvermdgen beherrscht oder einheitlich
geleitet wird oder mit einem auslandischen Unternehmen wirtschaftlich
verbunden im Sinne des § 138e Absatz 3 ist,

d) ein Investmentfonds oder ein Spezial-Investmentfonds im Sinne des
Investmentsteuergesetzes ist, oder

e) Anleger

aa) eines Investmentfonds im Sinne des Investmentsteuergesetzes ist, sofern
nicht mehr als 100 Anleger an dem Investmentfonds beteiligt sind und die
Anschaffungskosten der Investmentanteile des Anlegers mindestens
100 000 Euro betragen haben oder

bb) eines Spezial-Investmentfonds im Sinne des Investmentsteuergesetzes
ist; oder

2. die Gestaltung zum Gegenstand hat, dass

a) durch Erwerb von Todes wegen oder durch Schenkung Vermdgen Ubertragen
wird, dessen Wert nach 812 des Erbschaftsteuer- und
Schenkungsteuergesetzes nach Abzug von Nachlassverbindlichkeiten im
Sinne des 810 Absatz5 Nummerl des Erbschaftsteuer- und
Schenkungsteuergesetzes oder nach Abzug der mit einer Schenkung in
wirtschaftlichem Zusammenhang stehenden Schulden wund Lasten
voraussichtlich mindestens 4 000 000 Euro betragen wird, oder

b) unmittelbar oder mittelbar Anteile an einer Gesellschaft erworben werden oder
Ubergehen und der durch die Anteile vermittelte Grundbesitzwert nach 8§ 8
Absatz 2 des Grunderwerbsteuergesetzes mindestens 5 000 000 Euro
betragt.

Ist die Steuerpflicht des Nutzers erst in den letzten drei Kalenderjahren oder
Wirtschaftsjahren oder in dem Kalenderjahr oder Wirtschaftsjahr, in dem das Ereignis
nach 8 138n Absatz 1 Satz 2 eingetreten ist, entstanden, besteht eine Verpflichtung
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zur Mitteilung nach Satz1l Nummerl Buchstabe a auch dann, wenn die
Umsatzschwelle, die EinkUnfteschwelle oder die Einkommensschwelle in dem
Kalenderjahr, in dem das Ereignis nach § 138n Absatz 1 Satz 2 eintritt, voraussichtlich
Uberschritten  wird; Rumpfwirtschaftsjahre sind auf volle Wirtschaftsjahre
hochzurechnen. Die Verpflichtung zur Mitteilung nach Satz 1 Nummer 1 Buchstabe e
besteht nur, sofern die Steuergestaltung im Zusammenhang mit der Beteiligung an
dem Investmentfonds oder dem Spezial-Investmentfonds steht. Bei Anwendung von
Satz1 Nummer 2 sind die Verhaltnisse in einem der in § 138n Absatz 1 Satz 2
genannten Zeitpunkte maf3gebend. Werden die Grenzen nach Satz 1 Nummer 2
Buchstabe a oder b nicht tGberschritten, besteht eine Verpflichtung zur Mitteilung einer
innerstaatlichen Steuergestaltung, die ausschliellich die in Satz 1 Nummer 2
genannten Steuern zum Gegenstand hat, auch dann nicht, wenn auch ein Kriterium
nach Satz1l Nummer 1 erfillt ist. Der Nutzer hat dem Intermediar die fur die
Anwendung von Satz 1 erforderlichen Daten mitzuteilen.

(6) Ubt ein Intermediar im Zusammenhang mit der innerstaatlichen
Steuergestaltung ausschlieBlich die in 8§ 138m Absatz1 Satz1l aufgeflihrten
Tatigkeiten aus, so gilt er nicht als an der Gestaltung Beteiligter.

§ 138m
Zur Mitteilung innerstaatlicher Steuergestaltungen verpflichtete Personen

(1) Intermediar ist, wer eine der in § 138d Absatz 1 genannten Tatigkeiten im
Hinblick auf eine innerstaatliche Steuergestaltung ausibt. Zur Mitteilung einer
innerstaatlichen Steuergestaltung im Sinne des § 138l Absatz 2 ist der Intermediar
verpflichtet, wenn er im Geltungsbereich dieses Gesetzes

1. seinen Wohnsitz, seinen gewothnlichen Aufenthalt, seine Geschéftsleitung oder
seinen Sitz hat,

2. eine Betriebstéatte hat, durch die Dienstleistungen im Zusammenhang mit der
innerstaatlichen Steuergestaltung erbracht werden,

3. in das Handelsregister oder in ein oOffentliches berufsrechtliches Register
eingetragen ist oder

4. bei einem Berufsverband fur juristische, steuerliche oder beratende
Dienstleistungen registriert ist.

(2) Erfullt kein Intermediar die Voraussetzungen des Absatzes 1 Satz 2 oder hat
ein Nutzer im Sinne des § 138l Absatz 4 eine innerstaatliche Steuergestaltung im Sinne
des 8§ 138l Absatz 2 fur sich selbst konzipiert, obliegt die Pflicht zur Mitteilung der
innerstaatlichen Steuergestaltung dem Nutzer. In den Féllen des § 138l Absatz 5
Satz 1 Nummer 1 sind nach Satz 1 nur die Nutzer zur Mitteilung der innerstaatlichen
Steuergestaltung verpflichtet, die die Voraussetzungen des 8§ 138l Absatz 5 Satz 1
Nummer 1 erflllen; weitere Nutzer, die die Voraussetzungen nach § 138l Absatz 5
Satz1 Nummer 1 nicht erfullen, gelten als andere an der Gestaltung beteiligte
Personen.

(3) Unterliegt ein Intermediar einer gesetzlichen Pflicht zur Verschwiegenheit und
hat der Nutzer ihn von dieser Pflicht nicht entbunden, so geht die Pflicht zur
Ubermittlung der Angaben nach § 138n Absatz 2 Satz 1 Nummer 2, 3 und 9 auf den
Nutzer Uber, sobald der Intermediar

1. den Nutzer Uber die Mitteilungspflicht, die Moglichkeit der Entbindung von der
Verschwiegenheitspflicht und den anderenfalls erfolgenden Ubergang der
Mitteilungspflicht informiert hat und
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2. dem Nutzer die nach 8§ 138n Absatz 2 Satz 1 Nummer 2, 3 und 9 erforderlichen
Angaben, soweit sie dem Nutzer nicht bereits bekannt sind, sowie die DE-
Registriernummer und die DE-Offenlegungsnummer zur Verfligung gestellt hat.

Ist die Mitteilungspflicht hinsichtlich der in § 138n Absatz 2 Satz 1 Nummer 2, 3 und 9
bezeichneten Angaben auf den Nutzer Ulbergegangen, so hat dieser in seiner Mitteilung
die DE-Registriernummer und die DE-Offenlegungsnummer anzugeben; § 138n
Absatz 1 qilt in diesem Fall entsprechend. Die Information des Nutzers nach Satz 1
Nummer 2 ist vom Intermediar nach Zugang der Mitteilung der DE-
Offenlegungsnummer unverzlglich zu veranlassen und auf Verlangen dem
Bundeszentralamt fir Steuern nachzuweisen. Erlangt der Nutzer die in Satz 1
Nummer 2 bezeichneten Informationen erst nach Eintritt des nach § 138n Absatz 1
Satz 2 maRgebenden Ereignisses, so beginnt die Frist zur Ubermittlung der in § 138n
Absatz 2 Satz 1 Nummer 2, 3 und 9 bezeichneten Angaben abweichend von § 138n
Absatz 1 Satz 2 erst mit Ablauf des Tages, an dem der Nutzer die Informationen erlangt
hat. Hat der Nutzer einer innerstaatlichen Steuergestaltung einen Intermediar, der einer
gesetzlichen Pflicht zur Verschwiegenheit unterliegt, nicht von seiner
Verschwiegenheitspflicht entbunden, kann die Pflicht des Intermediars zur Mitteilung
der Angaben nach § 138n Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 und 4 bis 8 dadurch erfullt
werden, dass der Nutzer diese Angaben im Auftrag des Intermediars tbermittelt.

(4) Mehrere Intermedidare  oder Nutzer derselben innerstaatlichen
Steuergestaltung sind nebeneinander zur Mitteilung verpflichtet. Ein Intermediar oder
Nutzer ist in diesem Fall von der Mitteilungspflicht nach Absatz 1 oder 2 befreit, soweit
er nachweisen kann, dass die in § 138n Absatz 2 bezeichneten Informationen zu
derselben innerstaatlichen Steuergestaltung bereits durch einen anderen Intermediar
oder einen anderen Nutzer dem Bundeszentralamt fir Steuern mitgeteilt wurden.

§138n
Verfahren zur Mitteilung innerstaatlicher Steuergestaltungen

(1) Die innerstaatliche Steuergestaltung im Sinne von 8 138l Absatz 2 ist dem
Bundeszentralamt flr Steuern nach amtlich vorgeschriebenem Datensatz Uber die
amtlich bestimmte Schnittstelle elektronisch mitzuteilen. Die Ubermittlung der Angaben
nach Absatz 2 hat innerhalb von zwei Monaten nach Ablauf des Tages zu erfolgen, an
dem das erste der nachfolgenden Ereignisse eintritt:

1. die innerstaatliche Steuergestaltung wird zur Umsetzung bereitgestellt,

2. der Nutzer der innerstaatlichen Steuergestaltung ist zu deren Umsetzung bereit
oder

3. mindestens ein Nutzer der innerstaatlichen Steuergestaltung hat den ersten Schritt
der Umsetzung dieser Steuergestaltung gemacht.

(2) Der Datensatz muss folgende Angaben enthalten:
1. zum Intermediar:

a) den Familiennamen und den Vornamen sowie den Tag und Ort der Geburt,
wenn der Intermediar eine natdrliche Person ist,

b) die Firma oder den Namen, wenn der Intermediar keine natirliche Person ist,
und

c) die Anschrift,

2. zum Nutzer:
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a) den Familiennamen und den Vornamen sowie den Tag und Ort der Geburt,
wenn der Nutzer eine naturliche Person ist,

b) die Firma oder den Namen, wenn der Nutzer keine natirliche Person ist,
c) die Anschrift,
d) den Staat, in dem der Nutzer ansassig ist, und

e) das Steueridentifikationsmerkmal nach 88 139b und 139c oder die
Steuernummer, soweit dem Nutzer zugeteilt,

3. wenn an der innerstaatlichen Steuergestaltung Personen beteiligt sind, die im
Sinne des 8§ 138e Absatz 3 als verbundene Unternehmen des Nutzers gelten, zu
dem verbundenen Unternehmen:

a) die Firma oder den Namen,
b) die Anschrift,
c) den Staat, in dem das Unternehmen ansassig ist, und

d) das Steueridentifikationsmerkmal nach 88 139b und 139c oder die
Steuernummer, soweit der mitteilungspflichtigen Person nach § 138m
Absatz 1 oder 2 bekannt,

4. Einzelheiten zu den nach 8§ 138l Absatz 3 zur Mitteilung verpflichtenden
Kennzeichen,

5. eine Zusammenfassung des Inhalts der innerstaatlichen Steuergestaltung
einschlieflich

a) soweit vorhanden, der Bezeichnung, unter der die Steuergestaltung allgemein
bekannt ist, und

b) einer abstrakt gehaltenen Beschreibung der relevanten Geschaftstatigkeit
oder Gestaltung des Nutzers, soweit dies nicht zur Offenlegung eines
Handels-, Gewerbe- oder Berufsgeheimnisses oder eines
Geschaftsverfahrens oder von Informationen fuihrt, deren Offenlegung die
offentliche Ordnung verletzen wiirde,

6. das Datum des Tages, an dem der erste Schritt der Umsetzung der
innerstaatlichen Steuergestaltung gemacht wurde oder voraussichtlich gemacht
werden wird,

7. Einzelheiten zu den einschlagigen Rechtsvorschriften, die unmittelbar die
Grundlage der innerstaatlichen Steuergestaltung bilden,

8. den tatsachlichen oder voraussichtlichen wirtschaftlichen Wert der innerstaatlichen
Steuergestaltung, und

9. Angaben zu allen im Geltungsbereich dieses Gesetzes ansassigen Personen, die
von der innerstaatlichen Steuergestaltung wahrscheinlich unmittelbar betroffen
sind sowie Personen nach § 138m Absatz 2 Satz 2 2. Alternative, soweit sie der
mitteilungspflichtigen Person nach § 138m Absatz 1 oder 2 bekannt sind.

Soweit dem Intermediar bekannt ist, dass neben ihm mindestens ein weiterer
Intermediar im Geltungsbereich dieses Gesetzes zur Mitteilung derselben
innerstaatlichen Steuergestaltung verpflichtet ist, so kann er im Datensatz nach Satz 1
mit deren Einwilligung die Angaben nach Satz 1 Nummer 1 auch hinsichtlich der
anderen ihm bekannten Intermediare machen. Satz 2 gilt entsprechend, wenn dem
Nutzer einer innerstaatlichen Steuergestaltung bekannt ist, dass neben ihm
mindestens ein weiterer Nutzer zur Mitteilung derselben innerstaatlichen
Steuergestaltung verpflichtet ist.
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15.

16.

17.
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(3) Der mitteilende Intermediar hat den Nutzer dariiber zu informieren, welche
den Nutzer betreffenden Angaben er gemaR Absatz 2 an das Bundeszentralamt fir
Steuern Ubermitteln wird. Im Fall des Absatzes 2 Satz 2 hat der mitteilende Intermediar
die anderen ihm bekannten Intermediare unverziglich dariber zu informieren, dass die
Angaben gemaf Absatz 2 an das Bundeszentralamt flr Steuern Ubermittelt wurden.

(4) Das Bundeszentralamt fur Steuern weist dem eingegangenen Datensatz im
Sinne des Absatzes 2

1. eine DE-Registriernummer flr die mitgeteilte innerstaatliche Steuergestaltung und

2. eine DE-Offenlegungsnummer fiir die eingegangene Mitteilung

zu und teilt diese der mitteilenden Person im Sinne von § 138m Absatz 1 oder 2 mit.
Hat das Bundeszentralamt fiur Steuern aufgrund der Mitteilung eines anderen
Intermediars oder Nutzers der innerstaatlichen Steuergestaltung bereits eine DE-
Registriernummer zugewiesen und ist diese der mitteilenden Person bekannt, so hat
sie sie dem Bundeszentralamt fur Steuern im Datensatz nach Absatz 2 Satz 1
mitzuteilen. Satz 1 Nummer 1 ist nicht anzuwenden, wenn die mitteilende Person nach
Satz2 im Datensatz eine DE-Registriernummer flr die innerstaatliche
Steuergestaltung angegeben hat. Der mitteilende Intermedidar hat die DE-
Registriernummer nach Satz 1 Nummer 1 und die DE-Offenlegungsnummer nach
Satz 1 Nummer 2 unverziglich dem Nutzer der innerstaatlichen Steuergestaltung
mitzuteilen. Hat der Intermediar nach Absatz 2 Satz 2 auch andere Intermediare
derselben innerstaatlichen Steuergestaltung benannt, so hat er diesen die DE-
Registriernummer nach Satz 1 Nummer 1 mitzuteilen.

(5) 8138h Absatz 1 gilt fur innerstaatliche Steuergestaltungen sinngemali. Bei
marktfahigen innerstaatlichen Steuergestaltungen sind Anderungen hinsichtlich der in
Absatz 2 Satz1l Nummerl bis 3, 6 und 9 bezeichneten Angaben, die nach
Ubermittlung des Datensatzes nach Absatz 2 eingetreten sind, innerhalb von 30 Tagen
nach Ablauf des Kalendervierteljahres mitzuteilen, in dem die jeweils
mitteilungspflichtigen Umstande eingetreten sind. Dabei sind die DE-Registriernummer
und die DE-Offenlegungsnummer anzugeben. Die Angaben sind dem
Bundeszentralamt fur Steuern nach Mal3gabe des Absatzes 1 Satz 1 zu Ubermitteln.”

Nach § 194 Absatz 1 wird folgender Absatz 1a eingefugt:

»(1a) Das Ergebnis eines internationalen Risikobewertungsverfahrens nach § 89b
und auch die bei dessen Durchfilhrung erlangten Erkenntnisse, die nicht im
Risikobewertungsbericht nach 8§89b Absatz 6 enthalten sind, sollen bei der
Bestimmung des sachlichen Umfangs einer Auf3enprifung nach Absatz 1 Satz 2
bericksichtigt werden.*

In 8 230 Absatz 2 werden die Worter ,Die Verjahrung ist gehemmt,” durch die Woérter
,Die Verjahrungsfrist 1auft nicht ab,” ersetzt.

Dem § 237 wird folgender Absatz 6 angefugt:

»(6) Die Abséatze 1 bis 5 gelten flr festgesetzte Haftungsanspriiche entsprechend,
soweit sich die Haftung auf Steuern und zuriickzuzahlende Steuervergitungen
erstreckt.”

§ 379 wird wie folgt geandert:
a) Absatz 2 wird wie folgt gedndert:
aa) In Nummer le werden die Worter ,entgegen 8 138f Absatz 1, 2, 3 Satz 1

Nummer 1 bis 7 sowie 9 und 10 oder entgegen § 138h Absatz 2“ durch die
Worter ,in Verbindung mit § 138f Absatz 1, 2, 3 Satz 1 Nummer 1 bis 7 sowie



1.

b)
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9 und 10 oder § 138h Absatz 2, jeweils auch in Verbindung mit § 138f Absatz 6
Satz 1 und 2 oder § 138g Absatz 1 Satz 1“ ersetzt.

bb) Nummer 1f wird aufgehoben.

cc) In Nummer 1g wird die Angabe ,§138k Satz 1“ durch die Angabe ,§ 138k
Absatz 1 Satz 1“ ersetzt.

dd) In der Nummer 1i wird am Ende das Wort ,oder” durch ein Komma ersetzt.

ee) Nach Nummer 1i werden die folgende Nummern 1j und 1k eingefiigt:

a=1j'

entgegen 8§ 138l Absatz 1 in Verbindung mit § 138n Absatz 1, 2 Satz 1
Nummer 1 bis 7 und 9 oder Absatz 5 Satz 2 und 3, jeweils auch in Ver-
bindung mit § 138m Absatz 1, 2 oder 3 Satz 1 und 2 eine Mitteilung Gber
eine innerstaatliche Steuergestaltung nicht, nicht richtig, nicht vollstandig
oder nicht rechtzeitig macht,

1k. entgegen 8 138k Absatz2 in Verbindung mit Absatz1l in der

Steuererklarung die Angabe der von ihm verwirklichten innerstaatlichen
Steuergestaltung nicht, nicht richtig, nicht vollstandig oder nicht
rechtzeitig macht oder®.

In Absatz 5 wird die Angabe ,Absatz 2 Nummer 1c* durch die Worter ,Absatz 2
Nummer 1c¢, 1j und 1k* ersetzt.

In Absatz 7 werden die Woérter ,Absatz 2 Nummer 1 und 1d bis 1g“ durch die
Worter ,Absatz 2 Nummer 1, 1d, 1e und 1g“ ersetzt.

Artikel 12

Weitere Anderung der Abgabenordnung

Die Abgabenordnung, die zuletzt durch Artikel 11 dieses Gesetzes geandert worden
ist, wird wie folgt gedndert:

Die Inhaltsubersicht wird wie folgt geandert:

a)

b)

d)

Nach der Angabe zu § 14 werden folgende Angaben eingefligt:

.8 14a

§ 14b

Personenvereinigungen

Kdrperschaften mit Sitz im Ausland®.

Die Angabe zu § 183 wird wie folgt gefasst:

,§183

Bekanntgabe bei der gesonderten und einheitlichen Feststellung gegenlber rechtsfahigen
Personenvereinigungen®.

Nach der Angabe zu § 183 wird folgende Angabe eingefiigt:

,§ 183a Empfangsbevoliméchtigte bei der gesonderten und einheitlichen Feststellung bei nicht rechtsfahigen
Personenvereinigungen und in sonstigen Fallen®.

Die Angabe zu § 267 wird wie folgt gefasst:

.8 267

Vollstreckungsverfahren gegen Personenvereinigungen®.

§ 2a wird wie folgt geandert:
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a) In Absatz 3 werden nach der Angabe ,L 127 vom 23.5.2018, S. 2“ die Angabe ,,, L
47 vom 4.3.2021, S. 35“ eingefigt.

b) In Absatz 5 Nummer 2 werden die Woérter ,rechtsfahige oder nicht rechtsfahige
Personenvereinigungen® durch das Wort ,Personenvereinigungen (§ 14a)“ ersetzt.

Nach § 14 werden die folgenden 88 14a und 14b eingeflgt:

,8 14a
Personenvereinigungen

(1) Personenvereinigungen im Sinne dieses Gesetzes und der Steuergesetze
sind Personenzusammenschliisse ohne Rechtspersonlichkeit zur Verfolgung eines
gesetzlich zulassigen Zwecks.

(2) Rechtsfahige Personenvereinigungen sind inshesondere
1. Vereine ohne Rechtspersonlichkeit (8 54 des Burgerlichen Gesetzbuchs),
2. rechtsfahige Personengesellschaften einschlieBlich Gesellschaften (8 705 des

Birgerlichen Gesetzbuchs), Personenhandelsgesellschaften,

Partnerschaftsgesellschaften, Partenreedereien und Européische wirtschaftliche

Interessenvereinigungen und

3. Gemeinschaften der Wohnungseigentiimer (8 9a des
Wohnungseigentumsgesetzes).

(3) Nicht rechtsfahige Personenvereinigungen sind insbesondere
1. Bruchteilsgemeinschaften (8 741 des Blrgerlichen Gesetzbuchs),
2. Gutergemeinschaften (8 1415 des Birgerlichen Gesetzbuchs) und
3. Erbengemeinschaften (§ 2032 des Burgerlichen Gesetzbuchs).
(4) Auf nicht rechtsfahige Gesellschaften (8 740 des Burgerlichen Gesetzbuchs)

sind die fur nicht rechtsfahige Personenvereinigungen geltenden Vorschriften mit
Ausnahme des § 267 Absatz 1 Satz 1 sinngemal anzuwenden.

8 14b
Kdrperschaften mit Sitz im Ausland

(1) Ist eine Kdrperschaft mit Sitz (8 11) im Ausland und Ort der Geschaéftsleitung
(8 10) im Geltungsbereich dieses Gesetzes nach dem Recht des Staates, in dem sie
ihren Sitz hat, rechtsfahig, sind Verwaltungsakte an sie zu richten, soweit sie nach den
Steuergesetzen Steuerschuldner ist. Dies gilt auch dann, wenn sie nach inlandischem
Gesellschaftsrecht mangels Rechtsfahigkeit nicht als juristische Person zu behandeln
ist.

(2) Auf Koérperschaften im Sinne des Absatzes 1 Satz 2 sind die fir juristische
Personen geltenden Regelungen der 88 34 und 79 entsprechend anzuwenden.
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(3) Fur die Vollstreckung in das Vermogen einer Korperschaft im Sinne des
Absatzes 1 genlgt ein an sie gerichteter vollstreckbarer Verwaltungsakt.

(4) Die Anteilseigner einer Korperschaft im Sinne des Absatzes 1 Satz 2 haften
fur die von der Kdrperschaft geschuldeten Anspriiche aus dem Steuerschuldverhaltnis
unbeschrankt.”

In § 31a Absatz 2 Satz 2 werden die Worter ,des Absatzes 1 Nr. 1 Buchstabe b und
Nr.2“ durch die Worter ,des Absatzes1l Satz1l Nummer1l Buchstabe b und
Nummer 2° ersetzt.

8 34 wird wie folgt gedndert:

a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

,Die gesetzlichen Vertreter naturlicher und juristischer Personen sowie
rechtsfahiger  Personenvereinigungen und die  Geschaftsfihrer  von
Vermogensmassen haben deren steuerliche Pflichten zu erfillen.*

b) Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

.Bei nicht rechtsfahigen Personenvereinigungen haben die Mitglieder,
Gesellschafter oder Gemeinschafter die Pflichten im Sinne des Absatzes 1 zu
erftllen.”

§ 39 Absatz 2 Nummer 2 wird wie folgt gefasst:

»2. Wirtschaftsgiter, die mehreren zur gesamten Hand oder einer rechtsfahigen
Personengesellschaft zustehen, werden den Beteiligten oder Gesellschaftern
anteilig zugerechnet, soweit eine getrennte Zurechnung fur die Besteuerung
erforderlich ist. Rechtsfahige Personengesellschaften gelten flur Zwecke der
Ertragsbesteuerung als  Gesamthand und deren  Vermdgen als
Gesamthandsvermdgen.”

§ 60b wird wie folgt geandert:
a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

»(1) Das Bundeszentralamt flr Steuern flhrt ein Register, in dem
Kdrperschaften und juristische Personen des 6ffentlichen Rechts gefiihrt werden,
an die steuerbeglnstigt Zuwendungen nach den 88 10b, 34g des
Einkommensteuergesetzes geleistet werden konnen
(Zuwendungsempfangerregister).”

b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

»(2) Im Zuwendungsempfangerregister speichert das Bundeszentralamt fur
Steuern zu Zwecken des Sonderausgabenabzugs nach § 10b des
Einkommensteuergesetzes und der Steuerermafigung nach § 34g des
Einkommensteuergesetzes automatisiert folgende Daten:

1. Wirtschafts-ldentifikationsnummer,
2. Name,
3. Anschrift,

4. steuerbeginstigte Zwecke nach 88 52 bis 54,
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5. Datum der Anerkennung als Partei im Sinne des § 2 Parteiengesetzes,
6. Datum der Anerkennung als Wahlervereinigung,

7. Status als juristische Person des 6ffentlichen Rechts,

8. zustandige Finanzbehorde,

9. Datum der Erteilung des letzten Freistellungsbescheides, der Anlage zum
Kdrperschaftsteuerbescheid oder des Feststellungsbescheides nach § 60a,

10. Kontoverbindungen bei Banken/ Kreditinstituten und Bezahldienstleistern.*
In Absatz 3 werden die Worter ,Das flur die Festsetzung der Kérperschaftsteuer
der Korperschaft zustandige Finanzamt® durch die Wérter ,Die fiir die Besteuerung
nach dem Einkommen zustandige Finanzbehdérde® ersetzt.
Folgender Absatz 5 wird angeflgt:

,(5) Die im Zuwendungsempfangerregister Gefiihrten kénnen Anderungen

und Erganzungen der Eintragungen nach Absatz 2 Nummer 10 mit Hilfe eines
amtlich vorgeschriebenen Datensatzes durch Datenfernubertragung bewirken.*

§ 79 Absatz 1 Nummer 3 wird wie folgt gefasst:

”3-

juristische Personen sowie Personenvereinigungen oder Vermdgensmassen
durch die in 8 34 bezeichneten Personen oder durch besonders Beauftragte,*.

8 93 Absatz 7 Satz 1 wird wie folgt geandert:

a)

b)

In Nummer 4a werden die Worter ,Personengesellschaft, Korperschaft,
Personenvereinigung® durch die Worter ,Korperschaft, Personenvereinigung®
ersetzt.

In Nummer 4b wird am Ende das Wort ,oder” angefiigt.
Nach Nummer 4c wird folgende Nummer 4d eingefiigt:
,4d. zur Verifizierung der Kontoverbindung des Zuwendungsempfangers nach

§ 60b Absatz 2 Nummer 10, wenn dieser eine Anderung oder Erganzung von
Kontoverbindungen nach § 60b Absatz 5 beantragt,”.

§ 138 wird wie folgt geandert:

a)

b)

Dem Absatz 1 wird folgender Satz angefigt:

.,unternehmer im Sinne des § 21 Absatz 1 Satz 2 haben die Aufnahme einer im
Geltungsbereich des Gesetzes umsatzsteuerbaren Tatigkeit dem nach der
Umsatzsteuer-Zustandigkeitsverordnung zustandigen Finanzamt anzuzeigen, es
sei denn diese Unternehmer erbringen in Deutschland ausschlie3lich steuerbare
und steuerpflichtige Umséatze, die in den besonderen Besteuerungsverfahren nach
den 88 18i bis 18k des Umsatzsteuergesetzes zu erklaren sind.*

Dem Absatz 1b wird folgender Satz angefiigt:

,Die Satze 1 bis 3 gelten entsprechend fur Steuerpflichtige im Sinne des § 137, die
nicht nach Absatz 1 zur Anzeige verpflichtet sind.”
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c) In Absatz2 Satz1l Nummer5 werden die Wobrter ,Personengesellschaft,
Kdrperschaft, Personenvereinigung“ durch die Woérter ,Kdorperschaft,
Personenvereinigung® ersetzt.

d) In Absatz3 werden die Worter ,Personengesellschaft, Korperschaft,
Personenvereinigung® durch die Worter ,Korperschaft, Personenvereinigung®
ersetzt.

In § 138d Absatz 5 werden die Worter ,Personengesellschaft, Gemeinschaft* durch
das Wort ,Personenvereinigung” ersetzt.

In § 138l Absatz 4 werden die Worter ,Personengesellschaft, Gemeinschaft‘ durch das
Wort ,Personenvereinigung” ersetzt.

§ 139c wird wie folgt geandert:

a) Absatz 5 Nummer 11 wird wie folgt gefasst:

,11. Eintrag im Handels-, Partnerschafts- oder Gesellschaftsregister
(Registergericht, Datum und Nummer der Eintragung),®.

b) In Absatz 6a wird das Wort ,Personengesellschaft® durch die Worter ,rechtsfahige
Personengesellschaft® ersetzt.

8 141 Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gedndert:
a) In Nummer 1 wird die Angabe ,600 000" durch die Angabe ,,800 000“ ersetzt.

b) In den Nummern 4 und 5 wird jeweils die Angabe ,60 000“ durch die Angabe
,80 000 ersetzt.

In § 146a wird wie folgt geéndert:

a) In Absatz 3 Satz 1 werden die Wdrter ,Bundesministerium des Innern, fir Bau und
Heimat und dem Bundesministerium fur Wirtschaft und Energie“ durch die Worter
,Bundesministerium des Innern und fur Heimat und dem Bundesministerium flr
Wirtschaft und Klimaschutz® ersetzt.

b) In Absatz 4 Satz 1 werden die Worter ,nach amtlich vorgeschriebenen Vordruck®
durch die Worter ,nach amtlich vorgeschriebenen Datensatz durch
Datenfernlbertragung“ ersetzt.

In § 147a Absatz 2 Satz 3 wird die Angabe ,Satz 3“ durch die Angabe ,Satz 5“ ersetzt.
8 152 Absatz 4 Satz 3 wird wie folgt gefasst:

.n  Fallen des §180 Absatzl Satzl Nummer2 Buchstabea ist der
Verspatungszuschlag festzusetzen

1. bei rechtsfahigen Personenvereinigungen vorrangig gegen die
Personenvereinigung und

2. bei nicht rechtsfahigen Personenvereinigungen vorrangig gegen die nach § 181
Absatz 2 Satz 2 Nummer 4 erklarungspflichtigen Personen.*

8 181 Absatz 2 Satz 2 wird wie folgt geéndert:
a) Nummer 1 wird wie folgt gefasst:

,1. inden Fallen des § 180 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 Buchstabe a
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a) bei rechtsfahigen Personenvereinigungen vorrangig die
Personenvereinigung und nachrangig jeder Feststellungsbeteiligte, dem
ein Anteil an den einkommensteuerpflichtigen oder

korperschaftsteuerpflichtigen Einkinften zuzurechnen ist,

b) bei nicht rechtsfahigen Personenvereinigungen und in sonstigen Fallen
jeder Feststellungsbeteiligte, dem ein Anteil an den einkommen-
steuerpflichtigen  oder  korperschaftsteuerpflichtigen  Einkinften
zuzurechnen ist;"“.

b) In Nummer4 werden nach den Woértern ,Nummer 3“ die Worter ,bei nicht
rechtsfahigen Personenvereinigungen® eingefugt.

§ 183 wird wie folgt gefasst:

,§ 183

Bekanntgabe bei der gesonderten und einheitlichen Feststellung gegentber
rechtsfahigen Personenvereinigungen

(1) Sind mehrere Personen am Gegenstand der gesonderten und einheitlichen
Feststellung als Gesellschafter oder Gemeinschafter beteiligt (Feststellungsbeteiligte)
und bilden sie eine rechtsfahige Personenvereinigung, sind alle Verwaltungsakte und
Mitteilungen, die nach diesem Gesetz und den Steuergesetzen mit der gesonderten
und einheitlichen Feststellung zusammenhangen, der Personenvereinigung in
Vertretung der Feststellungsbeteiligten bekannt zu geben. Bei der Bekanntgabe ist
darauf hinzuweisen, dass die Bekanntgabe mit Wirkung fir und gegen alle
Feststellungsbeteiligten erfolgt.

(2) Absatz 1 ist nicht anzuwenden,

1. wenn die Personenvereinigung vollbeendet ist oder der Finanzbehorde bekannt
ist, dass die Personenvereinigung nicht mehr rechtsfahig ist, oder

2. soweit ein Feststellungsbeteiligter aus der Personenvereinigung ausgeschieden
ist oder zwischen den Feststellungsbeteiligten ernstliche
Meinungsverschiedenheiten bestehen.

In den Fallen von Satz 1 Nummer 2 kdnnen die in Absatz 1 Satz 1 genannten
Verwaltungsakte und Mitteilungen der Personenvereinigung auch mit Wirkung fur und
gegen einen in Satz 1 Nummer 2 genannten Feststellungsbeteiligten bekannt gegeben
werden, soweit und solange dieser Feststellungsbeteiligte dem nicht widersprochen
hat. Ein Widerspruch nach Satz 2 wird der Finanzbehérde gegeniber erst wirksam,
wenn er ihr zugeht.

(3) Ist nach Absatz2 Satz 1 Einzelbekanntgabe erforderlich, so sind dem
Feststellungsbeteiligten

1. der Gegenstand der gesonderten und einheitlichen Feststellung,

2. die alle Feststellungsbeteiligten betreffenden Besteuerungsgrundlagen,
3. sein Antell,

4. die Zahl der Feststellungsbeteiligten und

5. die ihn personlich betreffenden Besteuerungsgrundlagen
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bekannt zu geben. Bei berechtigtem Interesse ist dem Feststellungsbeteiligten der
gesamte Inhalt des Feststellungsbescheids mitzuteilen.*

Nach § 183 wird folgender neuer § 183a eingeflgt:

,§ 183a

Empfangsbevollmachtigte bei der gesonderten und einheitlichen Feststellung bei
nicht rechtsfahigen Personenvereinigungen und in sonstigen Féllen

(1) Bilden die Feststellungsbeteiligten keine rechtsfahige Personenvereinigung,
so sollen sie einen gemeinsamen Empfangsbevollméchtigten bestellen, der erméachtigt
ist, fur sie alle Verwaltungsakte und Mitteilungen in Empfang zu nehmen, die nach
diesem Gesetz und den Steuergesetzen mit der gesonderten und einheitlichen
Feststellung zusammenhangen. Ist kein gemeinsamer Empfangsbevollmachtigter
nach Satz1 vorhanden, kann die Finanzbehtrde die Feststellungsbeteiligten
auffordern, innerhalb einer bestimmten angemessenen Frist einen
Empfangsbevollmachtigten zu benennen. Hierbei ist ein Feststellungsbeteiligter
vorzuschlagen und darauf hinzuweisen, dass diesem die in Satz 1 genannten
Verwaltungsakte und Mitteilungen mit  Wirkung fur und gegen alle
Feststellungsbeteiligten bekannt gegeben werden, soweit nicht ein anderer
Empfangsbevollméachtigter benannt wird. Bei der Bekanntgabe an den
Empfangsbevollméchtigten ist darauf hinzuweisen, dass die Bekanntgabe mit Wirkung
fir und gegen alle Feststellungsbeteiligten erfolgt.

(2) Absatz 1 ist insoweit nicht anzuwenden, als der Finanzbehoérde bekannt ist,
dass

1. die Personenvereinigung nicht mehr besteht oder rechtsfahig geworden ist,

2. ein Feststellungsbeteiligter aus der Personenvereinigung ausgeschieden ist oder
zwischen den Feststellungsbeteiligten ernstliche Meinungsverschiedenheiten
bestehen.

Ist ein Empfangsbevolimachtigter nach Absatz 1 Satz 1 vorhanden, kdénnen die in
Absatz 1 Satz 1 genannten Verwaltungsakte und Mitteilungen ihm auch mit Wirkung
fur einen in Satz 1 Nummer 2 genannten Feststellungsbeteiligten bekannt gegeben
werden, soweit und solange dieser Feststellungsbeteiligte oder der
Empfangsbevollméchtigte  nicht  widersprochen  hat. Ein  Widerruf  der
Empfangsvollmacht nach Absatz 1 Satz 1 und ein Widerspruch nach Satz 2 werden
der Finanzbehorde gegentber erst wirksam, wenn sie ihr zugehen.

(3) Ist nach Absatz 2 Einzelbekanntgabe erforderlich, gilt § 183 Absatz 3
entsprechend.

(4) Wird eine wirtschaftliche Einheit
1. Ehegatten oder Lebenspartnern oder

2. Ehegatten mit ihren Kindern, Lebenspartnern mit ihren Kindern oder
Alleinstehenden mit ihren Kindern

zugerechnet und haben die Feststellungsbeteiligten keinen gemeinsamen
Empfangsbevollméchtigten bestellt, so gelten fir die Bekanntgabe von
Feststellungsbescheiden dber den Einheitswert oder den Grundsteuerwert die
Regelungen lber zusammengefasste Bescheide in § 122 Absatz 7 entsprechend.”
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§ 267 wird wie folgt gefasst:

»§ 267
Vollstreckungsverfahren gegen Personenvereinigungen

(1) Bei nicht rechtsfahigen Personenvereinigungen, die als solche steuerpflichtig
sind, genugt fur die Vollstreckung in deren Vermoégen ein vollstreckbarer
Verwaltungsakt gegen die Personenvereinigung. Dies gilt entsprechend fir
Zweckvermbgen und sonstige einer juristischen Person ahnliche steuerpflichtige
Gebilde.

(2) Hat eine nicht rechtsfahige Personenvereinigung nachtraglich Rechtsfahigkeit
erlangt, so kann auch aus einem Verwaltungsakt vollstreckt werden, der vor diesem
Zeitpunkt wirksam geworden ist.”

§ 284 Absatz 1 Satz 3 wird wie folgt gefasst:

»Handelt es sich bei dem Vollstreckungsschuldner um eine juristische Person oder um
eine rechtsfahige Personenvereinigung, so hat er seine Firma oder den Namen, die
Nummer des Registerblatts im Handels-, Genossenschafts-, Gesellschafts-,
Partnerschafts- oder Vereinsregister und seinen Sitz anzugeben.*

§ 352 wird wie folgt gefasst:

,§ 352
Einspruchsbefugnis bei der gesonderten und einheitlichen Feststellung

(1) Gegen Bescheide Uber die gesonderte und einheitliche Feststellung von
Besteuerungsgrundlagen kénnen Einspruch einlegen:

1. bei rechtsfahigen Personenvereinigungen:
a) die Personenvereinigung,

b) wenn die rechtsfahige Personenvereinigung nicht mehr besteht, jeder
Gesellschafter oder Gemeinschafter, gegen den der Feststellungsbescheid
ergangen ist oder zu ergehen hatte;

2. bei nicht rechtsfahigen Personenvereinigungen und in sonstigen Fallen:
a) der Einspruchsbefugte im Sinne des Absatzes 2,

b) wenn Personen nach Buchstabe a nicht vorhanden sind, jeder Gesellschafter,
Gemeinschafter oder Mitberechtigte, gegen den der Feststellungsbescheid
ergangen ist oder zu ergehen hétte;

3. in den Fallen des 8 183 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 oder des § 183a Absatz 2
Satz1 Nummer 2 jeder Gesellschafter, Gemeinschafter oder Mitberechtigte,
gegen den der Feststellungsbescheid ergangen ist oder zu ergehen hatte;

4. soweit es sich darum handelt, wer an dem festgestellten Betrag beteiligt ist und
wie dieser sich auf die einzelnen Beteiligten verteilt, jeder, der durch die
Feststellungen hierzu berihrt wird;
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5. soweit es sich um eine Frage handelt, die einen Beteiligten personlich angeht,
jeder, der durch die Feststellungen tber die Frage berihrt wird.

(2) Einspruchsbefugt im Sinne des Absatzes 1 Nummer 2 Buchstabe a ist der
gemeinsame Empfangsbevoliméchtigte im Sinne des § 183a Absatz 1 Satz 1 oder des
86 Absatzl Satzl der Verordnung Uuber die gesonderte Feststellung von
Besteuerungsgrundlagen nach 8§ 180 Abs. 2 der Abgabenordnung. Haben die
Feststellungsbeteiligten keinen gemeinsamen Empfangsbevolliméchtigten bestellt, ist
einspruchsbefugt im Sinne des Absatzes 1 Nummer 2 Buchstabe a der nach § 183a
Absatz 1 Satz 2 und 3 oder nach § 6 Absatz 1 Satz 3 und 4 der Verordnung tber die
gesonderte Feststellung von Besteuerungsgrundlagen nach 8§ 180 Abs.2 der
Abgabenordnung von der Finanzbehorde bestimmte Empfangsbevollméachtigte;
Absatz 1 Nummer 3 bleibt unberihrt. Die Satze 1 und 2 sind nur anwendbar, wenn die
Beteiligten in der Feststellungserklarung oder in der Aufforderung zur Benennung eines
Empfangsbevollméchtigten Uber die Einspruchsbefugnis des
Empfangsbevollm&chtigten belehrt worden sind.”

Artikel 13

Weitere Anderung der Abgabenordnung

In 8§ 183a Absatz 4 der Abgabenordnung, die zuletzt durch Artikel 12 dieses Gesetzes

geadndert worden ist, werden die Worter ,den Einheitswert oder gestrichen.

Artikel 14

Weitere Anderung der Abgabenordnung

In § 147a Absatz 1 der Abgabenordnung, die zuletzt durch Artikel 13 dieses Gesetzes

geandert worden ist, wird jeweils die Angabe ,500 000“ durch die Angabe ,,750 000 ersetzt.

Artikel 15

Anderung des Einfihrungsgesetzes zur Abgabenordnung

Artikel 97 des Einfuhrungsgesetzes zur Abgabenordnung vom 14. Dezember 1976

(BGBI. 1 S.3341; 1977 | S.667), das zuletzt durch Artikel 6 des Gesetzes vom
20. Dezember 2022 (BGBI. | S. 2730) geandert worden ist, wird wie folgt geé&ndert:

1.

Dem § 14 wird folgender Absatz 7 angefugt:

,(7) 8 230 Absatz 2 der Abgabenordnung in der am ... [einsetzen: Tag nach der
Verkindung] geltenden Fassung gilt fur alle am ... [einsetzen: Tag nach der
Verkundung] noch nicht abgelaufenen Verjahrungsfristen.”

Dem § 15 wird folgender Absatz 17 angefugt:
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»(17)8 237 Absatz 6 der Abgabenordnung in der am ... [einsetzen: Tag nach der
Verkindung] geltenden Fassung gilt fur alle Haftungsanspriiche, die nach dem
31. Dezember 2023 entstehen.”

Dem § 33 wird folgender Absatz 7 angefugt:

,(7) 8102 Absatz 4 Satz 3 und die 88 138i bis 138n der Abgabenordnung in der
am ... [einsetzen: Tag nach der Verkiindung] geltenden Fassung sind in allen Fallen
anzuwenden, in denen das maf3gebende Ereignis nach § 138n Absatz 1 Satz 2 der
Abgabenordnung in der am ... [einsetzen: Tag nach der Verkindung] geltenden
Fassung nach einem vom Bundesministerium der Finanzen mindestens ein Jahr zuvor
zu bestimmenden und im Bundesgesetzblatt Teil | bekanntzumachenden Stichtag
eingetreten ist. Unabhangig von der Bekanntgabe nach Satz 1 ist der spateste Stichtag
der ... [einsetzen: 31. Dezember des vierten Kalenderjahres, das auf das Kalenderjahr
des Inkrafttretens der Artikel 11 und 15 dieses Gesetzes folgt]."

Artikel 16

Weitere Anderung des Einfiihrungsgesetzes zur
Abgabenordnung

Artikel 97 des Einfihrungsgesetzes zur Abgabenordnung, das zuletzt durch Artikel 15

dieses Gesetzes geandert worden ist, wird wie folgt geandert:

1.

8 19 wird wie folgt gefasst:

.8 19
Buchfuhrungspflicht bestimmter Steuerpflichtiger

(1) 8141 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 der Abgabenordnung in der am 1. Januar
2016 geltenden Fassung ist auf Umsétze der Kalenderjahre anzuwenden, die nach
dem 31. Dezember 2015 beginnen. Eine Mitteilung Uber den Beginn der
Buchfiihrungspflicht ergeht nicht, wenn die Voraussetzungen des 8§ 141 Absatz 1
Satz 1 Nummer 1 der Abgabenordnung in der am 31. Dezember 2015 geltenden
Fassung fur Kalenderjahre, die vor dem 1. Januar 2016 liegen, erfillt sind, jedoch im
Kalenderjahr 2015 die Voraussetzungen des § 141 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 der
Abgabenordnung in der am 1. Januar 2016 geltenden Fassung nicht erfullt sind.

(2) Eine Mitteilung tber den Beginn der Buchfuihrungspflicht ergeht nicht, wenn
die Voraussetzungen des8141 Absatzl Satzl Nummer4 und 5der
Abgabenordnung in der am 31. Dezember 2015 geltenden Fassung fur Kalenderjahre,
die vor dem 1.Januar 2016 liegen, erfullt sind, jedoch im Kalenderjahr 2015 die
Voraussetzungen des 8 141 Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 und 5 der Abgabenordnung in
der am 1. Januar 2016 geltenden Fassung nicht erfillt sind.

(3) 8141 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 der Abgabenordnung in der am 1. Januar
2024 geltenden Fassung ist auf Umsatze der Kalenderjahre anzuwenden, die nach
dem 31. Dezember 2023 beginnen. Eine Mitteilung Uber den Beginn der
Buchfuhrungspflicht ergeht nicht, wenn die Voraussetzungen des 8§ 141 Absatz 1
Satz 1 Nummer 1 der Abgabenordnung in der am 31. Dezember 2023 geltenden
Fassung fur Kalenderjahre, die vor dem 1. Januar 2024 liegen, erfillt sind, jedoch im
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Kalenderjahr 2023 die Voraussetzungen des 8§ 141 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 der
Abgabenordnung in der am 1. Januar 2024 geltenden Fassung nicht erftillt sind.

(4) 8141 Absatz1l Satz1 Nummer 4 und 5 der Abgabenordnung in der am
1. Januar 2024 geltenden Fassung ist auf Gewinne der Wirtschaftsjahre anzuwenden,
die nach dem 31. Dezember 2023 beginnen. Eine Mitteilung Uber den Beginn der
Buchfuihrungspflicht ergeht nicht, wenn die Voraussetzungen des § 141 Absatz 1
Satz 1 Nummer 4 und 5 der Abgabenordnung in der am 31. Januar 2023 geltenden
Fassung fur Kalenderjahre, die vor dem 1. Januar 2024 liegen, erfillt sind, jedoch im
Kalenderjahr 2023 die Voraussetzungen des § 141 Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 und 5
der Abgabenordnung in der am 1. Januar 2024 geltenden Fassung nicht erfullt sind.*

Folgender § 39 wird angeflgt:

.8 39

Ubergangs- und Anwendungsbestimmungen anléasslich der
steuerverfahrensrechtlichen Umsetzung der Reform des Personengesellschaftsrechts

(1) 8152 Absatz4 Satz3 und 8 181 Absatz 2 Satz2 Nummer 1l und 4 der
Abgabenordnung in der am 1. Januar 2024 geltenden Fassung sind erstmals auf
Feststellungserklarungen anzuwenden, die nach dem 31. Dezember 2023
einzureichen sind; eine Verlangerung der Feststellungserklarungsfrist nach § 109 der
Abgabenordnung ist hierbei nicht zu berlcksichtigen.

(2) Wird die Feststellungserklarung fiir eine rechtsfahige Personenvereinigung
nach dem 31. Dezember 2023 und vor dem 1. Januar 2026 durch eine Person im Sinne
des 8181 Absatz2 Satz2 Nummer1l oder 4 der Abgabenordnung in der am
31. Dezember 2023 geltenden Fassung abgegeben, ist die rechtsfahige
Personenvereinigung von ihrer Erklarungspflicht nach § 181 Absatz2 Satz 2
Nummer 1 der Abgabenordnung in der am 1. Januar 2024 geltenden Fassung befreit.

(3) Bei einer rechtsfahigen Personenvereinigung kbnnen Verwaltungsakte und
Mitteilungen, die nach der Abgabenordnung und den Steuergesetzen mit der
gesonderten und einheitlichen Feststellung zusammenhangen, nach dem 31.
Dezember 2023 und vor dem 1. Januar 2026 abweichend von § 183 Absatz 1 bis 3 der
Abgabenordnung in der am 1. Januar 2024 geltenden Fassung auch nach Mal3gabe
des 8§ 183 der Abgabenordnung in der am 31. Dezember 2023 geltenden Fassung dem
Empfangsbevollmé&chtigten wirksam bekannt gegeben werden.

(4) Wird gegen einen vor dem 1. Januar 2024 wirksam gewordenen Bescheid
Uber die gesonderte und einheitliche Feststellung von Besteuerungsgrundlagen
Einspruch eingelegt, bestimmt sich die Einspruchsbefugnis nach § 352 der
Abgabenordnung in der am 31. Dezember 2023 geltenden Fassung. Das Gleiche gilt,
wenn der eine rechtsfahige Personenvereinigung betreffende Feststellungsbescheid
nach dem 31. Dezember 2023 und vor dem 1. Januar 2026 nach MalRRgabe von
Absatz 3 dem Empfangsbevolimachtigten nach § 183 der Abgabenordnung in der bis
zum 31. Dezember 2023 geltenden Fassung bekannt gegeben worden ist. Ist Gber den
Einspruch gegen einen vor dem 1. Januar 2024 wirksam gewordenen Bescheid nach
dem 31. Dezember 2023 zu entscheiden, richtet sich das weitere Verfahren nach den
ab dem 1. Januar 2024 geltenden Vorschriften der Abgabenordnung.

(5) Wurde Uber das Vermdgen einer Personenvereinigung vor dem 1. Januar
2024 das Insolvenzverfahren eroffnet, sind fur Feststellungszeitraume und
Feststellungszeitpunkte vor dem 1. Januar 2024 § 152 Absatz 4 Satz 3, 8 181 Absatz 2
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Satz 2 Nummer 1, § 183 und 8 352 der Abgabenordnung in der am 31. Dezember 2023
geltenden Fassung weiterhin anzuwenden.”

Artikel 17

Weitere Anderung des Einfilhrungsgesetzes zur
Abgabenordnung

Artikel 97 § 10b Satz 3 des Einflihrungsgesetzes zur Abgabenordnung, das zuletzt
durch Artikel 16 dieses Gesetzes geandert worden ist, wird wie folgt gefasst:

,3 180 Absatz 1 Satz1 Nummer 1, § 181 Absatz3 Satz1l und 2 und Absatz 4, § 182
Absatz 2 Satz 1 und § 183a Absatz 4 der Abgabenordnung in der am 1. Januar 2025
geltenden Fassung sind erstmals auf Feststellungszeitpunkte nach dem
31. Dezember 2024 anzuwenden.”

Artikel 18

Weitere Anderung des Einfihrungsgesetzes zur
Abgabenordnung

Dem Artikel 97 des Einfuhrungsgesetzes zur Abgabenordnung, das zuletzt durch
Artikel 17 dieses Gesetzes geandert worden ist, wird folgender § 40 angeflgt:

»§ 40
Aufbewahrungsfristen bestimmter Steuerpflichtiger

§ 147a Absatz 1 der Abgabenordnung in der am 1. Januar 2027 geltenden Fassung ist
erstmals fir den Veranlagungszeitraum 2027 anzuwenden. Soweit Steuerpflichtige die
Voraussetzungen des § 147a Absatz 1 Satz 1 der Abgabenordnung in der bis zum 31.
Dezember 2026 geltenden Fassung im Veranlagungszeitraum 2026 oder friiher erfillen, ist
8 147a Absatz 1 Satz 1 der Abgabenordnung in der bis zum 31. Dezember 2026 geltenden
Fassung bis zum Auslaufen der Aufbewahrungsfrist nach § 147a Absatz 1 Satz 4 der
Abgabenordnung weiteranzuwenden, soweit der Steuerpflichtige nicht § 147a Absatz 1
Satz 1 der Abgabenordnung in der am 1. Januar 2027 geltenden Fassung ab dem
Veranlagungszeitraum 2027 erfullt.”

Artikel 19

Anderung des Finanzverwaltungsgesetzes

Das Finanzverwaltungsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 4. April 2006
(BGBI. I S. 846, 1202), das zuletzt durch Artikel 7 des Gesetzes vom 20. Dezember 2022
(BGBI. I S. 2730) geéndert worden ist, wird wie folgt gedndert:
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1. 85 wird wie folgt geandert:
a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geédndert:

aa) In Nummer 44 wird die Angabe ,§ 138i“ durch die Angabe ,§138i Absatz 1*
ersetzt.

bb) Nach Nummer 44 werden die folgenden Nummern 44a und 44b eingefligt:

L44a. die Sammlung, Sortierung, Zuordnung und Auswertung der ihm nach
den 88 138l bis 138n der Abgabenordnung zugegangenen Mitteilungen
Uber innerstaatliche Steuergestaltungen, die Information der
Landesfinanzbehorden nach § 138i Absatz 2 und § 138j Absatz 3a der
Abgabenordnung sowie die Unterrichtung des Bundesministeriums der
Finanzen Uber die Ergebnisse der Auswertung nach § 138j Absatz 1
Satz 1 der Abgabenordnung;

44b. die Durchfuhrung des Bufl3geldverfahrens in den Féllen des § 379
Absatz 2 Nummer 1e, 1f und 1j der Abgabenordnung;*.

cc) In Nummer 46a wird der Punkt am Ende durch ein Semikolon ersetzt und
folgende Nummer 46b wird angefiigt:

,<46b.  die Koordinierung von und Mitwirkung an internationalen
Risikobewertungsverfahren im Sinne des 8 89b der Abgabenordnung.®

b) In Absatz 1a Satz 2 werden die Worter ,38 und 42 bis 46“ durch die Worter ,38, 42
bis 46 und 46b"“ ersetzt.

2. In 8§ 21a Absatz 5 wird das Wort ,grenztberschreitende gestrichen.

Artikel 20

Weitere Anderung des Finanzverwaltungsgesetzes

8 5 Absatz 1 Satz 1 Nummer 47 des Finanzverwaltungsgesetzes, das zuletzt durch
Artikel 19 dieses Gesetzes geéandert worden ist, wird wie folgt geandert:

1. Die Buchstaben a und b werden wie folgt gefasst:

,a) die zentrale Sammlung sowohl der von den Finanzbehdrden der Lander nach
8§60b der Abgabenordnung Ubermittelten Daten als auch der
Zuwendungsempfanger des Buchstaben b,

b) flur Korperschaften, juristische Personen des oOffentlichen Rechts oder 6ffentliche
Dienststellen ohne Sitz im Geltungsbereich des Grundgesetzes, die die
Voraussetzungen des § 10b Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 oder Nummer 3, Satz 3
bis 6 des Einkommensteuergesetzes erfilllen und nachweislich Zuwendungen
von Personen mit Wohnsitz, Aufenthalt, Sitz oder Geschéaftsleitung im
Geltungsbereich dieses Gesetzes erhalten haben, auf Antrag nach amtlich

vorgeschriebenem Datensatz durch Datenfernibertragung des
Zuwendungsempfangers die Aufnahme in das Zuwendungsempfangerregister fur
die Zwecke des 8§50 Absatz 1 der Einkommensteuer-

Durchfuihrungsverordnung,*.



2.

3.
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Buchstabe c wird aufgehoben.

Die bisherigen Buchstaben d bis f werden die Buchstaben c, d und e.

4. Die neuen Buchstaben d und e werden wie folgt gefasst:

gefasst:

»d)

die Bereitstellung flir Zwecke des Sonderausgabenabzugs nach § 10b des
Einkommensteuergesetzes und der Steuerermalligung des 8 34g des
Einkommensteuergesetzes der in 8 60b Absatz 2 der Abgabenordnung als
automatisiert abrufbare Merkmale der im Zuwendungsempféngerregister
gefuhrten  Korperschaften, Personenvereinigungen, Vermdgensmassen,
juristischen Personen des o6ffentlichen Rechts oder 6ffentlichen Dienststellen fr
die Finanzbehotrden der Lander und fur Dritte,

die Erteilung von Auskiinften aus der zentralen Sammlung nach Buchstabe a im
Wege einer elektronischen Abfrage durch die Finanzbehdrden der Lander und
durch Dritte.”

Artikel 21

Anderung der Finanzgerichtsordnung

8§ 48 der Finanzgerichtsordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 28. Marz
2001 (BGBI. | S. 442, 2262; 2002 | S. 679), die zuletzt durch Artikel 13 Absatz 3 des
Gesetzes vom 10. Marz 2023 (BGBI. 2023 | Nr. 64) geandert worden ist, wird wie folgt

(1)

»S 48

Gegen Bescheide Uber die gesonderte und einheitliche Feststellung von

Besteuerungsgrundlagen kénnen Klage erheben:

1.

bei rechtsféahigen Personenvereinigungen:

a)

b)

die Personenvereinigung,

wenn die rechtsfahige Personenvereinigung nicht mehr besteht, jeder
Gesellschafter oder Gemeinschafter, gegen den der Feststellungsbescheid
ergangen ist oder zu ergehen hatte;

bei nicht rechtsfahigen Personenvereinigungen und in sonstigen Féllen:

a)

b)

der Klagebefugte im Sinne des Absatzes 2,

wenn Personen nach Buchstabe a nicht vorhanden sind, jeder Gesellschafter,
Gemeinschafter oder Mitberechtigte, gegen den der Feststellungsbescheid
ergangen ist oder zu ergehen hatte;

in den Fallen des 8§ 183 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 oder des 8 183a Absatz 2 Satz 1
Nummer 2 der Abgabenordnung jeder Gesellschafter, Gemeinschafter oder
Mitberechtigte, gegen den der Feststellungsbescheid ergangen ist oder zu ergehen
hatte;



-59 - Bearbeitungsstand: 28.08.2023 17:31

4. soweit es sich darum handelt, wer an dem festgestellten Betrag beteiligt ist und wie
dieser sich auf die einzelnen Beteiligten verteilt, jeder, der durch die Feststellungen
hierzu berihrt wird;

5. soweit es sich um eine Frage handelt, die einen Beteiligten personlich angeht, jeder,
der durch die Feststellungen Uber die Frage berthrt wird.

(2) Klagebefugtim Sinne des Absatzes 1 Nummer 2 Buchstabe a ist der gemeinsame
Empfangsbevollméchtigte im Sinne des § 183a Absatz 1 Satz 1 der Abgabenordnung oder
des 86 Absatzl Satz1l der Verordnung Uber die gesonderte Feststellung von
Besteuerungsgrundlagen nach 8§ 180 Abs.2 der Abgabenordnung. Haben die
Feststellungsbeteiligten keinen gemeinsamen Empfangsbevollmachtigten bestellt, ist
klagebefugt im Sinne des Absatzes 1 Nummer 2 Buchstabe a der von der Finanzbehdrde
nach 8§ 183a Absatz 1 Satz 2 und 3 der Abgabenordnung oder nach § 6 Absatz 1 Satz 3
und 4 der Verordnung uber die gesonderte Feststellung von Besteuerungsgrundlagen nach
8§ 180 Abs.2 der Abgabenordnung bestimmte Empfangsbevollméchtigte; Absatz 1
Nummer 3 bleibt unberihrt. Die Satze 1 und 2 sind nur anwendbar, wenn die Beteiligten
spatestens bei Erlass der Einspruchsentscheidung Uber die Klagebefugnis des
Empfangsbevollmachtigten belehrt worden sind.*

Artikel 22

Anderung des Korperschaftsteuergesetzes

Das Kdrperschaftsteuergesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 15. Oktober
2002 (BGBI. | S. 4144), das zuletzt durch Artikel 9 des Gesetzes vom 16. Dezember 2022
(BGBI. I S. 2294) geéndert worden ist, wird wie folgt geéndert:

1. 8§ lawird wie folgt geandert:
a) Absatz 1 wird wie folgt geédndert:

aa) In den Satzen 1 bis 4 werden jeweils die Worter ,Personenhandels- oder
Partnerschaftsgesellschaft“ durch das Wort ,Personengesellschaft® ersetzt.

bb) Folgender Satz wird angefigt:
~Abweichend von Satz 2 kann der Antrag im Fall

1. einer Neugriindung bis zum Ablauf eines Monats nach Abschluss des
Gesellschaftsvertrags,

2. eines Formwechsels einer Koérperschaft in eine Personengesellschaft bis
zum Ablauf eines Monats nach Anmeldung des Formwechsels beim
zustandigen Register  von der Kdrperschaft  oder  der
Personengesellschaft

mit Wirkung fur das bereits laufende Wirtschaftsjahr gestellt werden.*

b) In Absatz 2 Satz 2 werden nach dem Wort ,anzuwenden® die Wérter ,; dabei
schlief3t allein die Zurlickbehaltung der Beteiligung an einer Komplementarin der
optierenden  Gesellschaft die Anwendung des 8§20 Absatz2 des
Umwandlungssteuergesetzes nicht aus® eingefugt.
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c) InAbsatz 3 Satz 5 werden die Worter ,oder ihre Auszahlung verlangt werden kann*
gestrichen.

In 8 5 Absatz 1 Nummer 10 Satz 3 werden nach dem Wort ,hat,“ die Worter ,oder aus
der Bereitstellung von Strom aus Gebaudestromanlagen gemaf 8 3 Nummer 20a des
Energiewirtschaftsgesetzes zur Nutzung durch Letztverbraucher im Rahmen der
Gemeinschaftlichen Gebaudeversorgung,” eingefugt und wird die Angabe ,20 Prozent*
durch die Angabe ,30 Prozent® ersetzt.

Dem § 32 wird folgender Absatz 6 angeflgt:

,(6) Istdie Korperschaftsteuer des Glaubigers fur Kapitalertrage im Sinne des 8§ 49
Absatz 1 Nummer 5 des Einkommensteuergesetzes nach Absatz 1 abgegolten, wird
dem Glaubiger der Kapitalertrage auf Antrag die einbehaltene und abgeflihrte
Kapitalertragsteuer erstattet, wenn

1. der Glaubiger der Kapitalertrage eine nach 82 Nummerl beschrankt
steuerpflichtige Korperschaft, Personenvereinigung oder Vermégensmasse ist, die

a) die Voraussetzungen des 8 5 Absatz 1 Nummer 9 erfillt,

b) Sitz und Geschaftsleitung in einem Mitgliedstaat der Europaischen Union oder
in einem Staat hat, der aufgrund volkervertraglicher Abkommen oder
Ubereinkommen  verpflichtet ist, der Bundesrepublik Deutschland
entsprechend dem OECD-Standard fur Transparenz und effektiven
Informationsaustausch auf Ersuchen im Sinne des 8§ 4 Absatz 2 Nummer 2 in
Verbindung mit Absatz 4 Satz 1 des Steueroasen-Abwehrgesetzes Amtshilfe
zu leisten und tatsachlich leistet,

c) Sitz und Geschéftsleitung in einem Mitgliedstaat der Europaischen Union oder
in einem Staat hat, der aufgrund volkervertraglicher Abkommen oder
Ubereinkommen verpflichtet ist, der Bundesrepublik Deutschland Amtshilfe
bei der Beitreibung geman der Richtlinie 2010/24/EU des Rates vom 16. Méarz
2010 Uber die Amtshilfe bei der Beitreibung von Forderungen in Bezug auf
bestimmte Steuern, Abgaben und sonstige MaRBnahmen (ABI. L 84 vom
31.3.2010 S.1) oder gemadlR einem dem Artikel 27 des OECD-
Musterabkommens 2017 zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem
Gebiet der Steuern vom Einkommen und vom Vermdgen” entsprechenden
Artikel in einem Abkommen zur Vermeidung der Doppelbesteuerung zu
leisten, und tatsachlich leistet, und

d) im Staat des Orts ihrer Geschéftsleitung ohne Wahimdglichkeit einer § 1
vergleichbaren unbeschrankten Steuerpflicht unterliegt,

2. in den Falen des 8§20 Absatzl Nummerl, 2 und 9 des
Einkommensteuergesetzes der Glaubiger unmittelbar am Grund- oder
Stammkapital der Schuldnerin der Kapitalertrage beteiligt ist und

3. im Fall der Anséassigkeit des Glaubigers aufRerhalb eines Mitgliedstaates der
Europaischen Union oder eines Vertragsstaates, auf den das Abkommen tber den
Europaischen Wirtschaftraums Anwendung findet, die Kapitalertrage nicht im
Zusammenhang mit Direktinvestitionen stehen.

Amtlicher Hinweis: Dieses Dokument ist im Internet abrufbar unter
https://www.bzst.de/DE/Behoerden/InternationaleAmtshilfe/AmtshilfeBeitreibungZustellung/amtshilfe
_beitreibung_zustellung_node.html



1.

-61- Bearbeitungsstand: 28.08.2023 17:31

Satz 1 gilt nur, soweit

1.

keine Erstattung der betreffenden Kapitalertragsteuer nach anderen Vorschriften
vorgesehen ist,

ein Anspruch auf vollige oder teilweise Erstattung der Kapitalertragsteuer bei
entsprechender Anwendung des 850d Absatz3 oder 850] des
Einkommensteuergesetzes nicht ausgeschlossen wére und

die Kapitalertragsteuer beim Glaubiger nicht angerechnet oder von der
Steuerbemessungsgrundlage abgezogen werden kann; die Maoglichkeit eines
Anrechnungsvortrags steht der Anrechnung gleich.

Der Glaubiger der Kapitalertrage hat die Erstattungsvoraussetzungen nach Satz 1
und 2 nachzuweisen. Der Glaubiger hat insbesondere nachzuweisen, inwieweit die
deutsche Kapitalertragsteuer im anderen Staat tatsachlich nicht angerechnet, nicht
abgezogen oder nicht vorgetragen worden ist. 8 50c Absatz 3 Satz 1, 2 und Satz 3
erster Halbsatz sowie Absatz 5 des Einkommensteuergesetzes sind entsprechend
anzuwenden.”

§ 34 wird wie folgt geandert:

a)

b)

Absatz 3b wird wie folgt gefasst:

»(3b)8 5 Absatz 1 Nummer 10 in der Fassung des Artikels 22 des Gesetzes
vom ... (BGBI.I S....) [einsetzen: Ausfertigungsdatum und Fundstelle des
vorliegenden Anderungsgesetzes] ist erstmals fur den
Veranlagungszeitraum 2023 anzuwenden.*

Nach Absatz 10 wird folgender Absatz 10a eingeflgt:

»(10a) 8 32 Absatz 6 in der Fassung des Artikels 22 des Gesetzes vom ...
(BGBI. I S. ...) [einsetzen: Ausfertigungsdatum und Fundstelle des vorliegenden
Anderungsgesetzes] ist in allen offenen Fallen anzuwenden.®

Der bisherige Absatz 10a wird Absatz 10b.

Artikel 23

Weitere Anderung des Korperschaftsteuergesetzes

Das Korperschaftsteuergesetz, das zuletzt durch Artikel 22 dieses Gesetzes geandert
worden ist, wird wie folgt gedndert:

In der Inhaltstibersicht wird die Angabe zu 8§ 3 wird wie folgt gefasst:

83

Abgrenzung der Steuerpflicht bei Personenvereinigungen und nicht rechtsfahigen Vermdgensmassen sowie
bei Realgemeinden®.

8§ 1 Absatz 1 Nummer 5 wird wie folgt gefasst:

”5-

Vereine ohne Rechtspersonlichkeit, nicht rechtsfahige Anstalten, Stiftungen und
andere Zweckvermdgen des privaten Rechts;".

§ 3 wird wie folgt geéndert:



b)
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Die Uberschrift wird wie folgt gefasst:

77§ 3

Abgrenzung der Steuerpflicht bei Personenvereinigungen und nicht rechtsfahigen
Vermdgensmassen sowie bei Realgemeinden®.

Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

»(1) Personenvereinigungen, nicht rechtsfahige Anstalten, Stiftungen und
andere Zweckvermogen sind korperschaftsteuerpflichtig, wenn ihr Einkommen
weder nach diesem Gesetz noch nach dem Einkommensteuergesetz unmittelbar
bei einem anderen Steuerpflichtigen zu versteuern ist.”

§ 8 Absatz 5 wird wie folgt gefasst:

»(5) BeiKdrperschaften und Personenvereinigungen bleiben fir die Ermittlung des

Einkommens Beitrage, die auf Grund der Satzung von den Mitgliedern lediglich in ihrer
Eigenschaft als Mitglieder erhoben werden, auller Ansatz.”

5. § 8a wird wie folgt geéndert:

a)

b)

Absatz 1 Satz 4 wird wie folgt gefasst:

,Bei Steuerpflichtigen im Sinne dieses Gesetzes gelten alle Einklnfte als in einem
Betrieb im Sinne des § 4h Absatz 1 Satz 1 des Einkommensteuergesetzes erzielt.”

Absatz 2 wird aufgehoben.
Absatz 3 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

.8 4h Absatz 2 Satz1l Buchstabe ¢ des Einkommensteuergesetzes ist nur
anzuwenden, wenn die Vergutungen fur Fremdkapital der Kérperschaft oder eines
anderen demselben Konzern zugehdrenden Rechtstragers an zu mindestens
einem Viertel unmittelbar oder mittelbar am Kapital beteiligte Gesellschafter einer
konzernzugehdrigen Gesellschaft, diesen nahestehende Personen (8 1 Absatz 2
des AuRensteuergesetzes) oder Dritte, die auf zu mindestens einem Viertel am
Kapital beteiligte Gesellschafter oder diesen nahestehende Personen
zurtckgreifen kénnen, bezogen auf den jeweiligen Rechtstrager insgesamt nicht
mehr als 10 Prozent der die Zinsertrdge Ubersteigenden Zinsaufwendungen des
Rechtstragers im Sinne des 8 4h Absatz 3 des Einkommensteuergesetzes
betragen und die Kdrperschaft dies nachweist.”

6. § 34 wird wie folgt geandert:

a)

b)

In Absatz 1 wird die Angabe ,Veranlagungszeitraum 2022“ durch die Angabe
,Veranlagungszeitraum 2024“ ersetzt.

Dem Absatz 4 wird folgender Satz angefiigt:
,§ 8a in der am 31. Dezember 2023 geltenden Fassung ist weiter anzuwenden,

soweit dieser auf § 4h des Einkommensteuergesetzes in der am 31. Dezember
2023 geltenden Fassung Bezug nimmt.”
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Artikel 24

Anderung des Gewerbesteuergesetzes

Das Gewerbesteuergesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 15. Oktober 2002
(BGBI. | S.4167), das zuletzt durch Artikel 10 des Gesetzes vom 16. Dezember 2022
(BGBI. I S. 2294) geéandert worden ist, wird wie folgt geéndert:

1. In 89 Nummer 1 Satz 3 Buchstabe b wird die Angabe ,10 Prozent* durch die Angabe
,20 Prozent* ersetzt.

2. Nach § 36 Absatz 4a wird folgender Absatz 4b angefugt:
»(4b)8 9 Nummer 1 Satz 3 Buchstabe b in der Fassung des Artikels 24 des
Gesetzes vom ... (BGBI. | S. ...) [einsetzen: Ausfertigungsdatum und Fundstelle des

vorliegenden Anderungsgesetzes] ist erstmals fiir den Erhebungszeitraum 2023
anzuwenden.”

Artikel 25

Weitere Anderung des Gewerbesteuergesetzes

Das Gewerbesteuergesetz das zuletzt durch Artikel 24 dieses Gesetzes gedndert
worden ist, wird wie folgt geédndert:

1. In 82 Absatz 3 werden die Worter ,nichtrechtsfahigen Vereine“ durch die Worter
,vereine ohne Rechtspersdnlichkeit” ersetzt.

2. 8§ 10a wird wie folgt geandert:
a) In Satz 2 wird die Angabe ,60 Prozent® durch die Angabe ,80 Prozent® ersetzt.

b) In den Satzen 3, 8 und 9 wird jeweils das Wort ,Abs.“ durch das Wort ,Absatz*
ersetzt.

3. In 836 wird die Angabe ,Erhebungszeitraum 2021“ durch die Angabe
.Erhebungszeitraum 2024“ ersetzt.

Artikel 26

Weitere Anderung des Gewerbesteuergesetzes

Das Gewerbesteuergesetz, das zuletzt durch Artikel 25 dieses Gesetzes geandert
worden ist, wird wie folgt geéndert:

1. In 8§ 10a Satz 2 wird die Angabe ,80 Prozent” durch die Angabe ,,60 Prozent” ersetzt.

2. Dem § 36 Absatz 5a wird folgender Satz angefiigt:
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,8 10a in der Fassung des Artikels 26 des Gesetzes vom ... (BGBI. | S. ...) [einsetzen:
Ausfertigungsdatum und Fundstelle des vorliegenden Anderungsgesetzes] ist erstmals
fur den Erhebungszeitraum 2028 anzuwenden.*

Artikel 27

Anderung des Umsatzsteuergesetzes

8§ 12 Absatz 2 Nummer 8 Buchstabe a des Umsatzsteuergesetzes in der Fassung der
Bekanntmachung vom 21. Februar 2005 (BGBI. | S. 386), das zuletzt durch Artikel 2 des
Gesetzes vom 19. Juli 2023 (BGBI. 2023 | Nr. 194) geandert worden ist, wird wie folgt
geandert:

1. In Satz 3 werden nach den Woértern ,,im Rahmen eines® die Worter ,in den §§ 66 bis 68
der Abgabenordnung bezeichneten® eingefligt und nach dem Wort ,verwirklicht” das
Komma durch einen Punkt ersetzt.

2. Folgender Satz wird angefugt:

.Korperschaften verwirklichen mit ihren in den §§ 66 bis 68 der Abgabenordnung
bezeichneten Zweckbetrieben ihre steuerbegiinstigten satzungsgeméf3en Zwecke
selbst, wenn die Leistungsempfanger oder an der Leistungserbringung beteiligte
Personen vom steuerbeglnstigten Zweck der Einrichtung erfasst werden,*.

Artikel 28

Weitere Anderung des Umsatzsteuergesetzes

Das Umsatzsteuergesetz, das zuletzt durch Artikel 27 dieses Gesetzes geandert
worden ist, wird wie folgt geandert:

1. 84 wird wie folgt geéndert:
a) Nummer 16 wird wie folgt geandert:
aa) Satz 1 wird wie folgt gedndert:
aaa) In Buchstabe | wird das Wort ,oder” gestrichen.
bbb) Nach Buchstabe | wird folgender Buchstabe m eingefiigt:

,m) Einrichtungen, die als Verfahrenspfleger nach den 88§ 276, 297,
298, 317 und 419 des Gesetzes Uber das Verfahren in
Familiensachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen
Gerichtsbarkeit bestellt worden sind, wenn die Preise, die diese
Einrichtungen verlangen, von den zustandigen Behdrden
genehmigt sind oder die genehmigten Preise nicht Ubersteigen;
bei Umsétzen, fir die eine Preisgenehmigung nicht vorgesehen
ist, missen die verlangten Preise unter den Preisen liegen, die
der Mehrwertsteuer unterliegende gewerbliche Unternehmen fur
entsprechende Umsatze fordern, oder*.
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ccc) Der bisherige Buchstabe m wird Buchstabe n.

bb) In Satz 2 werden die Wérter ,nach den Buchstaben b bis m* durch die Worter
,nach den Buchstaben b bis n“ ersetzt.

b) In Nummer 25 Satz 3 Buchstabe d wird die Angabe ,§§ 158, 174 oder 191“ durch
die Angabe ,§§ 158, 167, 174 oder § 191 ersetzt.

2. 813b Absatz 5 Satz 8 wird wie folgt gefasst:

.oind Leistungsempfanger und leistender Unternehmer in Zweifelsfallen
Ubereinstimmend vom Vorliegen der Voraussetzungen des Absatzes 2 Nummer 4, 5
Buchstabe b, Nummer 6 bis 12 ausgegangen, obwohl dies nach der Art der Umsatze
unter Anlegung objektiver Kriterien nicht zutreffend war, gilt der Leistungsempfanger
dennoch als Steuerschuldner, sofern dadurch keine Steuerausfalle entstehen.”

3. 8§18 wird wie folgt gedndert:
a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

.Der Unternehmer hat vorbehaltlich des § 18i Absatz 3, des 8§ 18] Absatz 4, des
§ 18k Absatz 4 und des 8§ 19 Absatz 1 Satz 4 bis zum zehnten Tag nach Ablauf
jedes  Voranmeldungszeitraums eine  Voranmeldung nach  amtlich
vorgeschriebenem Datensatz Uber die amtlich bestimmte Schnittstelle zu
Ubermitteln, in der er die Steuer fur den Voranmeldungszeitraum (Vorauszahlung)
selbst zu berechnen hat.”

b) In Absatz 2 Satz 3 wird die Angabe ,1 000 Euro® durch die Angabe ,2 000 Euro®
ersetzt.

c) Absatz 3 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

.Der Unternehmer hat vorbehaltlich des § 18i Absatz 3, des 8§ 18] Absatz 4, des
§ 18k Absatz 4 und des § 19 Absatz 1 Satz 4 fur das Kalenderjahr oder fir den
kiirzeren  Besteuerungszeitraum eine  Steuererklarung nach  amitlich
vorgeschriebenem Datensatz Uber die amtlich bestimmte Schnittstelle zu
tbermitteln, in der er die zu entrichtende Steuer oder den Uberschuss, der sich zu
seinen Gunsten ergibt, nach § 16 Absatz 1 bis 4 und § 17 selbst zu berechnen hat
(Steueranmeldung).”

4. 8§19 wird wie folgt geandert:
a) Absatz 1 Satz 4 wird wie folgt gefasst:

»In den Fallen des Satzes 1 finden die Vorschriften Uber die Steuerbefreiung
innergemeinschatftlicher Lieferungen (8 4 Nummer 1 Buchstabe b, § 6a), Uber den
Verzicht auf Steuerbefreiungen (8 9), Uber den gesonderten Ausweis der Steuer
in einer Rechnung (8 14 Absatz 4), Uber die Angabe der Umsatzsteuer-
Identifikationsnummern in einer Rechnung (8 14a Absatz 1, 3 und 7), Uber den
Vorsteuerabzug (8 15) und Uber die Erklarungspflichten (§ 18 Absatz 1 bis 4) keine
Anwendung; § 149 Absatz 1 Satz 2 der Abgabenordnung und 8§ 18 Absatz 4a
bleiben unberthrt.*

b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

»(2) Der Unternehmer kann dem Finanzamt bis zum Ablauf des zweiten auf
den Besteuerungszeitraum folgenden Kalenderjahres erklaren, dass er auf die
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Anwendung des Absatzes 1 verzichtet. Die Erklarung bindet den Unternehmer
mindestens fur funf Kalenderjahre. Sie kann nur mit Wirkung von Beginn des
folgenden Kalenderjahres an widerrufen werden.*

5. In 8§20 Satz1 Nummer 1 wird die Angabe ,600 000“ durch die Angabe ,800 000“
ersetzt.

6. In 824 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 und Satz 3 wird jeweils die Angabe ,9,0“ durch die
Angabe ,8,4“ ersetzt.

7. Dem § 27 wird folgender Absatz 38 angeflgt:

,(38)8 18 Absatz 3 Satz 1 und § 19 Absatz 1 Satz 4 sowie Absatz 2 in der Fassung
des Artikels 28 des Gesetzes vom ... (BGBI. | S. ...) [einsetzen: Ausfertigungsdatum
und Fundstelle des vorliegenden Anderungsgesetzes] sind erstmals auf
Besteuerungszeitraume anzuwenden, die nach dem 31. Dezember 2022 enden.”

Artikel 29

Weitere Anderung des Umsatzsteuergesetzes

Das Umsatzsteuergesetz, das zuletzt durch Artikel 28 dieses Gesetzes geandert
worden ist, wird wie folgt geéndert:

1. 8 14 wird wie folgt geandert:
a) Absatz 1 Satz 2 bis 8 wird durch folgende Satze ersetzt:

,Eine Rechnung kann als elektronische Rechnung oder vorbehaltlich des
Absatzes 2 als sonstige Rechnung Ubermittelt werden. Eine elektronische
Rechnung ist eine Rechnung, die in einem strukturierten elektronischen Format
ausgestellt, Ubermittelt und empfangen wird und eine elektronische Verarbeitung
ermdglicht. Die elektronische Rechnung muss der europaischen Norm fur die
elektronische Rechnungsstellung und der Liste der entsprechenden Syntaxen
gemal der Richtlinie 2014/55/EU vom 16. April 2014 (ABI. L 133 vom 6. 5. 2014,
S. 1) entsprechen. Eine sonstige Rechnung ist eine Rechnung, die in einem
anderen elektronischen Format oder auf Papier tibermittelt wird. Die Ubermittlung
einer elektronischen Rechnung oder einer sonstigen Rechnung in einem
elektronischen Format bedarf der Zustimmung des Empfangers, soweit keine
Verpflichtung nach Absatz 2 Satz 2 Nummer 1 besteht.”

b) Die Absatze 2 und 3 werden wie folgt gefasst:

»(2) Fuhrt der Unternehmer eine Lieferung oder eine sonstige Leistung nach
8§ 1 Absatz 1 Nummer 1 aus, ist er berechtigt, eine Rechnung auszustellen. In den
folgenden Fallen ist er zur Ausstellung einer Rechnung innerhalb von sechs
Monaten nach Ausfihrung der Leistung verpflichtet, wenn der Umsatz nicht nach
8§ 4 Nummer 8 bis 29 steuerfrei ist:

1. fur eine Leistung an einen anderen Unternehmer fir dessen Unternehmen;
die Rechnung ist als elektronische Rechnung nach Absatz 1 Satz 3 und 4
auszustellen, wenn der leistende Unternehmer und der Leistungsempfanger
im Inland oder in einem der in § 1 Absatz 3 bezeichneten Gebiete ansassig
sind;
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2. fur eine Leistung an eine juristische Person, die nicht Unternehmer ist;

3. flr eine steuerpflichtige Werklieferung (8 3 Absatz 4 Satz 1) oder sonstige
Leistung im Zusammenhang mit einem Grundstlick an einen anderen als in
den Nummern 1 oder 2 genannten Empfanger.

Ein im Inland oder in einem der in 8 1 Absatz 3 bezeichneten Gebiete anséssiger
Unternehmer ist ein Unternehmer, der in einem dieser Gebiete seinen Sitz, seine
Geschatftsleitung, eine Betriebsstétte, die an dem Umsatz beteiligt ist, oder in
Ermangelung eines Sitzes seinen Wohnsitz oder gewdhnlichen Aufenthalt hat.
§ 14a bleibt unberihrt. Unbeschadet der Verpflichtungen nach Satz 2 kann eine
Rechnung von einem in Satz2 Nummerl oder2 bezeichneten
Leistungsempfanger fiir eine Lieferung oder sonstige Leistung des Unternehmers
ausgestellt werden, sofern dies vorher vereinbart wurde (Gutschrift). Die Gutschrift
verliert die Wirkung einer Rechnung, sobald der Empfanger der Gutschrift dem ihm
Ubermittelten Dokument widerspricht. Eine Rechnung kann im Namen und flr
Rechnung des Unternehmers oder eines in Satz 2 Nummer 1 oder 2 bezeichneten
Leistungsempfangers von einem Dritten ausgestellt werden.

(3) Die Echtheit der Herkunft der Rechnung, die Unversehrtheit ihres Inhalts
und ihre Lesbarkeit missen gewahrleistet werden. Echtheit der Herkunft bedeutet
die Sicherheit der Identitat des Rechnungsausstellers. Unversehrtheit des Inhalts
bedeutet, dass die nach diesem Gesetz erforderlichen Angaben nicht gedndert
wurden. Jeder Unternehmer legt fest, in welcher Weise die Echtheit der Herkunft,
die Unversehrtheit des Inhalts und die Lesbarkeit der Rechnung gewahrleistet
werden. Dies kann durch jegliche innerbetriebliche Kontrollverfahren erreicht
werden, die einen verlasslichen Prifpfad zwischen Rechnung und Leistung
schaffen koénnen. Unbeschadet anderer zulassiger Verfahren gelten bei einer
elektronischen Rechnung die Echtheit der Herkunft und die Unversehrtheit des
Inhalts als gewahrleistet durch

1. eine qualifizierte elektronische Signatur oder

2. elektronischen Datenaustausch (EDD) nach Artikel 2 der
Empfehlung 94/820/EG der Kommission vom 19. Oktober 1994 lber die
rechtlichen Aspekte des elektronischen Datenaustausches (ABI. L 338 vom
28.12.1994, S. 98), wenn in der Vereinbarung Uber diesen Datenaustausch
der Einsatz von Verfahren vorgesehen ist, die die Echtheit der Herkunft und
die Unversehrtheit der Daten gewahrleisten.”

Dem Absatz 6 wird folgender Satz angefigt:

,Das Bundesministerium der Finanzen kann mit Zustimmung des Bundesrates zur
Vereinfachung des Besteuerungsverfahrens durch Rechtsverordnung néhere
Bestimmungen zur Ausgestaltung des strukturierten elektronischen Formats einer
elektronischen Rechnung erlassen.*

In § 14a Absatz 1 Satz 1 und 4 werden jeweils die Worter ,§ 14 Absatz 2 Satz 2" durch
die Worter ,§ 14 Absatz 2 Satz 5“ ersetzt.

§ 14b Absatz 1 wird wie folgt geandert:

a)

b)

In Satz 2 werden die Worter ,§ 14 Absatz 1 Satz 2 durch die Worter ,§ 14
Absatz 3 Satz 1“ ersetzt.

In Satz 5 wird die Angabe ,§ 14 Abs.2 Satz 1 Nr. 1 durch die Worter ,§ 14
Absatz 2 Satz 2 Nummer 3“ ersetzt.
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In § 26a Absatz 2 Nummer 1 werden die Woérter ,§ 14 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 oder 2
Satz 2“ durch die Worter ,§ 14 Absatz 2 Satz 2“ ersetzt.

Dem § 27 wird folgender Absatz 39 angefugt:
»(39) Abweichend von § 14 Absatz 1 und 2 kann eine Rechnung

1. bis zum 31. Dezember 2025 fir einen nach dem 31. Dezember 2024 und vor dem
1. Januar 2026 ausgefihrten Umsatz auf Papier oder vorbehaltlich der
Zustimmung des Empfangers in einem elektronischen Format, das nicht § 14
Absatz 1 Satz 4 entspricht, Ubermittelt werden;

2. bis zum 31. Dezember 2026 fur einen nach dem 31. Dezember 2025 und vor dem
1. Januar 2027 ausgefihrten Umsatz auf Papier oder vorbehaltlich der
Zustimmung des Empfangers in einem elektronischen Format, das nicht § 14
Absatz 1 Satz 4 entspricht, Gbermittelt werden, wenn der Gesamtumsatz (8 19
Absatz 3) des die Rechnung ausstellenden Unternehmers im vorangegangenen
Kalenderjahr nicht mehr als 800 000 Euro betragen hat;

3. bis zum 31. Dezember 2027 fur einen nach dem 31. Dezember 2025 und vor dem
1. Januar 2028 ausgefihrten Umsatz vorbehaltlich der Zustimmung des
Empféangers in einem elektronischen Format, das nicht § 14 Absatz 1 Satz 4
entspricht, ausgestellt werden, wenn diese mittels elektronischem Datenaustausch
(EDI) nach Artikel 2 der Empfehlung 94/820/EG der Kommission vom 19. Oktober
1994 (ber die rechtlichen Aspekte des elektronischen Datenaustausches
(ABI. L 338 vom 28.12.1994, S. 98) Uibermittelt wird.

Die Absatze 15 und 18 bleiben unberihrt.”

In § 27b Absatz 2 Satz 3 werden die Worter ,§ 14 Absatz 1 Satz 8“ durch die Worter
,8 14 Absatz 1 Satz 3 und sonstige Rechnungen in einem anderen elektronischen
Format® ersetzt.

Artikel 30

Anderung der Umsatzsteuer-Durchfiihrungsverordnung

Die Umsatzsteuer-Durchfihrungsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung

vom 21. Februar 2005 (BGBI. | S. 434), die zuletzt durch Artikel 2 der Verordnung vom 20.
Juli 2023 (BGBI. 2023 | Nr. 199) geandert worden ist, wird wie folgt geéndert:

1.

Dem § 33 wird folgender Satz angefigt:

,Eine Rechnung nach Satz 1 kann abweichend von § 14 Absatz 2 Satz 2 des Gesetzes
immer als sonstige Rechnung im Sinne von § 14 Absatz 1 Satz 5 des Gesetzes
Ubermittelt werden.”

Dem 8§ 34 Absatz 1 wird folgender Satz angefugt:
,Eine Rechnung nach Satz 1 kann abweichend von § 14 Absatz 2 Satz 2 des Gesetzes

immer als sonstige Rechnung im Sinne von 8 14 Absatz1 Satz 5 des Gesetzes
ubermittelt werden.”



- 69 - Bearbeitungsstand: 28.08.2023 17:31

Artikel 31

Anderung des Investmentsteuergesetzes

Das Investmentsteuergesetz vom 19. Juli 2016 (BGBI. | S. 1730), das zuletzt durch
Artikel 14 des Gesetzes vom 16. Dezember 2022 (BGBI. | S. 2294) geandert worden ist,
wird wie folgt ge&ndert:

1. 8§ 2 wird wie folgt geédndert:
a) Nach Absatz 9 wird folgender Absatz 9a eingefugt:

»(9a) Eine Immobilie ist fur die Zwecke der Immobilienfondsquote und der
Auslandsimmobilienfondsquote nicht als Immobilie anzusetzen, wenn die
Einklinfte aus der Vermietung oder Verpachtung oder aus der Verauf3erung der
Immobilie keiner Besteuerung unterliegen oder zu mehr als 50 Prozent von der
Besteuerung befreit sind. Eine Beteiligung an einer Immobilien-Gesellschaft oder
Auslands-Immobiliengesellschaft, die der Investmentfonds unmittelbar oder
mittelbar Uber Personengesellschaften halt, ist fur die Zwecke der
Immobilienfondsquote und der Auslands-Immobilienfondsquote nicht als
Immobiliengesellschaft oder Auslands-Immobiliengesellschaft anzusetzen, wenn
die Einkinfte ~ der  Immobilien-Gesellschaft oder der  Auslands-
Immobiliengesellschaft aus der Vermietung oder Verpachtung oder aus der
VeraufRerung von Immobilien zu mehr als 50 Prozent von der Besteuerung befreit
sind. Das Gleiche gilt, wenn die Einkiunfte der Immobilien-Gesellschaft oder
Auslands-Immobiliengesellschaft dem Investmentfonds als deren Gesellschafter
zugerechnet werden und diese Einkinfte keiner Besteuerung unterliegen oder zu
mehr als 50 Prozent von der Besteuerung befreit sind.*

b) Der bisherige Absatz 9a wird Absatz 9b.
2. Nach § 4 Absatz 2 Nummer 1 wird folgende Nummer 1a eingeflgt:

,1a. das Finanzamt, das in den Fallen des §6 Absatz5 Satz1l Nummer1l in
Verbindung mit § 49 Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe e Doppelbuchstabe cc des
Einkommensteuergesetzes fur die Besteuerung der Kapitalgesellschaft nach § 20
Absatz 3 der Abgabenordnung zustandig ist, sofern sich keine Zustandigkeit nach
Nummer 1 ergibt. Wenn dies flir mehrere Finanzamter zutrifft, ist das Finanzamt
zustandig, das fur die wertvollste Beteiligung zustandig ist,"“.

3. 86 Absatz 5 wird wie folgt geandert:

a) Satz 1 Nummer 1 wird wie folgt gefasst:

,1.  Einklnfte nach § 49 Absatz 1 des Einkommensteuergesetzes; fur Einklnfte
nach 849 Absatz1l Nummer 2 Buchstabe e Doppelbuchstabe cc des
Einkommensteuergesetzes gilt dies unabhéngig davon, ob die
Kapitalgesellschaft ihren Sitz oder ihre Geschaftsleitung im Inland hat.
Ausgenommen sind Einkinfte nach § 49 Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe e
Doppelbuchstabe aa und bb des Einkommensteuergesetzes, soweit sie nicht
von Absatz 3 oder 4 erfasst werden;*.

b) Folgender Satz wird angeflgt:

»Satz 2 gilt nicht fir die Einkiinfte nach § 49 Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe e
Doppelbuchstabe cc des Einkommensteuergesetzes.”
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In § 26 Nummer 7a Satz 2 Satzteil nach Buchstabe b werden die Worter ,erhoht sich
die Grenze des Satzes 1 auf 10 Prozent” durch die Worter ,erhoht sich die Grenze des
Satzes 1 auf 20 Prozent” ersetzt.

8§ 43 Absatz 1 wird wie folgt geéndert:

a) Nach Satz 1 wird folgender Satz eingeftigt:

,Die Steuerfreistellung nach Satz 1 ist ausgeschlossen, wenn die jeweiligen
Einkunfte des Spezial-Investmentfonds in dem auslandischen Staat, aus dem sie
stammen, keiner tatsachlichen Besteuerung unterlegen haben.*

b) In dem neuen Satz 3 werden die Worter ,Satz 1 ist* durch die Woérter ,Die Satze 1
und 2 sind” ersetzt.

c) Indem neuen Satz 4 wird die Angabe ,Satz 2“ durch die Angabe ,Satz 3“ ersetzt.
Dem § 57 wird folgender Absatz 8 angeflgt:

,(8) Ab dem 1. Januar 2024 anzuwenden sind:
1. 82 Absatz 9a,
2. 84 Absatz 2 Nummer la,
3. 826 Nummer 7a,

in der Fassung des Artikels 31 des Gesetzes vom ... (BGBI. | S. ...) [einsetzen:
Ausfertigungsdatum und Fundstelle des vorliegenden Anderungsgesetzes]. § 6
Absatz5 Satz 1 Nummer 1 in der Fassung des Artikels 31 des Gesetzes vom ...
(BGBI. I S. ...) [einsetzen: Ausfertigungsdatum und Fundstelle des vorliegenden
Anderungsgesetzes] ist erstmals auf Gewinne aus der VerdauRerung von Anteilen im
Sinne des 8§49 Absatz1l Nummer?2 Buchstabe e Doppelbuchstabe cc des
Einkommensteuergesetzes anzuwenden, bei denen die VerauRBerung nach dem ...
[einsetzen: Datum des Tages der Verkiindung des vorliegenden Anderungsgesetzes]
erfolgt und nur soweit den Gewinnen nach dem ... [einsetzen: Datum des Tages der
Verkindung des vorliegenden Anderungsgesetzes] eingetretene Wertveranderungen
zu Grunde liegen. § 43 Absatz 1 in der Fassung des Artikels 31 des Gesetzes vom ...
(BGBI. I S. ...) [einsetzen: Ausfertigungsdatum und Fundstelle des vorliegenden
Anderungsgesetzes] ist erstmals fiir Geschéaftsjahre anzuwenden, die nach dem
31. Dezember 2023 beginnen.®

Artikel 32

Anderung des Forschungszulagengesetzes

Das Forschungszulagengesetz vom 14. Dezember 2019 (BGBI. | S. 2763), das zuletzt

durch Artikel 5 des Gesetzes vom 16. Juli 2021 (BGBI. | S. 2931) gedndert worden ist, wird
wie folgt geédndert:

1.

2.

In der Inhaltsiibersicht wird nach der Angabe zu § 16 folgende Angabe eingeflgt:

,§16a  Anonymisierung und Datenverarbeitung*”.

Nach § 16 wird folgender § 16a eingeflgt:
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»3 16a
Anonymisierung und Datenverarbeitung

Das Bundesministerium fur Bildung und Forschung und die Bescheinigungsstelle
nach 8 2 Absatz 1 Satz 2 der Forschungszulagen-Bescheinigungsverordnung durfen
die im Rahmen des Bescheinigungsverfahrens nach 8§ 6 erhobenen Einzelangaben der
Antragsteller anonymisieren. Das Bundesministerium fir Bildung und Forschung darf
die Daten in anonymisierter Form fir weitere Datenanalysen zum Zweck der
Verfahrensverbesserungen, der Ausgestaltung anderer Foérdermalihahmen sowie
politikberatender Maflinahmen im Bereich Forschung und Entwicklung verarbeiten.”

§ 17 wird wie folgt geandert:
a) Absatz 2 wird wie folgt gedndert:
aa) Satz 1 wird wie folgt gedndert:
aaa) Das Nummer 1 abschlieRende Wort ,und” wird gestrichen.
bbb) Nummer 2 wird wie folgt gefasst:

»2. in anonymisierter Form an die die Erhebungen gemal
Durchfiihrungsverordnung (EU) Nr. 995/2012 der Kommission
vom 26. Oktober 2012 mit Durchfliihrungsvorschriften zur
Entscheidung Nr. 1608/2003/EG des Européischen Parlaments
und des Rates zur Erstellung und Entwicklung von
Gemeinschaftsstatistiken Uber Wissenschaft und Technologie
(ABI. L 299 vom 27.10.2012, S. 18) in der jeweils geltenden
Fassung durchfihrenden Stellen, zum Zweck der Evaluierung,
weiterer wissenschatftlicher Forschung und zur
Qualitatssicherung der genannten Erhebungen, und®.

ccc) Folgende Nummer 3 wird angefuigt:
»3. zum Zweck weiterer wissenschaftlicher Forschung in
anonymisierter Form an in einem Mitgliedstaat der Europaischen
Union ansassige Forschungseinrichtungen®.
bb) Satz 3 wird wie folgt gefasst:
»oie sind nach Abschluss der jeweiligen Arbeiten zu I6schen.”
b) Absatz 3 wird wie folgt gefasst:
»(3) Die Daten dirfen durch die Bescheinigungsstelle nach § 2 Absatz 1
Satz 2 der Forschungszulagen-Bescheinigungsverordnung sowie durch die mit

der Evaluierung des Gesetzes betrauten Stelle nur durch Personen verarbeitet
werden, die zur Wahrung des Steuergeheimnisses verpflichtet worden sind.“
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Artikel 33

Weitere Anderung des Forschungszulagengesetzes

Das Forschungszulagengesetz, das zuletzt durch Artikel 32 dieses Gesetzes geandert
worden ist, wird wie folgt geandert:

1. § 3 wird wie folgt geédndert:

a)

b)

In Absatz 3 Satz 2 und 3 wird jeweils die Angabe ,40 Euro® durch die Angabe
.70 Euro® ersetzt.

Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 3a eingeflgt:

»(3a) Zu den forderfahigen Aufwendungen eines nach dem 31. Dezember 2023
beginnenden Wirtschaftsjahres gehoért auch der Teil der Anschaffungs- und
Herstellungskosten eines abnutzbaren beweglichen Wirtschaftsguts des
Anlagevermogens, der auf die nach den Séatzen 3 und 4 ermittelte Wertminderung
entfallt, soweit dieses Wirtschaftsgut nach dem 31. Dezember 2023 angeschafft
oder hergestellt wurde, im begtinstigten Forschungs- und Entwicklungsvorhaben
ausschlieR3lich eigenbetrieblich verwendet wird und flir die Durchfiihrung des
Forschungs- und Entwicklungsvorhabens erforderlich ist. Satz 1 gilt nicht fur
Wirtschaftsguter, fur die die Bewertungsvorschriften des § 6 Absatz 2 und 2a des
Einkommensteuergesetzes angewendet werden Die Wertminderung ermittelt sich
nach den Grundsatzen ordnungsmafiger Buchflhrung

1. im Jahr der Anschaffung oder Herstellung aus dem Unterschiedsbetrag
zwischen den Anschaffungs- oder Herstellungskosten und dem Wert des
Wirtschaftsgutes am Schluss des Wirtschaftsjahres,

2. in den Folgejahren aus dem Unterschiedsbetrag zwischen dem Wert des
Wirtschaftsgutes am Schluss des jeweiligen Wirtschaftsjahres und dem Wert
am Schluss des vorangegangenen Wirtschaftsjahres.

Bei der Ermittlung der Wertminderung nach Satz 3 sind Wertminderungen nach
86 Absatzl Nummerl Satz2 des Einkommensteuergesetzes. erhdhte
Absetzungen und Sonderabschreibungen zu bertcksichtigen. Liegen die
Voraussetzungen des Satzes 1 nicht im gesamten Wirtschaftsjahr vor, mindert
sich der nach Satz 3 ermittelte forderfahige Aufwand um jeweils ein Zwdlftel fir
jeden vollen Monat, in dem die Voraussetzungen nach Satz 1 nicht vorliegen.”

In Absatz 4 Satz 1 wird wie folgt gedndert:

aa) In Satz 1 werden nach dem Wort ,Fir“ die Worter ,vor dem 1. Januar 2024
eingeflugt.

bb) Nach Satz 1 wird folgender Satz eingeftigt:

,Fur nach dem 31. Dezember 2023 in Auftrag gegebene Forschungs- und
Entwicklungsvorhaben im Sinne des § 2 Absatz 5 betragen die forderféahigen
Aufwendungen 70 Prozent des beim Anspruchsberechtigten fur den Auftrag
entstandenen Entgelts.”

d) Absatz 5 wird wie folgt gefasst:
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»(5) Bemessungsgrundlage sind die im Wirtschaftsjahr entstandenen
forderfahigen Aufwendungen des Anspruchsberechtigten im Sinne der
Absatze 1 bis 4. Die Bemessungsgrundlage betragt hochstens flr

1. nach dem 1. Januar 2020 und vor dem 1. Juli 2020 entstandene forderfahige
Aufwendungen 2 000 000 Euro,

2. nach dem 30. Juni 2020 und vor dem 1. Januar 2024 entstandene férderfahige
Aufwendungen 4 000 000 Euro und

3. nach dem 31. Dezember 2023 entstandene forderfahige Aufwendungen
12 000 000 Euro.”

8§ 4 wird wie folgt geandert:
a) Nach Absatz 1 Satz 1 wird folgender Satz eingeflgt:

»LAnspruchsberechtige, die als kleines und mittleres Unternehmen im Sinne der
KMU-Definition des Anhang | der Allgemeinen Gruppenfreistellungsverordnung
gelten, konnen zusatzlich eine Erhohung der Forschungszulage um
10 Prozentpunkte beantragen.”

b) Der bisherige Absatz 1 Satz 2 wird Absatz 2 und in diesem werden die Worter
»8 3 Absatz 3 und 4 durch die Worter ,§ 3 Absatz 3 bis 4“ ersetzt.

c) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3.

In 85 Absatz 1 Satz 1 werden die Worter ,§ 3 Absatz 3 und 4“ durch die Worter
»8 3 Absatz 3 bis 4“ ersetzt.

8 6 wird wie folgt gefasst:

n§ 6
Bescheinigung

(1) Grundlage fur die Festsetzung der Forschungszulage ist fur jedes im Antrag
nach 85  aufgeflihrte Forschungs- und  Entwicklungsvorhaben  des
Anspruchsberechtigten eine Bescheinigung der Bescheinigungsstelle nach § 2
Absatz 1 Satz 2 der Forschungszulagen-Bescheinigungsverordnung.

(2) Die Bescheinigung muss fur jedes im Antrag nach 8§85 aufgeflhrte
Forschungs- und Entwicklungsvorhaben gesondert die Feststellung enthalten, dass die
Voraussetzungen des § 2 vorliegen. Die Feststellung ist zu begriinden.

(3) Soweitim Antrag nach § 5 auch forderfahige Aufwendungen im Sinne des § 3
Absatz 3a geltend gemacht werden, muss die Bescheinigung auch die Feststellung
enthalten, dass das jeweilige Wirtschaftsgut fir die Durchfiihrung des beglnstigten
Forschungs- und Entwicklungsvorhabens erforderlich ist.

(4) Die Bescheinigung ist nach einem vom Bundesministerium der Finanzen in
Abstimmung mit den obersten Finanzbehdrden der Lander und im Einvernehmen mit
dem Bundesministerium fur Wirtschaft und Klimaschutz und dem Bundesministerium
fur Bildung und Forschung vorgeschriebenen Muster zu erstellen.
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(5) Die erste Bescheinigung fur ein Wirtschaftsjahr ist fur den Antragsteller
vorbehaltlich des Satzes 2 gebihrenfrei. Im Fall weiterer Antrdge auf Bescheinigung
fur Forschungs- und Entwicklungsvorhaben desselben Wirtschaftsjahres kénnen ab
der Ausstellung der zweiten Bescheinigung nach Absatz 1 GebuUhren und Auslagen
erhoben werden.”

8 9 Absatz 5 wird wie folgt geandert:

a) In Satz 1 wird die Angabe ,§ 3 Absatz 3" durch die Worter ,§ 3 Absatz 3 Satz 1
und 2“ ersetzt.

b) Die Satze 2 und 3 werden aufgehoben.
Nach § 10 Absatz 2 wird folgender Absatz 2a eingeflgt:

.(2a)Wenn im Zeitpunkt der Festsetzung der Forschungszulage die
Steuererklarung fir die nachste erstmalige Festsetzung von Einkommen- oder
Kdrperschaftsteuer noch nicht abgegeben worden ist und die Vorauszahlungen nach
8 37 Absatz 3 Satz 3 des Einkommensteuergesetzes fir den letzten noch nicht
veranlagten Zeitraum angepasst werden konnen, hat das Finanzamt die
Vorauszahlungen fiir diesen Veranlagungszeitraum um die festgesetzte
Forschungszulage, jedoch héchstens auf O Euro, auf Antrag herabzusetzen.”

Artikel 34

Anderung des Erbschaftsteuer- und Schenkungsteuergesetzes

Das Erbschaftsteuer- und Schenkungsteuergesetz in der Fassung der

Bekanntmachung vom 27. Februar 1997 (BGBI. | S. 378), das zuletzt durch Artikel 8 des
Gesetzes vom 16. Juli 2021 (BGBI. | S. 2947) geandert worden ist, wird wie folgt gandert:

1.

In § 2 Absatz 1 Nummer 3 Satz 1 werden nach dem Wort ,besteht” die Worter ,oder
einen Anspruch auf Ubertragung von Inlandsvermdgen im Sinne des § 121 des
Bewertungsgesetzes umfasst® eingefiigt.

In § 20 Absatz 7 wird die Angabe ,600 Euro® durch die Angabe ,5 000 Euro® ersetzt.
Dem 8§ 37 wird folgender Absatz 20 angeflgt:

,(20)8 2 Absatz 1 Nummer 3 Satz 1 in der am ... [einsetzen: Datum des Tages
nach der Verkiindung des vorliegenden Anderungsgesetzes] geltenden Fassung ist auf

Erwerbe anzuwenden, fur die die Steuer nach dem ... [einsetzen: Datum des Tages
der Verkiindung des vorliegenden Anderungsgesetzes] entsteht.”

Artikel 35

Weitere Anderung des Erbschaftsteuer- und
Schenkungsteuergesetzes

Das Erbschaftsteuer- und Schenkungsteuergesetz, das zuletzt durch Artikel 34 dieses

Gesetzes geandert worden ist, wird wie folgt gedndert:
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In der Inhaltstibersicht wird nach der Angabe zu § 2 folgende Angabe eingefigt:

»§ 2a Rechtsfahige Personengesellschaft’.

Nach § 2 wird folgender § 2a eingefligt:

»8 2a
Rechtsfahige Personengesellschaft

Rechtsfahige  Personengesellschaften (8 14a Absatz2 Nummer2 der
Abgabenordnung) gelten fir Zwecke der Erbschaft- und Schenkungsteuer als
Gesamthand und deren Vermdgen als Gesamthandsvermdgen. Bei einem Erwerb
nach 8 1 Absatz 1 Nummer 1 bis 3 durch eine rechtsfahige Personengesellschaft
gelten deren Gesellschafter als Erwerber. Bei einer Zuwendung durch eine
rechtsfahige Personengesellschaft gelten deren Gesellschafter als Zuwendende.*

In 8 10 Absatz 1 Satz 4 werden die Worter ,Personengesellschaft oder einer anderen
Gesamthandsgemeinschaft® durch das Wort ,Personenvereinigung“ ersetzt.

In 813b Absatz4 Nummer1l Satz2 Buchstabed werden die Worter ,zum
gesamthanderisch gebundenen Betriebsvermogen einer Personengesellschaft® durch
die Worter ,zum Betriebsvermdgen im Sinne des § 97 Absatz 1a Nummer 1 des
Bewertungsgesetzes einer Personengesellschaft “ ersetzt.

In 8§18 Satz 1 werden nach dem Wort ,Personenvereinigungen“ die Woérter ,und
rechtsfahige Vereine* eingeflgt.

Artikel 36

Anderung des Bewertungsgesetzes

Das Bewertungsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 1. Februar 1991

(BGBI. | S. 230), das zuletzt durch Artikel 20 des Gesetzes vom 16. Dezember 2022
(BGBI. | S. 2294) geandert worden ist, wird wie folgt geandert:

1.

In 8 97 Absatz 2 werden die Worter ,nichtrechtsfahigen Vereinen® durch die Worter
,Vereinen ohne Rechtspersonlichkeit, den nicht rechtsfahigen® ersetzt.

Nach § 153 Absatz 2 Satz 1 wird folgender Satz eingefiigt:

»In den Fallen, in denen der Gegenstand der Feststellung einer Personengesellschaft
im Sinne des 8§97 Absatz1l Satz1l Nummer5 zuzurechnen ist, ist die
Feststellungerklarung vorrangig von der Gesellschaft anzufordern.*

In 8 154 Absatz 3 werden die Worter ,§ 183 der Abgabenordnung® durch die Worter
»3 183a der Abgabenordnung® ersetzt.
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Artikel 37

Anderung des Bodenschatzungsgesetzes

Das Bodenschatzungsgesetz vom 20. Dezember 2007 (BGBI. | S. 3150, 3176), das

zuletzt durch Artikel 15 des Gesetzes vom 26. November 2019 (BGBI. | S. 1794) geandert
worden ist, wird wie folgt geéndert:

1.

In § 12 Satz 2 werden nach dem Wort ,Einheitswerten“ die Wérter ,,oder
Grundsteuerwerten® eingefligt und werden die Wérter ,88 180 bis 183 der
Abgabenordnung“ durch die Wérter ,88 180 bis 183a der Abgabenordnung* ersetzt.

§ 13 Absatz 4 wird wie folgt gefasst:

.(4) Die Offenlegung der Ergebnisse der Bodenschatzung soll zu den ublichen
Dienstzeiten in den R&umen des Finanzamts stattfinden. Sie kann auch durch
Veroffentlichung auf der Internetseite des Finanzamts oder der obersten
Finanzbehorde des Landes erfolgen. § 122 Absatz 5 Satz 4 der Abgabenordnung gilt
dabei entsprechend.”

Artikel 38

Weitere Anderung des Bodenschatzungsgesetzes

In 8§12 Satz 2 des Bodenschatzungsgesetzes, das zuletzt durch Artikel 37 dieses

Gesetzes gedndert worden ist, werden die Worter ,Einheitswerten oder gestrichen.

Artikel 39

Anderung des Grunderwerbsteuergesetzes

Dem § 23 des Grunderwerbsteuergesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom

26. Februar 1997 (BGBI. | S. 418, 1804), das zuletzt durch Artikel 23 des Gesetzes vom 16.
Dezember 2022 (BGBI. | S. 2294) ge&ndert worden ist, wird folgender Absatz 25 angefugt:

»(25)8 5 Absatz 3 Satz 1, 8§ 6 Absatz 3 Satz 2, § 7 Absatz 3 Satz 1 und 8 19 Absatz 2

Nummer 4 in der bis zum 31. Dezember 2023 geltenden Fassung sind bis zum Ablauf der
in 85 Absatz 3, § 6 Absatz 3 Satz 2 und § 7 Absatz 3 genannten Fristen fur verwirklichte
Ubergange nach § 5 Absatz 1 und 2 und § 6 Absatz 3 Satz 1 und Umwandlungen von
gemeinschaftlichen Eigentum in Flacheneigentum nach § 7 Absatz 2 in der bis zum
31. Dezember 2023 geltenden Fassung mit der MalRgabe weiter anzuwenden, dass
anstelle des Vermogens der Gesamthand das Gesellschaftsvermdgen im Sinne des
Gesetzes zur Modernisierung des Personengesellschaftsrechts vom 10. August 2021
(BGBI. | S. 3436) tritt."
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Artikel 40

Anderung des Handelsgesetzbuchs

Das Handelsgesetzbuch in der im Bundesgesetzblatt Teil Ill, Gliederungshummer
4100-1, veroffentlichten bereinigten Fassung, das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom
19. Juni 2023 (BGBI. 2023 | Nr. 154) geéndert worden ist, wird wie folgt ge&ndert:

1. In 8 8b Absatz 2 Nummer 12 werden nach dem Wort ,Genossenschafts-“ ein Komma
und das Wort ,Gesellschafts-“ eingefiigt.

2. In § 241a Satz 1 werden die Angabe ,600 000 durch die Angabe ,800 000“ und die
Angabe ,60 000“ durch die Angabe ,80 000“ ersetzt.

Artikel 41

Anderung des Einfiihrungsgesetzes zum Handelsgesetzbuch

Dem Einfihrungsgesetz zum Handelsgesetzbuch in der im Bundesgesetzblatt Teil Ill,
Gliederungsnummer 4101-1, veroffentlichten bereinigten Fassung, das zuletzt durch
Artikel 2 des Gesetzes vom 19. Juni 2023 (BGBI. 2023 | Nr. 154) geandert worden ist, wird
folgender ... [einsetzen: nachster bei der Verkiindung freier Abschnitt mit Zahlbezeichnung]
Abschnitt angeflgt:

... [einsetzen: n&chster bei der Verkindung freier Abschnitt mit Zahlbezeichnung]
Abschnitt

Ubergangsvorschrift zum Wachstumschancengesetz

Artikel ... [einsetzen: nachster bei der Verkindung freier Artikel mit
Zahlbezeichnung]

§ 241a Satz 1 des Handelsgesetzbuchs in der ab dem 1. Januar 2024 geltenden
Fassung ist erstmals auf das nach dem 31. Dezember 2023 beginnende Geschaéftsjahr
anzuwenden. § 241a Satz 1 des Handelsgesetzbuchs in der bis zum 31. Dezember 2023
geltenden Fassung ist letztmals auf das vor dem 1. Januar 2024 beginnende Geschaftsjahr
anzuwenden.”

Artikel 42

Anderung des EU-Amtshilfegesetzes

Das EU-Amtshilfegesetz vom 26. Juni 2013 (BGBI. | S. 1809), das zuletzt durch
Artikel 2 des Gesetzes vom 20. Dezember 2022 (BGBI. | S. 2730) gedndert worden ist, wird
wie folgt geéndert:
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In der Inhaltsiibersicht wird nach der Angabe zu § 12 folgende Angabe eingefigt:

,§ 12a Gemeinsame Prufung*.
Dem § 2 wird folgender Absatz angefigt:

»(13) Behdrdliche Ermittlungen im Sinne dieses Gesetzes sind alle MaRnahmen,
die zum Ziel haben, den fir die Besteuerung relevanten Sachverhalt aufzuklaren, und
die ausgeubt werden

1. im Fall der Finanzbehérden, in Erfillung der ihnen nach dem
Finanzverwaltungsgesetz tbertragenen Aufgaben,

2. im Fall der Behdrden der anderen Mitgliedstaaten, in Erfullung der ihnen nach dem
Recht des jeweiligen Mitgliedstaates Ubertragenen Aufgaben.”

§ 3 wird wie folgt geéndert:
a) Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

»(2) Zentrales Verbindungsbiro im Sinne von Artikel 4 Absatz 2 Unterabsatz 1
der Amtshilferichtlinie ist in den Fallen des 85 Absatzl Nummer5 des
Finanzverwaltungsgesetzes das Bundeszentralamt flir Steuern. Das
Bundesministerium der Finanzen kann durch Schreiben weitere Bundes- oder
Landesfinanzbehorden als Verbindungsstellen im Sinne von Artikel 4 Absatz 3 und
Amtstrager einer Bundes- oder Landesfinanzbehotrde als zustandige Bedienstete
im Sinne von Artikel 4 Absatz 4 der Amtshilferichtlinie benennen. Das zentrale
Verbindungsbiro kann schriftlich fir den Einzelfall zustindige Bedienstete
benennen. Die benannten Verbindungsstellen und zustandigen Bediensteten sind
in dem jeweils festgelegten Umfang zum direkten Informationsaustausch mit dem
anderen Mitgliedstaat nach Mal3gabe dieses Gesetzes befugt.”

b) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 3a eingeflgt:

»(3a) Sind gleichzeitige oder gemeinsame Prifungen vereinbart, benennt das
zentrale Verbindungsbiro die fur die behoérdlichen Ermittlungen zustandigen
Amtstrager der Bundes- und Landesfinanzbehorden fur den jeweiligen Einzelfall
als zustandige Bedienstete; Absatz 2 Satz 2 und 3 bleibt unberthrt.*

8§ 4 wird wie folgt geandert:

a) In Absatzl Satz4 werden die Worter ,alle nach der Abgabenordnung
vorgesehenen® gestrichen.

b) Die Absatze 3 und 4 werden wie folgt gefasst:
»(3) Das zentrale Verbindungsburo Ubermittelt keine Informationen, wenn

1. die Durchfuhrung erforderlicher Ermittlungen oder die Beschaffung der
betreffenden Informationen nach deutschem Recht nicht méglich ist,

2. der andere Mitgliedstaat die Ublichen Informationsquellen nicht ausgeschopft
hat, die ihm zur Erlangung der erbetenen Informationen zur Verfiigung stehen,
ohne dabei die Erreichung des Ziels zu gefahrden oder

3. die offentliche Ordnung verletzt werden wirde.
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(4) Das zentrale Verbindungsbiiro kann die Ubermittlung von Informationen
ablehnen, wenn

1. der andere Mitgliedstaat seinerseits aus rechtlichen Grinden nicht zur
Ubermittlung entsprechender Informationen in der Lage ist oder

2. ein Handels-, Gewerbe- oder Berufsgeheimnis oder ein Geschaftsverfahren
preisgegeben werden wirde.*

c) In Absatz 5 werden die Worter ,Absatz 3 Nummer 1, 3 und 4“ durch die Worter
»LAbsatz 3 Nummer 1 und 3 und Absatz 4 Nummer 2“ ersetzt.

In 8 7 Absatz 14a Satz 1 wird die Angabe ,8 12 durch die Angabe ,8§ 13" ersetzt.
§ 10 wird wie folgt geandert:
a) Absatz 1 wird wie folgt gedndert:
aa) Satz 1 wird wie folgt gedndert:
aaa) In Nummer 1 wird das Wort ,deutsche” durch das Wort ,die“ ersetzt.
bbb) Die Nummern 2 und 3 werden wie folgt gefasst:

.2. bei den behordlichen Ermittlungen zugegen sein durfen, die auf
deutschem Hoheitsgebiet von den Finanzbehorden durchgefuhrt
werden, und

3. unter Einhaltung des deutschen Verfahrensrechts im Beisein
eines zustandigen inlandischen Bediensteten Personen befragen

und Aufzeichnungen prifen.”

bb) In Satz 2 erster Teilsatz wird das Wort ,Einzelpersonen® durch das Wort
.Personen” ersetzt.

b) Dem Absatz 3 wird folgender Satz vorangestellt:

.Die Befugnisse der Bediensteten der anderen Mitgliedstaaten bestimmen sich
nach deutschem Verfahrensrecht; sie gehen nicht Uber das hinaus, was

1. firdie in Absatz 1 Nummer 1 bis 3 genannten Zwecke erforderlich ist und

2. das Recht des jeweiligen anderen Mitgliedstaates seinen Bediensteten
gestattet.”

8 12 wird wie folgt gefasst:

”§ 12
Gleichzeitige Prifung

(1) Auf Vorschlag der zustdndigen Finanzbehorde kann das zentrale
Verbindungsbiiro einen anderen Mitgliedstaat oder mehrere andere Mitgliedstaaten
ersuchen, eine gleichzeitige Prufung durchzufihren. Das zentrale Verbindungsbiro
kann ein Ersuchen eines anderen Mitgliedstaates oder mehrerer anderer
Mitgliedstaaten um die Durchfihrung einer gleichzeitigen Prifung annehmen.
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(2) Eine gleichzeitige Prifung im Sinne des Absatzes 1 sind behordliche
Ermittlungen, die von der zustandigen Finanzbehorde gleichzeitig mit der
entsprechenden Behdrde eines anderen Mitgliedstaats im jeweils eigenen
Hoheitsgebiet in Bezug auf eine Person oder mehrere Personen von gemeinsamem
oder ergdnzendem Interesse durchgefihrt werden, um die dabei erlangten
Informationen auszutauschen. Die im Vorfeld der gleichzeitigen Prufung zur Stellung,
Annahme oder Ablehnung eines Ersuchens erforderlichen sowie die bei der
gleichzeitigen Prifung erlangten Informationen werden, soweit dies nach § 4 zulassig
ist, ausgetauscht. Abweichend von 8§ 4 Absatz1l Satz?2 bedarf es nicht der
Weiterleitung durch das zentrale Verbindungsbiro, soweit in den in § 3 Absatz 3a
geregelten Fallen ein direkter Informationsaustausch erfolgen darf. § 4 Absatz 3
Nummer 2 und § 6 Absatz 3 finden keine Anwendung. § 8 bleibt unberuhrt.

(3) Das zentrale Verbindungsbiro benennt einen seiner Bediensteten, der flr die
Beaufsichtigung und die Koordinierung der gleichzeitigen Prifung verantwortlich ist.

(4) Im Fall des Absatzes 1 Satz 1 bestimmt die zustandige Finanzbehdrde, fir
welche Person oder welche Personen eine gleichzeitige Priifung durchgefiihrt werden
soll, begriindet die Auswahl und gibt den Zeitraum an, in dem die gleichzeitige Prufung
durchgefihrt werden soll.

(5) Im Fall des Absatzes 1 Satz 2 entscheidet die Finanzbehorde, ob sie an der
gleichzeitigen Prifung teilnehmen wird. Das zentrale Verbindungsbiro teilt dem
anderen Mitgliedstaat innerhalb von 60 Tagen nach Erhalt des Ersuchens das
Einverstandnis oder die begriindete Ablehnung mit.

(6) Die inlandische Person, auf die sich die gleichzeitige Prufung bezieht, wird
durch das zentrale Verbindungsbiro unverzuglich Uber die Durchfihrung der
gleichzeitigen Prifung informiert, sobald das Einverstandnis in den Fallen des
Absatzes 4 von dem anderen Mitgliedstaat oder in den Fallen des Absatzes 4 durch
das zentrale Verbindungsbiro Ubermittelt worden ist. Von der Information kann
abgesehen werden, soweit die Interessen Dritter, der Finanzbehdérde oder des anderen
Mitgliedstaates an der Nichterteilung der Information die Interessen der betroffenen
Person tberwiegen.

(7) Eine Anhorung der Beteiligten gem&R 8§ 117 Absatz4 Satz3 der
Abgabenordnung ist nicht erforderlich.”

Nach § 12 wird folgender § 12a eingeflgt:

,8 12a
Gemeinsame Prifung

(1) Auf Vorschlag der zustandigen Finanzbehérden kann das zentrale
Verbindungsbiiro einen oder mehrere Mitgliedstaaten ersuchen, eine gemeinsame
Prifung durchzufihren. Das zentrale Verbindungsbiro kann ein Ersuchen eines
anderen Mitgliedstaates oder mehrerer anderer Mitgliedstaaten um die Durchfiihrung
einer gemeinsamen Prifung annehmen. Einem Ersuchen nach den Séatzen 1 und 2
steht nicht entgegen, dass eine gleichzeitige Prifung in Bezug auf dieselbe Person zu
dem identischen oder einem anderen Sachverhalt bereits durchgefuhrt wird. Mit
Ausnahme der 88 10 Absatz 1 Satz 3 und 4 sowie 12 Absatz 2 Satz 1 gelten die 88 10
bis 11 und 12 Absatz 2 bis 7 entsprechend.
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(2) Eine gemeinsame Prifung im Sinne des Absatzes 1 sind behordliche
Ermittlungen, die von der zustindigen Finanzbehtérde gemeinsam mit der
entsprechenden Behdrde eines anderen Mitgliedstaats in Bezug auf eine Person oder
mehrere Personen von gemeinsamem oder erganzendem Interesse durchgefihrt
werden. Die gemeinsame Prifung wird unter Koordinierung durch die zentralen
Verbindungsbiuros in zuvor vereinbarter Weise mit dem Ziel durchgefihrt, eine
Einigung Uber den Sachverhalt und die Umstande, die Gegenstand der behordlichen
Ermittlungen sind, sowie eine einvernehmliche steuerliche Wirdigung auf Basis dieses
Sachverhaltes zu erzielen.

(3) Uber die Einzelheiten der gemeinsamen Priifung treffen die beteiligten
Behorden mit der entsprechenden Behdrde des anderen Mitgliedstaats eine
Vereinbarung. Die Vereinbarung umfasst zumindest eine Regelung beziiglich der
verwendeten Sprache; § 87 der Abgabenordnung bleibt unberihrt.

(4) Die beteiligten Behtérden bemihen sich, sich mit der entsprechenden Behdrde
des anderen Mitgliedstaats Uber den Sachverhalt und die Umstande, die Gegenstand
der gemeinsamen Prufung sind, zu einigen sowie eine einvernehmliche steuerliche
Wirdigung im Rahmen des jeweils geltenden Rechts auf Basis dieses Sachverhalts zu
erreichen. Die Feststellungen, Uber die in der gemeinsamen Prifung Einigung erzielt
worden ist, sind in einem gemeinsamen Prifungsbericht festzuhalten; die
Feststellungen, tber die in der gemeinsamen Priifung keine Einigung erzielt worden
ist, kbnnen in dem gemeinsamen Prifungsbericht festgehalten werden. Die Umsetzung
der Feststellungen im Inland bestimmt sich nach deutschem Recht. Die beteiligten
Behdrden stellen sicher, dass sie die Beweisfuhrung der entsprechenden Behérde des
anderen Mitgliedstaats, einschlie3lich in Beschwerde-, Einspruchs-, Gerichts- und
Revisionsverfahren, unterstitzen, sofern dies nach dem Recht des anderen
Mitgliedstaates erforderlich ist.

(5) Die inlandische Person, auf die sich die gemeinsame Prifung bezieht, ist
innerhalb von 60 Tagen nach der Erstellung des gemeinsamen Prifungsberichtes im
Sinne des Absatzes 4 Satz 2 durch die zustandige Finanzbehorde Uber das Ergebnis
der gemeinsamen Prifung zu unterrichten. Die Unterrichtung umfasst eine Kopie des
gemeinsamen Prufungsberichtes. § 30 der Abgabenordnung bleibt durch die Satze 1
und 2 unberuhrt.”

Artikel 43

Folgednderungen

(1) In8§ 1l4a Satz 1, § 259 Absatz 1 Satz 1, § 378 Absatz 4 Satz 1 und § 387 Absatz 2
Satz 1 des Gesetzes Uber das Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten
der freiwilligen Gerichtsbarkeit vom 17. Dezember 2008 (BGBI. | S. 2586, 2587), das zuletzt
durch Artikel 9a des Gesetzes vom 19. Juni 2023 (BGBI. 2023 | Nr. 155) gedndert worden
ist, werden jeweils die Worter ,und fur Verbraucherschutz® gestrichen.

(2) In 8§ 707d Absatz 1 Satz 1 des Birgerliches Gesetzbuchs in der Fassung der
Bekanntmachung vom 2. Januar 2002 (BGBI. | S. 42, 2909; 2003 | S. 738), das zuletzt
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 14. Marz 2023 (BGBI. 2023 | Nr. 72) geéndert worden
ist, werden die Worter ,und fur Verbraucherschutz® gestrichen.

(3) Artikel 38 Nummer 1, Artikel 60 Nummer 14, Artikel 77 Nummer 4 Buchstabe b,
Artikel 81 Nummer 1 Buchstabe e und f, Artikel 91 Nummer 3 Buchstabe b und Nummer 6
Buchstabe b und Artikel 92 Nummer 4 des
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Personengesellschaftsrechtsmodernisierungsgesetzes vom 10. August 2021 (BGBI. |
S. 3436) werden aufgehoben.

Artikel 44

Folgednderungen

(1) In 87 Absatz3 des Verwaltungszustellungsgesetzes vom 12. August 2005
(BGBI. I S. 2354), das zuletzt durch Artikel 6 des Gesetzes vom 10. August 2021 (BGBI. |
S. 3436) geandert worden ist, werden die Woérter ,8 183 der Abgabenordnung“ durch die
Worter ,88 183 und 183a der Abgabenordnung” ersetzt.

(2) Artikel 5 Nummer 5 des Grundsteuer-Reformgesetzes vom 26. November 2019
(BGBI. | S. 1794) wird gestrichen.

(3) Die  Gewerbesteuer-Durchfihrungsverordnung in der  Fassung  der
Bekanntmachung vom 15. Oktober 2002 (BGBI. | S. 4180), die zuletzt durch Artikel 7
Absatz 8 des Gesetzes vom 12. Mai 2021 (BGBI. | S. 990) geandert worden ist, wird wie
folgt geandert:

1. In § 8 werden die Worter ,nichtrechtsfahigen Verein“ durch die Worter ,Verein ohne
Rechtspersonlichkeit” ersetzt.

2. In § 25 Absatz 1 Nummer 3 werden die Worter ,nichtrechtsfahige Vereine“ durch die
Worter ,Vereine ohne Rechtspersonlichkeit* ersetzt.

(4) In 8 1 Absatz 3 Nummer 1 des Umwandlungssteuergesetzes, das zuletzt durch
Artikel 10 dieses Gesetzes geandert worden ist, werden die  Worter
.Personenhandelsgesellschaften und Partnerschaftsgesellschaften durch das Wort
.Personengesellschaften ersetzt

(5) In Nummer8 der Anlage der Verordnung (ber den Ausgleich
gemeinwirtschaftlicher Leistungen im Eisenbahnverkehr vom 2. August 1977 (BGBI. |
S. 1465), die zuletzt durch Artikel 5 Nummer 2 des Gesetzes vom 23. Marz 2005 (BGBI. |
S. 931) geandert worden ist, wird das Wort ,Personengesellschaften” durch die Worter
,rechtsfahigen Personengesellschaften® ersetzt.

(6) In 8 15 Absatz 1 Satz 1 des Verkehrssicherstellungsgesetzes in der Fassung der
Bekanntmachung vom 8. Oktober 1968 (BGBI. | S. 1082), das zuletzt durch Artikel 38 des
Gesetzes vom 2. Marz 2023 (BGBI. 2023 | Nr. 56) geandert worden ist, werden die Warter
,nicht-rechtsfahigen  Personenvereinigungen®  durch  die  Worter  ,sonstigen
Personenvereinigungen® ersetzt.

(7) In 8 6 Absatz 2 sowie § 8 Absatz 5 Satz 2 des Entschadigungsgesetzes in der
Fassung der Bekanntmachung vom 13. Juli 2004 (BGBI. | S. 1658), das zuletzt durch
Artikel 1 des Gesetzes vom 23. Mai 2011 (BGBI. | S. 920) geandert worden ist, werden die
Worter ,Personengesellschaft des Handelsrechts® durch die Woérter ,rechtsfahige
Personengesellschaft® ersetzt.

(8 In 83 Absatz2 Satzl, Absatz3 Satz2 und Absatz8 Satzl des
Ausgleichsleistungsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 13. Juli 2004
(BGBI. | S. 1665), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 18. August 2021 (BGBI. |
S. 3908) geéandert worden ist, wird jeweils das Wort ,Personengesellschaft* durch die
Worter ,rechtsfahigen Personengesellschaft” ersetzt.
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(9) Die Insolvenzordnung vom 5. Oktober 1994 (BGBI. | S. 2866), die zuletzt durch
Artikel 11 des Gesetzes vom 20. Juli 2022 (BGBI. | S. 1166) ge&ndert worden ist, wird wie
folgt geandert:

1. In 811 Absatz 1 Satz 2 werden die Wdrter ,nicht rechtsfahige Verein* durch die Worter
,verein ohne Rechtspersdnlichkeit” ersetzt.

2. In 8230 Absatz 2 werden die Worter ,nicht rechtsfahigen Verein® durch die Warter
,verein ohne Rechtspersdnlichkeit” ersetzt.

(10)Das Unternehmensstabilisierungs- und -restrukturierungsgesetz vom 22.
Dezember 2020 (BGBI. | S. 3256), das zuletzt durch Artikel 12 des Gesetzes vom 20. Juli
2022 (BGBI. | S. 1166) geandert worden ist, wird wie folgt geandert:

1. In 81 Absatz 2 des werden die Worter ,Gesellschaften ohne Rechtspersonlichkeit*
durch die Worter ,rechtsfahigen Personengesellschaften” ersetzt.

2. In 815 Absatz 2 werden die Worter ,nicht rechtsfahigen Verein“ durch die Worter
,verein ohne Rechtspersdnlichkeit” ersetzt.

(11)In § 388 Absatz 1 des Gesetzes lUber das Verfahren in Familiensachen und in den
Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit, das zuletzt durch Artikel 43 Absatz 1
dieses Gesetzes gedndert worden ist, wird die Angabe ,§ 125a“ durch die Angabe ,§ 125°
ersetzt.

(12)In §715a Satz1l des Buirgerlichen Gesetzbuchs, das zuletzt durch
Artikel 43 Absatz 2 dieses Gesetzes geandert worden ist, wird die Angabe ,Satz 3*
gestrichen.

(13)In § 9a Absatz 4 Satz 1 des Wohnungseigentumsgesetzes in der Fassung der
Bekanntmachung vom 12. Januar 2021 (BGBI. | S. 34), das durch Artikel 7 des Gesetzes
vom 7. November 2022 (BGBI. | S. 1982) geé&ndert worden ist, werden die Worter ,§ 160
des Handelsgesetzbuchs® durch die Wérter ,§ 728b des Blrgerlichen Gesetzbuchs®
ersetzt.

(14) Das Umwandlungsgesetz vom 28. Oktober 1994 (BGBI. | S. 3210; 1995 | S. 428),
das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 22. Februar 2023 (BGBI. | Nr. 51) geéandert
worden ist, wird wie folgt gedndert:

1. In 8305 Absatz 2 Satz 2 wird die Angabe ,Ersten Unterabschnitts“ durch die Angabe
L,LZweiten Unterabschnitts“ ersetzt.

2. In § 311 Absatz 1 Satz 1 wird die Angabe ,§§ 44“ durch die Angabe ,§§ 39e” ersetzt.

(15)In § 349 Absatz 3 Satz 3 des Lastenausgleichsgesetzes in der Fassung der
Bekanntmachung vom 2. Juni 1993 (BGBI. | S. 845; 1995 | S. 248), das zuletzt durch
Artikel 211 der Verordnung vom 19. Juni 2020 (BGBI. | S. 1328) geandert worden ist,
werden die Worter ,Personengesellschaft des Handelsrechts® durch die Worter
Lrechtsfahigen Personengesellschaft® ersetzt.

(16)In 843a Absatzl Nummer9 Buchstabeb Doppelbuchstabe aa der
Wirtschaftspriferordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 5. November 1975
(BGBI. I S. 2803), das zuletzt durch Artikel 9 des Gesetzes vom 19. Juni 2023 (BGBI. 2023
I Nr. 154) geandert worden ist, wird das Wort ,Personengesellschaften“ durch die Worter
.rechtsfahige Personengesellschaften® ersetzt.
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(17) Das AulRenwirtschaftsgesetz vom 6. Juni 2013 (BGBI. | S. 1482), das zuletzt durch
Artikel 2 Absatz 11 des Gesetzes vom 20. Dezember 2022 (BGBI. | S. 2752) geandert
worden ist, wird wie folgt geandert:

1. In 82 Absatz18 Nummer2 und Absatz19 wird jeweils das Wort
.Personengesellschaften® durch die Worter ,rechtsfahige Personengesellschaften®
ersetzt.

2. 8 5a wird wie folgt geéndert:
a) Absatz 1 wird wie folgt ge&ndert:

aa) In dem Satzteil vor Nummer 1 werden die Woérter ,gegen natirliche oder
juristische Personen oder Personengesellschaften® durch die Worter ,gegen
natirliche oder juristische Personen oder rechtsfahige
Personengesellschaften und werden die Worter ,dieser natirlichen oder
juristischen Personen oder Personengesellschaften durch die Woérter ,dieser
nattrlichen oder juristischen Personen oder rechtsfahigen
Personengesellschaften® ersetzt.

bb) In den Nummern 1 und 2 wird jeweils das Wort ,Personengesellschaften®
durch die Worter ,rechtsfahigen Personengesellschaften” ersetzt.

b) In Absatz2 wird das Wort ,Personengesellschaften® durch die Woarter
.rechtsfahigen Personengesellschaften® ersetzt.

3. In § 13 Absatz 2a Satz 1 wird das Wort ,Personengesellschaften“ durch die Worter
.rechtsfahiger Personengesellschaften® ersetzt.

(18)In 8138 Absatzl Satz?2 und 8161 Absatz2 Satz2 des
Kapitalanlagegesetzbuchs vom 4. Juli 2013 (BGBI. | S. 1981), das zuletzt durch Artikel 15
des Gesetzes vom 22. Februar 2023 (BGBI. 2023 | Nr. 51) geandert worden ist, werden
jeweils die Worter ,§ 133 Absatz 2 und 3 durch die Worter ,§ 132 Absatz 2 Satz 2 und
Absatz 6“ ersetzt.

(19)In 8 20 Absatz 2 in dem Satzteil vor Nummer 1 des Geldwaschegesetz vom 23.
Juni 2017 (BGBI. | S. 1822), das zuletzt durch Artikel 8 des Gesetzes vom 31. Mai 2023
(BGBI. 2023 I Nr. 140) gedndert worden ist, wird nach dem Wort ,Genossenschaftsregister,”
das Wort ,Gesellschaftsregister,” eingefigt.

Artikel 45

Neubekanntmachung der Abgabenordnung

Das Bundesministerium der Finanzen kann den Wortlaut der Abgabenordnung in der
vom 1.Januar 2024 und in der vom 1.Januar 2025 an geltenden Fassung im
Bundesgesetzblatt bekannt machen.
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Artikel 46

Inkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich der Absatze 2 bis 8 am Tag nach der Verkiindung
in Kraft.

(2) Artikel 32 tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2020 in Kraft.
(3) Artikel 2 tritt mit Wirkung vom 1. Dezember 2022 in Kraft.
(4) Artikel 3 tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2023 in Kraft.

(5) Die Artikel 5, 12, 16, 20, 21, 23, 25, 28, 33, 35, 36, 37, 39, 40, 41, 44 und 45
treten am 1. Januar 2024 in Kraft.

(6) Artikel 6 tritt am 1. April 2024 in Kraft.
(7) Die Artikel 9, 13, 17, 29, 30 und 38 treten am 1. Januar 2025 in Kratft.
(8) Die Artikel 14 und 18 treten am 1. Januar 2027 in Kraft.

(9) Die Artikel 7 und 26 treten am 1. Januar 2028 in Kraft.
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Begrindung

A. Allgemeiner Teil

I Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen

Die 6konomischen Folgen der multiplen Krisen — die Corona-Pandemie und der russische
Uberfall auf die Ukraine — belasten die deutsche Wirtschaft, aber auch die &ffentlichen
Haushalte. Zugleich stellen die Dekarbonisierung und der demographische Wandel die
deutsche Wirtschaft vor grof3e Herausforderungen. Um diesen Herausforderungen
begegnen zu kénnen, missen auch aus steuerlicher Sicht die Rahmenbedingungen fir
mehr Wachstum, Investitionen und Innovationen verbessert werden. Gleichzeitig ist der
finanzielle Spielraum der o6ffentlichen Haushalte fiir steuerpolitische Impulse durch die
vorangegangenen Krisen erheblich eingeengt.

Um die Wachstumschancen flr unsere Wirtschaft zu erhéhen, Investitionen und Innovation
in neue Technologien zu ermdéglichen und die Wettbewerbsfahigkeit des Standorts
Deutschland zu starken, werden daher zielgerichtete Malinahmen ergriffen, die die
begrenzten Spielraume der 6ffentlichen Haushalte in den Blick nehmen und dadurch - auch
vor dem Hintergrund der auferordentlich hohen Inflationsrate - keinen zusatzlichen
Preisdruck erzeugen.

Mit dem vorliegenden Gesetz werden wir die Liquiditatssituation der Unternehmen
verbessern und Impulse setzen, damit Unternehmen dauerhaft mehr investieren und mit
unternehmerischem Mut Innovationen wagen kdnnen.

Von zentraler Bedeutung ist dabei die bereits im Koalitionsvertrag der die Bundesregierung
tragenden Parteien aufgefihrte Investitionspramie. In Ergédnzung zu den bestehenden
Projektforderungen fur Umwelt- und Klimaschutzmaflinahmen wird eine steuerliche
Investitionsférderung mit Rechtsanspruch fiir alle beschréankt und unbeschrankt
steuerpflichtigen Unternehmen unabhangig von ihrer GréfRe, ihrer Rechtsform und
unabhangig von ihrer wirtschaftlichen Betéatigung eingefiihrt. Angesichts der gewaltigen
Transformationserfordernisse ist ein maoglichst breiter Forderansatz erforderlich.
Unternehmerische Investitionen in Energie- und Ressourceneffizienz, in Dekarbonisierung,
CO,-Speicherung und auch in eine Umwelt- und Klimaschutz unterstiitzende Digitalisierung
sind auch unter Einsatz geeigneter steuerlicher MalRnahmen anzureizen. Aufgrund der
unabdingbaren Einhaltung der von der Verfassung vorgegebenen Schuldenbremse enthalt
das vorliegende Gesetz demgegenuber eine ,kleinere®, dafiir aber bereits ab dem 1. Januar
2024 in Kraft tretende Ausgestaltung der Investitionspramie, die in einem ersten Schritt
Investitionen fordert, die es den Unternehmen ermdglichen, die Energieeffizienz zu
verbessern. Im Kreis angesprochener Ressorts wird kurzfristig ausgelotet, wieweit die hier
konzipierte Investitionspramie im geltenden beihilferechtlichen Rahmen so auf zusatzliche
Transformationsbereiche ausgedehnt werden kann, dass sie die Erfordernisse einer
steuerlichen Férderung — Anknipfung an steuerliche Sachverhalte und Begrifflichkeiten,
um die Administrierbarkeit zu gewahrleisten — erfullt. Der entsprechend gebotene wie auch
im Rahmen der Haushaltsvorsorge mdgliche Einsatz staatlicher Mittel wird dabei
bericksichtigt.

Diese MalRnahmen sind geeignet, die Wettbewerbsfahigkeit sowie die Wachstumschancen
unserer Wirtschaft zu starken, das Steuersystem an zentralen Stellen zu vereinfachen, die
Modernisierung unseres Steuerrechts voranzubringen und die Steuerfairness weiter zu
fordern, ohne die Konsolidierung der 6ffentlichen Haushalte zu gefahrden.
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Wesentlicher Inhalt des Entwurfs

Wir werden die Wettbewerbsfahigkeit und die Wachstumschancen unserer Wirtschaft
starken, indem die Rahmenbedingungen verbessert werden und damit Investitionsanreize
gefordert werden. Zu den MaRRhahmen zahlen:

Die Einfihrung einer Investitionspramie zur Beférderung der Transformation der
Wirtschaft in Richtung von insbesondere mehr Klimaschutz,

die befristete Wiedereinfihrung der degressiven AfA fir bewegliche Wirtschaftsguter,
die befristete Einflihrung einer degressiven AfA fir Wohngeb&ude,

die Starkung der steuerlichen Forschungsférderung,

die Verbesserung des steuerlichen Verlustabzugs,

Anhebung der GWG-Grenze auf 1000 Euro und Verbesserung der
Sonderabschreibung nach 8 7g EStG fur mehr Liquiditat bei kleinen und mittleren

Unternehmen,

Verbesserungen bei den Abschreibungsmoglichkeiten des Sammelpostens (8 6
Absatz 2a EStG) fir Zwecke des Burokratieabbaus,

Anderungen bei der Thesaurierungsbegiinstigung (§ 34a EStG) und

Steigerung der Attraktivitat der Option zur Kérperschaftsbesteuerung nach § la KStG.

Das Steuersystem wird weiter vereinfacht, indem u. a.

das Meldeverfahren fiir Kassen vereinfacht wird,

die Nichtaufgriffsgrenze in § 20 Absatz 7 ErbStG von 600 Euro auf 5 000 Euro erhéht
wird,

die Schriftformerfordernis an verschiedenen Stellen des Riester-Verfahrens durch
Ermdglichung der elektronischen Datentibermittlung beseitigt wird,

die Grenzen fur die Buchfihrungspflicht bestimmter Steuerpflichtiger (§ 241a HGB,
§ 141 AO) sowie der Aufbewahrungspflicht bei Uberschusseinkiinften (8§ 147a AQO)
angehoben werden,

die Grenze fir die umsatzsteuerliche Ist-Besteuerung (Mdglichkeit der Berechnung der
Steuer nach vereinnahmten statt vereinbarten Entgelten) nach 8§ 20 Satz 1 Nummer 1
UStG von 600 000 Euro auf 800 000 Euro angehoben wird,

die Freigrenze im Sinne des § 23 Absatz 3 Satz 5 EStG von aktuell 600 Euro auf 1 000
Euro angehoben wird,

die Berechnung der Lohnsteuer im Zusammenhang mit tarifermafigt zu besteuerndem
Arbeitslohn vereinfacht wird,

die Kleinunternehmer von umsatzsteuerlichen Erklarungspflichten befreit werden,

die Freigrenze fur den Quellensteuereinbehalt (8 50c Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 EStG)
erhoht wird,
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— die Digitalisierung des Spendenverfahrens durch Anpassung des
Zuwendungsempfangerregisters vorangetrieben wird,

— eine Freigrenze fur Einnahmen aus Vermietung und Verpachtung eingefuhrt wird und

— der Schwellenwert zur Befreiung von der Abgabe von vierteljahrlichen Umsatzsteuer-
Voranmeldungen von 1 000 Euro auf 2 000 Euro erhéht wird.

Die Modernisierung des Steuerrechts wird vorangebracht, indem u. a.
— die Besteuerung von Renten aus der Basisversorgung angepasst wird,
— die Abgabenordnung und andere Steuergesetze an das MoPeG angepasst werden,

— die Vereinfachungsregelung zur Steuerschuldnerschaft des Leistungsempfangers
erweitert wird.

Die Steuerfairness wird weiter gefdrdert, indem u. a.

— die Pflicht zur Mitteilung von grenziiberschreitenden Steuergestaltungen auf nationale
Steuergestaltungen ausgeweitet wird,

— Steuergestaltungen bei Investmentfonds (Immobilienverauf3erungsgewinne und
Freistellung Vermietungseinkiinfte ohne steuerliche Vorbelastung) verhindert werden,

— eine gesetzliche Regelung zur verpflichtenden Verwendung von elektronischen
Rechnungen eingefuhrt wird,

— die Zinsschranke an die EU-Anti-Steuervermeidungsrichtlinie angepasst wird und

— eine Zinshdéhenschranke eingefluihrt wird.

1. Alternativen

Keine.

(\VA Gesetzgebungskompetenz

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes ergibt sich fur die Einfuhrung des Klimaschutz-
Investitionspramiengesetzes (Artikel 1), die Anderung des Einkommensteuergesetzes
(Artikel 2 bis 7), des Umwandlungssteuergesetzes (Artikel 10 und 44 Absatz 4), des
Kdrperschaftsteuergesetzes (Artikel 22 und 23) des Umsatzsteuergesetzes
(Artikel 27 und 28), des Investmentsteuergesetzes (Artikel 31), des
Forschungszulagengesetzes  (Artikel 32 und 33) und die Anderung des EU-
Amtshilfegesetzes (Artikel 42) aus Artikel 105 Absatz 2 Satz 2 erste Alternative des
Grundgesetzes (GG), da das Steueraufkommen diesbezlglich dem Bund ganz oder
teilweise zusteht.

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes ergibt sich fiur die Anderung der
Abgabenordnung (Artikel 11 bis 14) und des Einfuhrungsgesetzes zur Abgabenordnung
(Artikel 15 bis 18) aus Artikel 108 Absatz 5 GG.

Fur die Anderung des Finanzverwaltungsgesetzes (Artikel 19) folgt die
Gesetzgebungskompetenz des Bundes aus Artikel 108 Absatz 4 Satz 1 GG. Es wird der
Vollzug der Steuergesetze erheblich verbessert bzw. erleichtert.
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Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes ergibt sich fur die Anderung der
Finanzgerichtsordnung (Artikel 21) aus Artikel 74 Absatz 1 Nummer 1 GG.

Der Bund ist im Bereich der Erbschaft- und Schenkungsteuer (Artikel 34 und 35) geman
Artikel 105 Absatz 2 Satz 2 zweite Alternative in Verbindung mit Artikel 72 Absatz 2 GG
gesetzgebungsbefugt. Vorliegend werden insbesondere grundlegende Anpassungen
infolge der Modernisierung des Personengesellschaftsrechts vorgenommen. Eine
bundeseinheitliche Regelung ist zur Wahrung der Rechts- und Wirtschaftseinheit im
gesamtstaatlichen Interesse erforderlich. Die Einheitlichkeit der rechtlichen
Rahmenbedingungen ist bei der Erbschaft- und Schenkungsteuer notwendig, um einer
Rechtszersplitterung mit problematischen Folgen entgegenzuwirken. Insbesondere wenn
Erblasser, Schenker, Erbe oder Beschenkter, in verschiedenen Landern anséssig sind,
kénnte es bei einer foderalen Ausrichtung der Erbschaft- und Schenkungsteuer zu
mehreren  konkurrierenden  Steueranspriichen kommen. Zur Vermeidung von
Doppelbelastungen bedurfte es Vereinbarungen zwischen den Landern, deren
Koordinierung und Administration erheblichen Mehraufwand verursachen wirde.
Unterschiedliche Regelungen in den einzelnen Landern wirden ferner zu erheblichen
Abgrenzungsschwierigkeiten  fuhren. Die  Komplexitdt des  Erbschaft- und
Schenkungsteuerrechts wirde massiv zunehmen. Eine einheitliche Erbschaft- und
Schenkungsteuer wahrt dartber hinaus die Funktionsfahigkeit des Wirtschaftsraums der
Bundesrepublik Deutschland, da unterschiedliche Erbschaft- und
Schenkungsteuerbelastungen mittelbar zu Wettbewerbsnachteilen filhren kénnen (vgl. zu
allem Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 17. Dezember 2014 - 1 BvL 21/12 -, Rz.
107 ff.)

Fur die Anderung des Bewertungsgesetzes (Artikel 36), des Bodenschatzungsgesetzes
(Artikel 37 und 38) und des Grundsteuer-Reformgesetzes (Artikel 44 Absatz 2) ergibt sich
die Gesetzgebungskompetenz des Bundes aus Artikel 105 Absatz 2 GG.

Fur die Anderung des Grunderwerbsteuergesetzes (Artikel 39) ergibt sich die
Gesetzgebungskompetenz des Bundes aus Artikel 105 Absatz 2 zweite Alternative GG. Da
das Aufkommen der Grunderwerbsteuer den Landern (Artikel 106 Absatz 2 Nummer 3 GG)
zusteht, hat der Bund das Gesetzgebungsrecht allerdings gemald Artikel 105 Absatz 2
zweite Alternative GG nur, wenn die Voraussetzungen des Artikels 72 Absatz 2 GG
vorliegen. Danach hat der Bund das Gesetzgebungsrecht, wenn und soweit die Herstellung
gleichwertiger Lebensverhaltnisse im Bundesgebiet oder die Wahrung der Rechts- oder
Wirtschaftseinheit im gesamtstaatlichen Interesse eine bundesgesetzliche Regelung
erforderlich macht. Artikel 39 des Gesetzes zielt auf eine Anderung einzelner Vorschriften
des Grunderwerbsteuergesetzes ab. Die bundesgesetzliche Regelung ist zur Wahrung der
Rechts- und Wirtschaftseinheit im gesamtstaatlichen Interesse erforderlich. Die
gleichwertigen Lebensverhaltnisse wirden bei einer landesrechtlichen Zersplitterung des
Grunderwerbsteuerrechts beeintrachtigt werden, weil unterschiedliche Regelungen oder
sogar das Unterlassen einer Regelung durch einzelne Lander zu einer dem einheitlichen
Lebens- und Wirtschaftsraum widersprechenden Wettbewerbsverzerrung fuhren wirde, die
sich nachteilig auf die gesamtwirtschaftliche Situation der Bundesrepublik Deutschland
auswirkt. Die GleichméafRigkeit der Besteuerung ware bei jeweiligen Einzelregelungen durch
Landerge-setze selbst dann nicht mehr gewahrleistet, wenn man unterstellt, dass diese die
namliche Zielsetzung verfolgten, denn es ist nicht davon auszugehen, dass diese in volliger
Ubereinstimmung durch die Gesetze der Lander konkretisiert wird.

Fur die Anderung des Handelsgesetzbuchs und des Einflhrungsgesetzes zum
Handelsgesetzbuch (Artikel 40 und 41) ergibt sich die Gesetzgebungskompetenz des
Bundes aus Artikel 74 Absatz 1 Nummer 11 GG.

Fur die Anderung des Gewerbesteuergesetzes (Artikel 24 bis 26) ergibt sich die
Gesetzgebungskompetenz des Bundes aus Artikel 105 Absatz 2 Satz 2 zweite Alternative
i. V. m. Artikel 72 Absatz 2 GG. Danach hat der Bund das Gesetzgebungsrecht, wenn und
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soweit die Herstellung gleichwertiger Lebensverhélinisse im Bundesgebiet oder die
Wahrung der Rechts- oder Wirtschaftseinheit im gesamtstaatlichen Interesse eine
bundesgesetzliche Regelung erforderlich macht. Die bundesgesetzliche Regelung ist zur
Wahrung der Rechts- und Wirtschaftseinheit im gesamtstaatlichen Interesse erforderlich,
da die in der jeweiligen Gemeinde belegenen Betriebstitten des Steuerpflichtigen
gewerbesteuerpflichtig sind und der Gewerbeertrag einheitlich fir alle Betriebstatten
ermittelt wird.

Fur die Anderung des Gesetzes (ber das Verfahren in Familiensachen und in den
Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit
(Artikel 43 Absatz 1 und Artikel 44 Absatz 11) ergibt sich die Gesetzgebungskompetenz
des Bundes aus Artikel 72 Absatz 1, Artikel 74 Absatz 1 Nummer 1 GG (gerichtlies
Verfahren).

Far die Anderung des Birgerlichen Gesetzbuchs
(Artikel 43 Absatz 2 und Artikel 44 Absatz 12) ergibt sich die Gesetzgebungskompetenz
des Bundes aus Artikel 72 Absatz 1 und 2, Artikel 74 Absatz 1 Nummer 1 GG (burgerliches
Recht).

Fur die Anderung des  Personengesellschaftsrechtsmodernisierungsgesetzes
(Artikel 43 Absatz 3) ergibt sich die Gesetzgebungskompetenz des Bundes wie folgt:

— Hinsichtlich der Anderungen des Artikel 38 Nummer 1, Artikel 60 Nummer 14,
Artikel 77 Nummer 4 Buchstabe b, Artikel 91 Nummer 3 Buchstabe b und Nummer 6
Buchstabe b und Artikel 92 Nummer 4 des MoPeG: Artikel 72 Absatz 1, Artikel 74
Absatz 1 Nummer 11 GG (Recht der Wirtschaft);

— Hinsichtlich Artikel 81 Nummer 1 Buchstabe e und f des MoPeG: Artikel 71, 73
Absatz 1 Nummer 1 GG (Verteidigung einschlief3lich Zivilbevélkerungsschutz).

Fur die Anderung des Verwaltungszustellungsgesetzes (Artikel 44 Absatz 1) ergibt sich die
Gesetzgebungskompetenz des Bundes angesichts des auf Bundesbehdérden beschrankten
Geltungsbereichs als ausschlie3liche Kompetenz aus der Natur der Sache, im Hinblick auf
den Geltungsbereich fur die Landesfinanzbehérden als im Ermessen des Bundes stehende,
gleichwohl nicht von den Voraussetzungen des Artikels 72 Absatz 2 GG abhangige
fakultative Kompetenz aus Artikel 108 Absatz 5 Satz 2 GG.

Fur die Anderung des Verkehrssicherstellungsgesetz (Artikel 44 Absatz 6) ergibt sich die
Gesetzgebungskompetenz des Bundes aus Artikel 71, 73 Absatz 1 Nummer 1, Nummer 6,
Nummer 6a GG (Verteidigung einschlie3lich Zivilbevdlkerungsschutz).

Fur die Anderung des Entschadigungsgesetzes (Artikel 44 Absatz 7) ergibt sich die
Gesetzgebungskompetenz des Bundes aus Artikel 72 Absatz 1, Artikel 74 Absatz 1
Nummer 1, 9, 11, 18 GG (birgerliches Recht, Kriegsschaden und die Wiedergutmachung,
Recht der Wirtschatft, stadtebaulicher Grundsticksverkehr).

Fur die Anderung des Ausgleichsleistungsgesetzes (Artikel 44 Absatz 8) ergibt sich die
Gesetzgebungskompetenz des Bundes aus Artikel 72 Absatz 1, Artikel 74 Absatz 1
Nummer 1, 9, 11, 18 GG (burgerliches Recht, Kriegsschaden und die Wiedergutmachung,
Recht der Wirtschaft, stadtebaulicher Grundstticksverkehr).

Fur die Anderung der Insolvenzordnung (Artikel 44 Absatz9) und des
Unternehmensstabilisierungs- und -restrukturierungsgesetzes (Artikel 44 Absatz 10) ergibt
sich die Gesetzgebungskompetenz des Bundes aus Artikel 72 Absatz 1 und 2, Artikel 74
Absatz 1 Nummer 11 GG (Recht der Wirtschatft).
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Fur die Anderung des Wohnungseigentumsgesetzes (Artikel 44 Absatz 13) ergibt sich die
Gesetzgebungskompetenz des Bundes Artikel 72 Absatz 1 und 2, Artikel 74 Absatz 1
Nummer 1 GG (burgerliches Recht).

Fur die Anderung des Umwandlungsgesetzes (Artikel 44 Absatz 14) ergibt sich die
Gesetzgebungskompetenz des Bundes aus Artikel 72 Absatz 1 und 2, Artikel 74 Absatz 1
Nummer 11 GG (Recht der Wirtschatft).

Fur die Anderung des Lastenausgleichsgesetzes (Artikel 44 Absatz 15) ergibt sich die
Gesetzgebungskompetenz des Bundes aus Artikel 72 Absatz 1, Artikel 74 Absatz 1
Nummer 6, 9 GG (Angelegenheiten der Flichtlinge und Vertriebenen bzw. Kriegsschéden
und die Wiedergutmachung).

Fur die Anderung des AuRenwirtschaftsgesetzes (Artikel 44 Absatz 17) ergibt sich die
Gesetzgebungskompetenz des Bundes aus Artikel 71, 73 Absatz 1 Nummer 5 GG (Waren-
und Zahlungsverkehr mit dem Ausland).

Fiur die Anderung des Kapitalanlagegesetzbuchs (Artikel 44 Absatz 18) ergibt sich die
Gesetzgebungskompetenz des Bundes aus Artikel 72 Absatz 1 und 2, Artikel 74 Absatz 1
Nummer 11 GG (Recht der Wirtschatt).

Fur die Anderung des Geldwaschegesetzes (Artikel 44 Absatz 19) ergibt sich die
Gesetzgebungskompetenz des Bundes aus Artikel 72 Absatz 1 und 2, Artikel 74 Absatz 1
Nummer 11 GG (Recht der Wirtschaft).

V. Vereinbarkeit mit dem Recht der Europaischen Union und vdlkerrechtlichen
Vertragen

Der Gesetzentwurf ist mit dem Recht der Europaischen Union und mit den vélkerrechtlichen
Vertragen der Bundesrepublik Deutschland vereinbar.

VI. Gesetzesfolgen

Mit dem Gesetzentwurf wird u. a. gewéhrleistet, dass den Anderungen des Rechts der
Personengesellschaften ab dem 1. Januar 2024 im Besteuerungsverfahren Rechnung
getragen wird.

1. Rechts- und Verwaltungsvereinfachung

Indem der rechtsfahigen Personenvereinigung im Verfahren der gesonderten und
einheitlichen Feststellung einkommen- oder korperschaftsteuerpflichtiger Einkinfte eine
eigenstandige Rolle zugewiesen wird, wird das Steuerverwaltungsverfahren vereinfacht.

2. Nachhaltigkeitsaspekte

Das Vorhaben steht im Einklang mit der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie, indem es das
Steueraufkommen des Gesamtstaates sichert und den Indikatorenbereich 8.2
(Staatsverschuldung - Staatsfinanzen konsolidieren, Generationengerechtigkeit schaffen)
unterstitzt. Die Einfihrung einer Investitionspramie zur Beforderung der Transformation
der Wirtschaft in Richtung von insbesondere mehr Klimaschutz als eine zentrale
EinzelmaRnahme befordert unternehmerische Investitionen in den Umwelt- und
Klimaschutz. Diese Malinahme unterstiitzt damit die Indikatorbereiche 3.2.a (Luftbelastung
- Gesunde Umwelt erhalten) und 13.1.a (Klimaschutz - Treibhausgase reduzieren).

Eine Nachhaltigkeitsrelevanz bezlglich anderer Indikatoren ist nicht gegeben.
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3. Haushaltsausgaben ohne Erfullungsaufwand
(Steuermehr- / -mindereinnahmen (=) in Mio. Euro)
Steuera voll )
td rt/ ﬁ e Kassenjahr
Nr. MalRnahme Gebiets vjiarLkLens
' korpers 1 9
chaft 2023 2024 2025 2026 2027 2028
1 Klimaschutz-
Investitionsprdmiengese Insg. -390 - - -195 - 255 -375 -420
tz (KlimalnvPG)
Einfuhrung einer GewsSt +5 - - +5 +5 +10
steuerlichen
Investitionsférderung in ESt - 40 ) ) -15 -25 -40 -45
Erganzung zu den KSt - 355 - - - 180 -235 -340 - 385
bestehenden
Projektférderungen fiir ~ SolZ - -
Umwelt- und Bund -195 - - -96  -129  -187  -212
Klimaschutzmaf3nahme
nin Hohe von 15% der  GewsSt - -
begtinstigten ) ) ) ) ) ) )
Aufwendungen ESt 17 6 11 17 19
KSt -178 - - -90 - 118 -170 -193
Solz - -
Lander - 194 - - -97 - 127 - 187 - 210
GewsSt - - +1
ESt -17 - - -7 -10 -17 -19
KSt - 177 - - -90 - 117 - 170 - 192
Gem. -1 - - -2 +1 -1 +2
GewsSt +5 - - +5 +5 +9
ESt -6 - - -2 -4 -6 -7
2 §22Nr.1S.3,819
Abs.2S.3,824aS.5 Insg. - 150 -15 -35 -80 - 150 - 235
EStG
Streckung des Anstiegs ESt - 140 -10 -30 -70 - 130 -210
des
Besteuerungsanteils je LSt -10 . -5 -5 -10 -20 -25
Kohorte, der Solz
Abschmelzung des
Versorgungsfreibetrags  Bund -64 -6 -15 -34 -64  -100
und des ESt - 60 -4 -13 -30 -55 - 89
Altersentlastungsbetrag
sab 1.1.2023 LSt -4 - -2 -2 -4 -9 -11
Solz
Lander -63 -6 -14 -33 -63 -99
ESt -59 -4 -12 -29 -55 -89
LSt -4 - -2 -2 -4 -8 -10
Gem. -23 -3 -6 -13 -23 - 36
ESt -21 -2 -5 -11 -20 -32
LSt -2 - -1 -1 -2 -3 -4
3 88 123 bis 126 EStG Insg. - 170 - - 140 -25 -10 - -
ESt - 160 - - 130 -25 -10 - -
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Ifd.
Nr.

MaRnahme

Aufhebung der
Besteuerung der
Soforthilfe Dezember
(Erdgas-Warme-
Soforthilfegesetz —
EWSG)

§ 6 EStG

Anhebung der
Betragsgrenzen fur
geringwertige
Wirtschaftsgiter auf
1.000 € und flr
Sammelposten auf
5.000 € sowie Senkung
der Auflésungsdauer
der Sammelposten auf
3 Jahre fur
Wirtschaftsgliter, die
nach dem

31.12.2023 angeschafft,
hergestellt oder in

das Betriebsvermdgen
eingelegt werden

§ 6 Abs. 1 Nr. 4 EStG

Anhebung des
Bruttopreisdeckels von
60.000 € auf 80.000 €

Steuera

Volle

rt/ Kassenjahr
Gebiets Jghres
kdrpers wnrklung
chaft 2023 2024 2025 2026 2027 2028

Solz -10 - -10 - -
Bund -78 - - 65 -11 -4 - -
ESt - 68 - -55 -11 -4 - -
Solz -10 - -10 - -
Lander - 68 - -55 -10 -4 - -
ESt - 68 - -55 -10 -4 - -
Gem. -24 - -20 -4 -2 - -
ESt -24 - -20 -4 -2 - -
Insg. - 550 - - 65 - 570 - 965 -735 - 385
GewSt - 155 - -20 - 165 - 280 - 210 - 105
ESt - 260 - -25 - 260 - 440 - 350 - 185
KSt - 115 - -15 - 125 - 205 - 150 - 80
Solz -20 - -5 -20 -40 -25 -15
Bund - 195 - -25 - 200 - 340 - 257 -138
GewSt -6 - -1 -6 -10 -8 -4
ESt -111 - -11 -111 -187 - 149 -79
KSt - 58 - -8 -63 - 103 -75 -40
Solz -20 - -5 -20 -40 -25 -15
Lander -174 - -18 - 180 - 303 - 233 - 123
GewsSt -7 - -1 -8 -14 -10 -5
ESt - 110 - -10 - 110 - 187 - 148 -78
KSt -57 - -7 - 62 -102 -75 -40
Gem. -181 - -22 - 190 - 322 - 245 -124
GewsSt - 142 - -18 -151 - 256 -192 - 96
ESt -39 - -4 -39 - 66 -53 -28
Insg. -70 - -70 -85 - 100 - 110 - 120
ESt -20 - -20 -25 -30 -35 -40
LSt -50 - - 50 - 60 -70 -75 - 80
Solz -

Bund - 30 - - 30 - 37 -43 - 47 -51
ESt -9 - -9 -11 -13 -15 -17
LSt -21 - -21 - 26 -30 -32 -34
Solz -

Lander -29 - -29 -35 -41 - 47 -51
ESt -8 - -8 -10 -12 -15 - 17
LSt -21 - -21 -25 -29 -32 -34




-94 -

Bearbeitungsstand: 28.08.2023 17:31

Ifd.
Nr.

MaRnahme

§ 7 Abs. 2 EStG

befristete Einfuhrung
einer degressiven

Abschreibung in Hohe

von bis zu 25%
hochstens dem 2,5-
fachen der linearen
Abschreibung fur
bewegliche
Wirtschaftsgiter des

Anlagevermogens, die
ab dem 1. Oktober 2023
und vor dem 1. Januar
2025 angeschafft oder
hergestellt worden sind

8 7 Abs. 5a EStG

Einfihrung einer
degressiven AfA fur

Wohngeb&ude mit 6 %

mit Baubeginn ab

1.10.2023 befristet auf 6

Jahre

Steuera
rt/ Volle Kassenjahr
Gebiets Jghres
kdrpers wnrklung
chaft 2023 2024 2025 2026 2027 2028

Gem. -11 -11 -13 -16 -16 -18
ESt -3 -3 -4 -5 -5 -6
LSt -8 -8 -9 -11 -11 -12
Insg. -2.045 -1.035 -4245 -5605 -2.785 + 995
GewSt - 790 -395 -1615 -2160 -1.075 + 375
ESt - 660 -330 -1.345 -1.800 - 900 + 310
KSt - 530 -275 -1.150 -1.465 - 720 + 280
Solz - 65 -35 -135 -180 -90 +30
Bund - 639 -327 -1.340 -1.756 - 872 + 316
GewSt -28 -14 - 58 -78 -39 +14
ESt - 281 - 140 -572 - 765 - 383 + 132
KSt - 265 -138 - 575 -733 - 360 + 140
Solz - 65 -35 -135 - 180 -90 +30
Lander - 586 -297 -1.228 -1.606 - 796 + 290
GewsSt -41 -20 - 82 -109 -54 +19
ESt - 280 - 140 -571 - 765 - 382 +131
KSt - 265 - 137 - 575 -732 - 360 + 140
Gem. - 820 -411 -1.677 -2.243 -1.117 + 389
GewsSt -721 -361 -1475 -1.973 -982 + 342
ESt - 99 - 50 -202 - 270 -135 + 47
Insg. - 540 -25 - 130 -370 -730
GewsSt - 60 -5 -15 -40 -75
ESt - 360 -15 -90 - 255 - 500
KSt -95 -5 -20 - 60 - 120
Solz -25 -5 -15 -35
Bund - 228 -9 -54 -154 -311
GewSt -2 -1 -1 -3
ESt - 153 -6 -38 - 108 - 213
KSt -48 -3 -10 -30 - 60
Solz -25 -5 -15 -35
Lander - 203 -9 -48 - 141 - 276
GewsSt -3 -2 -4
ESt - 153 -7 -38 - 109 -212
KSt -47 -2 -10 -30 - 60
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Ifd.
Nr.

10

MaRnahme

8§ 79 EStG
Anhebung der

Sonderabschreibung fur

Betriebe, die die
Gewinngrenze von

200.000 € im Jahr vor

der Investition nicht
Uberschreiten, von
derzeit 20% der

Investitionskosten auf

50% der
Investitionskosten fir

nach dem 31.12.2023

angeschaffte oder

hergestellte bewegliche

Wirtschaftsguter

8 3 Nr. 73 EStG

Freigrenze fur
Einnahmen aus
Vermietung und
Verpachtung ab
1.1.2024

§ 4 Abs. 5 EStG

Anhebung der
Abzugsgrenze fur

Geschenke von 35 € auf

50 € ab 1.1.2024

Steuera
rt/ Volle Kassenjahr

Gebiets Jghres
kdrpers wnrklung

chaft 2023 2024 2025 2026 2027 2028
Gem. - 109 -7 -28 -75 - 143
GewSt -55 -5 -14 -37 - 68
ESt -54 -2 -14 -38 -75
Insg. - 225 - 225 - 310 - 310 - 195 - 80
GewsSt - 105 - 105 - 140 - 140 -90 -35
ESt -95 -95 - 130 - 130 -80 -35
KSt -20 -20 -30 -30 -20 -10
Solz -5 -5 -10 -10 -5
Bund -59 - 59 -85 -85 - 52 -21
GewSt -4 -4 -5 -5 -3 -1
ESt -40 -40 -55 - 55 -34 -15
KSt -10 -10 -15 -15 -10 -5
Solz -5 -5 -10 -10 -5
Lander - 56 - 56 -77 -77 -49 -22
GewSt -5 -5 -7 -7 -5 -2
ESt -41 -41 -55 -55 -34 -15
KSt -10 -10 -15 -15 -10 -5
Gem. - 110 - 110 - 148 - 148 -94 - 37
GewSt - 96 - 96 - 128 - 128 - 82 -32
ESt -14 -14 -20 -20 -12 -5
Insg. - 20 -15 -20 -20 -20
ESt -20 -15 -20 -20 -20
Solz
Bund -9 -6 -9 -9 -9
ESt -9 -6 -9 -9 -9
Solz
Lander -8 -7 -8 -8 -8
ESt -8 -7 -8 -8 -8
Gem. -3 -2 -3 -3 -3
ESt -3 -2 -3 -3 -3
Insg. -20 -10 -20 -20 -20 -20
GewsSt -5 -5 -5 -5 -5
ESt
KSt -5 -5 -5 -5 -5
Solz
ust -10 -10 -10 -10 -10 -10
Bund -8 -5 -8 -8 -8 -8
GewSt

ESt
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Ifd.
Nr.

11

12

MaRnahme

§ 4h EStG

Anderungen bei der
Zinsschranke ab
1.1.2024

§ 41 EStG

Einfihrung einer

Zinshdhenschranke ab

1.1.2024

Steuera
rt/ Volle Kassenjahr

Gebiets Jghres
kdrpers wnrklung

chaft 2023 2024 2025 2026 2027 2028
KSt -3 - -3 -3 -3 -3
Solz -
USt -5 - -5 -5 -5 -5 -5
Lander -7 - -5 -7 -7 -7 -7
GewsSt -
ESt -
KSt -2 - -2 -2 -2 -2
USt -5 - -5 -5 -5 -5 -5
Gem. -5 - -5 -5 -5 -5
GewSt -5 - -5 -5 -5 -5
ESt -
USt -
Insg. + 245 - + 150 + 245 + 245 + 245
GewSt +90 - + 55 +90 +90 +90
ESt +15 - + 10 +15 +15 + 15
KSt + 130 - +80 +130 +130 + 130
Solz + 10 - +5 + 10 +10 +10
Bund +84 - +51 + 84 + 84 +84
GewSt +3 - +2 +3 +3 +3
ESt +6 - +4 +6 +6 +6
KSt + 65 - +40 + 65 + 65 + 65
Solz +10 - +5 +10 +10 +10
Lander +77 - + 47 +77 + 77 +77
GewSt +5 - +3 +5 +5 +5
ESt +7 - +4 +7 +7 +7
KSt + 65 - + 40 + 65 + 65 + 65
Gem. + 84 - + 52 + 84 + 84 + 84
GewsSt + 82 - +50 + 82 + 82 + 82
ESt +2 - +2 +2 +2 +2
Insg. +75 - + 30 + 60 +75 +75
GewSt + 30 - +10 +25 + 30 + 30
ESt -
KSt +45 - + 20 + 35 +45 + 45
Solz -
Bund +24 - + 10 +19 + 24 + 24
GewsSt +1 - +1 +1 +1
ESt -
KSt + 23 - + 10 +18 + 23 + 23

Solz
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Ifd.
Nr.

13

14

15

MaRnahme

§9 Abs. 4a S. 3 EStG

Anhebung der
Pauschalen fir

Verpflegungsmehraufwe
ndungen von 28 € auf
30 € und von 14 € auf

15€ab 1.1.2024

8§ 10d EStG

Erweiterung des

Verlustriicktrags auf drei
Jahre sowie dauerhafte

Beibehaltung des

Hochstbetrags von 10

Mio. € bzw. 20 Mio. €
bei

Zusammenveranlagung

ab

Veranlagungszeitraum

2024

§ 10d EStG und § 10a

GewStG

Steuera
rt/ Volle Kassenjahr

Gebiets Jghres
kdrpers wnrklung

chaft 2023 2024 2025 2026 2027 2028
Lander +24 - +11 +18 +24 +24
GewSt +2 - +1 +1 +2 +2
ESt -
KSt + 22 - + 10 +17 + 22 + 22
Gem. + 27 - +9 +23 + 27 + 27
GewSt + 27 - +9 +23 + 27 + 27
ESt -
Insg. -70 - -25 -70 -70 -70
GewsSt -15 - -5 -15 -15 -15
ESt -40 - -15 -40 -40 -40
KSt -10 - -5 -10 -10 -10
Solz -5 - -5 -5 -5
Bund -28 - -9 -28 -28 -28
GewSt -1 - -1 -1 -1
ESt -17 - -6 -17 - 17 - 17
KSt -5 - -3 -5 -5 -5
Solz -5 - -5 -5 -5
Lander -22 - -9 -22 -22 -22
GewSt -
ESt -17 - -7 -17 - 17 -17
KSt -5 - -2 -5 -5 -5
Gem. -20 - -7 -20 -20 -20
GewSt -14 - -5 -14 -14 -14
ESt -6 - -2 -6 -6 -6
Insg. - 150 - - 65 - 125 - 125 - 105
ESt -20 - -10 -15 -15 -15
KSt - 120 - -50 - 100 - 100 -85
Solz -10 - -5 -10 -10 -5
Bund -79 - -34 - 66 - 66 -54
ESt -9 - -4 -6 -6 -6
KSt - 60 - -25 -50 -50 -43
Solz -10 - -5 -10 -10 -5
Lander - 68 - -29 -57 - 57 -49
ESt -8 - -4 -7 -7 -7
KSt - 60 - -25 -50 -50 -42
Gem. -3 - -2 -2 -2 -2
ESt -3 - -2 -2 -2 -2
Insg. - 1.565 - -625 -1.390 -1.515 -1.485
Gewst - 750 - -300 -665 -725  -710
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Ifd.
Nr.

16

17

MaRnahme

Anhebung der
Prozentgrenze von

60 % auf 80 % befristet

auf 2024 bis 2027

8§19 Abs.1S.1Nr. la

S. 3ESIG

Anhebung des
Freibetrags fur
Zuwendungen an
Arbeitnehmer im
Rahmen von

Betriebsveranstaltungen
von 110 € auf 150 € ab

1.1.2024

8 39b Abs. 3S.9und

10 EStG

Abschaffung der
Tarifermalligung im
Lohnsteuer-
Abzugsverfahren ab
1.1.2024

Steuera
rt/ Volle Kassenjahr

Gebiets Jghres
kdrpers wnrklung

chaft 2023 2024 2025 2026 2027 2028
ESt -20 - -10 -20 -20 -20
KSt - 755 - - 300 - 670 -730 -715
Solz -40 - -15 -35 -40 -40
Bund - 454 - - 180 - 403 - 440 - 433
GewsSt -27 - -11 -24 -26 - 26
ESt -9 - -4 -9 -9 -9
KSt - 378 - - 150 - 335 - 365 - 358
Solz -40 - -15 -35 -40 -40
Lander - 423 - -169 - 377 -410 -401
GewSt - 38 - -15 -34 -37 - 36
ESt -8 - -4 -8 -8 -8
KSt - 377 - - 150 - 335 - 365 - 357
Gem. - 688 - - 276 - 610 - 665 -651
GewSt - 685 - -274 - 607 - 662 - 648
ESt -3 - -2 -3 -3 -3
Insg. - 200 - - 185 - 200 - 200 - 200 - 200
LSt - 200 - -185 - 200 - 200 - 200 - 200
Solz -
Bund -85 - -79 -85 -85 -85 -85
LSt -85 - -79 -85 -85 -85 -85
Solz -
Lander -85 - -78 -85 -85 -85 -85
LSt -85 - -78 -85 -85 -85 -85
Gem. -30 - -28 -30 -30 -30 -30
LSt -30 - - 28 -30 -30 -30 -30
Insg. - + 140 + 30
ESt - 150 - -120 - 150 - 150 - 150
LSt +150 -  +140 +150 +150 +150 +150
Solz -
Bund - +60 +13
ESt -64 - -51 - 64 - 64 - 64
LSt + 64 - + 60 + 64 + 64 + 64 + 64
Solz -
Lander - +59 +12
ESt - 63 - -51 -63 -63 -63
LSt +63 - +59 +63 +63 +63 +63
Gem. - +21 +5
ESt -23 - -18 -23 -23 -23
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Ifd.
Nr.

18

19

20

21

22

MaRnahme

§ 32 Abs. 6 KStG

Gleichbehandlung in-
und ausléndischer
Organisationen i.S.d.
88 51 ff. AO fur die
Besteuerung von
Dividenden- und
Zinszahlungen in allen
offenen Féllen

§4 Nr. 16 UStG

Erganzung
Steuerbefreiung
begunstigte
Einrichtungen um
Verfahrenspfleger nach
den 88 276, 317
FamFG ab 1.1.2024

§ 18 UStG

Erh6éhung des
Schwellenwerts zur
Befreiung von der
Abgabe von
vierteljahrlichen
Umsatzsteuer-
Voranmeldungen von
1.000 € auf 2.000 € ab
1.1.2024

8§ 20 UStG

Anhebung der Grenze
fur die sog. Ist-
Versteuerung von
600.000 € auf 800.000 €
ab 1.1.2024

8§ 24 UStG

Anpassung des
Durchschnittssatzes fir
Pauschallandwirte auf
8,4% ab 1.1.2024

Steuera

Volle

rt/ Kassenjahr

Gebiets Jghres
kdrpers wnrklung

chaft 2023 2024 2025 2026 2027 2028
LSt +23 - +21 +23 +23 +23 +23
Insg. - 250 - -850 - 650 - 250 - 250 - 250
KapESt - 250 - - 850 - 650 - 250 - 250 - 250
Bund - 125 - - 425 - 325 - 125 - 125 - 125
KapESt -125 - - 425 - 325 -125 -125 -125
Lander - 125 - - 425 - 325 - 125 - 125 - 125
KapESt - 125 - - 425 - 325 - 125 - 125 - 125
Gem. -
Insg. -5 - -5 -5 -5 -5 -5
ust -5 - -5 -5 -5 -5 -5
Bund -3 - -3 -3 -3 -3 -3
USt -3 - -3 -3 -3 -3 -3
Lander -2 - -2 -2 -2 -2 -2
USt -2 - -2 -2 -2 -2 -2
Gem. -
uUst -
Insg. - - 125
USt - - 125
Bund - - 66
uUst - - 66
Lander - - 56
ust - - 56
Gem. - -3
uUst - -3
Insg. - - 110
USt - - 110
Bund - -58
uUst - - 58
Lander - - 50
USt - -50
Gem. - -2
uUst - -2
Insg. + 50 - + 45 +50 + 50 + 50 + 50
USt + 50 - + 45 + 50 + 50 + 50 + 50
Bund + 26 - +24 + 26 + 26 + 26 + 26
ust +26 - +24 +26 +26 +26 +26
Lander +23 - +20 +23 +23 +23 +23
USt + 23 - + 20 +23 + 23 + 23 + 23
Gem. +1 - +1 +1 +1 +1 +1
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Steuera voll )
i rt/ ﬁ € Kassenjahr
Nr. MaRnahme Gebiets vjﬁk[ﬁf
’ korpers 1 9
chaft 2023 2024 2025 2026 2027 2028
USt +1 - +1 +1 +1 +1 +1
23 8§83 und4 FZulG Insg. - 985 - -790 -1.005 -1.035 -1.340
Ausweitung der ESt -100 - - 80 -100 - 100 - 130
forderfahigen
Aufwendungen auf KSt - 885 - -710 - 905 -935 -1.210
bestimmte Sachkosten  Bund - 486 - -389  -496 -511  -660
und Verdreifachung der
maximal forderfahigen ~ ESt -43 - -34 -43 -43 - 55
Bemessungsgrundlage gy - 443 - -355  -453  -468  -605
von bisher 4 Mio. € auf
12 Mio. € ab 1.1.2024;  Lander - 484 - -389 - 494 - 509 - 660
zusatzlich Erhohung fir -, 42 ) .34 _42 42 _55
kleine und mittlere
Unternehmen um 10 KSt -442 - - 355 - 452 - 467 - 605
Prozentpunkte
Gem. -15 - -12 -15 -15 -20
ESt -15 - -12 -15 -15 -20
24 8§10 FZuUlG Insg. - - 270
Moglichkeit der ESt - - 30
Berlicksichtigung der
Forschungszulage im KSt ) - 240
Rahmen des Bund - -133
Vorauszahlungsverfahre
ns ab 1.1.2024 ESt - -13
KSt - -120
Lander - -132
ESt - -12
KSt - -120
Gem. - -5
ESt - -5
25 Finanzielle
Auswirkungen Insg. -7.035 -2.650 -7.895 -10.185 -7.590 -4.100
insgesamt
GewSt  -1.755 -520 -2.170 -3.160 -2.035 - 440
ESt -2.070 -610 -2.115 -2925 -2120 -1.065
LSt - 110 - - 100 -115 -130 - 145 - 155
KSt -2.715 -310 -2.700 -3480 -2.895 -2.165
KapESt - 250 - - 850 - 650 - 250 - 250 - 250
Solz -170 -55 - 180 - 275 -180 - 60
Ust +35 - - 205 +35 +35 +35 +35
Bund -2.631 -1.064 -2865 -3539 -2774 -1.788
Gewst - 64 -19 -78 -115 -74 -17
ESt -884 - 259 -899 -1.245 - 903 -454
LSt - 46 - -42 -49 -55 - 62 - 66
KSt -1.360 -156 -1.352 -1.742 -1.448 -1.084
KapESt -125 - - 425 -325 -125 -125 -125
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Steuera
Ifd. re/ J\;ﬁlrle?s Kassenjahr
N MaRnahme E_(_eblets wirkung
orpers N
chaft 2023 2024 2025 2026 2027 2028
Solz -170 -55 -180 - 275 - 180 - 60
uUSt +18 - -108 +18 +18 +18 +18
Lander -2.473 -998 -2.711 -3.298 -2.617 -1.726
GewsSt - 87 - 26 - 108 - 158 -101 -20
ESt - 875 - 258 -897 -1.238 - 898 - 450
LSt -47 - -42 -49 -55 - 62 - 66
KSt -1.355 -154 -1.348 -1.738 -1.447 -1.081
KapESt - 125 - - 425 - 325 - 125 - 125 - 125
USt +16 - -93 + 16 +16 + 16 + 16
Gem. -1.931 -588 -2319 -3.348 -2.199 - 586
GewSt -1.604 -475 -1.984 -2887 -1.860 - 403
ESt -311 -93 - 319 -442 - 319 - 161
LSt -17 - -16 -17 -20 -21 -23
ust +1 - -4 +1 +1 +1 +1

Anmerkungen:

D Wirkung fur einen vollen (Veranlagungs-)Zeitraum von 12 Monaten

Die Regelungen fuhren beim Epl. 08 fir die Haushaltsjahre 2023 bis 2027 insgesamt zu
einem Mehrbedarf von 23 318 T€ sowie von insgesamt 17 Planstellen/Stellen.

Der Mehrbedarf an Sach- und Personalmitteln in 2023 ist mit den vorhandenen Mittel und
Planstellen zu realisieren. Ab 2024 soll der Mehrbedarf an Sach- und Personalmitteln
finanziell und stellenméfdig im Einzelplan 08 ausgeglichen werden.

Im Einzelnen fallen beim BZSt und ITZBund folgenden Mehrausgaben an:

— EinfGhrung einer Pflicht zur Mitteilung innerstaatlicher Steuergestaltungen,
klarstellende  Anderungen zur Mitteilungspflicht Uber grenziberschreitende
Steuergestaltungen

HH-Jahr 2024 2025 2026 2027
Kapitel
Titel in T€

Tit. 422 01 473 1044 1044 1044
Tit. 511 01 116 255 255 255

0815
Tit. 812 01 58 127 127 127
Tit. 532 01 8 004 3183 950 950
Summe 8 651 4609 2376 2376
Tit. 422 01 84 169 169
0816 Tit. 511 01 23 46 46
Tit. 812 01 12 23 23
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HH-Jahr 2024 2025 2026 2027
Kapitel
Titel in T€
Tit. 532 01
Summe 0 119 238 238
0811 Tit. 634 03 140 332 355 355
Summe Epl. 08 / HH-Jahr 8 791 5 060 2969 2969
anteiliger Umstellungsaufwand 8 004 2898
anteiliger laufender Aufwand 787 2162 2 969 2969
Gesamtsumme Epl. 08 19 789
Planstellen und Stellen
HH-Jahr
- 2024 2025 2026 2027
Kapitel Laufbahngruppe
héherer Dienst 1xA14| 2xAl1l4| 2xAl4| 2xA1l4
. 2xA13g| 5xA13g| 5xA13g| 5xA13g
gehobener Dienst 3xA12| 4xA12| 4xA12| 4xA12
0815
mittlerer Dienst
einfacher Dienst
hoherer Dienst
ehobener Dienst 1xA12| 1xAl1l2| 1xA12
9 1xA11| 1xA11| 1xA1l
0816
mittlerer Dienst
einfacher Dienst
— Kapitalertragsteuer-Erstattungsanspruch auslandischer gemeinnitziger
Organisationen
HH-Jahr 2023 2024 2025 2026 2027
Kapitel
Titel in TE
Tit. 422 01 166 331 331 331 331
Tit. 511 01 46 93 93 93 93
0815
Tit. 812 01 23 46 46 46 46
Tit. 532 01 1000 0 0 0 0
Summe 1235 470 470 470 470
0811 Tit. 634 03 46 92 92 92 92
Summe Epl. 08 / HH-Jahr 1281 562 562 562 562
anteiliger Umstellungsaufwand 1000 0 0 0 0
anteiliger laufender Aufwand 281 562 562 562 562
Gesamtsumme Epl. 08 3529
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HH-Jahr
2023 2024 2025 2026 2027
Kapitel Laufbahngruppe
hoherer Dienst
gehobener Dienst 3xA12| 3xA12|3xA12| 3xA12| 3xA1l2
0815
mittlerer Dienst IXxA9IM| 1xAIM|[1xAIM| 1 xA9m| 1 x A9m

einfacher Dienst
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4. Erfullungsaufwand

4.1. Burgerinnen und Burger

Jahrlicher Aufwand

Bearbeitungsstand: 28.08.2023 17:31

Zeitaufwand Sachkosten Jahrlicher Jahrlicher
Ifd. Nr. Paragraph Bezeichnung der Vorgabe Wahlrecht Fallzahl pro Fall (in pro Fall (in Zeitaufwand (in | Sachaufwand (in
Minuten) Euro) Stunden) Tsd. Euro)
1 § 20 Abs. 7 | Erhdéhung der .
ErbStG Nichtaufgriffsgrenze ja -5 000 18 L -1500.0 50
2 § 89 Abs. 1 | Elektronische
und la Zulagenbeantragung und ja 31200 0 -2 0,0 -62,4
EStG Bevollméchtigung
3 § 89 Abs. 1 | Elektronische
und la Zulagenbeantragung und ja 99 800 0 -2 0,0 -199,6
EStG Bevollméachtigung
4 § 147a AO | Anhebung der Grenze fir die
Aufbewahrungspflicht bei nein -9 900 10 -1 650,0 0,0
Uberschusseinkinften
5 § 23 Abs. 3 | Anhebung der Freigrenze fur
Satz 5 EStG | private VeraulRerungsgeschéfte nein 1400 -20 -467,0 0,0
von 600 Euro auf 1 000 Euro
6 § 23 EStG i. | Angabe von Gewinnen aus
V.m.§82 privaten
Abs. 1 VeraulRerungsgeschaften in der ja
Satz 1 Nr. 7 | Einkommensteuererklarung
EStG
7 8§ 3 Nr. 73 Freigrenze fir Einnahmen aus
EStG Vermietung und Verpachtung -
Keine Abgabe der Anlage der ja 140 000Y -105 0 -245 000,0 0,0
Anlage V bis zur Héhe der
Einnahmen von 1 000 Euro
8 §3Nr. 73 Freigrenze fir Einnahmen aus . 1 i i i i
EStG Vermietung und Verpachtung - ja 115000 135 14 258 750,0 15985




- 105 -

Bearbeitungsstand: 28.08.2023 17:31

Zeitaufwand Sachkosten Jahrlicher Jahrlicher
Ifd. Nr. Paragraph Bezeichnung der Vorgabe Wahlrecht Fallzahl pro Fall (in pro Fall (in Zeitaufwand (in | Sachaufwand (in
Minuten) Euro) Stunden) Tsd. Euro)
Keine Abgabe und Prufung einer
ESt-Erklarung
9 §5Abs. 1 |Erhéhung der
Nr. 10 Unschadlichkeitsgrenze um 10 A
Satz 3 KStG | Prozentpunkte auf 30 Prozent
Gesamt -507 367,0 -1 865,5
D Hochstwert
Einmaliger Aufwand
Zeitaufwand Sachkosten Einmaliger Einmaliger
Ifd. Nr. Paragraph Bezeichnung der Vorgabe Wahlrecht Fallzahl pro Fall (in pro Fall (in Zeitaufwand (in | Sachaufwand (in
Minuten) Euro) Stunden Tsd. Euro)
1 § 10a Abs. 1 | Elektronische Ubersendung
Satz 1 zweiter | der Einwilligungserklarung
Halbsatz EStG | von Beamten zur
Ubermittlung der ja 6 000 0 -1 0,0 -6,0
Besoldungsdaten von
zustandiger Stelle an zentrale
Stelle
2 §92a Abs. 1 Elektronische Bestatigung
Satz 1 Nr. 3 .
Buchstabe ¢ ja 6 000 -1 0,0 -6,0
EStG
Gesamt 0 -12,0




4.2. Wirtschaft

Jahrlicher Aufwand
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Ifd.
Nr.

Paragraph

Bezeichnung
der Vorgabe

Wirtschafts
zweig

Fallzahl

Perso
nenta
gel -

monat

Qualifikat
ionsnivea
u

Lohnsatz
pro
Stunde
(in Euro)

Zeitaufwa
nd pro
Fall in

Minuten

Sachkost
en pro
Fall (in

Euro)

Jahrlicher

Personal-
aufwand
(in Tsd.
Euro)

Jahrliche
Sachkosten
(in Tsd.
Euro)

Jahrlicher
Erfillungs-
aufwand (in
Tsd. Euro)

§ 238 HGB

Allgemeine
Buchfiihrung:
Anderung des
§ 241a HGB
und des

§ 141 AO mit
Wirkung auf
§ 238 HGB

Gesamtwirt
schaft (A-S
ohne O)

-11 000

Durchsch
nitt

36,30

4.175

189,00

-27 784,6

-2 079,0

-29 863,6

§ 240 HGB

Stichtagsinvent
ur: Anderung
des § 241a
HGB und des
§ 141 AO mit
Wirkung auf

8§ 240 HGB

Gesamtwirt
schaft (A-S
ohne O)

-11 000

Durchsch
nitt

36,30

5.691

772,00

-37 873,6

-8492,0

-46 365,6

§ 242 ff.
HGB

Bilanzierung:
Anderung des
§ 241a HGB
und des § 141
AO mit Wirkung
auf § 242 ff.
HGB

Gesamtwirt
schaft (A-S
ohne O)

-11 000

Durchsch
nitt

37,60

1.112

1.998,00

-7 665,4

-21 978,0

-29 643,4

8§84 Abs. 3
Satz 5 EStG

Fuhren von
Aufzeichnunge
n Uber den Zu-
und Abgang
von
Wirtschaftsgute
rn: Anderung
des § 241a
HGB und des

§ 141 AO mit
Wirkung auf § 4

Gesamtwirt
schaft (A-S
ohne O)

11 000

Durchsch
nitt

31,40

20

1151

1151
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Ifd.
Nr.

Paragraph

Bezeichnung
der Vorgabe

Wirtschafts
zweig

Fallzahl

Perso
nenta
gel -
monat
e

Qualifikat
ionsnivea
u

Lohnsatz
pro
Stunde
(in Euro)

Zeitaufwa
nd pro
Fall in

Minuten

Sachkost
en pro
Fall (in

Euro)

Jahrlicher

Personal-
aufwand
(in Tsd.
Euro)

Jahrliche
Sachkosten
(in Tsd.
Euro)

Jahrlicher
Erflllungs-
aufwand (in
Tsd. Euro)

Abs. 3 Satz 5
EStG

§ 4 Abs. 3
Satz 5 EStG

Ermittlung des
Gewinns durch
Gegenuberstell
ung der
Betriebseinnah
men und der
Betriebsausgab
en (EUR):
Anderung des
§ 241a HGB
und des § 141
AO mit Wirkung
auf 8§ 4 Abs. 3
Satz 1 EStG

Gesamtwirt
schaft (A-S
ohne O)

11 000

hoch

58,40

653

1.500,00

69915

16 500,0

23491,5

8§ 60 Abs. 4
Satz 1
EStDV

Ubermittlung
der
Einnahmenlber
schussrechnun
g (EUR):
Anderung des
8§ 241a HGB
und des § 141
AO mit Wirkung
auf 8 60 Abs. 4
Satz 1 EStDV

Gesamtwirt
schaft (A-S
ohne O)

11 000

Durchsch
nitt

36,30

10

66,6

66,6

§ 50c
Abs. 2 Nr. 2
EStG

Erhéhung der
Freigrenze zur
Prufung der
DBA-
Berechtigung
durch den
Vergutungssch
uldner bei
Abzugsteuern
auf Lizenzen
nach § 50a

Gesamtwirt
schaft (A-S
ohne O)

1 000

-1,2

mittel

34,00

-600

-240,0

-20,0

-260,0
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_ _ Eg:ﬁg Qualifikat Lohnsatz | Zeitaufwa | Sachkost \IJDaet:;Icl)cnha?_r Jahrliche Jahrlicher
Ifd. p h Bezeichnung | Wirtschafts Fallzahl r ) pro nd pro en pro f d Sachkosten | Erflllungs- P
Nr. aragrap der Vorgabe zweig allza ge lonsnivea | siunde Fall in Fall (in autwan (in Tsd. aufwand (in
LD u (in Euro) | Minuten Euro) Tl Euro) Tsd. Euro)
e Euro) :
Abs. 1 Nr. 3
EStG;
Veranderung
der Wirkung
der Freigrenze
8 |86 Abs.5 |Steuerpflicht K
Nr. 1 InvStG | von Erbringung
VerauRRerungsg | von Finanz-
ewinnen an und Durchsch
Immobilienkapit | Versicherun 10 nitt 54,60 168 1.696 15 17,0 1855| IP
algesellschafte | gsdienstleis
n bei tungen
Investmentfond
s
9 |820Abs.7 |Erhéhungder |K
ErbStG Nichtaufgriffsgr | Erbringung
enze von Finanz-
und -5 000 mittel 51,30 47 1 -200,9 -5,0 -205,9| IP
Versicherun
gsdienstleis
tungen
10 |84 Nr. 16 Neueinfihrung | Q
Satz 1 einer Gesundheit
Buchstabe | Umsatzsteuerb |s- und
m UStG efreiung fur Sozialwese 130 000 einfach 22,90 0,0 0,0 00| IP
Leistungen von | n
Verfahrenspfleg
ern
11 |84 Nr.25 |Vervolistandigu | Q
Satz 3 ng der Gesundheit
Buchstabe | Befreiungsnorm | s- und
d UStG um die im Sozialwese
Rahmen einer n 10 000 einfach 22,90 0,0 0,0 0,0 IP
Unterbringung
oder

freiheitsentzieh
enden
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_ _ Eg:ﬁg Qualifikat Lohnsatz | Zeitaufwa | Sachkost \IJDaet:;Icl)cnha?_r Jahrliche Jahrlicher
Ifd. Paragraph Bezeichnung | Wirtschafts Fallzahl ge/- |ionsnivea pro nd pro en pro aufwand Sachkosten | Erflllungs- P
Nr. der Vorgabe zweig Stunde Fall in Fall (in . (in Tsd. aufwand (in
LD u (in Euro) | Minuten Euro) Tl Euro) Tsd. Euro)
e Euro) :
Mafinahmen
tatigen
Verfahrensbeist
ande
12 | 8 4h EStG, | Zinsschranke Gesamtwirt
§ 8a KStG | (Anpassung an | schaft (A-S
die ATAD und | ohne O)
Einfihrung 265 mittel 34,00 480 72,1 0,0 72,1 IP
einer Anti-
Fragmentierung
sregelung)
13 | 84l EStG Einfuhrung Gesamtwirt
e henschr 2?2?3“0(;*'3 200 mittel 34,00 480 54.4 0,0 544 1P
anke
14 | 810 Abs. 1 | Abfindungsmog | K
Nr. 2 Satz 3 | lichkeit bei der | Erbringung
EStG Basisrente von Finanz-
wahrend der und
Auszahlungsph | Versicherun 6 400 einfach | 30,90 -10 -33,0 0,0 33,0
ase nach gsdienstleis
Durchfiihrung tungen
eines
Versorgungsau
sgleiches
15 |8 10a Wegfall einer K
Abs. 5 Meldepflicht bei | Erbringung
Satz 3 EStG | Vorliegen einer | von Finanz-
mittelbaren und 13 500 einfach 30,90 -5 0 -34,8 0,0 -34,8
Zulageberechti | Versicherun
gung gsdienstleis
tungen
16 |8 3 Abs. 3a | Ausweitung der Gesamiwirt
FZulG it;iiﬂ'lf;‘gegfc.)r g [schat o(;x-s 5 600 purehseh | 36,30 60 203,3 0,0 203,3| IP

erung
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Eg:ﬁg Qualifikat Lohnsatz | Zeitaufwa | Sachkost \IJDaet:;Icl)cnha?_r Jahrliche Jahrlicher
Ifd. Paraqraph Bezeichnung | Wirtschafts Fallzahl of- |ionsnivea pro nd pro en pro aufwand Sachkosten | Erflllungs- P
Nr. grap der Vorgabe zweig 9 Stunde Fall in Fall (in . (in Tsd. aufwand (in
monat u (in Euro) | Minuten Euro) 7 el Euro) Tsd. Euro)
e Euro) :
17 |84 Abs.1 |Ausweitung der .
. Gesamtwirt
FZulG steuerlichen | schaft (A-S 3100 Durchsch 36,30 81 151,9 0,0 1519 IP
Forschungsférd nitt
ohne O)
erung
18 | KlimalnvPG | Einfihrung
einer Gesamtwirt
Investitionspra | schaft (A-S 1500 D”rrfirt‘tSCh 36,30 530 481,0 0,0 481,0| IP
mie fir ohne O)
Klimaschutz
19 | 8§18 Abs. 2 | Erhdéhung des |A-S (ohne
Satz 3 Schwellenwerts | O)
UStG zur Befreiung
von der Abgabe
von .
vierteljahrlichen 400 000 einfach 23,60 -13 -2 045,3 0,0 20453 IP
Umsatzsteuer-
Voranmeldunge
nvon 1 000 auf
2 000 Euro
20 | 8§14 Abs. 2 | Einflihrung der | Gesamtwirt
UStG obligatorischen | schaft (A-S | 4 176 758 715 Durchsch | 36 39 0,25 1 178 287,3| -1178758,7| -1357046,0| IP
eRechnung im | ohne O) nitt
B2B-Bereich
Gesamt -246 027,5| -1194795,7| -1440823,2
davon aus Informationspflichten -245719,7| -1194795,7| -1440515,4
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Ifd. Nr.

Paragraph

Bezeichnung
der Vorgabe

Fallgruppe

Wirtschaftszwei
g

Fallzahl

Persone
ntage/ -
monate

Qualifika
tions-
niveau

Lohns
atz pro
Stunde
(in
Euro)

Zeitauf
wand
pro Fall
in
Minute
n

Sachko
sten
pro
Fall (in
Euro)

Einmali
ger
Person
alaufwa
nd (in
Tsd.
Euro)

Einm
alige
Sach
koste
n (in
Tsd.
Euro)

Einmalig
er
Erfallun
gs-
aufwand
(in Tsd.
Euro)

8§ 50c Abs. 2
Nr. 2 EStG

Erh6éhung der
Freigrenze zur
Prufung der
DBA-
Berechtigung
durch den
Vergutungssc
huldner bei
Abzugsteuern
auf Lizenzen
nach § 50a
Abs. 1 Nr. 3
EStG.
Veranderung
der Wirkung
der
Freigrenze.

Einflhrung
oder
Anpassung
digitaler
Prozessabl
aufe

Gesamtwirtschaft
(A-S ohne O)

500,0

0,5

mittel

34,0

240,0

750,0

68,0

375,0

443,0

P

§ 13b Abs. 5
Satz 8 UStG

Erweiterung
der
Vereinfachung
sregelung zur
Steuerschuldn
erschaft des
Leistungsemp
féangers

Keine

Gesamtwirtschaft
(A-S ohne O)

einfach

§ 18 Abs. 2
Satz 3 UStG

Erhéhung des
Schwellenwert
S zur
Befreiung von
der Abgabe
von
vierteljahrliche
n
Umsatzsteuer

Sonstiges

Gesamtwirtschaft
(A-S ohne 0O)

100.000

einfach

23,60

15

590,0

0,0

590,0
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. Einmali | Einm | Einmalig
Lohns Z\;:itr?gf Sachko ger alige er
! - n Persone | Qualifika | atz pro sten Person | Sach | Erfullun
Ifd. Nr. | Paragraph %Zfe\ll((:)rrmggg Fallgruppe LRI L ] Fallzahl | ntage/ - tions- | Stunde proinFaII pro alaufwa | koste gs- IP
9 9 monate | niveau (in Minute Fall (in | nd (in | n(in | aufwand
Euro) n Euro) Tsd. Tsd. | (in Tsd.
Euro) | Euro) | Euro)
Voranmeldun
gen von 1 000
auf 2 000
Euro
Gesamt 658,0| 375,0| 1033,0
davon aus Informationspflichten 68,0| 375,0 443,0
davon Einfihrung oder Anpassung digitaler Prozessablaufe 590,0 0 590,0
4.3. Verwaltung
Jahrlicher Aufwand
Jahrlicher A Jahrlicher
Lohnsatz ! Jahrliche -
Lic Paragraph SEZSEING | VEREI Fallzahl PE;SZY/'I_ent vellzugee pro nzdelt?gfl\éva?l Snac:]cl)((l):a'ltl:e Z?Jrfs\;\(/):nacli_ Sl el I%;fuufl\xja?ngds
Nr. grap der Vorgabe gs-ebene 9 bene Stunde (in | . P! P . n (in Tsd. .
monate in Minuten | (in Euro) (in Tsd. (in Tsd.
Euro) Euro)
Euro) Euro)
1 | § 238 HGB/ | Bearbeitung von
§ 240 HGBY/ | eBilanz u Durchschni
§ 242 ff. Steuererklarung Lander -8 800 it 37,78 39 -216,1 -216,1
HGB en
2 |84 Abs.3 | Bearbeitung von
Satz 5 Steuererklarung
EStG/ § 4 en der EUR- Lander 7700 Durchschni 37.78 30 1455 1455
Abs. 3 Rechner tt
Satz 5
EStG/
3 |[§10d Erweiterung des
Abs. 1 Verlustriicktrags ;
EStG auf drei Jahre: Lander 3750 D“rc?tSCh”' 39,82 39 97,1 97,1
hier
Korperschaften
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Ifd.
Nr.

Paragraph

Bezeichnung
der Vorgabe

Verwaltun
gs-ebene

Fallzahl

Personent
age/ -
monate

Vollzugse
bene

Lohnsatz
pro
Stunde (in
Euro)

Zeitaufwa
nd pro Fall
in Minuten

Sachkoste
n pro Fall
(in Euro)

Jahrlicher

Personal-

aufwand
(in Tsd.
Euro)

Jahrliche

Sachkoste

n (in Tsd.
Euro)

Jahrlicher

Erfullungs

-aufwand
(in Tsd.
Euro)

§10d
Abs. 1
EStG

Erweiterung des
Verlustriicktrags
auf drei Jahre:
hier nat.
Personen

Lander

1250

Durchschni
t

37,78

35

27,5

27,5

§ 237 AO

Einfiihrung von
Aussetzungszin
sen fur von der
Vollziehung
ausgesetzte
Haftungsanspri
che

Lander

1800

39,82

10

11,9

11,9

§6 Abs. 5
Nr. 1
InvStG

Steuerpflicht
von
VeraulRRerungsg
ewinnen an
Immobilienkapit
algesellschaften
bei
Investmentfond
S

Lander

10

40,84

400

2,7

2,7

8§ 23 Abs. 3
Satz 5
EStG

Anhebung der
Freigrenze fur
private
Veraulerungsg
eschéfte von
600 auf 1 000
Euro

Lander

1400

Durchschni
t

38,8

-15

-13,6

-13,6

§ 50c
Abs. 2 Nr. 2
EStG

Erhéhung der
Freigrenze zur
Prifung der
DBA-
Berechtigung
durch den
Vergitungsschu
Idner bei
Abzugsteuern

Bund

800

mittlerer
Dienst

33,8

-20,3

-20,3
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Ifd.
Nr.

Paragraph

Bezeichnung
der Vorgabe

Verwaltun
gs-ebene

Fallzahl

Personent
age/ -
monate

Vollzugse
bene

Lohnsatz
pro
Stunde (in
Euro)

Zeitaufwa
nd pro Fall
in Minuten

Sachkoste
n pro Fall
(in Euro)

Jahrlicher

Personal-
aufwand
(in Tsd.
Euro)

Jahrliche

Sachkoste

n (in Tsd.
Euro)

Jahrlicher

Erfullungs

-aufwand
(in Tsd.
Euro)

auf Lizenzen
nach § 50a
Abs. 1 Nr. 3
EStG.
Veranderung
der Wirkung der
Freigrenze.

§ 32 Abs. 6
KStG

Kapitalertragste
uer-
Erstattungsansp
ruch
ausléandischer
gemeinnutziger
Organisationen

Bund

550

670
Personenta
g
39,6
Personenm
onate

gehobener
Dienst

46,5

600

189,4

255,8

104,2

360,0

10

8§32 Abs. 6
KStG

Kapitalertragste
uer-
Erstattungsansp
ruch
auslandischer
gemeinnutziger
Organisationen

Bund

550

134
Personenta
ge
7,9
Personenm
onate

mittlerer
Dienst

33,8

120

63,1

37,2

34,7

71,9

11

§ 18 Abs. 2
Satz 3
UStG

Erhéhung des
Schwellenwerts
zur Befreiung
von der Abgabe
von
vierteljahrlichen
Umsatzsteuer-
Voranmeldunge
nvon 1 000 auf
2 000 Euro

Lander

-400 000

80%
mittlerer
Dienst,
20%
gehobener
Dienst

35,74

-238,3

-238,3

12

§ 237 AO

Einfiihrung von
Aussetzungszin
sen fur von der
Vollziehung
ausgesetzte

Bund

0,0

0,0
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Ifd.
Nr.

Paragraph

Bezeichnung
der Vorgabe

Verwaltun
gs-ebene

Fallzahl

Personent
age/ -
monate

Vollzugse
bene

Lohnsatz
pro
Stunde (in
Euro)

Zeitaufwa
nd pro Fall
in Minuten

Sachkoste
n pro Fall
(in Euro)

Jahrlicher

Personal-
aufwand
(in Tsd.
Euro)

Jahrliche

Sachkoste

n (in Tsd.
Euro)

Jahrlicher

Erfullungs

-aufwand
(in Tsd.
Euro)

Haftungsanspri
che

13

8§ 138i
Abs. 2,

§ 138;j
Abs. 3a,

8 138k AO

veranlagungsun
terstutzende
Auswertung der
mitgeteilten
innerstaatlichen
Steuergestaltun
g durch die
Finanzamter

Lander

5000

gehobener
Dienst

43,90

44

161,0

161,0

14

§ 138k AO

Uberpriifung, ob
eine DE-
Registriernumm
er und DE-
Offenlegungsnu
mmer vergeben
wurden; ggf.
Kontaktaufnahm
e mit dem BZSt
(bei
Gestaltungen,
hinsichtlich
derer in der
Steuererklarung
noch keine DE-
Registriernumm
er und DE-
Offenlegungsnu
mmer
angegeben
werden kann)

Lander

500

gehobener
Dienst

43,90

3,3

3,3

15

88 138j
Abs. 1
Satz 1 AO,
§2la

Abs. 5 FVG

Mitwirkung von
Vertretern der
Finanzbehdrden
der Lander bei
der
rechtspolitische
n Auswertung

Lander

1080
Personenta

ge

gehobener
Dienst

43,90

379,3

379,3
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Jahrlicher s Jahrlicher
Ifd Bezeichnung | Verwaltun Personent Vollzugse Lor;)r:zatz Zeitaufwa | Sachkoste | Personal- S‘]::t::('ggtee Erfullungs
N Paragraph der Vorgabe gs-ebene Fallzahl age/ - E Stunde (in nd pro Fall npro Fall ayfwand n (in Tsd. -a_ufwand
monate Euro) in Minuten | (in Euro) (in Tsd. Euro) (in Tsd.
Euro) Euro)
innerstaatlicher
Steuergestaltun
gen
16 | 88 138j Mitwirkung von
Abs. 1 Vertretern der
Satz 1 AO, | Finanzbehérden
§2la der Lander bei 144
Abs.5FVG der Lander Personenta | Nonerer 65,15 751 751
rechtspolitische e Dienst
n Auswertung 9
innerstaatlicher
Steuergestaltun
gen
17 | 88 138l bis | zusatzlicher
138n AO Personalbedarf 200
Bundesministeri Bund Personenta ge[l;ic;%esrtler 46,50 74,4 74,4
um der ge
Finanzen
18 | 88 138l bis | zusatzlicher
138n AO Personalbedarf 200 héherer
Bundesministeri Bund Personenta Dienst 70,50 112,8 112,8
um der ge
Finanzen
19 | § 138j Sammlung,
Abs. 1 AO; | Sortierung, 200 héherer
8§5Abs. 1 Zuordnung und Bund Personenta Dienst 70,50 70 - 411,0 411,0
FVG Auswertung von ge
Mitteilungen
20 | §138j Sammlung,
Abs. 1 AO; | Sortierung, 200
§5Abs.1 | Zuordnung und Bund Personenta geg%;grtler 46,50 200 - 775,0 775,0
FVG Auswertung von ge

Mitteilungen
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Jahrlicher A Jahrlicher
. Personent Lelnsziz Zeitaufwa | Sachkoste | Personal- JEENS Erfullungs
ek Paragraph ECEOING | SR Fallzahl age/ - VEATEER pro nd pro Fall | n pro Fall aufwand S T -aufwand
Nr. grap der Vorgabe gs-ebene 9 bene Stunde (in | . P! P . n (in Tsd. .
monate Euro) in Minuten | (in Euro) (in Tsd. Euro) (in Tsd.
Euro) Euro)
21 | 88 138i, Pflege und
138j Wartung des IT-
Abs. 3a, Verfahrens 400
§ 138l (BZSt) gehobener
Abs. 1, Bund Persogenta Dienst 46,50 - - 148,8 950,0 1098,8
§ 138n 9
Abs. 1 und
4 AO
22 | 88 138i, Pflege und
138j Wartung des IT-
Abs. 3a, Verfahrens 400
§ 138l (ITZ-Bund) Bund Personenta | 96hobener 46,50 - - 148,8 148,8
Abs. 1, e Dienst
§ 138n 9
Abs. 1 und
4 AO
23 |83 Nr. 73 Keine Abgabe 80%
EStG der Anlage der mittlerer
Anlage V bis zur N 1 Dienst,
Hohe der Lander 140 000 20% 35,74 30 2502,0 2502,0
Einnahmen von gehobener
1.000 Euro Dienst
24 | 8§ 4h EStG, | Zinsschranke
§ 8a KStG | (Anpassung an
die ATAD und .
Einfihrung Lander 265 D“rc?tSCh”' 39,82 40 7 7
einer Anti-
Fragmentierung
sregelung)
25 | 8 4l EStG Einfiihrung 40%
einer mittlerer
Zinshéhenschra « Dienst,
ke Lander 200 60% 39,82 40 5,3 5,3
gehobener

Dienst
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Jahrlicher A Jahrlicher
. Personent el Zeitaufwa | Sachkoste | Personal- JEENS Erfullungs
ek Paragraph ECEOING | SR Fallzahl age/ - VEATEER pro nd pro Fall | n pro Fall aufwand S T -aufwand
Nr. grap der Vorgabe gs-ebene 9 bene Stunde (in | . P! P . n (in Tsd. .
monate Euro) in Minuten | (in Euro) (in Tsd. Euro) (in Tsd.
Euro) Euro)
26 |§3Nr. 73 Keine Abgabe 80%
EStG und Priifung mittlerer
einer ESt- " ) 1 Dienst, ) )
Erklarung Lander 115 000 20% 35,74 65 4 453,0 4 453,0
gehobener
Dienst
27 | KlimalnvPG | Einfiihrung Lander
einer . gehobener
Investitionspram 1500 . 43,90 210 230,0 230,0
S Dienst
ie flr
Klimaschutz
Gesamt 670,2 1088,9 1759,1
Bund 19435 1088,9 30324
Lander -1273,3 0,0 -1273,3
b Hochstzahl
Einmaliger Aufwand
Einmalige Einmalige
. Lohnsatz | Zeitaufwa r Einmalige r
SRR Verwaltun FEREIEE Vollzugse pro nd pro SEEIEEE Personal- | Sachkoste | Erfillungs
Ifd. Nr. Paragraph ng der b Fallzahl age/ - b de (i i n pro Fall d ; d d
Vorgabe gs-ebene monate ene Stunde (in F_a in (in Euro) ayfwan n (in Tsd. -a_ufwan
Euro) Minuten (in Tsd. Euro) (in Tsd.
Euro) Euro)
1 § 34a Programmi
EStG erung
aufgrund nicht
der Reform bezifferbar
des § 34a
EStG
2 §10d Betragsan Lander
Abs. 1 und he_bung i 250,0 250,0
2 EStG beim
Verlustriick
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Ifd. Nr.

Paragraph

Bezeichnu
ng der
Vorgabe

Verwaltun
gs-ebene

Fallzahl

Personent
age/ -
monate

Vollzugse
bene

Lohnsatz
pro
Stunde (in
Euro)

Zeitaufwa
nd pro
Fall in

Minuten

Sachkoste
n pro Fall
(in Euro)

Einmalige
r
Personal-
aufwand
(in Tsd.
Euro)

Einmalige

Sachkoste

n (in Tsd.
Euro)

Einmalige
r
Erfillungs
-aufwand
(in Tsd.
Euro)

-und -
vortrag und
Erweiterun
g des
Verlustriick
trags auf
drei Jahre

8 9 Abs. 4a
EStG

Softwarean
passung
im Zuge
der
Anhebung
der
Pauschale
far
Verpflegun
gsmehrauf
wand.

Lander

Durchschni
it

geringe
Auswirkun
gen

geringe
Auswirkun
gen

8 32 Abs. 6
Satz 5
KStG

Kapitalertr
agsteuer-
Erstattungs
anspruch
auslandisc
her
gemeinniit
ziger
Organisati
onen -
Erstellung
des
Antragsfor
mulars

Bund

Durchschni
t

250,0

250,0

§ 32 Abs. 6
KStG

Kapitalertr
agsteuer-
Erstattungs
anspruch
ausléandisc

Bund

Durchschni
t

750,0

750,0
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Ifd. Nr.

Paragraph

Bezeichnu
ng der
Vorgabe

Verwaltun
gs-ebene

Fallzahl

Personent
age/ -
monate

Vollzugse
bene

Lohnsatz
pro
Stunde (in
Euro)

Zeitaufwa
nd pro
Fall in

Minuten

Sachkoste
n pro Fall
(in Euro)

Einmalige
r
Personal-
aufwand
(in Tsd.
Euro)

Einmalige

Sachkoste

n (in Tsd.
Euro)

Einmalige
r
Erfillungs
-aufwand
(in Tsd.
Euro)

her
gemeinnit
ziger
Organisati
onen:
Erweiterun
g des
Fachverfah
rens

§ 19 EStG

Softwarean
passung
im Zuge
der
Anhebung
des
Freibetrags
far
Zuwendun
gen an
Arbeitneh
mer im
Rahmen
von
Betriebsver
anstaltung
envon 110
Euro auf
150 Euro

Lander

Durchschni
t

geringe
Auswirkun
g

geringe
Auswirkun
g

8§20 Abs. 7
ErbStG

Erhéhung
der
Nichtaufgrif
fsgrenze

Lander

§ 23 Abs. 3
Satz 5
EStG

Anhebung
der

Freigrenze
fur private
VeraulRReru

Lander

1400
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Ifd. Nr.

Paragraph

Bezeichnu
ng der
Vorgabe

Verwaltun
gs-ebene

Fallzahl

Personent
age/ -
monate

Vollzugse
bene

Lohnsatz
pro
Stunde (in
Euro)

Zeitaufwa
nd pro
Fall in

Minuten

Sachkoste
n pro Fall
(in Euro)

Einmalige
r
Personal-
aufwand
(in Tsd.
Euro)

Einmalige

Sachkoste

n (in Tsd.
Euro)

Einmalige
r
Erfillungs
-aufwand
(in Tsd.
Euro)

ngsgescha
fte von 600
auf 1 000
Euro

10

§ 18 Abs. 2
Satz 3
UStG

Erhdhung
des
Schwellen
werts zur
Befreiung
von der
Abgabe
von
vierteljahrli
chen
Umsatzste
uer-
Voranmeld
ungen von
1 000 auf
2 000 Euro

Lander

mD

11

8§ 138i,
138j, 138l
bis 138m
AO

einmaliger
IT-
Anpassung
sbedarf zur
Ausweitun
g der
bereits flr
grenzlbers
chreitende
Steuergest
altungen
implementi
erten
Verwaltung
sstrukturen
auch fur
mitgeteilte

Lander

Durchschni
tt
(Vollzugse
bene
unbekannt)

290,0

290,0
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Ifd. Nr.

Paragraph

Bezeichnu
ng der
Vorgabe

Verwaltun
gs-ebene

Fallzahl

Personent
age/ -
monate

Vollzugse
bene

Lohnsatz
pro
Stunde (in
Euro)

Zeitaufwa
nd pro
Fall in

Minuten

Sachkoste
n pro Fall
(in Euro)

Einmalige
r
Personal-
aufwand
(in Tsd.
Euro)

Einmalige

Sachkoste

n (in Tsd.
Euro)

Einmalige
r
Erfillungs
-aufwand
(in Tsd.
Euro)

innerstaatli
che
Steuergest
altungen

12

88 138,
138j

Abs. 3a,

§ 138l
Abs. 1,
§138n
Abs. 1 und
4 AO

Anpassung
des
bestehend
enIT-
Verfahrens

Bund

Durchschni
tt
(Vollzugse
bene
unbekannt)

10 902,0

10 902,0

13

§ 14 UStG

Schaffung
einer
visuellen
Darstellung
smaoglichke
it einer
eRechnun
ginder
Finanzver
waltung

Bund

300

Durchschni
t

243

243,0

14

KlimalnvP
G

Einfuhrung
einer
Investitions
pramie fir
Klimaschut
Z,
Einrichtung
eines
neuen
Festsetzun
gsverfahre
nsim
Vorhaben
KONSENS

Lander

1.000,0
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Einmalige Einmalige
. Lohnsatz | Zeitaufwa r Einmalige r
Bezeichnu Personent Sachkoste .

Ifd. Nr. Paragraph ng der Verwsltun Fallzahl age/ - Votl)lzugse p(rjo _ ndlf)ro n pro Fall Persona(;- Saqhkos(;e Erfullungds

Vorgabe gs-ebene monate ene Stunde (in Ea in (in Euro) ayfwan n (in Tsd. -ayfwan

Euro) Minuten (in Tsd. Euro) (in Tsd.

Euro) Euro)
Gesamt 493,0 12192,0 13 685,0
Bund 243,0 11 902,0 12 145,0
Lander 250,0 290,0 1 540,0
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5. Weitere Kosten

Der Wirtschaft, einschlieRlich mittelstindischer Unternehmen, entstehen keine direkten
sonstigen Kosten.

Auswirkungen auf Einzelpreise und das Preisniveau, inshesondere auf das Verbraucher-
preisniveau, sind nicht zu erwarten.

6. Weitere Gesetzesfolgen

Das Vorhaben hat keine unmittelbaren Auswirkungen auf die Demografie, tragt ihr
allerdings Rechnung.

Unter Berlcksichtigung der unterschiedlichen Lebenssituation von Frauen und Méannern
sind keine Auswirkungen erkennbar, die gleichstellungspolitischen Zielen gemanR § 2 der
Gemeinsamen Geschéaftsordnung der Bundesministerien zuwiderlaufen.

Im Ubrigen profitieren sowohl von der Anhebung der Grenze fiir Sofortabschreibungen von
geringwertigen Wirtschaftsgutern, der Anhebung der Sonderabschreibung nach § 7g EStG,
der Anhebung des Schwellenwerts zur Befreiung von der Abgabe vierteljhrlicher
Umsatzsteuer-Voranmeldungen sowie der Befreiung von Kleinunternehmern von der
umsatzsteuerlichen Erklarungspflicht insbesondere Start-Ups und kleine Unternehmen,
also insbesondere auch Solo-Selbstandige mit geringeren Umsatzen. Da Frauen unter
Selbstandigen mit eigenen Angestellten deutlich unterreprasentiert, dafiir aber haufiger
solo-selbstandig sind, und ihre Umsatze aus strukturellen Grinden haufig niedriger als die
mannlicher Selbstandiger sind, kommen diese Malhahmen Frauen als Unternehmerinnen
tendenziell eher zu Gute als die ebenfalls vorgesehenen Erleichterungen fur grol3ere
Unternehmen.

VII. Befristung; Evaluierung

Da die Regelungen zur Anpassung an das MoPeG in erster Linie dazu dienen, die
bewéhrten Prinzipien des Besteuerungsverfahrens ohne signifikante inhaltliche Anderung
an das MoPeG anzupassen, ware eine Evaluierung nicht zielfiihrend.

Die mit dem KlimalnvPG verfolgten Ziele sind sowohl nach den Vorgaben der
subventionspolitischen Leitlinien der Bundesregierung als auch nach den einschlagigen
Vorgaben des europdischen Beihilferechts zu evaluieren. Die Evaluierung soll spatestens
im Jahr 2029 und damit gegen Beendigung des Antragszeitraums erfolgen. Eine
umfassende frilhere Evaluierung erscheint vor dem Hintergrund der eingeraumten
Wahlmdglichkeiten zur Antragstellung wenig zielfuhrend. Erst nach Ablauf des
Antragszeitraums im Jahr 2029 kann auf wissenschaftlicher Basis fundiert evaluiert werden,
ob die Forderung ihr Ziel auch erreichen konnte. In der Evaluierung ist zu prifen, ob die
Annahmen und Voraussetzungen dieser Regelung bestétigt beziehungsweise erfillt
werden und ob die Regelung in Bezug auf die Zielerreichung wirksam geworden ist.

Gemal den Vorgaben des Européaischen Beihilferechts, ist flr das Gesetz zur steuerlichen
Forderung von Investitionen in den Klimaschutz der Europaischen Kommission bereits mit
Inkrafttreten der Regelung einen Evaluierungsplan vorzulegen, der von der Kommission
genehmigt werden muss. In diesem Plan werden bereits Details zur spateren Evaluierung
festgelegt.
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B. Besonderer Teil

Zu Artikel 1 (Gesetz zur steuerlichen Férderung von Investitionen in den
Klimaschutz)

In  Ergdnzung zu den bestehenden Projektforderungen fur Umwelt- und
KlimaschutzmalRnahmen wird eine steuerliche Investitionsférderung mit Rechtsanspruch
fur alle beschrankt und unbeschrénkt steuerpflichtigen Unternehmen unabhéangig von ihrer
Grole, ihrer Rechtsform und unabhangig von ihrer wirtschaftlichen Betéatigung eingefihrt,
wenn und soweit die im Gesetz aufgefiihrten Voraussetzungen erfiillt sind.

Die globale Klimakrise ist eine der gréf3ten Herausforderungen, vor denen die gesamte
Menschheit heute steht. Die Bundesregierung hat es sich zum Ziel gesetzt, durch
entschlossenes gemeinschaftliches Handeln die schlimmsten Folgen der Klimakrise
weltweit, in Europa und in Deutschland zu verhindern oder mindestens einzugrenzen. Mit
ihrer Klimapolitik strebt die Bundesregierung die Transformation des Landes und die
Sicherung des Industriestandortes Deutschland an. Die wichtigsten Wirtschaftsregionen
der Welt haben sich der Klimaneutralitdt bis Mitte des Jahrhunderts verschrieben, jetzt
beginnt der globale Wettlauf um die besten Technologien zur Umsetzung der dringend
erforderlichen Transformationsprozesse. Um unseren Wohlstand zu sichern und global zu
einer nachhaltigen Entwicklung beizutragen, muss Deutschland nicht nur eine maf3gebliche
Vorreiterrolle, sondern vor allem eine Vorbildfunktion fir andere Staaten einnehmen.

Ziel des Gesetzes ist es, die Potenziale der Wirtschaft zur Erreichung der im Bundes-
Klimaschutzgesetz festgelegten ambitionierten Klimaziele, die sich aus Investitionen zur
Umsetzung des wirtschaftlich realisierbaren Energieeinsparpotentials ergeben, auch mittels
einer erganzenden steuerlichen Forderung zu unterstitzen. Insbesondere auch
unternehmensbezogene Investitionen, die zur Senkung des Energieverbrauchs und damit
auch zur Senkung von CO; beitragen, mussen deutlich ausgeweitet werden und vor allem
zeitnah erfolgen. Eine verzdgerte transformative Investitionsbereitschaft des
Wirtschaftsstandortes Deutschlands wirde das Erreichen der Energieeffizienzziele und
damit auch die Bekdmpfung und Einddmmung der globalen Klimakrise gefahrden. Die
Bundesregierung unterstiitzt diese Zielvorgaben durch umfassende Férdermalinahmen.
Neben den direkten Férderprogrammen des Bundes soll es befristet auch eine begleitende
steuerliche Investitionsforderung geben, die zusatzliche Impulse insbesondere auch fur die
Unternehmen setzten soll, die bisher keinen oder nur einen geringen Zugang zur direkten
Forderung hatten. Diese steuerliche Forderung soll aber vor allem allen Unternehmen zur
Verfigung stehen und somit in der Breite wirken. Aufgrund eines bestehenden
Rechtsanspruchs, einer mdglichst einfachen Administrierbarkeit und einer schnellen und
von der Steuererklarung unabhangigen Festsetzung und Auszahlung bietet diese Form der
Forderung ein hohes Mald an Rechtssicherheit, fordert die Eigenkapitalbildung und setzt
mit einer FOrderhdhe bis zu 30 Millionen Euro auch ausreichend 6konomische Anreize.

Gegenstand dieses Gesetzes ist daher die steuerliche Forderung von Investitionen, die zu
einer Minderung des Energieverbrauchs im Unternehmen beitragen und somit den Umwelt-
und Klimaschutz verbessern. Die forderfahigen Investitionen muissen in einem Energie-
oder Umweltmanagementsystem oder in einem Energieaudit enthalten sein und sind somit
durch einen Energieberater als besonders energieeffizient zertifiziert.

Da es sich um eine steuerliche Regelung handelt, gilt dieses Gesetz ausschlieflich fiir nach
dem Einkommensteuer- und Korperschaftsteuergesetz beschrankt oder unbeschrankt
steuerpflichtige Unternehmen. Die in diesem Gesetz verwendeten Begriffe, die dem
Einkommensteuerrecht entnommen worden sind, sind nach den fir die
Einkommensbesteuerung maflgebenden Grundsatzen auszulegen.

Die Einnahmen aus der steuerlichen Férderung sind fir die Unternehmen planbar, da ein
Rechtsanspruch auf die Investitionspramie besteht, wenn die im Gesetz aufgefiihrten
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Voraussetzungen erfillt sind. Das bedeutet, dass es keiner Ermessensentscheidung durch
eine Prif- und/oder Bewilligungsbehorde bedarf. Objektive Kriterien gewdahrleisten, dass
Unternehmen Planungssicherheit haben und dadurch die Investitionsbereitschaft weiterhin
gegeben bleibt. Um Rechtsunsicherheiten im Hinblick auf Abgrenzungsschwierigkeiten bei
der Definition von EnergieeinsparmafRnahmen zu minimieren, wird die Investitionspramie
an die Existenz eines Einsparkonzeptes gekoppelt, welches die Voraussetzungen flr ein
Energieaudit oder ein betriebsinternes Energie- oder Umweltmanagementsystems erftillt.
In diesen Konzepten werden die im besonderen MalRe der Energieeinsparung dienenden
Wirtschaftsguter betriebsindividuell ermittelt. Die Investitionspramie wird dann gewéhrt,
wenn diese in einem Energie- oder Umweltmanagementsystem oder in einem Energieaudit
aufgefuhrten Investitionen nachweislich umgesetzt wurden.

Die MalRBnahme wird so ausgestaltet, dass sie sowohl fir die Unternehmen als auch fiir die
Finanzverwaltungen moglichst einfach administrierbar ist. Die Akzeptanz der Regelung wird
insbesondere davon abhangen, wie grol3 der Aufwand zur Beantragung der Férderung und
zur notwendigen Nachweisfihrung ist. Vor dem Hintergrund, dass es sich bei der
Maflinahme um eine staatliche Beihilfe im Sinne des Artikels 107 AEUV handelt, sind jedoch
beihilferechtliche Anforderungen zu beachten, die sich aus dem tbergeordneten Recht der
Européaischen Union ergeben. Tatbestandliche Beihilfen im Sinne des Artikels 107 Absatz 1
AEUV kdnnen fur Investitionen fur den Klimaschutz auf der Grundlage von Artikel 107
Absatz 3 AEUV gewahrt und gemal Artikel 38 in Verbindung mit Kapitel 1 der Verordnung
(EU) Nr. 651/2014 der Kommission vom 17. Juni 2014 zur Feststellung der Vereinbarkeit
bestimmter Gruppen von Beihilfen mit dem Binnenmarkt in Anwendung der Artikel 107 und
108 AEUV (ABI. L 187 vom 26.6.2014, S. 1) zuletzt geandert durch Verordnung (EU)
2023/1315 der Kommission vom 23. Juni 2023, in der jeweils geltenden Fassung; im
Folenden Allgemeine Gruppenfreistellungsverordnung (AGVO) von der Notifizierungspflicht
freigestellt werden. Die einschlagigen Vorgaben der AGVO sind direkt oder indirekt im
Gesetz aufgefuhrt und muissen bei der Umsetzung eingehalten werden. Da die
Finanzverwaltung bei der Bewilligung der Investitionspramie Uber keinerlei Ermessen
verflgt, mussen daher in diesem Gesetz alle tatbestandlichen und beihilferechtlichen
Voraussetzungen konkret benannt werden.

Zu 8 1 (Anspruchsberechtigte)
Zu Absatz 1

Anspruchsberechtigt sind unbeschrankt und beschrankt Steuerpflichtige im Sinne des
Einkommensteuergesetzes und des Korperschaftsteuergesetzes, die die im Gesetz
aufgefuhrten Voraussetzungen erfilllen. Der Anwendungsbereich des Gesetzes wird auf
beschrankt und unbeschrankt Steuerpflichtigen begrenzt, die nicht von der Besteuerung
befreit sind. Da die Férderung auf Wirtschaftsguter des Anlagevermégens beschrankt wird,
kommen als Anspruchsberechtigte nur Steuerpflichtige in Betracht, die Einklinfte aus Land-
und Forstwirtschaft im Sinne des § 13 EStG, Einklinfte aus Gewerbebetrieb im Sinne des
§ 15 EStG und Einklnfte aus selbstéandiger Arbeit im Sinne des § 18 EStG erzielen. Der
Regelungsgehalt des Gesetzes umfasst daher nur Unternehmen mit Betriebsvermdgen als
Anspruchsberechtigte. Da es sich um eine steuerliche Forderung handelt, die aus dem
Aufkommen an Einkommen- und Koérperschaftsteuer finanziert wird, besteht ein Anspruch
auf Forderung nicht, soweit die Einkinfte nach dem Einkommen- oder
Korperschaftsteuergesetz von der inlandischen Besteuerung befreit sind oder das
Besteuerungsrecht aufgrund eines Abkommens zur Vermeidung der Doppelbesteuerung
einem anderen Staat zugewiesen ist.

Zu Absatz 2

Eigenstandig anspruchsberechtigt sind auch Mitunternehmerschaften im Sinne des § 15
Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 EStG, soweit diese ebenfalls Einkiinfte im Sinne der 88 13, 15
und 18 EStG erzielen. Damit wird klargestellt, dass nicht die Gesellschafter einer
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Mitunternehmerschaft als Steuersubjekt Anspruch auf Foérderung haben, sondern die
Mitunternehmerschaft als Anspruchsberechtigter gilt.

Die Anspruchsberechtigung ist nicht von der GroRe des Unternehmens oder der Art der im
Unternehmen ausgetbten Tatigkeit (im Sinne der Einstufung nach der Klassifikation der
Wirtschaftszweige) abhangig.

Werden Investitionen in einem steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschaftsbetrieb oder in
einem steuerpflichtigen Betrieb gewerblicher Art von juristischen Personen des 6ffentlichen
Rechts getatigt, besteht insoweit eine Anspruchsberechtigung.

Im Rahmen einer ertragsteuerlichen Organschaft sind immer die Organgesellschaften
eigenstandig anspruchsberechtigt, die die Voraussetzungen dieses Gesetzes erfillen.

Die nach 81la KStG =zur Korperschaftsteuer optierende Personenhandels- oder
Partnerschaftsgesellschaft wird nach § la Absatz1l Satz1l KStG flir Zwecke der
Besteuerung nach dem Einkommen wie eine Kapitalgesellschaft behandelt. Die optierende
Gesellschaft ist nach 8 1 Nummer 1 KStG eine Kérperschaft im Sinne des KStG. Im Sinne
dieses Gesetzes handelt sich bei den nach 8§ 1a KStG optierenden Gesellschaften um einen
Steuerpflichtigen im Sinne des KStG und nicht um eine Mitunternehmerschaft nach § 15
Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 EStG.

Zu 8§ 2 (Begunstigte Klimaschutz-Investitionen)

§ 2 definiert die begunstigten Investitionen sowie weitere Voraussetzungen, an die die
Forderung geknipft wird. Der Umfang und die Definition der beglinstigten Investitionen sind
malgeblich von der AGVO beeinflusst, da die Investitionspramie als Beihilferegelung den
Vorgaben des européischen Beihilferechts unterliegt. Bei Anwendung der AGVO kann die
MalRnahme ohne Einzelnotifizierung umgesetzt werden, soweit alle in der AGVO
einschlagigen Voraussetzungen in diesem Gesetz eingehalten werden. Fir die Definition
der beginstigten Investitionen wird dabei auf Artikel 38 ,Investitionsbeihilfen fir nicht
gebaudebezogene Energieeffizienzmallnahmen“ der AGVO abgestellt, wonach Beihilfen
fur Investitionen, die es den Unternehmen ermdglichen die Energieeffizienz zu verbessern,
unter bestimmten Voraussetzungen zulassig sind.

Die ausschlieBliche Bezugnahme auf Energieeffizienz-Investitionen in Unternehmen
erscheint fur eine steuerliche Forderung, die allen steuerpflichtigen Unternehmen
gleichermal3en zugénglich sein soll, zielfihrend. Zudem ermdglicht eine solche
Bezugnahme die Abgrenzbarkeit und Nachweisbarkeit der zu férdernden Investitionen.

Zu Absatz 1

Der Absatz 1 enthalt die Definition begunstigter Investitionen. Beglnstigt sind Investitionen
nur dann, wenn es sich um die Anschaffung oder Herstellung eines neuen abnutzbaren
beweglichen Wirtschaftsgutes des Anlagevermégens handelt. Damit sind nur solche
Wirtschaftsgiter forderfahig, die der Absetzung fiir Abnutzung im Sinne des 8 7 EStG
unterliegen. Zusétzlich beglnstigt werden auch Investitionen, die zu nachtraglichen
Anschaffungs- oder Herstellungskosten eines im Unternehmen vorhandenen beweglichen
Wirtschaftsgutes des Anlagevermdgens flhren.

Das heilt, dass eine Forderung im Sinne dieses Gesetzes nur in Betracht kommt, wenn es
sich um ein aktivierungspflichtiges bewegliches Wirtschaftsgut handelt. Somit sind
Investitionen in unbewegliche Wirtschaftsgiiter (Gebaude oder Ahnliches), immaterielle
Wirtschaftsguter, sowie Wirtschaftsguter des Umlaufvermégens vom Anwendungsbereich
dieses Gesetzes auch dann nicht umfasst, wenn die weiteren Voraussetzungen vorliegen.
Das gilt auch fur die Beglinstigung von MalRhahmen, die zu nachtraglichen Anschaffungs-
oder Herstellungskosten fuhren.
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Die Anschaffung oder Herstellung eines neuen beweglichen Wirtschaftsgutes des
Anlagevermodgens oder die entsprechenden MalRnahmen, die zu nachtraglichen
Anschaffungs- oder Herstellungskosten fiihren, sind jedoch nur dann beglnstigt, wenn sie
auch dazu beitragen, die Energieeffizienz des Unternehmens zu verbessern. Diese
Voraussetzung ist durch ein Einsparkonzept, welches die Voraussetzungen der Absatze 2
und 3 erflllt, nachzuweisen.

Artikel 38 Absatz 2 AGVO sieht jedoch auch vor, dass Investitionen, die lediglich die
geltenden Unionsnormen erfillen, nicht gefordert werden durfen. Zur Einhaltung der
beihilferechtlichen Vorgaben missen daher die Investitionen in bewegliche
Wirtschaftsguter des Anlagevermdgens zusétzlich die Unternehmen in die Lage versetzen,
die bestehenden Unionsnormen zu Ubertreffen oder angenommene, aber noch nicht in Kraft
getretene Unionsnormen zu erfilllen, sofern die Investition spatestens 18 Monate vor
Inkrafttreten der Norm durchgefihrt und abgeschlossen wird.

Gemal Artikel 38 Absatz 2a AGVO sind Beihilfen fur Kraft-Warme-Kopplung und Beihilfen
fur Fernwdrme und/oder Fernkdlte nicht zuldssig. Ebenfalls nicht zulassig sind gemani
Artikel 38 Absatz 2b AGVO Beihilfen fir den Einbau von Energieanlagen, die mit fossilen
Brennstoffen, einschliel3lich Erdgas, befeuert werden.

§ 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 sowie Satz 2 sehen daher entsprechende Ausschliisse von
der Forderung nach diesem Gesetz vor. Der Ausschluss bezieht sich ausschlieBlich auf
solche Investitionen, die unmittelbar den genannten Bereichen zuzuordnen sind.

Damit die beglnstigten Wirtschaftsgiiter des Anlagevermdgens auch nachhaltig die
Energieeffizienz des anspruchsberechtigten Unternehmens verbessern, wird eine
zusatzliche Nutzungsvoraussetzung vorgesehen. Die begunstigten Wirtschaftsguter
muissen im Jahr der Anschaffung oder Herstellung oder im Jahr der Beendigung der
Maflnahmen, die zu nachtraglichen Anschaffungs- oder Herstellungskosten fiihren, sowie
im darauffolgenden Wirtschaftsjahr vom anspruchsberechtigten Unternehmen fast
ausschlieB3lich betrieblich genutzt werden. Damit sind Nutzungsiberlassungen von
beglnstigten Wirtschaftsgitern innerhalb der ersten zwei Jahre nicht zulassig.

Zu Absatz 2

Der Absatz 2 enthalt die Anforderungen an das Einsparkonzept, das als Nachweis der
forderfahigen Investitionen im Sinne des Absatzes 1 dient. Dieses Einsparkonzept muss
die wesentlichen Anforderungen an einen Energieauditbericht nach DIN EN 16247-1
erflllen.

Das Energieaudit ist ein wichtiges Instrument, um MalRRnahmen zur Steigerung der
Energieeffizienz und zur Reduzierung der Energiekosten festzustellen. Durch die
Ermittlung, in welchen Bereichen im Unternehmen wie viel Energie verbraucht wird, ist
erkennbar, an welchen Stellen Einsparpotenziale bestehen. GrofRe Unternehmen sind nach
88 8-8d des Gesetz Uber Energiedienstleistungen und andere
EnergieeffizienzmalRnahmen (EDL-G) vom 4. November 2010 (BGBI | S. 1483), das zuletzt
durch Artikel 5 des Gesetzes vom 8. August 2020 (BGBI | S. 1728) geandert worden ist, zur
Erstellung eines Energieaudits verpflichtet. Mindestens vier Jahre nach der Fertigstellung
des Erstaudits und turnusmaRig alle weiteren vier Jahre ist ein Energieaudit unter
Inanspruchnahme von qualifizierten und akkreditierten Energieauditoren durchzufiihren.
Unternehmen, die ein  zertifiziertes  Energiemanagementsystem nach  der
DIN EN ISO 50001 oder ein Umweltmanagementsystem im Sinne der Verordnung (EG)
Nr. 1221/2009 des Europaischen Parlaments und des Rates (EMAS) eingerichtet haben,
sind von der Verpflichtung zur Durchfiihrung des Energieaudits befreit.

Gemal3 der DIN EN 16247-1, Teil 1 ist ein Energieaudit eine systematische Inspektion und
Analyse des Energieeinsatzes und des Energieverbrauchs einer Anlage, eines Geb&udes,
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eines Systems oder einer Organisation mit dem Ziel, Energieflisse zu untersuchen,
Ergebnisse der Analyse des IST-Zustandes darzustellen und Potentiale fir
Energieeffizienzverbesserungen daraus zu identifizieren. Uber die durchgefiihrten
Analysen und Ergebnisse ist in einem Bericht darzulegen. Im Zuge einer
Schwachstellenanalyse des energetischen IST-Zustandes sollen von dem Energieauditor
MaRRnahmen zur Verbesserung der Energieeffizienz identifiziert werden. Zudem sind die
verschiedenen Maflinahmen energetisch Zu bewerten und durch
Wirtschatftlichkeitsberechnungen monetér zu beurteilen, so dass Unternehmen im Ergebnis
auf einen Blick erkennen kdnnen, welche Investitionen sich in welchem Zeitraum rechnen.

Ein Einsparkonzept, angelehnt an die Inhalte und die Struktur eines Berichtes nach
DIN EN 16247-1, muss die folgenden Mindestanforderungen erfiillen:

— Bezugsort: Unternehmen/Standort/Gebaude
— Bezeichnung der MalRhahme

— Ausfuhrliche inhaltliche/technische Erlauterung der MaRnahme mit Gliederung nach
IST-Zustand, ggf. Referenzzustand und SOLL-Zustand

—  Erklarung zur Erfillung der Voraussetzungen nach § 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 und
Satz 2

— Auflistung der zur Umsetzung der MalBnahme erforderlichen Wirtschaftsglter mit
jeweiligen Investitionskosten in €

Einsparungen (Energiekosten, Endenergie, CO,-Emissionen) jeweils in passender
Einheit und jeweils normiert auf Produktionseinheit/-output (Systemnutzen).

Aufgrund dieser detaillierten Vorgaben wird der Energieauditbericht (Leitfaden zur
Erstellung von Energieauditberichten) zur Identifikation von begiinstigten Klimaschutz-
Investitionen im Rahmen der Gewahrung einer Investitionspramie als geeignet erachtet.
Weiterhin werden ebenfalls Energie- oder Umweltmanagementsysteme (nach
DIN EN ISO 50.001 oder EMAS, siehe oben) sowie geftérderte Transformationskonzepte
(nach Bundesfoérderung fur Energie- und Ressourceneffizienz in der Wirtschaft, Modul 5)
als geeignet zur Identifikation von beglinstigten Investitionen angesehen.

Das Gesetz sieht keine zeitliche Vorgabe zur Erstellung des Einsparkonzeptes vor. Somit
kénnen auch solche Investitionen geférdert werden, die in einem Einsparkonzept enthalten
sind, das bereits vor Inkrafttreten des Gesetzes erstellt wurde.

Gemall 82 Absatz1l Satzl Nummer 2 mussen die beglnstigten Investitionen die
geltenden Unionsnormen Ubertreffen bzw. angenommene, aber noch nicht in Kraft
getretene Unionsnormen erfilllen, sofern die Investition spatestens 18 Monate vor
Inkrafttreten der Norm durchgefiihrt und abgeschlossen wird. Gemaf den Anforderungen
der DIN EN 16247-1 Ziffer 5.6.2 missen in den Energieauditberichten zwar zu den
Hintergrinden des durchgefihrten Energieaudits auch Informationen zu relevanten
Normen und Vorschriften aufgefiihrt werden, allerdings umfassen diese Angaben nicht
zwingend auch die Prifung von geltende Unionsnormen. Aktuell findet daher ggf. kein
explizierter Abgleich mit geltenden Unionsnormen bzw. angenommenen, aber noch nichtin
Kraft getretenen Unionsnormen im Rahmen der Energieaudits statt, da dieser Abgleich
weder in der DIN EN 16247-1 noch im Gesetz Uber Energiedienstleistungen und andere
EnergieeffizienzmalRnahmen gefordert wird. Der Abgleich mit den geltenden oder
zuklnftigen Unionsnormen ist als Tatbestandsmerkmal Voraussetzung flr die Férderung
und daher vom Anspruchsberechtigten nachzuweisen. Um insoweit eine zertifizierte und
sachkundige Beurteilung sicherzustellen, wird daher bestimmt, dass die Energieberater
oder die unternehmenseigenen Energiemanager zusatzlich in den Einsparkonzepten auch
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entsprechende Angaben zu den Unionsnormen aufzunehmen haben. Da diese Vorgaben
branchen- und technologieabhangig sind, kénnen in diesem Gesetz keine konkreten
Angaben zu den jeweiligen Unionsnormen aufgenommen werden. Die zugelassenen
Energieberater sind jedoch fachlich in der Lage, diese Anforderungen zu erfiillen.

Auch die in 82 Absatzl Satz2 enthaltene Umsetzung der beihilferechtlichen
Voraussetzung des Artikels 38 Absatz 2a und 2b AGVO setzt eine zertifizierte und
sachkundige Beurteilung, der im Einsparkonzept enthaltenen Maflinahmen voraus. Die
Erfullung dieser Tatbestandsvoraussetzung ist daher ebenfalls von den Energieberatern
bzw. unternehmenseigenen Energiemanagern im Einsparkonzept zu bestétigen.

Mit dem vorliegenden Gesetz werden nicht alle der im Rahmen eines Energieaudits,
Energie- oder Umweltmanagementsystem oder Transformationskonzeptes identifizierten
Mafnahmen auch geférdert. Nur wenn diese MaRnahmen auch die weiteren
Anforderungen des § 2 Absatz 1 erfiillen, kommt die Gewdhrung der Investitionspramie in
Betracht.

Zusétzlich wird geregelt, welche Personen zur Erstellung eines Einsparkonzeptes befugt
sind. Danach missen unternehmensexterne Energieberater im  Programm
.Bundesférderung der Energieberatung flr Nichtwohngebaude, Anlagen und Systeme:
Modul 1 (Energieaudit) gemaR der Richtlinie Gber die Férderung von Energieberatung fir
Nichtwohngebaude, Anlagen und Systemen zugelassen sein. Um bundesweit einheitliche
Qualitatsstandards zu etablieren, haben das Bundesministerium fir Wirtschaft und
Klimaschutz (BMWK), das Bundesamt fur Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle (BAFA) und die
KfW Bankengruppe (KfW) 2011 beschlossen, Expertinnen und Experten fiir geférderte
Energieberatungen in einer bundeseinheitlichen Liste zu fuhren (www.energie-effizienz-
experten.de); die Deutsche Energie-Agentur GmbH (dena) koordiniert die Energieeffizienz-
Expertenliste. Sie ist Ansprechpartnerin fir die eingetragenen Expertinnen und Experten,
pruft deren Qualifikationen und stichprobenartig auch ihre Arbeitsergebnisse. Die
Forderung nach diesem Gesetz knipft an diese Vorgaben an, so dass keine neuen oder
zusatzlichen Vorgaben erforderlich werden.

Zu Absatz 3

Mit Absatz 3 soll verhindert werden, dass jede Kleinstinvestition, die die Voraussetzungen
des Absatzes 1 erfillt, gefordert wird. Die Férderung soll sich auf solche Investitionen
beschranken, die den Sockelbetrag von 5 000 Euro Anschaffungs- oder Herstellungskosten
Ubersteigen. Diese Regelung dient der Verfahrensvereinfachung.

Zu 8 3 (Forderzeitraum)

Die Investitionspramie soll befristet fir einen Zeitraum von sechs Jahren eingefuhrt werden.
Durch die Befristung wird eine gré3ere Anreizwirkung erreicht. Durch eine klare zeitliche
Begrenzung der Forderung werden die Unternehmen  angeregt, ihre
Investitionsentscheidungen zeitnah zu treffen, was mit den Vorgaben zur Umsetzung der
Energieaudits im Einklang steht. Dies fiihrt dazu, dass die angestrebte Transformation in
energieeffiziente Produktionsverfahren zeitnah einsetzt. Ein kiirzerer Forderzeitraum wird
vor dem Hintergrund der immer noch bestehenden Auswirkungen der Corona-Pandemie
und der aktuellen wirtschaftlichen Folgen des russischen Angriffskrieges auf die Ukraine fir
nicht zielfihrend erachtet. Derzeit bestehen auch noch starke Beeintrachtigungen in der
Verfugbarkeit energieeffizienter Wirtschaftsguter. Ein kirzerer Forderzeitraum, in dem die
Investitionsentscheidung bis zur vollstandigen Umsetzung enthalten sein muss, wirde an
der bestehenden Realitat vorbeigehen und mehr Mithahmeeffekte erzielen.

Zudem ermdglicht eine zeitliche Befristung, die Steuermindereinnahmen der MalRhahme im
Blick zu behalten. Denn aufgrund des bestehenden Rechtsanspruchs auf Forderung ist eine
budgetmaRige und damit haushaltsmafiige Begrenzung nicht moglich.
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In Bezug auf die Anwendbarkeit des Gesetzes und dessen Bindung an die zeitlich
befristeten Vorgaben des Beihilferechts (Geltungsdauer der AGVO) wird auf § 15 dieses
Gesetzes und auf die Begriindung zu § 15 verwiesen.

Zu Absatz 1

Da von einer Steuervergunstigung und einer Beihilfe eine Anreizwirkung ausgehen muss,
um ihr Ziel zu erreichen, sind nur solche Investitionen forderfahig, zu denen sich der
Anspruchsberechtigte in Kenntnis der Forderung entschlie3t. Zudem sieht die AGVO
speziell vor, dass fur Beihilferegelungen in Form von Steuerverginstigungen hinsichtlich
des Anreizeffekts besondere Voraussetzungen gelten, da Steuervergunstigungen nach
anderen Verfahren gewahrt werden als andere Beihilfen. Bei Steuerverguinstigungen wird
geman Artikel 6 Absatz 4 AGVO von einem Anreizeffekt ausgegangen, wenn

— die Fordermalinahme einen auf objektiven Kriterien beruhenden Anspruch auf die
Beihilfe begrindet, ohne dass es zusatzlich einer Ermessensentscheidung des
Mitgliedstaats bedarf, und

— die MalRnahme vor Beginn der geforderten Maflinahmen eingefuhrt worden und in Kraft
getreten ist.

Das bedeutet, dass nur solche Investitionen forderbar sind, mit denen nach Inkrafttreten
des Gesetzes begonnen wird.

Hinter dieser Vorgabe steht die Annahme, dass ein Anspruchsberechtigter erst ab dem Tag
des Inkrafttretens der Regelung Gewissheit tiber die konkreten Férdervoraussetzungen hat.
Da die Investitionspramie ohne vorherige Bewilligung und mit Rechtsanspruch gewahrt
wird, muss der Investor die Investitionsentscheidung in Erwartung der Férderung treffen.
Dies kann er frihestens am Tag nach der Verkiindung des Gesetzes.

Nicht davon berthrt ist die Erstellung eines Energieaudits oder die Einrichtung eines
Energie- oder Umweltmanagementsystems. Der Zeitpunkt der Erstellung des erforderlichen
Einsparkonzeptes ist fur die Forderung nicht von Bedeutung. Somit kdnnen auch solche
Investitionen gefordert werden, die in einem Einsparkonzept enthalten sind, das bereits vor
Inkrafttreten des Gesetzes erstellt wurde.

Der Forderzeitraum wird daher so festgelegt, dass er grundsétzlich am 1. Januar 2024,
frihestens jedoch am Tag nach der Verkindung des Gesetzes beginnt und vor dem
1. Januar 2030 endet. In diesem Zeitraum mussen die Investitionen begonnen und
abgeschlossen sein. Damit betragt der Forderzeitraum sechs Jahre. Da die begunstigten
Investitionen teilweise lange Vorlauf- oder Umsetzungszeiten benétigen und auch die
gegenwartigen wirtschaftlichen Rahmenbedingungen noch von Lieferengpédssen und
Lieferverzégerungen gepragt sind, wird fir das Ende des Foérderzeitraums vorgesehen,
dass auch solche Investitionen beginstigt werden kénnen, die zwar nicht mehr bis zum
31. Dezember 2029 abgeschlossen werden kénnen, bei denen aber vor dem 1. Januar
2030 schon Aufwendungen entstanden sind. Diese partielle Begiinstigung erspart zudem
eine aufwendige Abgrenzung von Anschaffungs- und Fertigstellungszeitpunkten am Ende
des Forderzeitraums.

Zu Absatz 2

Der Absatz 2 bestimmt den Investitionsbeginn und den Investitionsabschluss. Die
gesetzliche Aufnahme dieser Definition erscheint vor dem Hintergrund unterschiedlicher
steuerrechtlicher Interpretationen wichtig, um eine einheitliche und rechtssichere
Bestimmung des Investitionsbeginns und des Investitionsabschlusses vorzunehmen, da
diese Stichtage Tatbestandsvoraussetzungen fiir den Anspruch auf Férderung sind.
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Im Fall der Anschaffung eines neuen beweglichen Wirtschaftsguts ist der Beginn der
Zeitpunkt, in dem die verbindliche Bestellung des Wirtschaftsguts erfolgt ist. Die Herstellung
eines beweglichen Wirtschaftsguts beginnt grundsatzlich an dem Tag, an dem mit den
Herstellungsarbeiten begonnen wird. Als Beginn der Herstellung ist auch der Zeitpunkt
anzusehen, in dem ein Dritter mit der Herstellung des Wirtschaftsguts beauftragt wird.
Planungsarbeiten sind nicht als Beginn der Herstellung eines Wirtschaftsguts anzusehen.
Nachtragliche  Herstellungsarbeiten  oder  Arbeiten, die zu nachtraglichen
Anschaffungskosten fihren, sind in dem Zeitpunkt begonnen, indem entweder die erste
Bestellung fur die Lieferung von Material ausgeldst wird oder, soweit keine Lieferung erfolgt,
wenn mit den Arbeiten begonnen wird.

Investitionen sind in dem Zeitpunkt abgeschlossen, in dem die Wirtschaftsgiiter angeschafft
oder hergestellt sind. Ein Wirtschaftsgut ist in dem Zeitpunkt angeschafft, in dem der
Erwerber nach den Willen der Vertragsparteien dartber wirtschaftlich verfiigen kann und in
dem es betriebsbereit ist. Die Herstellung eines Wirtschaftsgutes ist in dem Zeitpunkt
abgeschlossen, in dem es fertiggestellt ist. Ein Wirtschaftsgut ist fertiggestellt, sobald es
seiner Zweckbestimmung entsprechend genutzt werden kann.

Zu 8 4 (Forderfahige Aufwendungen, Bemessungsgrundlage und Héhe der
Investitionspramie)

Die auf die Investitionspramie anzuwendende AGVO bestimmt zum einen, welche Kosten
der beglinstigten Investitionen Uberhaupt mit Beihilfen geférdert werden dirfen, und zum
anderen, wie hoch die Forderintensitat sein darf.

In Bezug auf die forderfahigen Kosten beriicksichtigen die beihilferechtlichen Grundlagen,
dass nur solche Investitionskosten mit Beihilfen geférdert werden dirfen, die zuséatzlich
erforderlich sind, um eine hohere Energieeffizienz zu erreichen. Insbesondere Artikel 38
Absatz 3 der AGVO legt fest, wie diese forderfahigen Kosten ermittelt werden mussen.
Hierfir muissen die Investitionskosten mit denen eines kontrafaktischen Szenarios
verglichen werden, das ohne die Beihilfe eintreten wirde. Eine solche einzelfallintensive
und nur schwer in der Praxis umsetzbare Vergleichsermittlung wirde den administrativen
und burokratischen Aufwand zur Erlangung der Investitionspramie deutlich anheben und
damit die Attraktivitat der Forderung deutlich einschrdnken. Zudem wére der damit
verbundene Prifungsaufwand fur die Finanzverwaltung nicht zu gewahrleisten. Um den
damit verbundenen Aufwand zu vermeiden, bietet Artikel 38 Absatz 8 AGVO die
Moglichkeit, die forderfahigen Kosten auch ohne Ermittlung eines kontrafaktischen
Szenarios zu bestimmen. In diesem Fall gelten die gesamten Kosten als beihilfeféhig, die
in unmittelbarem Zusammenhang mit der Erreichung eines hoheren Umweltschutzniveaus
stehen.

In Bezug auf die beihilferechtlich zuldssige Forderhéchstintensitat bestimmt Artikel 38
Absatz 4 der AGVO, dass diese 30 Prozent der forderfahigen Kosten nicht Gbersteigen darf.
Diese 30 Prozent finden jedoch nur Anwendung, wenn die im Vergleich mit einem
kontrafaktischen Szenario ermittelten Investitionsmehrkosten zu Grunde gelegt werden. Bei
Anwendung der Vereinfachungsregelung in Artikel 38 Absatz 8 AGVO muss diese
zuldssige Forderhdchstintensitat allerdings um 50 Prozent gesenkt werden. Fir die
Festlegung des Foérdersatzes nach diesem Gesetz darf daher ein Pramiensatz von
15 Prozent nach den beihilferechtlichen Vorgaben nicht Gberschritten werden.

Zu Absatz 1

Absatz 1 bestimmt den forderfahigen Aufwand, der in die Bemessungsgrundlage nach
Absatz 2 einbezogen werden darf. Zum forderfahigen Aufwand gehdren die Anschaffungs-
und Herstellungskosten einer nach 8§ 2 beglnstigten Investitionen. In den Anschaffungs-
und Herstellungskosten enthalten sind auch die nachtraglichen Anschaffungs- oder
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Herstellungskosten von MalBnahmen an bestehenden beweglichen Wirtschaftsgitern des
Anlagevermogens im Sinne des § 2 Absatz 1.

Aufgrund der besonderen Forderfahigkeit von Anzahlungen auf Anschaffungskosten und
Teilherstellungskosten bei einer nicht vor dem 1. Januar 2030 abgeschlossenen Investition
sind diese zudem als forderfahiger Aufwand in diesem Absatz zuséatzlich mitaufzunehmen.

Die Abgrenzung der forderfahigen Aufwendungen ist sowohl fir den Antragsteller als auch
fur die Finanzverwaltung burokratiearm und einfach administrierbar. Die entsprechenden
Angaben ergeben sich aus den Bewertungsansatzen der jeweils beglnstigten Investition in
der Bilanz bzw. der Gewinn- und Verlustrechnung.

Zu Absatz 2

Absatz 2 bestimmt die Bemessungsgrundlage, die der Ermittlung der Investitionspramie zu
Grunde zu legen ist. Die Bemessungsgrundlage bezieht sich auf die im Foérderzeitraum
nach diesem Gesetz insgesamt forderfahigen Aufwendungen. Die Bemessungsgrundlage
wird auf 200 Mio. Euro pro Anspruchsberechtigten fir den gesamten Forderzeitraum
begrenzt. Ist die Bemessungsgrundlage aus der Summe der foérderfahigen Aufwendungen
kleiner als 200 Mio. Euro, ist die Investitionspramie von diesem kleineren Betrag zu
ermitteln.

Zu Absatz 3

Die Investitionspramie  ermittelt sich als Prozentsatz der beantragten
Bemessungsgrundlage nach Absatz 2 und betrdgt 15 Prozent. Bei einer maximal
zulassigen Bemessungsgrundlage in Héhe von 200 Mio. Euro kann die festzusetzende
Investitionspréamie damit hochstens 30 Mio. Euro flir einen Anspruchsberechtigten im
Forderzeitraum betragen.

Zu Absatz 4

Gemal Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe s AGVO darf einem Unternehmen (im Sinne des
Beihilferechts) je Investitionsvorhaben maximal 30 Mio. Euro an Beihilfe gewahrt werden.
Aufgrund dieser Vorgabe muss sichergestellt werden, dass fiir ein Investitionsvorhaben die
Investitionspramie einschliel3lich weiterer fir das Vorhaben gewdahrter Beihilfen diesen
Maximalbetrag nicht Ubersteigt. Als Investitionsvorhaben in diesem Sinne werden die in
einem Einsparkonzept enthaltenen Maflinahmen, die der Energieeffizienz dienen, zugrunde
gelegt. Die Angaben zu insoweit weiteren erhaltenen staatlichen Beihilfen hat der
Anspruchsberechtigte im Antrag zu tatigen (siehe § 5 Absatz 4).

Zu 8 5 (Antrag auf Investitionspramie)
Zu Absatz 1

Die Investitionspramie wird nur auf Antrag des Anspruchsberechtigten gewahrt. Der Antrag
kann friihestens dann gestellt werden, wenn ein Anspruch nach diesem Gesetz entstanden
ist. Wann der Anspruch entsteht, wird in Absatz 2 geregelt.

Der Antrag ist unabhangig von der Steuererklarung zu stellen. Die Antragstellung wird somit
nicht an einen steuerlichen Veranlagungszeitraum gebunden, sodass der Antragsteller den
Zeitpunkt der  Antragstellung selbst bestimmen kann. Dies bietet den
Anspruchsberechtigten grundsatzlich die Mdoglichkeit, in unmittelbarem zeitlichen
Zusammenhang nach der Durchfiihrung beginstigter Investitionen die Investitionspramie
zu beantragen. Damit kénnen schneller Liquiditatsvorteile geschaffen werden, als dies bei
einer Beantragung erst nach Ablauf des jeweiligen Wirtschaftsjahres, in dem die Investition
erfolgt ist, moglich ware.



-134 - Bearbeitungsstand: 28.08.2023 17:31

Fur die erstmalige und letztmalige Antragstellung wird jedoch gesetzliche eine Frist
vorgesehen. Antrdge konnen erst gestellt werden, wenn die Voraussetzungen einer
elektronischen Ubermittlung geschaffen wurden. Da das Antragsverfahren neu aufgebaut
und entwickelt werden muss, wird hierflr ein Zeitraum von mindestens einem Jahr ben¢tigt.
Aus diesem Grund wird eine Antragstellung friihestens erst ab dem 1. Januar 2025 mdglich
sein. Damit sich die Antragsteller darauf einstellen kdénnen, wird ein Antragszeitraum
gesetzlich geregelt. Dieser Zeitraum sieht auch eine abschlielBende Frist vor. Nach den
allgemeinen verfahrensrechtlichen Vorschriften der AO, die auf dieses Gesetz Anwendung
finden (siehe § 11), wére eine Antragstellung innerhalb der Festsetzungsfristen der AO und
damit innerhalb von vier Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres in dem der Anspruch
entstanden ist, moglich (siehe 88 169 ff. AO). Um dem mit dieser Foérdermalinahme
verfolgten Ziel auch insoweit gerecht zu werden, dass die Forderung tatséachlich zu
Liquiditatsvorteilen fuhrt, wird eine Antragsfrist vorgesehen. Eine Forderung nach diesem
Gesetz kann nur fur Antrage erfolgen, die spatestens zum 31. Dezember 2031 und damit
zwei Jahre nach Beendigung des Forderzeitraums gestellt werden. Bei dieser Frist handelt
es sich um eine Ausschlussfrist. Bei spaterer Antragstellung besteht ein Anspruch auf
Forderung nicht mehr.

Um den mit der Antragstellung verbundenen Burokratieaufwand sowohl fir den
Antragsteller als auch fir die Finanzverwaltung in Uberschaubarem Umfang zu halten, wird
festgelegt, dass die beantragte Bemessungsgrundlage mindestens 10 000 Euro betragen
muss und je Antragsteller maximal vier Antrage auf Festsetzung einer Investitionspramie
nach diesem Gesetz zulassig sind. Dies tragt wesentlich zu einer Verfahrensvereinfachung
bei. Die Anspruchsberechtigten kénnen so wahlen, wann der aus Unternehmenssicht
richtige Zeitpunkt fur einen Antrag vorliegt. Zugleich soll aber nicht nach jeder
Kleinstinvestition ein Antrag gestellt werden kdnnen. Diese Vorgaben reduzieren den mit
der Regelung verbundenen Burokratieaufwand fir Verwaltung und Wirtschatft.

Zu Absatz 2

Absatz 2 definiert, wann der Anspruch auf Investitionspramie nach diesem Gesetz entsteht.
Danach entsteht der Anspruch im Zeitpunkt der Anschaffung oder Herstellung einer
begunstigten Investition. Aufgrund der separaten Begiinstigung von Anzahlungen auf
Anschaffungskosten und Teilherstellungskosten einer nach dem 31. Dezember 2029
abgeschlossenen Investition entsteht der Anspruch insoweit abweichend in dem Zeitpunkt,
in dem die Anzahlung auf Anschaffungskosten geleistet wurden oder
Teilherstellungskosten entstanden sind.

Zu Absatz 3

Die Antragstellung erfolgt ausschlieBlich elektronisch. Der Antrag ist nach amtlich
vorgeschriebenem Datensatz Uber die amtlich bestimmte Schnittstelle zu stellen (siehe
§ 87b Abgabenordnung - AO). Die amtlich vorgeschriebene Form der Antragstellung ist
erforderlich, um alle erforderlichen Angaben und Erklarungen, die fir die Entscheidung tber
die Investitionspramie relevant sind, aufzunehmen. Das Bundesministerium der Finanzen
wird in Abstimmung mit den obersten Finanzbeht6rden der Lander den Datensatz
bestimmen.

Der Antrag ist bei dem fur die Besteuerung des Anspruchsberechtigten nach dem
Einkommen zustdndigen Finanzamt zu stellen. Eigenstandig anspruchsberechtigte
Mitunternehmerschaften stellen ihren Antrag bei dem fiir die einheitliche und gesonderte
Feststellung der Einklinfte zustdndigen Finanzamt.

Zu Absatz 4

Das jeweils zustandige Finanzamt hat den Antrag umfassend zu prifen. Zur Prifung der
Fordervoraussetzungen muss der Antragsteller im Antrag alle Angaben tatigen, die zur
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Feststellung der Foérdervoraussetzungen erforderlich sind. Hierbei handelt es sich um
subventionserhebliche Tatsachen. Mit der Einreichung des Antrags gibt der
Anspruchsberechtigte eine verbindliche Erklarung darlber ab, dass die Voraussetzungen
vorliegen und von ihm eingehalten werden. Zu diesen verbindlich zu erklarenden Angaben
gehoren u.a. auch die Angaben zu weiteren Fordermitteln oder staatlichen Beihilfen sowie
der Einhaltung der beihilferechtlichen Vorgaben des § 7.

Fir den Fall, dass von Amts wegen einer abschlieRenden Prifung aller
Tatbestandsvoraussetzungen, die das Gesetz fur die Festsetzung der Investitionspramie
vorsieht, anhand der vorhandenen Aktenlage nicht mdglich ist, kann eine Auf3enprifung
nach 88 193 ff. AO (siehe § 12) durchgefihrt werden.

Zu Absatz 5

Um die Richtigkeit der Angaben im Antrag zu gewahrleisten und um sicherzustellen, dass
die im Antrag aufgefuhrten Investitionen auch mit denen des Einsparkonzeptes identisch
sind und die weiteren Tatbestandsvoraussetzungen des § 2 auch tatsachlich eingehalten
wurden, wird als Nachweis zusatzlich zum Einsparkonzept eine schriftliche Bestatigung des
Energieberaters oder des eigenen Energiemanagers, mit dessen Hilfe das Einsparkonzept
erstellt wurde, gefordert. Damit wird die Finanzverwaltung von der eigenstéandigen Prifung
dieses Abgleichs entlastet. Die Unterlagen und Belege sind dem elektronischen Antrag
ebenfalls elektronisch beizuftigen.

Zu 8 6 (Kumulierung mit anderen staatlichen Férderungen oder Beihilfen)
Zu Absatz 1

Neben der steuerlichen Forderung existieren in Deutschland bereits umfangreiche und
bewéhrte Projektforderungen bzw. werden solche in Zukunft eingefihrt, die ebenfalls auf
die Forderung von Energieeffizienz-Investitionen bzw. MaRnahmen in den Umweltschutz
abzielen. Wahrend Projektférderungen grundsétzlich zum Ziel haben, spezielle
wirtschaftliche Bereiche voranzutreiben, kann eine steuerliche Forderung dazu dienen,
Umweltschutz-Investitionen in der Breite zu férdern und damit unmittelbar die ganz
praktischen betrieblichen Erfordernisse von Unternehmen aufzunehmen. Dariliber hinaus
soll die themenoffene steuerliche Investitionsférderung dazu beitragen, dass auch solche
Unternehmen eine Férderung erhalten, fur die in der bisherigen Projektférderung keine
passenden Foérdermdglichkeiten bestehen. Die Investitionsprdmie kann daher
grundsatzlich neben der Projektférderung oder auch neben Beihilfen gewahrt werden.

Zu Absatz 2

Aufgrund der beihilferechtlichen Begrenzung, sowohl der forderfahigen Aufwendungen als
auch der Forderhdchstintensitaten, kann die Investitionspramie aber nur dann gewahrt
werden, wenn die hiernach forderfahigen Aufwendungen nicht bereits durch andere
Foérderungen oder staatliche Beihilfen gefordert wurden. Die andererseits erforderliche
Prifung der Einhaltung beihilferechtlicher Grenzen ist im Rahmen der Festsetzung der
Investitionspramie durch die Finanzverwaltung nicht zu gewahrleisten.

Die Gewahrung der Investitionspramie neben der Inanspruchnahme anderer
Projektférderungen oder anderer Beihilfen findet daher seine Grenzen in einer
Doppelférderung ein und desselben Wirtschaftsgutes. Das bedeutet, dass forderfahige
Aufwendungen einer nach 82 Absatz1l begunstigten Investition nicht in die
Bemessungsgrundlage fur die Investitionspramie einbezogen werden dirfen, wenn fir
diese bereits andere staatliche Forderungen oder Beihilfen beantragt oder bewilligt worden
sind.
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Zu 8 7 (Anzuwendende Rechtsvorschriften der Europaischen Union)
Zu Absatz 1

Die Investitionspramie stellt eine Beihilfe im Sinne des Artikels 107 AEUV dar und darf
daher nur gewahrt werden, wenn die Europaische Kommission feststellt, dass die Beihilfe
mit dem Binnenmarkt vereinbar ist. Die Européische Kommission kann staatliche Beihilfen
zur Forderung der Entwicklung bestimmter Wirtschaftszweige in der Union als mit dem
Binnenmarkt vereinbar erklaren, soweit diese die Handelsbedingungen nicht in einer Weise
verdndern, die dem gemeinsamen Interesse zuwiderlauft. Zur Feststellung der
Vereinbarkeit einer Beihilfe mit dem europaischen Markt miissen Beihilferegelungen bei der
Européaischen Kommission angemeldet werden (Notifizierungspflicht). Die Europdische
Kommission hat mit der Verordnung (EU) Nr. 651/2014 der Kommission vom 17. Juni 2014
zur Feststellung der Vereinbarkeit bestimmter Gruppen von Beihilfen mit dem Binnenmarkt
in Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags Uber die Arbeitsweise der
Europaischen Union (im Folgenden Allgemeine Gruppenfreistellungsverordnung — AGVO)?
eine Verordnung erlassen, auf deren Grundlage eine vorherige Anmeldung einer
Beihilferegelung gemafd Artikel 108 Absatz 3 AEUV unterbleiben kann, wenn die
Beihilferegelung vom Anwendungsbereich der AGVO umfasst ist. Das bedeutet, dass die
Europédische Kommission eine Beihilfe als mit dem gemeinsamen Markt vereinbar
betrachtet, wenn die Einhaltung der Voraussetzungen der AGVO durch die Beihilferegelung
sichergestellt werden. Ein offizielles Notifizierungsverfahren ist dann nicht erforderlich.

Beihilfen, die sowohl die allgemeinen als auch die fur die betreffende Gruppe von Beihilfen
geltenden besonderen Voraussetzungen der AGVO erfiillen, sind von der Anmeldepflicht
nach Artikel 108 Absatz 3 AEUV freigestellt (Artikel 3 AGVO).

Der Gesetzestext verweist (deklaratorisch) nochmals ausdricklich auf die Geltung des
Ubergeordneten Unionsrechts und im Besonderen die einschlagigen Vorgaben der AGVO,
die bei der Gewahrung der Investitionspramie zu beachten sind.

Zu Absatz 2 und Absatz 3

Die Absatze 2 und 3 enthalten wesentliche Ausschliisse und Einschrankungen, die sich
ihrerseits aus dem spezifischen Anwendungsbereich der AGVO ergeben. Damit sind
Beihilfen in diesen Bereichen auf der Grundlage der AGVO nicht zul&ssig. Das Klimaschutz-
Investitionspramiengesetz muss daher diesen Ausschluss nachvollziehen. Die gesetzlichen
Formulierungen beziehen sich dabei auf die Angabe der entsprechenden unionsrechtlichen
Vorgaben der AGVO und sind auf der Grundlage dieser Normen und ggf. vorhandenen
Auslegungshinweise der Europaischen Kommission zu bewerten. Auch wenn durch diese
Zitierweise im Gesetz selbst nicht der vollstandige Umfang von Ausschlusstatbestanden
ersichtlich wird, stellt diese Verfahrensweise sicher, dass es sich hierbei nicht um nationale
Einschrankungen handelt, die nach nationalen Gesichtspunkten auszulegen sind, sondern
ausschlief3lich um Normierungen des europdaischen Beihilferechts.

Absatz 2

Absatz 2 schliel3t Unternehmen in Schwierigkeiten im Sinne von Artikel 1 Absatz 4
Buchstabe ¢ und Artikel 2 Ziffer 18 der AGVO von der Anwendung dieses Gesetzes aus.
Eine Investitionspramie kann daher nur festgesetzt werden, wenn zum Zeitpunkt, in dem
der Anspruch auf die Investitionspramie entsteht, der Anspruchsberechtigte kein
Unternehmen in Schwierigkeiten im Sinne des Artikels 2 Nummer 18 der AGVO ist.

2 ABIl. EU L 187 S. 1 vom 26.06.2014, zuletzt geandert durch Verordnung (EU) 2023/1315 der
Kommission vom 23. Juni 2023 zur Anderung der Verordnung (EU) Nr. 651/2014 zur Feststellung der
Vereinbarkeit bestimmter Gruppen von Beihilfen mit dem Binnenmarkt in Anwendung der Artikel 107
und 108 des Vertrags uber die Arbeitsweise der Européischen Union (ABI L 167/1 vom 30.6.2023)
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Gemal Artikel 2 Nummer 18 der AGVO sind Unternehmen in Schwierigkeiten, auf die
mindestens einer der folgenden Umstande zutrifft:

a.

Im Fall einer Gesellschaft mit beschrankter Haftung (mit Ausnahme eines kleinen und
mittleren Unternehmens, das seit weniger als drei Jahren existiert, oder — fir die
Zwecke der Forderfahigkeit fur Risikofinanzierungsbeihilfen — ein kleines und mittleres
Unternehmen, das die Bedingung des Artikels 21 Absatz 3 Buchstabe b erfiillt und
nach der Sorgfaltspflicht durch den ausgewdahlten Finanzintermediar
Risikofinanzierungsinvestitionen erhalt), wenn mehr als die Hélfte seines gezeichneten
Aktienkapitals infolge kumulierter Verluste verschwunden ist. Dies ist der Fall, wenn
der Abzug der kumulierten Verluste aus den Ricklagen (und aller anderen Elemente,
die im Allgemeinen als Teil der Eigenmittel der Gesellschaft betrachtet werden) zu
einem negativen kumulativen Betrag fihrt, der die Halfte des gezeichneten
Grundkapitals Ubersteigt. Flr die Zwecke dieser Bestimmung bezieht sich der Begriff
».Gesellschaft mit beschrankter Haftung® insbesondere auf die in Anhang I der Richtlinie
2013/34/EU des Europaischen Parlaments und des Rates* genannten
Gesellschaftsformen und das ,Aktienkapital® umfasst gegebenenfalls jede
Aktienpramie.

Im Falle einer Gesellschaft, bei der zumindest einige ihrer Mitglieder unbeschrankt fur
die Verbindlichkeiten des Unternehmens haften (mit Ausnahme eines kleinen und
mittleren Unternehmens, das seit weniger als drei Jahren besteht, oder fur die Zwecke
der Forderfahigkeit fir Risikofinanzierungsbeihilfen eines kleinen und mittleren
Unternehmens, das die Voraussetzung des Artikels 21 Absatz 3 Buchstabe b erfullt
und nach der Sorgfaltspflicht des ausgewéhlten Finanzintermediars fir
Risikofinanzierungsinvestitionen qualifiziert ist), wenn mehr als die Halfte seines in den
Unternehmenskonten ausgewiesenen Kapitals infolge kumulierter Verluste
verschwunden ist. Flr die Zwecke dieser Bestimmung bezieht sich ,eine Gesellschaft,
bei der zumindest einige ihrer Gesellschafter unbeschrankt fir die Schulden der
Gesellschaft haften®, insbesondere auf die in Anhang Il der Richtlinie 2013/34/EU
genannten Arten von Gesellschaften.

Das Unternehmen ist Gegenstand eines Insolvenzverfahrens oder erfillt die im
innerstaatlichen Recht vorgesehenen Voraussetzungen fir die Erdffnung eines
Insolvenzverfahrens auf Antrag seiner Glaubiger.

Das Unternehmen hat eine Rettungsbeihilfe erhalten und der Kredit wurde noch nicht
zurlickgezahlt oder die Garantie ist noch nicht erloschen beziehungsweise das
Unternehmen hat eine Umstrukturierungsbeihilfe erhalten und unterliegt immer noch
einem Umstrukturierungsplan.

Im Falle eines Unternehmens, das kein kleines und mittleres Unternehmen ist: In den
letzten beiden Jahren

— betrug der buchwertbasierte Verschuldungsgrad des Unternehmens mehr als 7,5
und

— das anhand des EBITDA berechnete Zinsdeckungsverhéltnis des Unternehmens
lag unter 1,0.

Des Weiteren sind Beihilfen fir bestimmte Wirtschaftsbereiche vom Anwendungsbereich
der AGVO nicht umfasst. Aus diesem Grund besteht kein Anspruch auf Investitionspramie
nach diesem Gesetz fur Unternehmen, wenn die Beihilfe die folgenden Bereiche betrifft
(Artikel 1 Absatz 3 und Absatz 6 der AGVO):

Fischerei- und Aquakultursektor im Anwendungsbereich der Verordnung (EU)
Nr. 1379/2013 des Europdischen Parlaments und des Rates.
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—  Sektor der landwirtschaftlichen Primé&rproduktion

— fur die Primarerzeugung landwirtschaftlicher Erzeugnisse oder
— zur Erzeugung von Kernenergie.

Absatz 3

Gemal Artikel 1 Absatz 4 der AGVO findet die AGVO keine Anwendung, wenn in der
jeweiligen freizustellenden Beihilferegelungen nicht ausdriicklich festgelegt ist, dass einem
Unternehmen, das einer Rickforderungsanordnung aufgrund eines frilheren Beschlusses
der Kommission zur Feststellung der Unzulassigkeit einer von demselben Mitgliedstaat
gewahrten Beihilfe und ihrer Unvereinbarkeit mit dem Binnenmarkt nicht nachgekommen
ist, keine Einzelbeihilfen gewahrt werden dirfen. Mit Absatz 3 wird dieser Verpflichtung
nachgekommen. Damit ist die Festsetzung der Investitionspramie fur ein Unternehmen
nicht zulassig, solange der Anspruchsberechtigte einer Ruckforderungsanordnung
aufgrund eines friheren Beschlusses der Kommission zur Feststellung der
Unzulassigkeit/Unvereinbarkeit einer Beihilfe nicht nachgekommen ist (Artikel 1 Absatz 4
Buchstabe a AGVO sog. Deggendorfklausel). In dem Moment, in dem der
Anspruchsberechtigte dieser Verpflichtung nachgekommen ist, steht einer Férderung nach
diesem Gesetz — soweit die Ubrigen Voraussetzungen vorliegen — nichts mehr entgegen.

Zu 8 8 (Festsetzung und Auszahlung der Investitionspramie)

§ 8 bestimmt, dass die Investitionspramie in einem gesonderten Festsetzungsbescheid
festzusetzen ist. Da eine Beantragung der Investitionspramie erst moéglich ist, wenn der
Anspruch auf Foérderung entstanden ist (siehe 8§ 5), erfolgt auch die Festsetzung erst,
nachdem die beglnstigten Investitionen abgeschlossen wurden. Eine Beantragung vor
Investitionsbeginn ist nicht mdglich. Die Festsetzung der Investitionspramie ist nur zulassig,
wenn alle mit diesem Gesetz vorgesehenen Voraussetzungen insgesamt erfillt werden.
Die Einhaltung der Voraussetzungen ist mit dem nach 8 5 zu stellenden Antrag umfassend
nachzuweisen und zu erklaren.

Die Investitionspramie wird innerhalb von einem Monat nach Bekanntgabe des
Investitionspramienbescheides unmittelbar an den Anspruchsberechtigten ausgezahilt. Der
Anspruch auf Investitionspramie kann abgetreten und verpfandet werden. Dass schafft
Liquiditatsvorteile und starkt die Kreditwtrdigkeit der anspruchsberechtigten Unternehmen.

Die Investitionspramie wird aus dem Aufkommen an Einkommensteuer oder
Korperschaftsteuer ausgezahlt und mindert damit das jeweilige Steueraufkommen.

Zu 8 9 (Ertragsteuerliche Behandlung der Investitionspramie)

Die Investitionspramie wird erfolgsneutral im Unternehmen als Einlage vereinnahmt. Die
Investitionspramie ist somit als erfolgsneutrale Einnahme zu behandeln. Bei
Kapitalgesellschaften ist die Investitionspramie in der Gewinnrticklage zu erfassen.

Da es sich bei den nach 8 2 beginstigten Investitionen zwingend um abnutzbare
bewegliche Wirtschaftsgiter des Anlagevermégens handeln muss, unterliegen die
geforderten Wirtschaftsgiter der Absetzung fir Abnutzung nach § 7 EStG. Die mit der
Investitionspramie geforderten Wirtschaftsgiter sind nur mit den Anschaffungs- oder
Herstellungskosten zu bewerten, die der Anspruchsberechtigte selbst, also ohne
Berlcksichtigung der Investitionspramie aufgewendet hat. Da die Investitionspramie immer
zeitlich nach der Anschaffung oder Herstellung der beglinstigten Investition festgesetzt und
ausgezahlt wird, ist der auf das jeweilige abzuschreibende Wirtschaftsgut entfallende
Pramienbetrag nachtraglich von den gebuchten Anschaffungs- oder Herstellungskosten
abzusetzen. Die Absetzung fur Abnutzung erfolgt ab dem Zeitpunkt der Festsetzung der
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Investitionspramie um den um die Pramie geminderten Bewertungsansatz. Diese
Minderung hat jedoch keinen Einfluss auf die Wahl der nach dem Einkommensteuergesetz
zulassigen Abschreibungsmethode; d.h. die Absetzung fir Abnutzung der geférderten
Investitionen kann nach allen steuerlich zuldssigen Abschreibungsmethoden, von den um
die Investitionspramie geminderten Anschaffungs- und Herstellungskosten erfolgen. Ist die
Investitionspramie im Zeitpunkt der Festsetzung grol3er als der Restbuchwert des
geforderten Wirtschaftsgutes, ist der Differenzbetrag gewinnerhdhend zu erfassen.

Zu 8 10 (Anwendung der Abgabenordnung und anderer Normen)

Die Investitionspramie ist eine Steuervergitung. Nach § 10 sind im Rahmen der
Gewahrung der Investitionspramie alle Vorschriften der Abgabenordnung entsprechend
anzuwenden. Dies gilt jedoch ausdrtcklich nicht fur BilligkeitsmaRnahmen nach § 163 AO.
Das bedeutet, dass es keinen Ermessenspielraum bei der Gewéhrung der
Investitionspramie gibt. Die Investitionspramie darf daher nicht niedriger oder hodher
festgesetzt werden, als dies nach dem Wortlaut des Gesetzes zuléssig ist.

Mit dieser Regelung wird die nach der AGVO fur Steuervergutungen erforderliche
Voraussetzung umgesetzt, dass die MalRhahme einen auf objektiven Kriterien beruhenden
Anspruch auf die Beihilfe begrindet, ohne dass es zusatzlich einer
Ermessensentscheidung bedarf.

Zu 8 11 (Verzinsung des Ruckforderungsanspruchs)

Eine zu Unrecht gezahlte Investitionspramie kann durch Aufhebung oder Anderung des
Investitionspramienbescheids zuriickgefordert werden. Fiir die Anderung oder Aufhebung
eines Investitionspramienbescheids sind gemal § 10 die entsprechenden Vorschriften der
Abgabenordnung anzuwenden.

Der Anspruch auf Ruckforderung der Investitionspramie ist nach 8§ 11 in Verbindung mit
§ 238 Absatz 1 und § 239 AO zu verzinsen. Die Zinsen betragen damit fiir jeden vollen
Monat 0,5 Prozent des auf volle 50 Euro abgerundeten Rickzahlungsbetrags. Die Frist fur
die Festsetzung der Zinsen beginnt mit Ablauf des Kalenderjahres, in dem der
Investitionspramienbescheid aufgehoben oder geéndert worden ist. Die Zinsen werden
durch einen formlichen Bescheid festgesetzt, der in der Regel mit dem
Ruckforderungsbescheid ver-bunden wird.

Zu 8 12 (Anwendung von Straf- und Bu3geldvorschriften der Abgabenordnung)

Fur die Investitionspramie gelten die Strafvorschriften des 8§ 370 Absatz 1 bis 4, der 88 371,
375 Absatz 1 und des § 376 sowie die Bul3geldvorschriften der 88 378, 379 Absatz 1 und
4 und der 88 383 und 384 AO entsprechend. Fir das Strafverfahren wegen einer Straftat
nach Satz 1 sowie der Beglnstigung einer Person, die eine solche Tat begangen hat, gelten
die 88 385 bis 408, fur das BuRgeldverfahren wegen einer Ordnungswidrigkeit nach Satz 1
die 88409 bis 412 AO entsprechend. 8§ 12 stellt sicher, dass die an eine
Steuerhinterziehung anknupfenden Vorschriften der Abgabenordnung —z. B. 88 71 und
169 Absatz 2 Satz 2 AO — entsprechend gelten (vgl. Nummer 2.2 des Anwendungserlasses
zur Abgabenordnung zu § 169 und die dort zitierte Rechtsprechung).

Zu 8 13 (Bekanntmachungserlaubnis)

§ 13 regelt die Moglichkeit, das Gesetz in der jeweils geltenden Fassung neu bekannt zu
machen. Soweit fir die Praxis Erlauterungen erforderlich sind, werden entsprechende
Verwaltungsanweisungen erlassen. Diese Erlaubnis erleichtert es, im Falle spaterer
Anderungen des Gesetzestextes den konsolidierten Text neu bekannt zu machen.
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Zu § 14 (Evaluierung)

Die mit diesem Gesetz verfolgten Ziele sind sowohl nach den Vorgaben der
subventionspolitischen Leitlinien der Bundesregierung als auch nach den einschlagigen
Vorgaben des européaischen Beihilferechts zu evaluieren. Die Evaluierung sollte spatestens
im Jahr 2029 und damit gegen Beendigung des Forderzeitraums erfolgen. Eine
umfassende frihere Evaluierung erscheint vor dem Hintergrund der eingerdumten
Wahlmaoglichkeiten zur Antragstellung wenig zielfiihrend zu sein; allenfalls konnten in
friheren Jahren Zwischenevaluierungen vorgesehen werden. Zum Ende des
Forderzeitraums im Jahr 2029 kann auf wissenschatftlicher Basis fundiert evaluiert werden,
ob die Forderung ihr Ziel, die Investitionen in energieeffiziente Produktionsanlagen zu
verstarken, auch erreichen konnte. In der Evaluierung ist zu prifen, ob die Annahmen und
Voraussetzungen dieser Regelung bestatigt beziehungsweise erfiillt werden und ob die
Regelung in Bezug auf die Zielerreichung wirksam geworden ist. Die Ergebnisse der
Evaluierung kénnen dann die Grundlage bilden, um Uber die weitere Ausgestaltung und
ggof. Verlangerung der MalRnahme zu befinden.

Auf das Gesetz zur steuerlichen Férderung von Investitionen in den Klimaschutz findet die
Allgemeine Gruppenfreistellungsverordnung Anwendung (Abl. EU vom 26. Juni 2014,
L 187/1), zuletzt gedndert durch die Verordnung (EU) 2023/1315 der Kommission vom
23. Juni 2023, in der jeweils geltenden Fassung. Bei Beihilferegelungen besteht geman
Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe a AGVO eine Pflicht, der Europaischen Kommission bereits
mit Inkrafttreten der Regelung einen Evaluierungsplan vorzulegen (siehe zu § 15). Die
Kommission muss diesen Evaluierungsplan beschlieen, was ebenfalls als Voraussetzung
fur die weitere Anwendung der AGVO auf dieses Gesetz gilt. Dartiber hinaus ist die
Anwendbarkeit der AGVO davon abhangig, dass der Europaischen Kommission ein
Evaluierungsbericht vorzulegen ist, der im Einklang mit dem genehmigten Evaluierungsplan
steht. Aus diesem Grund ist eine aussagefahige Evaluation nach den Vorgaben der EU-
Kommission erforderlich. In diesem Plan werden Details zur spateren Evaluierung
festgelegt.

Zu 8 15 (Anwendungsregelung)

Beihilferegelungen, die auf der Grundlage der AGVO erlassen werden, werden gemaf
Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe a AGVO zunachst nur fir sechs Monate nach ihrem
Inkrafttreten von der Notifizierungspflicht freigestellt. Die zeitlich dariiber hinaus gehende
Anwendbarkeit der AGVO ist von einer Entscheidung der Europaischen Kommission (KOM)
nach Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe a AGVO abhéngig. Die Kommission kann beschliel3en,
dass die AGVO fir einen langeren Zeitraum fir eine Beihilferegelung gilt, nachdem sie den
entsprechenden Evaluierungsplan genehmigt hat. Hat die Kommission die Anwendung der
AGVO in Bezug auf die Investitionspramie tber die ersten sechs Monate hinaus verlangert,
so kann die danach freigestellte nationale Beihilferegelung bis zum Ende der
Geltungsdauer der AGVO in der jeweils geltenden Fassung Anwendung finden, sofern der
Europaischen Kommission im Einklang mit dem von der Kommission genehmigten
Evaluierungsplan ein Evaluierungsbericht vorgelegt wird.

Zu Absatz 1

Aus diesem Grund ist in 8 15 eine gesonderte Anwendungsregelung vorzusehen. Diese
Regelung soll sicherstellen, dass die Anwendung des Investitionspramiengesetz auf der
Basis der AGVO uber den anfanglichen Freistellungszeitraum von sechs Monaten nur dann
ununterbrochen mdglich ist, wenn die Europaische Kommission den Evaluierungsplan
genehmigt hat. Im Einklang mit den Vorschriften des Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe a der
AGVO wird daher bestimmt, dass das Gesetz solange anwendbar ist, wie die
Freistellungsvoraussetzungen der AGVO oder eines Rechtsaktes, der an die Stelle der
AGVO tritt, wirksam sind.
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Die aktuelle Fassung der AGVO hat aus heutiger Sicht eine Geltungsdauer bis zum
31. Dezember 2026. Die Anwendbarkeit des Gesetzes ist — unabhangig vom festgelegten
Forderzeitraum in 8 3 — daher zunachst auf den Geltungszeitraum der AGVO begrenzt.
Soweit die Europaische Kommission einen Rechtsakt erlasst, der die geltende Fassung der
AGVO erganzt oder ersetzt, kann das vorliegende Gesetz auf der Basis der dann geltenden
Rechtsgrundlage aber auch weiterhin angewandt werden, wenn die dann einschlagigen
Freistellungsvoraussetzungen erfiillt werden. Soweit aufgrund zukinftiger Anderungen der
AGVO oder eines Rechtsaktes, der die AGVO ersetzt, Voraussetzungen dieses Gesetzes
geadndert werden missen, um an die gednderten Freistellungsvoraussetzungen angepasst
zu werden, ware dies dem Gesetzgeber zum Beschluss vorzulegen.

Zu Absatz 2

Absatz 2 legt fest, dass der Tag des Beschlusses der Europaischen Kommission tber den
Evaluierungsplan vom Bundesministerium der Finanzen im Bundesgesetzblatt Teil |
bekannt zu machen ist.

Das Bundesministerium der Finanzen misste auch fir den Fall, dass die
Freistellungsvoraussetzungen fur die Anwendung des Gesetzes auf der Basis der AGVO
nicht mehr vorliegen, dies durch eine gesonderte Mitteilung im Bundesgesetzblatt bekannt
machen. Eine solche Mitteilung wirde die Anwendbarkeit des Gesetzes ausschlieRen,
wodurch ab diesem Zeitpunkt keine Investitionspramien mehr festgesetzt werden durften.
Diese Verpflichtung besteht jedoch nur fur den Fall, dass die gesetzlichen Voraussetzungen
dieses Gesetzes nicht mit den jeweils geltenden Freistellungsvoraussetzungen der jeweils
gultigen AGVO in Einklang gebracht werden kénnen.

Zu Artikel 2 (Anderung des Einkommensteuergesetzes)
Zu Nummer 1 (Inhaltsubersicht)

Die Inhaltstibersicht wird redaktionell an die Aufhebung des Abschnitts XVI. Besteuerung
der Gas-/Warmepreisbremse einschl. der 88 123 bis 126 EStG angepasst.

Zu Nummer 2 (Abschnitt XVI — Uberschrift)

Als Folgeanderung zur Aufhebung der §8 123 bis 126 EStG wird auch die Uberschrift zu
Abschnitt XVI gestrichen.

Zu Nummer 3 (88 123 bis 126 — aufgehoben -)

Auf die Besteuerung der Dezemberhilfe wird angesichts der Vollzugsaufwande der
Finanzverwaltung und der zu erwartenden Steuermehreinnahmen verzichtet. Die
Regelungen werden daher ersatzlos gestrichen.

Die Entlastungen der sogenannten ,Dezemberhilfe 2022“ sind flir bestimmte
Einkommensgruppen fir den Veranlagungszeitraum der Erteilung der konkreten
Abrechnung als sonstige Einkinfte in der Einkommensteuererklarung anzugeben. Eine
Einstiegs- und Milderungszone vermeidet Belastungsspriinge. Automatisierte
Kontrollmitteilungsverfahren waren wegen der dafir erforderlichen umfangreichen
rechtlichen und technischen Vorbereitungen bei den Verpflichteten nicht zeitnah verfugbar.
Der dann fir den Steuervollzug erforderliche personelle Aufwand fir die Sicherstellung des
»S0zialen Ausgleichs® ginge zu Lasten anderer héher priorisierter Aufgaben.

Zu Artikel 3 (Weitere Anderung des Einkommensteuergesetzes)

8 7 Absatz 4 Satz 2
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Der lineare AfA-Satz fir nach dem 31. Dezember 2022 fertiggestellte Wohngebaude wurde
im Rahmen des Jahressteuergesetzes 2022 auf 3 Prozent angehoben (8 7 Absatz 4 Satz 1
Nummer 2 Buchstabea EStG). Die zugleich im Regierungsentwurf des
Jahressteuergesetzes 2022 noch vorgesehene Streichung des § 7 Absatz 4 Satz 2 EStG
wurde nicht im Jahressteuergesetz 2022 umgesetzt. Aufgrund der Bezugnahme in § 7
Absatz4 Satz2 EStG auf 87 Absatz4 Satzl EStG, ist Satz2 an die im
Jahressteuergesetz 2022 vorgenommenen Anderungen in Satz 1 anzupassen.

Zu Artikel 4 (Weitere Anderung des Einkommensteuergesetzes)
Zu Nummer 1 (8 6)
Zu Buchstabe a (8 6 Absatz 1 Nummer 4 Satz 2 Nummer 3 und Satz 3 Nummer 3)

Nach 8 6 Absatz 1 Nummer 4 Satz 2 Nummer 3 EStG (1 %-Regelung) ist bei der privaten
Nutzung eines betrieblichen Kraftfahrzeugs, das keine COz-Emissionen hat (reine
Elektrofahrzeuge, inkl. Brennstoffzellenfahrzeuge) nur ein Viertel der
Bemessungsgrundlage (Bruttolistenpreis) und nach 8 6 Absatz1l Nummer4 Satz 3
Nummer 3 EStG (Fahrtenbuchregelung) nur ein Viertel der Anschaffungskosten oder
vergleichbarer Aufwendungen anzusetzen. Dies gilt bislang jedoch nur, wenn der
Bruttolistenpreis des Kraftfahrzeugs nicht mehr als 60 000 Euro betragt.

Zur Steigerung der Nachfrage unter Berlcksichtigung der Ziele zur Forderung einer
nachhaltigen Mobilitdt und um die gestiegenen Anschaffungskosten solcher Fahrzeuge
praxisgerecht abzubilden, wird der bestehende Hochstbetrag von 60 000 Euro auf 80 000
Euro angehoben. Dies gilt entsprechend bei der Uberlassung eines betrieblichen
Kraftfahrzeugs an Arbeitnehmer (8 8 Absatz 2 Satz 2, 3 und 5 EStG).

Zu Buchstabe b (8 6 Absatz 2 Satz 1)

Gegenwartig kénnen die Anschaffungs- oder Herstellungskosten oder der nach § 6
Absatz1 Nummer5 bis6 EStG an deren Stelle tretende Wert von abnutzbaren
beweglichen Wirtschaftsglitern des Anlagevermégens, die einer selbstandigen Nutzung
fahig sind, im Wirtschaftsjahr der Anschaffung, Herstellung oder Einlage des
Wirtschaftsguts oder der Erdffnung des Betriebs in voller Hohe als Betriebsausgaben
abgezogen werden, wenn die Anschaffungs- oder Herstellungskosten oder der an deren
Stelle tretende Wert fur das einzelne Wirtschaftsgut 800 Euro nicht Gbersteigen.

Die Regelung zur Abschreibung geringwertiger Wirtschaftsgtter wird verbessert und es
wird damit ein Investitionsanreiz gesetzt.

Nach der Neuregelung ist eine Sofortabschreibung abnutzbarer beweglicher
Wirtschaftsguter des Anlagevermdgens, die einer selbstdndigen Nutzung fahig sind,
mdoglich, wenn deren Anschaffungs- oder Herstellungskosten oder der an deren Stelle
tretende Wert 1 000 Euro nicht Gbersteigen. Durch diese Steuerentlastung wird ein positiver
Liquiditatseffekt fur Unternehmen erzielt und es werden Freirdume flr neue Investitionen
geschaffen.

Zu Buchstabe c (8§ 6 Absatz 2a Satz 1 und Satz 2)

Nach der bestehenden Regelung kann fir abnutzbare bewegliche Wirtschaftsguter des
Anlagevermogens, die einer selbstandigen Nutzung fahig sind, ein Sammelposten im
Wirtschaftsjahr der Anschaffung, Herstellung oder Einlage des Wirtschaftsguts oder der
Er6ffnung des Betriebs gebildet werden, wenn die Anschaffungs- oder Herstellungskosten
oder der nach § 6 Absatz 1 Nummer 5 bis 6 EStG an deren Stelle tretende Wert fur das
einzelne Wirtschaftsgut 250 Euro, aber nicht 1 000 Euro lbersteigen. Der Sammelposten
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ist im Wirtschaftsjahr der Bildung und in den folgenden vier Wirtschaftsjahren gleichmafiig
gewinnmindernd aufzuldsen.

Die Anhebung der Betragsgrenze von 1 000 Euro auf 5 000 Euro und die Verringerung der
Auflésungsdauer von flinf Jahren auf drei Jahre fir den Sammelposten bedeutet eine echte
Entlastung von Bulrokratie ohne weitere Dokumentationspflichten zu generieren. Die
Wirtschaftsgiter, die in einem Sammelposten zusammengefasst werden, missen nicht in
einem gesonderten Verzeichnis erfasst werden. Der Zugang dieser Wirtschaftsguter wird
lediglich buchmafig erfasst. Mit der Neuregelung des Sammelpostens werden zudem
Streitfragen hinsichtlich der Abschreibungsdauer der betroffenen Wirtschaftsgiter
vermieden.

Zu Nummer 2 (§ 6b Absatz 6 Satz 2)

Die Vorschrift wird redaktionell an den neu eingefliigten § 7 Absatz 5a EStG sowie die
redaktionelle Umbenennung des bisherigen 8 7 Absatz 5a EStG in 8§ 7 Absatz 5b EStG
angepasst.

Zu Nummer 3 (8 7)
Zu Buchstabe a (8 7 Absatz 2 Satz 1)

Die degressive Abschreibung fir bewegliche Wirtschaftsgiter des Anlagevermdgens wurde
mit dem Zweiten Corona-Steuerhilfegesetz zur Unterstitzung der Wirtschaft in Zeiten
pandemiebedingter wirtschaftlicher Unsicherheiten und sonstiger Erschwernisse zum 1.
Januar 2020 eingefihrt und mit dem Vierten Corona-Steuerhilfegesetz bis zum 31.
Dezember 2022 verlangert.

Aufgrund der derzeitigen Krisensituation soll als konjunkturstitzende begleitende
MalRnahme die Inanspruchnahme der degressiven Abschreibung wieder ermdglicht
werden. Die temporare Begrenzung setzt Anreize flr zugige Investitionsentscheidungen.

Die degressive Abschreibung kann somit auch fir bewegliche Wirtschaftsguter des
Anlagevermdgens, die nach dem 30. September 2023 und vor dem 1. Januar 2025
angeschafft oder hergestellt worden sind, anstelle der linearen Abschreibung in Anspruch
genommen werden.

Die degressive Abschreibung ist angesichts der derzeitigen konjunkturellen Schwéache
sowie der strukturellen Probleme geboten. Denn sie setzt einen deutlichen konjunkturellen
Impuls., fordert die schnellere Refinanzierung und setzt Anreize fiir innovative Investitionen,
die zur strukturellen Weiterentwicklung beitragen.

Zu Buchstabe b (8 7 Absatz 5a — neu -)

Die arithmetisch-degressive Abschreibung mit fallenden Staffelsatzen fir Gebaude, die
Wohnzwecken dienen, wurde im Rahmen des Gesetzes zum Einstieg in ein steuerliches
Sofortprogramm vom 22. Dezember 2005 (BGBI. | 2005 S. 3682) auf Geb&ude begrenzt,
fur die vor dem 1. Januar 2006 der Bauantrag gestellt wurde oder die aufgrund eines vor
dem 1. Januar 2006 rechtswirksam abgeschlossenen obligatorischen Vertrags angeschafft
worden sind. Neue Geb&ude werden seither nur noch linear nach einem festen,
pauschalierten Prozentsatz abgeschrieben (§ 7 Absatz 4 EStG).

Aufgrund des akuten Wohnraummangels sowie der anhaltenden wirtschaftlichen
Belastungen durch hohe Baukosten soll als konjunktur-, wirtschafts- oder
wachstumspolitische MaRnahme zur Férderung des Wohnungsbaus und zur Unterstiitzung
der Bauwirtschaft die Inanspruchnahme einer geometrisch-degressiven Abschreibung fur
Gebaude mit fallenden Jahresbetragen befristet ermdglicht werden.
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Die degressive Abschreibung wird ausschlielBlich fir Gebaude ermdoglicht, die
Wohnzwecken dienen und mit deren Herstellung nach dem 30. September 2023 und vor
dem 1. Oktober 2029 begonnen wird. Als Beginn der Herstellung bei Gebauden gilt das
Datum in der nach den jeweiligen landesrechtlichen Vorschriften einzureichenden
Baubeginnsanzeige. Der Steuerpflichtige tragt die Nachweispflicht. Sollten landesrechtlich
im Einzelfall keine Baubeginnsanzeigen vorgeschrieben sein, hat der Steuerpflichtige zu
erklaren, dass er den Baubeginn gegeniiber der zustandigen Baubehorde freiwillig
angezeigt hat. Im Fall der Anschaffung ist die Inanspruchnahme der degressiven Absetzung
fur Abnutzung nur dann méglich, wenn der obligatorische Vertrag nach dem 30. September
2023 und vor dem 1. Oktober 2029 rechtswirksam abgeschlossen wird. Damit auch in
Fallen der Anschaffung nur neue Gebdude von der Regelung umfasst werden, muss der
Steuerpflichtige das Gebaude zudem bis zum Ende des Jahres der Fertigstellung
anschaffen. Ein Gebaude ist grundsatzlich fertiggestellt, wenn es entsprechend seiner
Zweckbestimmung genutzt werden kann. Der Zeitpunkt der Anschaffung des Gebéaudes ist
der Zeitpunkt der Erlangung der wirtschaftlichen Verfigungsmacht. Das ist regelmaRig der
Fall, wenn Eigenbesitz, Gefahr, Nutzen und Lasten auf den Erwerber Ubergehen. Fir die
Inanspruchnahme der degressiven Abschreibung im Fall der Anschaffung mussen also
Fertigstellung und Erlangung der wirtschaftlichen Verfigungsmacht in einem Kalenderjahr
liegen.

Anders als bei der degressiven Absetzung fiir Abnutzung nach Absatz 5 ist fur die hier
geregelte geometrisch-degressive Abschreibung Absatz 1 Satz 4 anzuwenden. Das
bedeutet, dass die degressive Absetzung nach Absatz 5a im Jahr der Anschaffung oder
Herstellung zeitanteilig zu erfolgen hat. Solange die Absetzung fur Abnutzung in fallenden
Jahresbetrdagen nach Absatz 5a vorgenommen wird, sind Absetzungen fir
aulRergewohnliche technische oder wirtschaftliche Abnutzungen nicht zulassig. Soweit
diese eintreten, kann zur linearen Absetzung fir Abnutzung nach Absatz 4 Nummer 2
Buchstabe a gewechselt werden.

Der Steuerpflichtige hat ein Wahlrecht, zur linearen Absetzung flr Abnutzung nach
Absatz 4 zu wechseln. Die lineare Absetzung fir Abnutzung ist nach dem Wechsel zur
Absetzung fur Abnutzung nach Absatz4 Nummer 2 Buchstabe a vom Restwert
vorzunehmen. Der Restwert ermittelt sich dabei von den um die bisherigen Abschreibungen
geminderten urspringlichen Anschaffungs- und Herstellungskosten; ggf. kommt die
Anwendung von Absatz 4 Satz 2 in Betracht, soweit die Voraussetzungen vorliegen.

Die degressive AfA kann fiur alle Wohngebaude, die in einem Mitgliedstaat der
Européaischen Union oder des Europaischen Wirtschaftsraumes belegen sind, in Anspruch
genommen werden. Nach dem Urteil des Europaischen Gerichtshofs vom 15. Oktober 2009
in der Rechtssache C-35/08 ,Grundstiicksgemeinschaft Busley und Cibrian Fernandez"
steht dies im Einklang mit Artikel 56 EG-Vertrag. Eine Begrenzung auf Wohngebaude im
Inland ist daher nicht zulassig.

Die degressive Abschreibung fordert die schnellere Refinanzierung und schafft iiber diesen
Mechanismus Investitionsanreize, die zu einer nétigen Stabilisierung der Bauwirtschaft
beitragen kdénnen.

Zu Buchstabe c (8§ 7 Absatz 5b — neu -)

Aufgrund der Neufassung des 8§ 7 Absatz 5a EStG wird der bisherige Inhalt des Absatzes
zu einem neuen Absatz 5b, welcher seinerseits inhaltlich auch fiir den neuen Absatz 5a
gelten soll. Die Bezugnahme auf Absatz 5a ist daher als Folgeanderung erforderlich. Damit
ist die degressive Absetzung fir Abnutzung nach Absatz 5a auch auf Geb&udeteile, die
selbstandige unbewegliche Wirtschaftsgiter sind, sowie auf Eigentumswohnungen und auf
im Teileigentum stehende R&ume entsprechend anzuwenden.
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Zu Nummer 4 (8 7a Absatz 9)

Die Vorschrift wird redaktionell an den neu eingefligten 8 7 Absatz 5a EStG sowie die
redaktionelle Umbenennung des bisherigen 8 7 Absatz 5a EStG in § 7 Absatz 5b EStG
angepasst.

Zu Nummer 5 (8 7g Absatz 5)

Die Sonderabschreibung nach 8§ 7g Absatz 5 EStG betragt derzeit bis zu 20 Prozent der
Investitionskosten und gilt fur Betriebe, die die Gewinngrenze von 200 000 Euro im Jahr,
das der Investition vorangeht, nicht Uberschreiten. Die Sonderabschreibung kann
unabhangig von der Inanspruchnahme eines Investitionsabzugsbetrags geltend gemacht
werden und beliebig auf das Jahr der Anschaffung oder Herstellung und den folgenden vier
Jahren verteilt werden.

Aufgrund der anhaltenden wirtschaftlichen Belastungen und Verwerfungen wird als
konjunkturstitzende begleitende MalRnahme die Sonderabschreibung nach § 7g Absatz 5
EStG auf bis zu 50 Prozent angehoben.

Die Anhebung der Sonderabschreibung auf 50 Prozent fordert die schnellere
Refinanzierung und schafft Gber diesen Mechanismus unternehmerische Vorteile und
Investitionsanreize, die zu einer notigen Stabilisierung und der Transformation der
Wirtschaft beitragen kénnen.

Zu Nummer 6 (8§ 7h Absatz 1 Satz 1 und 8§ 7i Absatz 1 Satz 1)

Die Vorschriften werden redaktionell an den neu eingefiigten § 7 Absatz 5a EStG sowie die
redaktionelle Umbenennung des bisherigen 8 7 Absatz 5a EStG in 8§ 7 Absatz 5b EStG
angepasst.

Zu Nummer 7 (8 10 Absatz 1 Nummer 2 Satz 3)

Auszahlungen zur Abfindung einer Kleinbetragsrente zu Beginn der Auszahlungsphase
eines zertifizierten Basisrentenvertrages sind bereits nach geltendem Recht zulassig. Wenn
ein sich bereits in der Auszahlungsphase befindender Basisrentenvertrag anlasslich der
Durchfiihrung eines Versorgungsausgleichs zu Lasten der ausgleichspflichtigen Person
geteilt wird, reduziert sich die der ausgleichspflichtigen Person zustehende laufende
Rentenzahlung. Bei der Basisrente wird —analog zur Riester-Rente — zukinftig auch
wahrend der Auszahlungsphase die Abfindung einer Kleinbetragsrente ermdglicht, wenn
die bisherige Rente aufgrund der Durchfiihrung des Versorgungsausgleichs den Wert einer
Kleinbetragsrente erreicht oder diesen Wert unterschreitet. Die Regelung ist ein Beitrag zur
Steuervereinfachung, da Aufwand fur die Auszahlung von Kleinstbetrédgen vermieden wird.

Zu Nummer 8 (8§ 10a Absatz 1a Satz 1)

Mit dem Jahressteuergesetz 2022 vom 16. Dezember 2022 (BGBI. | S. 2294) wurde in
8 10a Absatz 1a EStG das Verfahren bei Personen vereinfacht, die wegen der Anrechnung
von Kindererziehungszeiten bei inldndischen gesetzlichen Rentenversicherungstragern
dem forderberechtigten Personenkreis angehéren. Danach stehen Steuerpflichtige, die
Kindererziehungszeiten nach 856 SGBVI in der inlandischen gesetzlichen
Rentenversicherung nur aufgrund eines fehlenden oder eines noch nicht beschiedenen
Antrags bislang nicht angerechnet bekommen haben, einem Pflichtversicherten in der
inlandischen gesetzlichen Rentenversicherung zunachst gleich. Voraussetzung dabei ist in
einem ersten Schritt, dass der Zulageberechtigte die Kinderzulage fir ein Kind, fir das
gegenuber dem Steuerpflichtigen oder seinem Ehegatten/ Lebenspartner Kindergeld
festgesetzt worden ist, bei seinem Anbieter beantragt; das Kind darf im Beitragsjahr sein
viertes Lebensjahr noch nicht vollendet haben.
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Kiinftig soll die Gleichstellung eines Steuerpflichtigen mit in der inl&ndischen gesetzlichen
Rentenversicherung Pflichtversicherten gemaR dem mit der Vereinfachung erfolgten Ziel
und aus Grinden der Gleichbehandlung auch auf die Falle erstreckt werden, bei denen der
Steuerpflichtige die Kinderzulage nicht selber beantragt, sondern diese auf seinen
Ehegatten ibertragen hat. Gleiches gilt auch bei der Ubertragung der Kinderzulage
zwischen Lebenspartnern einer Lebenspartnerschaft nach dem
Lebenspartnerschaftsgesetz vom 16. Februar 2001 (BGBI.| S. 266). Die ubrigen
Voraussetzungen in § 10a Absatz 1a EStG bleiben unberihrt.

Zu Nummer 9 (8 19 Absatz 2 Satz 3)

Nach § 19 Absatz 2 EStG bleibt von Versorgungsbeziigen ein nach einem Prozentsatz
ermittelter und auf einen Hdchstbetrag begrenzter Versorgungsfreibetrag sowie ein
Zuschlag zum Versorgungsfreibetrag (Freibetrage fir Versorgungsbezlige) steuerfrei. Der
jeweils anzuwendende Prozentsatz verringert sich seit 2005 im Gleichklang zur
schrittweisen Anhebung des der Besteuerung unterliegenden Anteils (Besteuerungsanteil)
von Leibrenten und anderen Leistungen aus der gesetzlichen Rentenversicherung, der
landwirtschaftlichen Alterskasse, berufsstdndischen Versorgungseinrichtungen und
Basisrentenvertragen (sog. Basisversorgung) gemaf 8 22 Nummer 1 Satz 3 Buchstabe a
Doppelbuchstabe aa Satz 3 EStG im Zuge der Uberfilhrung dieser Einkiinfte in die
vollstidndige nachgelagerte Besteuerung bis 2040. Aufgrund des mit diesem Gesetz
umzusetzenden langsameren Anstiegs des Besteuerungsanteils der Renten aus der
Basisversorgung (dazu Nummer 10) wird diese Anderung im Bereich der Freibetrage fur
Versorgungsbeziige nachgezeichnet. Beginnend mit dem Jahr 2023 wird der
anzuwendende Prozentwert zur Bemessung des Versorgungsfreibetrages nicht mehr in
jahrlichen Schritten von 0,8 Prozentpunkten, sondern nur noch in jahrlichen Schritten von
0,4 Prozentpunkten verringert. Der HOchstbetrag sinkt ab dem Jahr 2023 um jahrlich
30 Euro und der Zuschlag zum Versorgungsfreibetrag um jéhrlich 9 Euro. Kongruent mit
der vollstandigen Umsetzung der nachgelagerten Besteuerung im Bereich der
Alterseinklnfte aus der Basisversorgung sind die Freibetrage fiir Versorgungsbeziige damit
im Jahr 2058 vollstdndig abgeschmolzen. Versorgungsbeziige flieBen in der Folge bei
einem Versorgungsbeginn ab 2058 vollsténdig in die Einklnfte aus nichtselbstandiger
Arbeit nach § 19 EStG ein.

Zur  erstmaligen  Anwendung im  Lohnsteuerabzugsverfahren  siehe  unter
Nummer 14 Buchstabe d.

Zu Nummer 10 (8 22 Nummer 1 Satz 3 Buchstabe a Doppelbuchstabe aa Satz 3)

Mit der Regelung wird die zweite im Koalitionsvertrag fiir die 20. Legislaturperiode zwischen
der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands (SPD), BUNDNIS 90 / DIE GRUNEN und
der Freien Demokratischen Partei (FDP) vereinbarte MalRBhahme zur Vermeidung einer
zukunftigen ,doppelten Besteuerung® von Renten aus der Basisversorgung umgesetzt. Die
Regelung zielt darauf ab, dass der Besteuerungsanteil beginnend mit der Kohorte 2023 um
jahrlich nur noch einen halben Prozentpunkt ansteigt.

Die mit dem Alterseinkiinftegesetz im Jahr 2005 begonnene Umstellung der Besteuerung
von Renten aus der Basisversorgung auf die nachgelagerte Besteuerung beinhaltet u. a.,
dass der in Abhangigkeit des Jahres des Rentenbeginns anzuwendende
Besteuerungsanteil ab dem Jahr 2020 jahrlich um einen Prozentpunkt ansteigt. Nach der
bisherigen Regelung wéren danach Leibrenten und andere Leistungen aus der
Basisversorgung erstmals ab der Kohorte 2040 vollstandig als steuerpflichtige sonstige
Einkinfte nach § 22 EStG zu beriicksichtigen. Mit der Anderung wird beginnend ab dem
Jahr 2023 der Anstieg des Besteuerungsanteils fur jeden neuen Renteneintrittsjahrgang auf
einen halben Prozentpunkt jahrlich reduziert. Fir die Kohorte 2023 betragt demnach der
malfigebliche Besteuerungsanteil anstatt 83 Prozent nur noch 82,5 Prozent und erreicht
nach seinem kontinuierlichen jahrlichen Aufwuchs erstmals fir die Kohorte 2058 100
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Prozent. Der im Jahr 2005 begonnene Ubergangszeitraum zur vollstandigen
nachgelagerten Besteuerung von Renten aus der Basisversorgung wird somit bis zum Jahr
2058 verlangert.

Die Anderung ist vor dem Hintergrund der Urteile des Bundesfinanzhofs (BFH) vom 19. Mai
2021 (Aktenzeichen X R 20/19 und X R 33/19) erforderlich. Der BFH hat in seinen Urteilen
erstmals die Berechnungsparameter fur die Ermittlung einer sogenannten ,doppelten
Besteuerung® von Renten aus der Basisversorgung definiert und damit die Kriterien fur die
Feststellung einer méglichen ,doppelten Besteuerung® von Altersvorsorgeaufwendungen
und der aus diesen Aufwendungen resultierenden Rentenleistungen vorgegeben. Der
Gesetzgeber ist verpflichtet, dafir Sorge zu tragen, dass es in keinen Fall zu einer
.doppelten Besteuerung® kommt. Um fir zukiinftige Rentenjahrgange das Risiko einer
»doppelten Besteuerung“ zu minimieren, wird mit dem vorliegenden langsameren Anstieg
des Besteuerungsanteils ein weiterer wichtiger Schritt umgesetzt. Die vorliegende
Anpassung des § 22 Nummer 1 Satz 3 Buchstabe a Doppelbuchstabe aa Satz 3 EStG folgt
damit dem mit dem Jahressteuergesetz 2022 bereits umgesetzten Entfall der prozentualen
Begrenzung fur Altersvorsorgeaufwendungen im Rahmen des Sonderausgabenabzugs ab
dem Jahr 2023 und wird dazu beigetragen, eine ,doppelte Besteuerung“ von Renten aus
der Basisversorgung fur zukinftige Renteneintrittsjahrgdnge zu vermeiden oder
abzumildern.

Die vorliegende Anpassung sowie die bereits umgesetzte Anpassung des
Sonderausgabenabzugs in § 10 Absatz 3 Satz 6 EStG werden jedoch nicht ausreichen, um
,doppelte Besteuerungen® fir alle zuklinftige Rentenkohorten vollstandig zu vermeiden.
Zudem greifen diese beiden Anpassungen erst ab dem Jahr 2023 und entfalten daher ihre
Wirkung erst fur Rentenjahrgange ab 2023. Zur vollstandigen Vermeidung einer ,doppelten
Besteuerung“ sowohl fur zukunftige Rentenkohorten, aber auch zur Beseitigung von
gegebenenfalls im Einzelfall bereits eingetretener ,doppelter Besteuerung® in
Bestandsrentenféllen sind weitere Regelungen erforderlich, die zeitnah in einem dritten
Schritt gesetzlich geregelt werden.

Zu Nummer 11 (§ 24a Satz 5)

Mit der Regelung wird der verlangsamte Anstieg des Besteuerungsanteils (dazu
Nummer 10) im Bereich des Altersentlastungsbetrags nachvollzogen. Die Vorschrift
bezweckt ab dem Kalenderjahr nach Vollendung des 64. Lebensjahres die Entlastung
bestimmter Einkiinfte, die in voller Hohe in die Ermittlung der Summe der Einkunfte
einflieBen. Die bisherige Regelung sieht im Gleichklang mit der schrittweisen Uberfiihrung
von Leibrenten und anderen Leistungen aus der Basisversorgung in die vollstandige
nachgelagerte Besteuerung die Abschmelzung des maRRgebenden Prozentsatzes dieser
Einklnfte sowie des Hochstbetrags fiir jede neue Kohorte bis zum Jahr 2040 vor. Mit der
Anpassung wird beginnend mit dem Jahr 2023 der anzuwendende Prozentsatz nicht mehr
in jahrlichen Schritten von 0,8 Prozentpunkten, sondern nur noch in jahrlichen Schritten von
0,4 Prozentpunkten verringert. Der Hochstbetrag sinkt beginnend mit dem Jahr 2023 um
jahrlich 19 Euro anstatt bisher 38 Euro.

Zur  erstmaligen  Anwendung im  Lohnsteuerabzugsverfahren  siehe  unter
Nummer 14 Buchstabe d.

Zu Nummer 12 (§ 34a)

Der begilnstigungsfahige Gewinn wird um die gezahlte Gewerbesteuer und die Betrage,
die zur Zahlung der Einkommensteuer nach 8 34a Absatz 1 EStG entnommen werden,
erhoht. Damit steht kiinftig ein hbheres Thesaurierungsvolumen zur Verfligung.

Hierdurch wird die steuerliche Belastung nicht entnommener Gewinne von
Personenunternehmen insbesondere auch des standorttreuen Mittelstands vermindert und
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die Eigenkapitalbildung dieser Unternehmen verbessert. Dartber hinaus wird
Gestaltungsmodellen entgegengetreten, die der Zielsetzung der
Thesaurierungsbegtnstigung des § 34a EStG entgegenlaufen.

834a Absatz 1 Satz 3

Der erstmalige Antrag nach 8§ 34a Absatz 1 Satz 2 EStG unterliegt keiner Frist und kann
deshalb bis zur Unanfechtbarkeit des Einkommensteuerbescheids, bei einer
Steuerfestsetzung unter dem Vorbehalt der Nachprifung bis zum Ablauf der
Festsetzungsfrist gestellt werden.

In der Praxis sind Falle bekannt geworden, in denen erst nach Abschluss einer
Betriebsprifung im Rahmen der Aufhebung des Vorbehaltes der Nachprifung erstmalig
eine Antragstellung nach § 34a EStG erfolgt. Die hierdurch ausgel6sten, geminderten
Einkommensteuerfestsetzungen fuhren zu teils hohen Erstattungszinsfestsetzungen nach
§ 233a AO. Zur Vermeidung entsprechender Gestaltungsmaoglichkeiten bei nachtraglicher
Antragsstellung wird daher auf die Anwendung von 8§ 233a Absatz 2a AO verwiesen.

§ 34a Absatz 2

Bei der Ermittlung des nicht entnommenen Gewinns wird der nach § 4 Absatz 1 oder 8 5
EStG ermittelte Gewinn um die gezahlte Gewerbesteuer und um die Entnahmen zur
Zahlung der Steuer nach § 34a Absatz 1 EStG erhoht. Damit steht den Unternehmern
nunmehr ein hoheres Thesaurierungsvolumen zur Verfigung.

Weitere aul3erbilanzielle Gewinnkorrekturen erhéhen den Beglnstigungsbetrag hingegen
nicht. Sie stellen im Gegensatz zur Gewerbesteuer keine offentliche Abgabe dar, der sich
der Unternehmer nicht entziehen kann. Dies lasst eine unterschiedliche Beurteilung
gegenuber anderen dem Grunde oder der Ho6he nach nicht abzugsfahigen
Betriebsausgaben zu.

§ 34a Absatz 2 Satz 2 EStG enthalt eine Fiktion, wonach Entnahmen vorrangig bis zur
Hohe der Einkommensteuer im Sinne des 8§ 34a Absatz 1 Satz 1 EStG und des darauf
entfallenden Solidaritatszuschlags als zur Zahlung dieser Betrage verwendet gelten. Die
Einfligung des § 34a Absatz 2 Satz 2 EStG steht im Zusammenhang mit den Anpassungen
in 8 34a Absatz 2 Satz 1 EStG und entbindet den Steuerpflichtigen vom Nachweis, ob und
in welcher Hohe Entnahmen zum Zweck der Tilgung der Steuern fiir beglnstigt besteuerte,
nicht entnommene Gewinne eingesetzt werden.

§ 34a Absatz 6

Scheidet ein Mitunternehmer aus einer Mitunternehmerschaft aus und wachst in der Folge
den oder dem verbleibenden Gesellschafter das Vermogen des Ausgeschiedenen an, kann
dies unentgeltlich oder entgeltlich erfolgen. Im Fall des unentgeltlichen Ausscheidens treten
die Rechtsfolgen des § 6 Absatz 3 EStG ein. Aus diesem Grund wird in Absatz 6 Satz 1
Nummer 3 EStG Kklarstellend eine Regelung aufgenommen, die auch bei den
Nachversteuerungstatbestanden die zivilrechtliche Anwachsung (8 738 BGB) im Fall der
Unentgeltlichkeit den Fallen der unentgeltlichen Ubertragung nach § 6 Absatz 3 EStG
gleichstellt.

Zudem wurde ein weiterer Fall der Nachversteuerung aufgenommen.

In 8§ 34a Absatz 6 Satz 2 EStG wird der Umfang der Nachversteuerung fur die Félle
geregelt, in denen nur Teilbetriebe, Teile von Einzelunternehmen oder
Teilmitunternehmeranteile entgeltlich oder unentgeltlich Gbertragen werden. Dazu gehéren
die Falle
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— der entgeltlichen Mitunternehmerteilanteilsverduf3erung und der entgeltlichen
Aufnahme eines Mitunternehmers in ein bestehendes Einzelunternehmen (8 34a
Absatz 8 Satz 2 Nummer 1 EStG),

— der Einbringung eines Teilbetriebs oder Teil eines Mitunternehmeranteils nach § 20
UmwStG in eine Kapitalgesellschaft oder Genossenschaft (8 34a Absatz 8 Satz 2
Nummer 2 EStG),

— der unentgeltlichen Ubertragung eines Teilbetriebs oder Teil eines
Mitunternehmeranteils (auch an Untergesellschaften) auf eine Korperschatft,
Personenvereinigung oder Vermégensmasse oder einer unentgeltlichen Aufnahme
einer Korperschaft, Personenvereinigung oder Vermdgensmasse als Mitunternehmer
in ein bestehendes Einzelunternehmen.

In den oben genannten Féllen ist eine quotale Nachversteuerung nach MalRgabe des
Verhaltnisses des gesamten Kapitalkontos zum veraufRerten Teil des Kapitals
durchzufuhren.

§ 34a Absatz 7

Nur in den Féllen der unentgeltlichen Betriebstibergabe nach § 6 Absatz 3 EStG hatte der
Rechtsnachfolger bisher den nachversteuerungspflichtigen Betrag fortzufiihren. In den
Fallen der unentgeltlichen Aufnahme in ein bestehendes Einzelunternehmen und der
unentgeltlichen Ubertragung  eines  Teilmitunternehmeranteils  verblieb  der
nachversteuerungspflichtige Betrag beim bisherigen (Mit-)Unternehmer. Diese Regelung
war jedoch missbrauchsanfallig. So konnte der bisherige (Mit-)Unternehmer durch
Beibehaltung eines geringfugigen Mitunternehmeranteils den nachversteuerungspflichtigen
Betrag in voller Hohe behalten. Dies hatte jedoch in vielen Fallen zur Folge, dass aufgrund
der Geringfligigkeit des verbleibenden Mitunternehmeranteils beim bisherigen (Mit-
)Unternehmer eine Nachversteuerung praktisch unmoglich war. Nunmehr regelt § 34a
Absatz 7 Satz 2 EStG, dass in den Fallen einer unentgeltlichen Aufnahme eines
Mitunternehmers in ein bestehendes Einzelunternehmen und der unentgeltlichen
Teilanteilslbertragung auch der nachversteuerungspflichtige Betrag quotal auf den
Rechtsnachfolger ibergeht. Zur Berechnung der Ubertragungsquote ist das
Betriebsvermégen des Einzelunternehmens oder das Betriebsvermégen der
Mitunternehmerschaft zugrunde zu legen. Hierzu gehdren insbesondere alle Kapitalkonten
des Rechtsvorgangers. Gleiches gilt in den Fallen, in denen Teilmitunternehmeranteile
nach § 24 UmwStG zu Buchwerten in eine Mitunternehmerschaft eingebracht werden.

§ 34a Absatz 11

§ 34a Absatz 11 EStG normiert die Anderungsmoglichkeit des Bescheids Uber die
gesonderte Feststellung des nachversteuerungspflichtigen Betrags bei Anderung des
Einkommensteuerbescheids. Nunmehr wird auch eine Anderungsmaoglichkeit in die andere
Richtung erganzt. Dies stellt sicher, dass bei Anderungen der gesonderten Feststellung
hinsichtlich der Hohe des nachversteuerungspflichtigen Betrags auch eine Anpassung der
Nachversteuerung im bestandskraftigen Einkommensteuerbescheid vorgenommen werden
kann.

Zu Nummer 13 (8 50c)
Zu Buchstabe a (8 50c Absatz 2 Satz 1 Nummer 2)

Mit dem Gesetz zur Modernisierung der Entlastung von Abzugsteuern und der
Bescheinigung der Kapitalertragsteuer vom 2. Juni 2021 (BGBI. | S. 1259) wurde eine
Freigrenze in Hohe von 5 000 Euro in § 50c Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 EStG eingeflhrt.
Die Vorschrift erdffnet dem Vergutungsschuldner die Mdglichkeit, unter bestimmten
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Voraussetzungen vom Steuerabzug abzusehen. Diese kumulativ zu erflllenden
Voraussetzungen sind:

— Vorliegen von Einkiinften i. S. des 8§ 50a Absatz 1 Nummer 3 (Einkinfte im Sinne des
8 49 Absatz 1 Nummer 2, 3, 6 und 9 EStG, soweit von Nummer 3 erfasst; bspw.
Vergiitungen fiir die Uberlassung der Nutzung von Rechten)

— Der Besteuerung dieser Einkinfte entgegenstehende abkommensrechtliche
Vorschriften — in vielen DBA mit Industriestaaten verzichtet Deutschland entsprechend
Artikel 12 der deutschen Verhandlungsgrundlage fur DBA 2013 auf die Besteuerung
inlandischer Einkiinfte ausléandischer Lizenzgeber

— Kein Uberschreiten des Betrags von 5 000 Euro (Betrag inkl. der abzufilhrenden Steuer
nach § 50a EStG) der dem jeweiligen beschrankt Steuerpflichtigen in demselben
Kalenderjahr vom Vergltungsschuldner zugeflossenen Vergitungen. Bei Vorliegen
einer Nettovereinbarung ist entsprechend dem jeweiligen Reststeuersatz
hochzurechnen. Der so hochgerechnete Wert ist an der Freigrenze zu messen.

In erster Linie erfasst diese Vorschrift in der Praxis Vergutungsschuldner mit wechselnden,
gering verguteten Glaubigern, etwa Zahlungen von Verlagen oder von Rundfunksendern
fur Bildrechteliberlassung. Die Regelung zielt darauf ab, den mit dem Erstattungs- oder
Freistellungsverfahren verbundenen administrativen Aufwand insbesondere flur die
Vergutungsglaubiger zu reduzieren, indem in diesen Fallen mit geringem steuerlichem
Risiko auf eine Vorabprifung durch die Finanzverwaltung verzichtet wird. Durch das
weiterhin bestehende Erfordernis einer Steueranmeldung (in H6he von 0 Euro) wird
sichergestellt (vgl. 8 50c Absatz 2 Satz 2 EStG), dass die Finanzverwaltung jeden Fall ex
post einer Kontrolle unterziehen kann.

Die praktischen Erfahrungen des mit der Durchfihrung des Steuerabzug betrauten
Bundeszentralamt fur Steuern (8 16 AO i. V. mit 8 5 Absatz 1 Nummer 12 FVG) zeigen,
dass von der Mdoglichkeit des § 50c Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 EStG bisher nur in
geringem Umfang Gebrauch gemacht wird. Dies wird von Vergitungsschuldnern
insbesondere damit begriindet, dass die gegenwartig geltende Grenze von 5 000 Euro im
Jahr zu niedrig ist und es bei wiederholten unterjhrigen Zahlungen an denselben
Vergitungsglaubiger zu einem Uberschreiten der Freigrenze kommt, mit der Folge, dass
alle Zahlungen riickwirkend einem Abzug zu unterwerfen sind. Dies macht das Verfahren
unattraktiv, insbesondere, wenn, wie in der Praxis haufig, die unterjahrigen Zahlungen
aufgrund laufender Auftrage nicht endgtiltig abschatzbar sind. Dies gilt umso mehr, da der
Verglutungsschuldner nach den Regelungen des § 50a Absatz 5 Satz 5 EStG haftet. Der
insbesondere  auch  durch die  rickwirkende  Verpflichtung  entstehende
Verwaltungsaufwand und die beim Vergltungsschuldner verbleibenden Risiken, mehr
Steuern abfiihren zu mussen, als der Wert der zuletzt an den Vergutungsglaubiger zu
zahlenden Vergltung, fuhren dazu, dass die Regelung nicht genutzt wird. Damit wird die
beabsichtigte administrative Entlastungswirkung dieser gesetzlichen Regelung zu einem
nicht unerheblichen Teil verfehlt.

Es ist daher beabsichtigt, die Grenze von 5 000 Euro auf 10 000 Euro anzuheben und die
Freigrenze ohne eine Nacherhebungspflicht fiir vorherige Zahlungen auszugestalten.

Die Anhebung der bisherigen Grenze von 5 000 Euro auf 10 000 Euro soll es mehr
Vergltungsschuldnern als bisher ermdéglichen, die vereinfachende Regelung zu nutzen,
und den Verwaltungsaufwand fur die Vergitungsglaubiger und die Finanzverwaltung zu
reduzieren. Das steuerliche Ausfallrisiko ist marginal und mit Blick auf eine effiziente
Verwaltung, die sich auf Falle konzentriert, bei denen mit einem betrachtlichen
Steuerautkommen zu rechnen ist, vertretbar. Erstens hat das BZSt durch die weiterhin
bestehende Pflicht der Vergutungsschuldner zur Abgabe einer Steueranmeldung die
Moglichkeit, das Vorliegen der Tatbestandsvoraussetzungen im Einzelfall nachzuprifen
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und die Steuer nachzufordern, zweitens kdnnen die Anmeldungen auch im Rahmen von
AuRBenprifungen bei den in aller Regel inlandischen Vergutungsschuldnern Gberpruft
werden und drittens besteht ein Steuerausfallrisiko in Form des Nichtbestehens der
Entlastungsvoraussetzungen von max. 1 500 Euro (10 000 Euro x 15 Prozent Steuersatz)
je  Vergitungsglaubiger, welches eine Ricknahme der Prifung seitens der
Finanzverwaltung rechtfertigt. Dadurch, dass der Vergutungsschuldner nach
§ 50a Absatz 5 Satz 5 EStG in Haftung genommen werden kann, besteht ein weiterer
Sicherungsmechanismus. Es erscheint daher mit Blick auf die Zielsetzung der bestehenden
Freigrenze angemessen, eine Erhéhung von 5 000 Euro auf 10 000 Euro vorzunehmen.

Durch die Neufassung der Nummer 2 wird gleichzeitig geregelt, dass ein Uberschreiten der
Freigrenze nur dazu fiihrt, dass fur die Vergttung, mit der die Freigrenze tberschritten wird,
eine Steuer auf den Gesamtbetrag dieser Vergltung einzubehalten und abzufiihren ist. Bei
Vergiitungen, die nicht zum Uberschreiten der Freigrenze fulhren, ist nachtraglich keine
Steuer einzubehalten und abzufiihren. Die bisher notwendige Korrektur von bereits im
gleichen Jahr eingereichten Steueranmeldungen entféllt. Dadurch wird die Attraktivitéat des
Verfahrens gesteigert und die mit der Regelung bezweckte Verwaltungsvereinfachung
gestarkt. Fur die Vergitung, mit der die Freigrenze Uberschritten wird, ist der
Steuereinbehalt — wie bisher — in voller Hohe und auf diese Vergitung insgesamt
vorzunehmen.

Zu Buchstabe b (8 50c Absatz 3 Satz 3)

Die Anderung holt eine im Rahmen des Gesetzes zur Modernisierung der Entlastung von
Abzugsteuern und der Bescheinigung der Kapitalertragsteuer (AbzStEntModG) vom 2. Juni
2021 (BGBI. |1 S.1259) unterbliebene Anpassung des Normverweises nach. Die
Regelungen, auf die verwiesen wird, findet sich nach den Anpassungen durch das
AbzStEntModG in § 50a Absatz 5 Satz 7 EStG.

Zu Nummer 14 (8 52)
Zu Buchstabe a (8 52 Absatz 12)
Zu Doppelbuchstabe aa (8§ 52 Absatz 12 Satz 5 — neu -)

Die Anderungen des § 6 Absatz 1 Nummer 4 Satz 2 Nummer 3 und Satz 3 Nummer 3 EStG
sind erstmals fur Kraftfahrzeuge anzuwenden, die nach dem 31. Dezember 2023
angeschafft werden.

Zu Doppelbuchstabe bb bis Doppelbuchstabe dd (§ 52 Absatz 12 Satz 8 — neu —,
bisheriger Satz 8 — aufgehoben — und Satz 12 — neu -)

Die Anderungen des § 6 Absatz 2 Satz 1 EStG und des § 6 Absatz 2a Satz 1 und 2 EStG
sind erstmals flr Wirtschaftsgiter anzuwenden, die nach dem 31. Dezember 2023
angeschafft, hergestellt oder in das Betriebsvermégen eingelegt werden.

Zu Buchstabe b (8 52 Absatz 15 Satz 3)

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeanderung an den neu eingefligten 8 7 Absatz 5a
EStG sowie die redaktionelle Umbenennung des bisherigen § 7 Absatz 5a EStG in 8 7
Absatz 5b EStG.

Zu Buchstabe c (§ 52 Absatz 16 Satz 6 — neu =)
Die Sonderabschreibung von bis zu 50 Prozent der Anschaffungs- oder Herstellungskosten

findet erstmals fiir solche Wirtschaftsgiter Anwendung, die nach dem 31. Dezember 2023
angeschafft oder hergestellt werden. Mithin wird eine Sonderabschreibung in H6he von bis
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zu 20 Prozent weiterhin flr solche nach § 7g Absatz 5i. V. m. Absatz 6 EStG beglnstigten
Wirtschaftsguter gelten, die vor dem 1. Januar 2024 angeschafft oder hergestellt wurden,
auch wenn der nach Absatz 5 zuldssige Beglinstigungszeitraum noch nicht beendet ist.

Zu Buchstabe d (§ 52 Absatz 26a)

Die Anwendungsregelung von 8 52 Absatz 26a EStG in seiner aktuellen Fassung hat heute
keine Bedeutung und kann tberschrieben werden.

§ 52 Absatz 26a EStG in der Fassung dieses Anderungsgesetzes regelt nunmehr, dass
§ 19 Absatz 2 Satz 3 und § 24a Satz 5 EStG bei Steuerabzug vom Arbeitslohn erstmals ab
dem 1. Januar 2024 anzuwenden sind.

Damit wird im Hinblick auf den kleinen Kreis von Betroffenen und die geringfligigen
Auswirkungen durch die Anhebung der Freibetrage fir Versorgungsbeziige bei einem
Versorgungsbeginn in 2023 und beim Altersentlastungsbetrag fiir 2023 fiir Steuerpflichtige,
die nach dem 1. Januar 1958 und vor dem 2. Januar 1959 geboren sind, auf eine
Umsetzung bereits beim Lohnsteuerabzug fur das Jahr 2023 verzichtet. Dies vermeidet
eine unverhaltnismafige Belastung der Arbeitgeber, die durch eine Anpassung samtlicher
Lohnsteuerberechnungs-/Lohnabrechnungsprogramme und Korrekturen der bereits
abgerechneten Zahlungen von Versorgungsbezigen/Arbeitsldhnen eintreten wirde. Es
muss fur 2023 auch kein neuer Programmablaufplan fur die maschinelle
Lohnsteuerberechnung aufgestellt werden. Im Rahmen der Veranlagung zur
Einkommensteuer werden dann die nach diesem Anderungsgesetz mafRgeblichen
Freibetrage flr Versorgungsbeziige und der malgebliche Altersentlastungsbetrag
angesetzt.

Zu Buchstabe e (8 52 Absatz 34 Satz 2 — neu -)

Die neuen Regelungen bei der Thesaurierungsbegiinstigung nach 8 34a EStG sind
erstmals fur den Veranlagungszeitraum 2025 anzuwenden. Dies ist dem Umstand der
notwendigen programmtechnischen Umsetzung geschuldet, die auf Grund der Komplexitat
des § 34a EStG einige Zeit in Anspruch nehmen wird.

Zu Buchstabe f (§ 52 Absatz 47a Satz 2 — neu -)

Die Anderung des §50c Absatz2 Nummer 2 EStG ist erstmals auf Vergiitungen
anzuwenden, die nach dem 31. Dezember 2023 zuflie3en.

Zu Nummer 15 (8 90 Absatz 3)
Zu Buchstabe a (8 90 Absatz 3 Satz 6)

Mit dem Jahressteuergesetz 2022 vom 16. Dezember 2022 (BGBI. | S. 2294) wurde in § 90
Absatz 3 EStG - korrespondierend zu der Neuregelung in § 10a Absatz 1a EStG fir
Kindererziehende — die RUckforderungsfrist der Zentralen Zulagenstelle fir Altersvermégen
(ZfA) angepasst. Die ZfA hat die Zulage bis zur Vollendung des flnften Lebensjahres des
Kindes zurtickzufordern, wenn die Kindererziehungszeiten, beispielsweise aufgrund eines
Ausschlussgrundes, vom Trager der gesetzlichen Rentenversicherung nicht anerkannt
werden.

Liegt eine mittelbare Zulageberechtigung nach 8§ 79 Satz 2 EStG fur den Ehegatten
aufgrund einer unmittelbaren Zulageberechtigung nach 8§ 10a Absatz 1la EStG vor, muss
diese mittelbare Zulageberechtigung konsequenterweise und systemgerecht das Schicksal
der unmittelbaren Zulageberechtigung teilen; dies wird mit der Anderung sichergestellt. Das
bedeutet: Fallt die Zulageberechtigung des unmittelbar Forderberechtigten, z. B. wegen
einer Ablehnung der Kindererziehungszeiten, weg und wird dessen Zulage zurtickgefordert,
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fallt auch die mittelbare Zulageberechtigung fur den Ehegatten weg und dessen Zulage wird
ebenfalls zurtickgefordert. Gleiches gilt auch bei Lebenspartnern einer Lebenspartnerschaft
nach dem Lebenspartnerschaftsgesetz vom 16. Februar 2001 (BGBI. | S. 266).

Zu Buchstabe b (& 90 Absatz 3 Satz 7)

Es handelt sich um eine redaktionelle Anderung. Der urspriinglich im Referentenentwurf
zum Jahressteuergesetz 2022 in der dort vorgeschlagenen Anderung des § 90 Absatz 3
EStG enthaltene Satz 7 wurde nicht in den Regierungsentwurf und mithin nicht in das
verabschiedete Gesetz aufgenommen, so dass der Verweis ins Leere geht und damit
entfallen kann.

Zu Artikel 5 (Weitere Anderung des Einkommensteuergesetzes)

Zu Nummer 1 (Inhaltsibersicht)

Die Inhaltstibersicht wird redaktionell an den neu eingefligten § 41 EStG angepasst.

Zu Nummer 2 (8 3)

Zu Buchstabe a (8§ 3 Nummer 72)

§ 3 Nummer 72 EStG wird wegen der neu angefugten Nummer 73 redaktionell angepasst.
Zu Buchstabe b (8 3 Nummer 73 — neu -)

Einkiinfte aus Vermietung und Verpachtung ermitteln sich als Uberschuss der Einnahmen
Uber die Werbungskosten. Unabhangig von der Einnahmenhéhe entsteht hierbei sowohl
fur die Steuerpflichtigen als auch die Finanzverwaltung Blrokratieaufwand.

Mit einer Steuerfreigrenze fir Einnahmen aus Vermietung und Verpachtung soll eine
burokratieentlastende Regelung geschaffen werden. Demnach bleiben Einnahmen aus der
Vermietung und Verpachtung zukinftig steuerfrei, sofern die Summe der Einnahmen im
Sinne des § 21 Absatz 1 EStG eines Steuerpflichtigen im Veranlagungszeitraum insgesamt
weniger als 1000 Euro betragen hat. Die Freigrenze gilt personenbezogen. Bei
Miteigentum sind daher die Einnahmen nach Satz 1 die jeweils anteilig zuzurechnenden
gemeinschaftlich erzielten Einnahmen einschlie3lich der Sondereinnahmen.

Sofern die Ausgaben die mit ihnen in unmittelbarem wirtschaftlichen Zusammenhang
stehenden Einnahmen ubersteigen, kbnnen die Einnahmen auf Antrag als steuerpflichtig
behandelt werden. Dieser Antrag ist durch Erklarung der Einkiinfte aus Vermietung und
Verpachtung in der Steuererklarung zu stellen.

Zu Nummer 3 (8 3a Absatz 3 Satz 2 Nummer 12)

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeanderung, die aus den Anpassungen des
Verlustriicktrags gemani § 10d Absatz 1 EStG resultiert (siehe
Artikel 5 Nummer 9 Buchstabe a). Die Folgeanderung ist nach der allgemeinen
Anwendungsregelung in 852 Absatzl Satzl EStG erstmals fir den
Veranlagungszeitraum 2024 anzuwenden.

Zu Nummer 4 (8 4 Absatz 5 Satz 1 Nummer 1 Satz 2)

Nach 8§84 Absatz5 Satz1 Nummer 1 EStG diurfen Aufwendungen fir Geschenke an
Personen, die nicht Arbeitnehmer des Steuerpflichtigen sind, den Gewinn nicht mindern,
wenn die Anschaffungs- oder Herstellungskosten der dem Empfanger im Wirtschaftsjahr
zugewendeten Gegenstande insgesamt 35 Euro nicht Ubersteigen.
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Der Betrag in Hohe von 35 Euro misste zum Ausgleich der Inflation auf 46 Euro angepasst
werden, wird jedoch aus Vereinfachungsgriinden auf 50 Euro aufgerundet.

Zu Nummer 5 (8 4h)

Aufgrund von Artikel 4 i. V. mit Artikel 11 Absatz 6 der Richtlinie (EU) 2016/1164 (Anti-Tax-
Avoidance-Directive — ATAD) ist die Zinsabzugsbeschrankung nach 8§ 4h EStG und § 8a
KStG (Zinsschranke) bis spatestens 31. Dezember 2023 an die Vorgaben der ATAD
anzupassen.

Nach der Zinsschranke sind die Nettozinsaufwendungen eines Betriebes
(Zinsaufwendungen abziglich Zinsertrédge) grundsatzlich nur bis zur Hohe von 30 Prozent
des um die Zinsen und Abschreibungen bereinigten malgeblichen Gewinns
(,verrechenbares EBITDA®) abziehbar; nicht abziehbare Nettozinsaufwendungen werden
in nachfolgende Wirtschaftsjahre vorgetragen (Zinsvortrag). Nicht genutztes EBITDA-
Volumen wird in die folgenden funf Wirtschaftsjahre vorgetragen (EBITDA-Vortrag). Die
Zinsschranke kommt bislang nur bei konzernzugehorigen Betrieben zur Anwendung
(Stand-alone-Klausel), deren Nettozinsaufwendungen 3 Mio. Euro pro Wirtschaftsjahr
Ubersteigen (Freigrenze). Zudem sieht die Regelung den sog. Eigenkapital-Escape (EK-
Escape) fur konzernzugehorige Betriebe vor. Danach kommt die Zinsschranke nicht zur
Anwendung, wenn die Eigenkapitalquote des Betriebs am Ende des vorangegangenen
Abschlussstichtages nicht niedriger als die des Konzerns ist (wobei ein unwesentliches
Unterschreiten um bis zu 2 Prozentpunkte toleriert wird).

Neben den aufgrund der ATAD erforderlichen Anderungen werden drei systematisch
erforderliche Korrekturen hinsichtlich des Zinsvortrags und des EBITDA-Vortrags
vorgenommen.

Dariber hinaus sind Gestaltungen bekannt geworden, bei denen gezielt mehrere
Tochterkapitalgesellschaften gegriindet wurden, um den Freibetrag fir jede dieser
Tochtergesellschaften als eigenstéandigen Betrieb im Sinne der Zinsschranke und damit
mehrfach in Anspruch zu nehmen. Diese Gestaltungen werden durch die Einflihrung einer
Anti-Fragmentierungsregelung verhindert.

Zu Buchstabe a (8§ 4h Absatz 1)
Zu Doppelbuchstabe aa (§ 4h Absatz 1 Satz 3)

Da der Begriff ,Nettozinsaufwendungen® bislang nicht definiert wird, wird in § 4h Absatz 1
Satz 3 EStG hinter ,die um die Zinsertrdge geminderten Zinsaufwendungen® der
Klammerzusatz ,(Nettozinsaufwendungen)“ eingefligt. Zudem wird klargestellt, dass ein
EBITDA-Vortrag nicht in Wirtschaftsjahren entsteht, in denen die Zinsaufwendungen die
Zinsertrage nicht Ubersteigen. Rein redaktionell wird zudem der Verweis am Ende von
»<Absatz 1 Satz 1 in ,Satz 1“ geandert.

Zu Doppelbuchstabe bb (8 4h Absatz 1 Satz 7 —neu -)

8§ 4h Absatz 1 Satz 7 EStG regelt, dass Absatz 2 keine Anwendung findet, soweit
Zinsaufwendungen aufgrund eines Zinsvortrags erhoht wurden. Dadurch wird
sichergestellt, dass Zinsvortrage nicht allein deshalb uneingeschréankt verrechnet werden
konnen, weil in einem spateren Wirtschaftsjahr eine der drei Ausnahmen (Freigrenze/De-
minimis, Stand-alone und EK-Escape) erflillt ist, sondern ein Abzug von Zinsvortragen nur
moglich ist, soweit ausreichend verrechenbares EBITDA (8§ 4h Absatz 1 Satz 2 EStG)
vorhanden ist.
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Zu Buchstabe b (8§ 4h Absatz 2)
Zu Doppelbuchstabe aa (8 4h Absatz 2 Satz 1)
Zu Dreifachbuchstabe aaa (8 4h Absatz 2 Satz 1 Buchstabe a und b)

8 4h Absatz 2 Satz 1 Buchstabe a

Der bisher einzige Satz des Buchstaben a wird zu Satz 1 und redaktionell angepasst.

Mit Satz 2 — neu — wird Gestaltungen entgegengewirkt, bei denen ein Unternehmer flr
bestimmte gleichartige  Tatigkeiten (z. B. Bauvorhaben) jeweils gesonderte
Tochterkapitalgesellschaften griindet und diesen Darlehen gewahrt, deren jahrlicher Zins
knapp unterhalb der Freigrenze von 3 Mio. Euro liegt. Infolge der Neuregelung werden
gleichartige Betriebe, die unter einer einheitlichen Leitung stehen, zusammengefasst,
sodass die Freigrenze nur einmal genutzt werden kann und auf diese Betriebe
entsprechend dem Verhaltnis der Nettozinsaufwendungen aufzuteilen ist. Zum Begriff
.gleichartig® vgl. § 4 Absatz6 Satz1l Nummer1l KStG. Betriebe verfligen Uber eine
einheitliche Leitung, wenn dieselbe Person oder dieselbe Personengruppe in beiden
Betrieben zur Fuhrung der Geschéfte berechtigt ist oder ihren Willen in beiden Betrieben
durchsetzen kann. Fir das Merkmal des beherrschenden Einflusses vgl. 8§ 290 Absatz 2
HGB.

8 4h Absatz 2 Satz 1 Buchstabe b

Die Stand-alone-Klausel wird an die Vorgaben der ATAD angepasst. Kinftig kann die
Stand-alone-Klausel nur noch in Anspruch genommen werden, wenn der Steuerpflichtige
keiner Person im Sinne des 8§ 1 Absatz 2 (bei Personengesellschaften in Verbindung mit
8§ 1 Absatz 1 Satz 2) des AulRensteuergesetzes nahesteht und Uber keine Betriebsstétte
aulRerhalb des Staates verfligt, in dem sich sein Wohnsitz, gewohnlicher Aufenthalt, Sitz
oder seine Geschéftsleitung befindet. § 4h Absatz 2 Satz 3 EStG stellt insoweit klar, dass
bei Betrieben von Personengesellschaften oder Mitunternehmerschaften fiir Zwecke der
Stand-alone-Klausel an die Stelle des Steuerpflichtigen die Personengesellschaft oder
Mitunternehmerschaft tritt.

Zu Dreifachbuchstabe bbb (§ 4h Absatz 2 Satz 1 Buchstabe ¢ Satz 5)

In 8 4h Absatz 2 Satz 1 Buchstabe ¢ Satz 5 EStG wird die Passage ,und um die Halfte von
Sonderposten mit Riicklagenanteil (§ 273 des Handelsgesetzbuchs)“ gestrichen, da § 273
HGB bereits im Jahr 2009 durch das BilMoG aufgehoben wurde. Zwar enthalt Artikel 67
Absatz 3 EGHGB i. d. F. des BilMoG eine Ubergangsregelung, nach der Sonderposten mit
Rucklageanteil nach § 247 Abs. 3, § 273 HGB, die im Jahresabschluss fur das letzte vor
dem 1. Januar 2010 beginnende Geschaftsjahr enthalten waren, beibehalten werden
kénnen. Praktische Relevanz, allein deshalb die Passage beizubehalten, wird jedoch nicht
gesehen.

Infolge des fir die Zinsschranke malf3geblichen Konzernbegriffs &ndert sich zudem der
Anwendungsbereich des EK-Escapes.

Zu Doppelbuchstabe bb (8 4h Absatz 2 Satz 2)

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeanpassung an die Streichung des § 8a Absatz 2
KStG.
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Zu Doppelbuchstabe cc (§ 4h Absatz 2 Satz 3 - neu -)

8 4h Absatz 2 Satz 3 EStG ergédnzt die Stand-alone-Klausel (8 4h Absatz 2 Satz 1
Buchstabe b EStG) und stellt insoweit klar, dass bei Betrieben von Personengesellschaften
oder Mitunternehmerschaften fir Zwecke der Stand-alone-Klausel an die Stelle des
Steuerpflichtigen die Personengesellschaft oder Mitunternehmerschatft tritt.

Zu Buchstabe c (8 4h Absatz 3)
Zu Doppelbuchstabe aa (8 4h Absatz 3 Satz 2)

Der bisherige Begriff der Zinsaufwendungen in 8§ 4h Absatz 3 Satz 2 EStG bleibt insoweit
hinter den Vorgaben der ATAD zurick, als von der Zinsschranke bislang ausschlief3lich
Vergitungen fiir (die Uberlassung von) Fremdkapital erfasst werden, wohingegen nach der
ATAD neben Zinsaufwendungen fiir alle Arten von Forderungen (,interest expenses on all
forms of debt*) auch andere wirtschaftlich mit Zinsen vergleichbare Aufwendungen (,other
costs economically equivalent to interest*) sowie — anhand eines nicht als abschlieRend zu
verstehenden Katalogs ndher beschriebene — &hnliche Aufwendungen im Zusammenhang
mit der Beschaffung von (Fremd-)Kapital (,expenses incurred in connection with the raising
of finance“) dem Abzugsverbot zu unterwerfen sind.

Zu beachten ist dabei, dass die deutsche Fassung der ATAD leicht sinnverandernd von der
englischen und franzdsischen Fassung der ATAD abweicht. Aus Grinden der
Rechtssicherheit wird daher neben der (an der englischen und franzésischen
Sprachfassung angelehnten) ausdriicklichen Erweiterung des Zinsbegriffs auf wirtschaftlich
gleichwertige Aufwendungen und sonstige Aufwendungen im Zusammenhang mit der
Beschaffung von Fremdkapital ein Verweis auf Artikel 2 ATAD aufgenommen, sodass auch
die Erfassung samtlicher dort aufgefuhrter Regelbeispiele sichergestellt ist.

Zu Doppelbuchstabe bb (8 4h Absatz 3 Satz 3)

Entsprechend den Vorgaben der ATAD wird auch der Begriff der Zinsertrage erweitert und
erfasst nunmehr ausdricklich auch wirtschaftlich gleichwertige Ertrage im Zusammenhang
mit Kapitalforderungen.

Zu Doppelbuchstabe cc bis Doppelbuchstabe ee (8 4h Absatz 3 Satz 4 (bisher
Satz 4 bis 6)

Da die Auf- und Abzinsung vom weiten Zinsbegriff des Artikels 2 Absatz 1 ATAD erfasst ist,
ist infolge der Erweiterung des Zinsbegriffs in 8§ 4h Absatz 3 Satz 2 EStG die bisherige
Sonderregelung fir die Auf- und Abzinsung in 8 4h Absatz 3 Satz 4 EStG entbehrlich
geworden. Der bisherige Satz 4 wird daher aufgehoben.

Nach dem neuen § 4h Absatz 3 Satz 4 EStG (ehemals Satz 5) gehért ein Betrieb nur noch
dann zu einem Konzern, wenn er nach dem fur die Anwendung des Absatzes 2 Satz 1
Buchstabe c zugrunde gelegten Rechnungslegungsstandard mit einem oder mehreren
anderen Betrieben konsolidiert wird. Die bisherige Einbeziehung auch solcher Betriebe, die
mit einem oder mehreren anderen Betrieben konsolidiert werden kénnten, entspricht nicht
dem ATAD-Mindeststandard und wird daher gestrichen.

Die Einbeziehung eines Betriebs in den fir den EK-Escape mal3geblichen Konzernbegriff
bereits dann, wenn seine Finanz- und Geschaftspolitik mit einem oder mehreren anderen
Betrieben einheitlich bestimmt werden kann, entspricht nicht dem ATAD-Mindeststandard,
sodass der bisherige Satz 6 ebenfalls gestrichen wird.
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Zu Buchstabe d (§ 4h Absatz 5 Satz 4 — neu -)

Absatz 5 regelt bislang u. a., dass im Fall der Aufgabe oder Ubertragung des Betriebs ein
Zins- oder EBITDA-Vortrag untergeht. Keine Regelung enthalt Absatz 5 bislang zum Fall
der Aufgabe oder Ubertragung eines Teilbetriebs. Als Teilbetriebsaufgabe gilt auch das
Ausscheiden einer Organgesellschaft aus dem Organkreis. Durch die Ergénzung des
Satzes 4 wird klargestellt, dass es im Fall der Aufgabe bzw. der Ubertragung eines
Teilbetriebs zu einem anteiligen Untergang des Zinsvortrags bzw. EBITDA-Vortrags kommt
und (durch Verweis auf § 15 Absatz 3 UmwStG) die Aufteilung anhand des Verhéltnisses
der gemeinen Werte der Teilbetriebe angeordnet.

Zu Buchstabe e (§ 4h Absatz 6 — neu -)

Nach Artikel 4 Absatz 4 Unterabsatz 1 Buchstabe b, 2 und 3 ATAD konnen die
Mitgliedstaaten Uberschissige Fremdkapitalkosten von der Zinsschranke ausnehmen, die
zur Finanzierung eines Projekts zur Bereitstellung, zum Ausbau, zum Betrieb und/oder zur
Erhaltung eines umfangreichen Vermdgenswerts, der von einem Mitgliedstaat als im
allgemeinen o&ffentlichen Interesse stehend betrachtet wird (,langfristiges o6ffentliches
Infrastrukturprojekt)  verwendet werden, sofern der Projektbetreiber, die
Fremdkapitalkosten, die Vermdgenswerte und die Einklnfte alle in der EU ansassig bzw.
belegen sind bzw. erzielt werden.

§ 4h EStG enthalt bislang keine vergleichbare gesetzliche Ausnahme fir Finanzierungen
derartiger offentlicher Infrastrukturprojekte. In dem neu eingefligten Absatz 6 wird von der
Ausnahmemdglichkeit Gebrauch gemacht. Dieser beriicksichtigt neben den Vorgaben der
ATAD auch die in Tz. 94 des BMF-Schreibens vom 4. Juli 2008, BStBl | S. 718
(Zinsschranken-Erlass) aufgestellten Kriterien fur die steuerliche Behandlung bestimmter
Darlehen, die aufgrund von allgemeinen Forderkriterien vergeben werden.

Konsequenterweise bleiben die auf das Infrastrukturprojekt im Sinne des Satzes 1
entfallenden Aufwendungen und Ertrage bei der Ermittlung des verrechenbaren EBITDA im
Sinne des Absatzes 1 Satz 2 aul3er Ansatz.

Zu Nummer 6 (8 4l —neu -)

Da nach der Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs im Rahmen der geltenden
Fremdvergleichsregelungen hinsichtlich der Hohe eines angemessenen Zinssatzes bei
grenziuberschreitenden Darlehen grds. nur auf die Finanzkraft der die Zinsen zahlenden
Gesellschaft abgestellt wird, erdffnen sich Gestaltungsmdglichkeiten, die zur
Gewinnverlagerung ins niedrig besteuernde Ausland genutzt werden. Bei aggressiven
Gestaltungen unter Zwischenschaltung substanzloser Gesellschaften wird der
Betriebsausgabenabzug deshalb durch § 41 EStG beschrankt. § 41 EStG erganzt die
bestehenden Regelungen zur Beschrankung des Betriebsausgabenabzugs (u. a. § 4h
EStG) sowie zum Fremdvergleich (u. a. 8 1 AStG) und schliel3t deren Anwendung nicht
aus. Bei Finanzierungsbeziehungen i. S. des 8§ 4l EStG fuhrt die Vereinbarung eines
maximal dem Hochstsatz i. S. des § 41 Absatz 1 Satz 2 EStG entsprechenden Zinssatzes
bei der Glaubigerin nicht deshalb zu einer verdeckten Gewinnausschittung in Form einer
verhinderten Vermdgensmehrung, weil zwischen der Schuldnerin und der Glaubigerin ohne
Berlicksichtigung der Auswirkungen des 8 4l EStG ein hoherer Zinssatz vereinbart worden
ware. Die Vereinbarung eines maximal dem Hochstsatz i. S. des § 41 Absatz 1 Satz 2 EStG
entsprechenden Zinssatzes beruht insoweit nicht auf einer gesellschaftsrechtlichen
Veranlassung.

Zu Absatz 1

Satz 1
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Nach Satz 1 sind Zinsaufwendungen nicht abziehbar, soweit diese auf einem Zinssatz
beruhen, der Uber dem —in Satz?2 definierten — HOchstsatz liegt. Der Begriff
LZinsaufwendungen“ entspricht dem des § 4h Absatz 3 Satz 2 EStG.

Satz 2

Satz 2 erster Halbsatz definiert den HoOchstsatz i. S. des Satzes 1 als den um zwei
Prozentpunkte erhéhten Basiszinssatz nach § 247 des Burgerlichen Gesetzbuchs. Bei dem
aktuellen Basiszinssatz von 3,12 Prozent (Stand: 1. Juli 2023) betragt der Hochstsatz somit
5,12 Prozent.

Beispiel:

Eine inlandische Kapitalgesellschaft (A) erhalt von einer auslandischen
Finanzierungsgesellschaft (B) ein Darlehen (10 000 000 Euro). Der Zinssatz betragt
8 Prozent, der jahrliche Zins mithin 800 000 Euro. Bei einem Hoéchstsatz von 5,12 Prozent
beruhen die Zinsaufwendungen folglich i. H. von 288 000 Euro auf einem uber dem
Hochstsatz liegenden Zinssatz (8 Prozent - 5,12 Prozent = 2,88 Prozent).

Satz 2 zweiter Halbsatz enthalt eine Entlastungsmdglichkeit. Weist der Steuerpflichtige
nach, dass sowohl der Glaubiger als auch im Fall einer Unternehmensgruppe die oberste
Muttergesellschaft das Kapital bei sonst gleichen Umstanden nur zu einem Uber dem
Hochstsatz liegenden Zinssatz héatten erhalten kénnen, gilt als Hochstsatz der Zinssatz, der
von diesen im glnstigsten Fall hatte erzielt werden kénnen. Der Begriff der obersten
Muttergesellschaft entspricht dem des 8§ 4 Absatz 3 des Gesetzes flir die Umsetzung der
Richtlinie zur Gewahrleistung einer globalen Mindestbesteuerung fiir multinationale
Unternehmensgruppen und groRRe inldndische Gruppen in der Union vom
(Mindestbesteuerungsrichtlinie-Umsetzungsgesetz). Ob die oberste Muttergesellschaft Teil
einer Unternehmensgruppe ist, die tatsachlich (u. a. mit Blick auf die Umsatzgrenze in § 1
Absatz 1 Mindestbesteuerungsrichtlinie-Umsetzungsgesetz) der Mindeststeuer unterliegt,
ist insoweit unerheblich. Als Nachweis kommen etwa der Refinanzierungssatz der obersten
Muttergesellschaft oder Datenbankstudien auf Ebene der obersten Muttergesellschaft zum
Zeitpunkt des Abschlusses der zu untersuchenden Finanzierungsbeziehung in Betracht.
Nicht ausreichend sind hingegen reine Angebote von Banken oder anderen mdglichen
Glaubigern.

Satz 3

Die Zinshéhenschranke findet nur auf Zinsaufwendungen aufgrund einer
Geschéftsbeziehung zwischen nahestehenden Personen im Sinne des 8 1 Absatz 2 AStG
Anwendung. Sie findet dabei sowohl auf innerstaatliche als auch grenziberschreitende
Sachverhalte Anwendung.

Satz 4

Satz 4 enthélt eine sog. Substanzausnahme. Danach ist die Zinshéhenschranke auch dann
nicht anzuwenden, wenn der Glaubiger in dem Staat, in dem er seinen Sitz oder seine
Geschaftsleitung hat, einer wesentlichen wirtschaftlichen Téatigkeit nachgeht.
Voraussetzung ist insoweit eine in Bezug zum konkreten Finanzierungsgeschaft
wesentliche wirtschaftliche Tatigkeit. Diese erfordert insbesondere, dass der Glaubiger
Uber die Fahigkeit und die Befugnis verfugt, das Risiko des konkreten
Finanzierungsgeschéfts tatsachlich zu kontrollieren oder es zu tragen. Voraussetzung
hierflir ist grundsatzlich, dass die Entscheidungstrager die notwendigen Erfahrungen und
Kompetenzen haben und lber eine ausreichende Informationsbasis verflugen.

Satz 5
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Die Substanzausnahme ist nicht anzuwenden, wenn der Staat i. S. des Satzes 4 keine
Amtshilfe durch Informationsaustausch leistet, die im Bedarfsfall zur Durchfuhrung der
Besteuerung im Einzelfall erforderlich ist. Die Amtshilfe ist gewahrleistet, wenn der andere
Staat verpflichtet ist, aufgrund volkervertraglicher Abkommen oder Ubereinkommen der
Bundesrepublik Deutschland entsprechend dem OECD-Standard fiir Transparenz und
effektiven Informationsaustausch auf Ersuchen im Sinne des § 4 Absatz 2 Nummer 2 in
Verbindung mit Absatz 4 Satz 1 des Steueroasen-Abwehrgesetzes Amtshilfe zu leisten.

Zu Absatz 2

Nach § 247 Absatz 1 Satz 2 und 3 BGB verandert sich der Basiszinssatz zum 1. Januar
und 1. Juli eines jeden Jahres um die Prozentpunkte, um welche die Bezugsgrofe seit der
letzten Veranderung des Basiszinssatzes gestiegen oder gefallen ist. Bezugsgrofe ist der
Zinssatz fir die jungste Hauptrefinanzierungsoperation der Europaischen Zentralbank vor
dem ersten Kalendertag des betreffenden Halbjahrs. Nach 8§ 247 Absatz 2 BGB gibt die
Deutsche Bundesbhank den geltenden Basiszinssatz unverziiglich nach den in § 247
Absatz 1 Satz 2 BGB genannten Zeitpunkten im Bundesanzeiger bekannt. Uberschreitet
der vom Steuerpflichtigen vereinbarte Zinssatz den Hochstsatz nach § 41 Absatz 1 Satz 2
EStG ausschliel3lich aufgrund einer Reduzierung des Basiszinssatzes, regelt § 4| Absatz 2
EStG, dass 8§ 4l Absatz 1 EStG erst nach Ablauf eines Monats nach dem Zeitpunkt nach
§ 247 Absatz 1 Satz 2 BGB (1. Januar bzw. 1. Juli) zur Anwendung kommt. Wird der
vereinbarte Zinssatz innerhalb dieses Monats auf den Hochstsatz i. S. des 8 4| Absatz 1
Satz 2 EStG oder einen niedrigeren Satz reduziert, fuhrt 8§ 41 ESG insoweit zu keiner
Abzugsbeschrankung.

Zu Nummer 7 (8 9)
Zu Buchstabe a (8 9 Absatz 4a Satz 3 Nummer 1)

Die als Werbungskosten abzugsfahige inlandische Verpflegungspauschale nach der
Nummer 1 wird fir jeden Kalendertag, an dem der Arbeitnehmer 24 Stunden von seiner
Wohnung und ersten Tatigkeitsstatte abwesend ist, von 28 Euro auf 30 Euro angehoben.

Zu Buchstabe b (8 9 Absatz 4a Satz 3 Nummer 2)

Die als Werbungskosten abzugsfahige inlandische Verpflegungspauschale nach der
Nummer 2 wird fir den An- oder Abreisetag, wenn der Arbeitnehmer an diesem, einem
anschlieRenden oder vorhergehenden Tag aufRerhalb seiner Wohnung Ubernachtet, von
jeweils 14 Euro auf 15 Euro angehoben.

Zu Buchstabe c (8 9 Absatz 4a Satz 3 Nummer 3)

Die als Werbungskosten abzugsfahige inlandische Verpflegungspauschale nach der
Nummer 3 wird fiir jeden Kalendertag, an dem der Arbeitnehmer ohne Ubernachtung
aulBRerhalb seiner Wohnung mehr als 8 Stunden von seiner Wohnung und ersten
Tatigkeitsstatte abwesend ist, von 14 Euro auf 15 Euro angehoben.

Zu Nummer 8 (§ 10a)
Zu Buchstabe a (8 10a Absatz 1 Satz 1 Satzteil nach Nummer 5)

Nach geltendem Recht haben die in § 10a Absatz1 Satz 1 zweiter Halbsatz EStG
genannten Steuerpflichtigen ihre Einwilligung zur Weitergabe der fir einen maschinellen
Datenabgleich notwendigen Daten von der zustandigen Stelle nach § 81a EStG (z. B. die
Besoldungsstellen) an die zentrale Stelle nach § 81 EStG (Zentrale Zulagenstelle fir
Altersvermogen — ZfA) schriftlich zu erteilen.
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Kinftig kann der Steuerpflichtige die Einwilligung nach 8§ 10a Absatz1 Satz 1
zweiter Halbsatz EStG schriftlich oder elektronisch erteilen; er hat somit ein Wahlrecht. Mit
der Neuregelung soll die Moéglichkeit geschaffen werden, die Vorteile der elektronischen
Datentbermittlung zwischen Steuerpflichtigem und der zustandigen Stelle zu nutzen. Im
Rahmen der Digitalisierung dient dies dem Birokratieabbau.

Des Weiteren wird mit der Neuregelung lediglich klargestellt, dass die steuerliche
Identifikationsnummer des Steuerpflichtigen auch bei der Datenibermittlung von der
zustandigen Stelle an die ZfA furr die Berechnung und Uberprifung der Zulage sowie fur die
Uberprifung des Vorliegens der Voraussetzungen des Sonderausgabenabzugs nach § 10a
EStG (im Rahmen der Riester-Forderung) zu verwenden ist. Die ZfA wird im Rahmen der
Durchfihrung der ihr obliegenden Aufgaben als Finanzbehérde tatig (8 6 Absatz 2
Nummer 7 AO). Bereits nach geltendem Recht muss ein Steuerpflichtiger oder ein Dritter,
der Daten eines Steuerpflichtigen an eine Finanzbehorde zu (bermitteln hat, die
Identifikationsnummer zum Zwecke der eineindeutigen Identifizierung angeben (8 139a
Absatz 1 Satz 1 zweiter Halbsatz AO).

Zu Buchstabe b (8§ 10a Absatz 5 Satz 3 — aufgehoben -)

Die bisherige Pflicht der Anbieter, im Fall der mittelbaren Zulageberechtigung stets einen
Datensatz zu Ubermitteln, auch wenn keine Altersvorsorgebeitrage geleistet worden waren,
um den in der Gunstigerprifung anzusetzenden Zulageanspruch in zutreffender Hohe zu
ermitteln, kann entfallen. Der mittelbar Zulageberechtigte muss seit Inkrafttreten des
Altersvorsorge-Verbesserungsgesetzes vom 28. Juni 2013 (BGBI. | S. 1667) mindestens
60 Euro zugunsten seines Altersvorsorgevertrags leisten, um zulageberechtigt zu sein
(8 79 Satz 2 Nummer 4 EStG). Daher ist die Meldung eines Altersvorsorgevertrags, auf den
keine Beitrage geleistet werden, nicht mehr erforderlich.

Zu Nummer 9 (8 10d)
Zu Buchstabe a (8 10d Absatz 1)

In der Corona-Krise hat sich gezeigt, dass der Verlustriicktrag positive Effekte auf die
Liquiditat von Unternehmen haben kann. Dies tragt zu einer nachhaltigen wirtschaftlichen
Erholung von Unternehmen und der Volkswirtschaft insgesamt bei. Als MalRhahme zur
Starkung der Liquiditat des Mittelstands wird der mit dem Vierten Corona-Steuerhilfegesetz
vom 19. Juni 2022 (BGBI. | S.911) auf zwei Jahre erweiterte Verlustricktrag um ein
weiteres Jahr auf drei Jahre ausgedehnt. Darlber hinaus werden die ab dem
Veranlagungszeitraum 2020 auf 10 Mio. Euro bzw. auf 20 Mio. Euro fur nach den 88 26,
26b EStG zusammenveranlagte Ehegatten angehobenen Betragsgrenzen beim
Verlustriicktrag (8 10d Absatz 1 Satz 1 EStG) dauerhaft beibehalten.

Die zeitliche Erweiterung des Verlustriicktrags auf drei Jahre folgt der bisherigen
Systematik:

1. Im ersten Schritt erfolgt der Ricktrag in den unmittelbar vorangegangenen
Veranlagungszeitraum.

2. Sollte ein Ausgleich der negativen Einkunfte in diesem Veranlagungszeitraum nicht
oder nur teilweise méglich sein, erfolgt im zweiten Schritt der Riicktrag insoweit in den
zweiten, dem Verlustentstehungsjahr vorangegangenen Veranlagungszeitraum.

3. Sollte ein Ausgleich der negativen Einkinfte auch in diesem zweiten
Veranlagungszeitraum nicht oder nur teilweise mdglich sein, erfolgt im dritten Schritt
der Ricktrag insoweit in den dritten, dem Verlustentstehungsjahr vorangegangenen
Veranlagungszeitraum.
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Die Begrenzung des Verlustriicktrags fur die drei Jahre auf den HoOchstbetrag von
insgesamt 10 Mio. Euro bzw. 20 Mio. Euro fir nach den 8826, 26b EStG
zusammenveranlagte Ehegatten bezieht sich unveréandert auf den einzelnen
Steuerpflichtigen bzw. die zusammenveranlagten Ehegatten (vgl. R 10d Absatz 2 Satze 1
bis 3 EStR).

Eine fehlende Veranlagung fur den dem Verlustentstehungsjahr unmittelbar
vorangegangenen, den zweiten oder den dritten dem Verlustentstehungsjahr
vorangegangenen Veranlagungszeitraum fihrt grundsétzlich nicht zu einer Schonung des
Verlustabzugspotentials. Das hei3t, wenn fur einen Veranlagungszeitraum keine
Veranlagung erfolgt, kann der in diesem Veranlagungszeitraum bericksichtigungsfahige
Verlustabzug — so wie bisher auch — nicht in einem anderen Veranlagungszeitraum geltend
gemacht werden. Fir den Veranlagungszeitraum der Verlustentstehung erfolgt allerdings
keine Minderung des auf den Schluss des vorangegangenen Veranlagungszeitraums
festgestellten verbleibenden Verlustvortrags, wenn auf den Verlustriicktrag verzichtet wird
(vgl. R 10d Absatz 4 EStR).

Die Erweiterung des Verlustriicktrags auf drei Jahre gilt fur negative Einkuinfte, die bei der
Ermittlung des Gesamtbetrags der Einkinfte des Verlustentstehungsjahres nicht
ausgeglichen werden koénnen (8 10d Absatz 1 EStG). Auf die Ermittlung der Einkiinfte
innerhalb der besonderen Verlustverrechnungskreise wirkt sich die zeitliche Erweiterung
des (regularen) Verlustriicktrags nicht aus. In den besonderen Verlustverrechnungskreisen
gelten insoweit eigenstandige Regelungen (vgl. z. B. § 15 Absatz 4 EStG).

Die Erweiterungen des Verlustricktrags gemaf 8 10d Absatz 1 EStG gelten gemald § 8
Absatz 1 KStG in Verbindung mit 8§ 31 Absatz1 Satz 1 KStG gleichermal3en fur die
Kdrperschaftsteuer.

Zu Buchstabe b (8 10d Absatz 2 Satz 1)

Als Malinahme zur Starkung der Liquiditat des Mittelstands wird die Prozentgrenze bei der
sog. Mindestgewinnbesteuerung von derzeit 60 Prozent tempordar auf 80 Prozent
angehoben.

Nach dem geltenden Recht ist bis zu einem Sockelbetrag von 1 Mio. Euro (bzw. 2 Mio. Euro
fur nach den 88 26, 26b EStG zusammenveranlagte Ehegatten) der Verlustvortrag fur jedes
Verlustvortragsjahr unbeschrankt moéglich. Fur den Teil, der den Betrag von 1 Mio. Euro
(bzw. 2 Mio. Euro) Uberschreitet, ist der Verlustvortrag auf 60 Prozent des Gesamtbetrags
der Einkinfte des Verlustvortragsjahres beschrénkt. Fir die Veranlagungszeitrdume 2024
bis 2029 ist der Verlustvortrag auf 80 Prozent des Gesamtbetrags der EinklUnfte des
Verlustvortragsjahres beschrankt.

Die Erweiterungen des Verlustvortrags gemafld 8 10d Absatz 2 EStG gelten gemaR § 8
Absatz 1 KStG in Verbindung mit 8 31 Absatz 1 Satz 1 KStG gleichermal3en fur die
Korperschaftsteuer.

Zu Nummer 10 (8 19 Absatz 1 Satz 1 Nummer la Satz 3)

Zu den Einkinften aus nichtselbstandiger Arbeit gehtren auch Zuwendungen des
Arbeitsgebers an seinen Arbeitnehmer und dessen Begleitpersonen anlasslich von
Betriebsveranstaltungen (8 19 Absatz 1 Satz 1 Nummer la Satz 1 EStG). Soweit solche
Zuwendungen den Betrag von 110 Euro je Betriebsveranstaltung und teilnehmenden
Arbeitnehmer — unter den weiteren in 8§ 19 Absatz 1 Satz 1 Nummer la EStG genannten
Voraussetzungen — nicht Ubersteigen, gehodren sie nicht zu den Einkinften aus
nichtselbstandiger Arbeit (8 19 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1la Satz 3). Dieser Freibetrag von
110 Euro wird nunmehr auf 150 Euro angehoben.
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Zu Nummer 11 (8 19a Absatz 4 Satz 2)

§19a Absatz4 Satz2 EStG regelt im Zusammenhang mit der aufgeschobenen
Besteuerung bei Vermdégensbeteiligungen die Anwendung der TarifermaRigung fir
auBRerordentliche Einkinfte (sog. Flnftelungsregelung/-methode). Danach fallen die zu
besteuernden Arbeitslohne unter die Tarifermalligung nach 8§ 34 Absatz 1 EStG, wenn seit
der Ubertragung der Vermogensbeteiligung mindestens drei Jahre vergangen sind.

Die Anderung von § 19a Absatz 4 Satz 2 EStG mit diesem Gesetz ist eine Folgeanderung
im Zusammenhang mit der Anderung von § 39b Absatz 3 EStG. Die TarifermaRigung bei
Vermoégensbeteiligungen kann kinftig ausschlie3lich im Veranlagungsverfahren geltend
gemacht werden, bleibt jedoch im Ubrigen unverandert bestehen. Die Arbeitgeber werden
damit von Prifungs- und Berechnungsaufwand im Lohnsteuerabzugsverfahren entlastet.
Siehe Einzelbegriindung zu § 39b Absatz 3 Satz 9 und 10 EStG.

Zu Nummer 12 (8 23 Absatz 3 Satz 5)

Gewinne aus privaten Veraul3erungsgeschéften bleiben bisher gemall § 23 Absatz 3
Satz 5 EStG steuerfrei, wenn der im Kalenderjahr erzielte Gesamtgewinn weniger als
600 Euro betragt (Freigrenze). Werden Ehegatten zusammen zur Einkommensteuer
veranlagt und hat jeder von ihnen VerauRerungsgewinne erzielt, steht jedem Ehegatten die
Freigrenze des § 23 Absatz 3 Satz 5 EStG einzeln zu.

Die Freigrenze wurde zuletzt mit dem Unternehmensteuerreformgesetz 2008 vom
14. August 2007 (BGBI. | S. 1912) von 512 Euro auf 600 Euro angehoben. Eine erneute
Anhebung der Freigrenze ist unter Berlicksichtigung der Dauer seit der letzten Anpassung
sowie der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung geboten. Durch die Anhebung der
Freigrenze ergibt sich auch eine Entlastung der Finanzverwaltung, da sich die Anzahl jener
Falle reduziert, in denen Einkinfte aus privaten VeraufRerungsgeschaften aufgrund des
Uberschreitens der Freigrenze in der Einkommensteuererklarung ausgewiesen werden
mussen.

Mit der Anderung wird die Freigrenze von 600 Euro auf 1 000 Euro erhoht.

Die Anderung des 8§23 Absatz3 Satz5 EStG ist nach der allgemeinen
Anwendungsregelung in 8 52 Absatz 1 EStG in der am 1. Januar 2024 geltenden Fassung
erstmals fur den Veranlagungszeitraum 2024 anzuwenden.

Zu Nummer 13 (8 39b Absatz 3 Satz 9 und 10 — aufgehoben -)

Nach geltendem Recht kann die TarifermaRigung des 8§ 34 Absatz1 EStG (sog.
Funftelungsregelung/-methode)  fir  bestimmte  Arbeitslohne  (Entschadigungen,
Verglutungen fir mehrjahrige Tatigkeiten) bereits bei der Berechnung der Lohnsteuer
beriicksichtigt werden. Die Regelung erfordert komplizierte Berechnungsschleifen im
Programmablaufplan  fir die  maschinelle  Lohnsteuerberechnung und den
Lohnsteuerberechnungs- bzw. Lohnabrechnungsprogrammen der Arbeitgeber. In vielen
Fallen macht der Arbeitgeber ohnehin schon heute von der Méglichkeit der tarifermaRigten
Lohnbesteuerung keinen Gebrauch, denn er kann oftmals nicht rechtssicher feststellen, ob
die Voraussetzungen fir die Tarifermafiigung tberhaupt vorliegen. Insbesondere die Frage
der Zusammenballung ist unterjahrig oft nur schwer oder gar nicht zu beurteilen. Auch muss
der Arbeitgeber gesondert prifen, ob es Uberhaupt zu einer Lohnsteuerminderung kommt.

Die Regelungen zur Berechnung der Lohnsteuer im Zusammenhang mit tarifermafigt zu
besteuerndem Arbeitslohn werden ersatzlos aufgehoben und damit als Beitrag zum
Burokratieabbau die Lohnsteuerberechnung vereinfacht. Die Arbeitgeber werden von
Prifungs- und Berechnungsaufwand entlastet.
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Fir den Arbeitnehmer ergeben sich keine Nachteile, denn die Tarifermafigung des § 34
Absatz 1 EStG kann - wie bisher - im Rahmen der Veranlagung zur Einkommensteuer
geltend gemacht werden. Die zutreffende Einkommensteuer kann in den Fallen des § 34
Absatz1 EStG ohnedies nur punktgenau im Rahmen der Veranlagung zur
Einkommensteuer ermittelt werden, weil nur hier alle Besteuerungsgrundlagen (weitere
Einklnfte, Sonderausgaben, SteuerermalRigungen, Art der Veranlagung etc.) bekannt sind.
Zu den beschrankt steuerpflichtigen Arbeitnehmern s. Anderung von § 50 Absatz 2 Satz 2
Nummer 4 EStG und die entsprechende Einzelbegriindung.

In der Lohnsteuerbescheinigung werden die fur die TarifermaRigung des 8§ 34 Absatz 1
EStG in Frage kommenden Arbeitslohne weiterhin gesondert ausgewiesen. Die
Entscheidung Uber die Gewadhrung selbst obliegt jedoch im Einzelfall dem Finanzamt.

Die Anderung ist erstmals fiir den Lohnsteuerabzug 2024 anzuwenden; vgl. § 52 Absatz 1
EStG in der am 1. Januar 2024 geltenden Fassung.

Zu Nummer 14 (8 40b Absatz 3)

Nach 840b Absatz3 EStG kann der Arbeitgeber die Beitrage fir eine
Gruppenunfallversicherung mit einem Pauschsteuersatz von 20 Prozent erheben, wenn der
steuerliche Durchschnittsbetrag ohne Versicherungsteuer 100 Euro im Kalenderjahr nicht
Ubersteigt. Die Regelung wurde mit dem Wohnungsbauférderungsgesetz vom
22. Dezember 1989 (BGBI. | S. 2408) in das Einkommensteuergesetz eingefiihrt. Der
Grenzbetrag betrug bis einschlief3lich 2001 120 DM und bis einschlie3lich 2019 62 Euro;
seit 2020 betragt er 100 Euro (Anhebung durch das Dritte Blrokratieentlastungsgesetz vom
22. November 2019, BGBI. | S. 1746).

Wird bei einer Gruppenunfallversicherung der Durchschnittsbetrag von 100 Euro
Uberschritten, ist der gesamte Betrag bei den versicherten Arbeitnehmern dem individuellen
Lohnsteuerabzug zu unterwerfen. Der Arbeitgeber muss also bei einer Beitragsanderung
und/oder einer Anderung der Anzahl der begiinstigten Arbeitnehmer immer priifen, ob die
Pauschalbesteuerung Uberhaupt noch zulassig ist und ggf. zur individuellen
Lohnbesteuerung tbergehen.

Um an dieser Stelle burokratische Hemmnisse abzubauen, wird der Grenzbetrag in 8 40b
Absatz3 EStG  aufgehoben. Eine  unerwinschte  Inanspruchnahme  der
Pauschalbesteuerung (,Lohnoptimierung®) ist bei einer Unfallversicherung als
Risikoversicherung auch ohne eine betragsméafige Begrenzung nicht zu befiirchten.

Die Anderung ist erstmals fiir den Lohnsteuerabzug 2024 anzuwenden; vgl. § 52 Absatz 1
EStG in der am 1. Januar 2024 geltenden Fassung.

Zu Nummer 15 (8 42b Absatz 2 Satz 2 und 6 — aufgehoben -)

842b Absatz2 Satz2 und 6 EStG enthdlt Sonderregelungen beim Lohnsteuer-
Jahresausgleich durch den Arbeitgeber fir tarifermafigt zu besteuernde sonstige Beziige.

Mit dem Aufheben der Regelungen zur Berechnung der Lohnsteuer im Zusammenhang mit
tariferm&figt zu besteuerndem Arbeitslohn in § 39b Absatz 3 EStG haben die Regelungen
kinftig keine Bedeutung mehr und werden ebenfalls aufgehoben.

Zu Nummer 16 (8 46 Absatz 2 Nummer 5)
§ 46 Absatz 2 Nummer 5 EStG regelt bisher die Pflichtveranlagung u.a. fur Falle, in denen

bei Steuerpflichtigen die Lohnsteuer fiir einen sonstigen Bezug im Sinne des § 34 Absatz 1
und 2 Nummer 2 und 4 EStG nach § 39b Absatz 3 Satz 9 EStG ermittelt wurde.
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Mit dem Aufheben der Regelungen zur Berechnung der Lohnsteuer im Zusammenhang mit
tarifermafigt zu besteuerndem Arbeitslohn in 8§ 39b Absatz3 EStG hat dieser
Pflichtveranlagungstatbestand kiinftig keine Bedeutung mehr und wird ebenfalls
aufgehoben.

Zu Nummer 17 (8 49 Absatz 1 Nummer 4 Buchstabe a Satz 2 — neu -)

Nach Artikel 14 Absatz 1 der Deutschen Verhandlungsgrundlage 2013 fiur DBA (VG),
welcher Artikel 15 Absatz 1 des OECD Musterabkommens (OECD-MA) entspricht, kénnen
Vergltungen aus unselbstandiger Arbeit nur im Ansassigkeitsstaat des Arbeithehmers
besteuert werden, es sei denn, die Tatigkeit wird im anderen Staat ausgeubt. Wird die
unselbstandige Arbeit im anderen Staat ausgelibt, steht grundsatzlich diesem Staat
(Tatigkeitsstaat) das Besteuerungsrecht fUr die bezogenen Vergitungen zu. Daraus folgt:
Wird beispielsweise die Tatigkeit ausschlieRlich im sogenannten Homeoffice ausgeubt, so
erhalt der Ansassigkeitsstaat das ausschliel3liche Besteuerungsrecht; wird die Téatigkeit
dagegen jeweils teilweise im Homeoffice und teilweise am Arbeitsplatz im anderen
Vertragsstaat ausgelbt, ist das Besteuerungsrecht aufzuteilen.

Grenziuberschreitend tatige Arbeitnehmer, die im Inland weder ihren Wohnsitz noch ihren
gewohnlichen Aufenthalt haben, unterliegen in Deutschland mit den Einkinften aus
nichtselbstandiger Arbeit grundsatzlich der beschrankten Einkommensteuerpflicht (8 1
Absatz 4 i. V. m. § 49 Absatz 1 Nummer 4 Buchstabe a EStG in der geltenden Fassung),
soweit die Tatigkeit im Inland ausgelibt oder verwertet wird. Die Ausiibung setzt hierbei ein
personliches Tatigwerden im Inland voraus, das bei Tatigkeit in einem auslandischen
Homeoffice nicht vorliegt. Der Tatbestand der Verwertung wird von der standigen
Rechtsprechung eng ausgelegt, sodass hiervon regelmafiig nicht ausgegangen werden
kann.

Ubt ein Arbeitnehmer, der im Inland weder einen Wohnsitz noch seinen gewohnlichen
Aufenthalt hat, die Tatigkeit nicht im Inland, sondern an einem anderen Ort im anderen
Vertragsstaat oder auRerhalb des Territoriums der Vertragsstaaten aus — typischerweise
im Homeoffice oder im Wege des mobilen Arbeitens (Ferienwohnung, Dienstreise) — durfte
in vielen Féllen — unter Zugrundelegung der bisherigen Rechtsprechung — eine (deutsche)
beschréankte Einkommensteuerpflicht der Einkiinfte bzw. Einkunftsteile, die auf die Tatigkeit
im anderen Vertragsstaat oder in anderen Staaten entfallen, nicht gegeben sein.

Soweit Deutschland mit anderen Staaten ausschliel3lich Regelungen entsprechend
Artikel 14 Absatz 1 VG vereinbart hat, ist dies unschadlich. Deutschland hat, insbesondere
zum Zwecke der Verwaltungsvereinfachung, bereits im Verhéltnis zu Luxemburg eine
Vereinbarung geschlossen, gemaf derer es auch abweichend von den o. g. Grundsatzen
bei einem ausschlieBlichen Besteuerungsrecht des (regelmafRigen) Tatigkeitsstaats
verbleibt, wenn der Arbeitnehmer die Tatigkeit an nicht mehr als einer bestimmten Anzahl
von Tagen in seinem Ansassigkeitsstaat oder einem anderen Staat austbt und dieser Teil
des Arbeitslohns tatsadchlich vom Tatigkeitsstaat besteuert wird (sogenannte
Bagatellregelung). Das am 6. Juli 2023 gezeichnete Anderungsprotokoll zum DBA
Luxemburg sieht in Artikel 7 vor, die Bagatellregelung mit einer Anzahl von dann 34 Tagen
in das DBA zu integrieren. Diese Regelung sieht auch die weiteren Voraussetzungen fur
das Eingreifen der Bagatellregelung vor und flllt damit den Besteuerungstatbestand mit
weiteren Voraussetzungen aus. Die in das DBA integrierte Bagatellregelung soll zum
1. Januar 2024 anzuwenden sein.

Derartige Bagatellregelungen werden von deutscher Seite bisher nicht umfassend im
innerstaatlichen Recht abgebildet, sodass nach Deutschland einpendelnde Arbeitnehmer
insoweit von der Bagatellregelung nicht profitieren koénnen (fehlende tatsachliche
Besteuerung in Deutschland fiihrt insoweit zur Nichtanwendbarkeit der Regelung). Auch ist
die Gegenseitigkeit im Hinblick auf die Aufteilung der Besteuerungsrechte zwischen den
Staaten nicht gegeben. Es ist davon auszugehen, dass auch in der nachpandemischen Zeit
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vermehrt von einer Tatigkeit im Homeoffice Gebrauch gemacht wird und sich auch mobiles
Arbeiten dauerhaft etablieren wird. Vor diesem Hintergrund ist zu erwarten, dass
vergleichbare Regelungen kinftig auch in Abkommen zur Vermeidung der
Doppelbesteuerung mit anderen vor allem grenznahen Staaten aufgenommen werden.

Um fur die bestehende und fur zuklnftige entsprechende DBA-Regelungen, die aufgrund
der stetig wachsenden Mobilisierung der Arbeitswelt zu erwarten sind, das bestehende
Hindernis des Fehlens einer umfassenden beschréankten Steuerpflicht zu beheben, soll § 49
Absatz 1 Nummer 4 Buchstabe a EStG um einen Satz erganzt werden. Die dort
vorgesehene Regelung fingiert fir den Fall, dass ein Abkommen zur Vermeidung der
Doppelbesteuerung oder eine bilaterale Vereinbarung eine Zuweisung eines
Besteuerungsrechts fir den eigentlichen Tatigkeitsstaat im Rahmen einer oben
beschriebenen Bagatellregelung vorsieht, eine inlandische Ausiibung oder Verwertung und
fuhrt damit in diesen Féllen zu einer beschrankten Steuerpflicht. Die Regelung spiegelt die
(zukunftig) bestehenden konkreten Vereinbarungen mit anderen Staaten, um Deutschland
zu ermdglichen, ein grundsétzlich zugestandenes Besteuerungsrecht auch tatsachlich
auszuuben. Die abkommensrechtliche Regelung wirkt damit auch mit Blick auf ihre
verwaltungsentlastende Wirkung bei Einpendlern: Soweit die abkommensrechtliche
Bagatellregelung einschlagig ist, wird eine Aufteilung zwischen Ansassigkeitsstaat und
Tatigkeitsstaat (hier: Deutschland), entbehrlich. Ohne die Schaffung der beschréankten
Steuerpflicht, ware weiterhin eine Aufteilung des Besteuerungssubstrats, anhand der in
dem jeweiligen Tatigkeitsstaat ausgelbten Téatigkeit vorzunehmen.

Die Beschrankung auf Abkommen oder zwischenstaatliche Vereinbarungen, die eine
solche Regelung vorsehen, ist dadurch gerechtfertigt, dass nur in diesen Fallen
Deutschland ein Besteuerungsrecht fur die Tatigkeit im anderen Vertragsstaat zugewiesen
wird und nur hier bei Anwendung der Abkommen Steuersubstrat in Deutschland verbleibt.
In allen Gbrigen Abkommensfallen stiinde Deutschland nach dem Abkommensrecht (wie
oben dargelegt) kein Besteuerungsrecht zu und eine aufgrund einer alternativen,
weitergehenden Regelung -—ohne Beschrankung auf Abkommen, die eine
Bagatellregelung vorsehen— wirde unter anderem zu verwaltungsaufwendigen
Erstattungsverfahren fiilhren. Eine solche Regelung wére verwaltungsokonomisch
UberschieRend. Es gilt einen solchen Aufwand im Sinne einer dkonomisch effizienten
Ausgestaltung des Rechts zu vermeiden.

Ein dariberhinausgehender Bedarf zur Erfassung von Nicht-DBA-Fallen durch die neu
eingefiihrte Bagatellregelung besteht nicht. Grundsatzlich stellen die inlandische Ausiibung
oder Verwertung einen hinreichenden Anknipfungspunkt dar. Nur wenn sich Deutschland
mit Vertragsstaaten auf andere Anknupfungsmerkmale fir bestimmte Bagatellfalle einigt,
soll diese vom Grundsatz abweichende Aufteilung der Besteuerungsbefugnisse im
nationalen Steuerrecht nachvollzogen werden.

Zu Nummer 18 (8 50)

Zu Buchstabe a und Buchstabe b (8 50 Absatz 2 Satz 2 Nummer 4 Buchstabe b
und c)

Es handelt sich um redaktionelle Folgeanderungen zu der Anflgung des neuen
Buchstaben d.

Zu Buchstabe c (8 50 Absatz 2 Satz 2 Nummer 4 Buchstabe d — neu -)

Mit einem neuen Buchstabend wird eine Antragsveranlagung fir beschrankt
steuerpflichtige Arbeitnehmer mit tarifermafigt zu besteuerndem Arbeitslohn ermdglicht,
die im Ubrigen von dieser Veranlagungsart ausgeschlossen sind (§ 50 Absatz 2 Satz 7
EStG). Damit wird fur auf3erordentliche Einkiinfte im Sinne des 8§ 34 Absatz 1 und 2
Nummer 2 und 4 EStG nunmehr auch Arbeitnehmern, die nicht Staatsangehoérige eines



- 166 - Bearbeitungsstand: 28.08.2023 17:31

EU/EWR-Staates sind und im Hoheitsgebiet eines dieser Staaten ihren Wohnsitz oder
gewohnlichen Aufenthalt haben, die Moglichkeit der Antragsveranlagung eroffnet. Damit
wird eine Schlechterstellung zum bisher geltenden Recht vermieden, die sonst durch das
Aufheben der Regelungen zur Berechnung der Lohnsteuer im Zusammenhang mit
tarifermafigt zu besteuerndem Arbeitslohn in § 39b Absatz 3 EStG eintreten kdnnte.

Zu Nummer 19 (8 52)
Zu Buchstabe a (§ 52 Absatz 6 Satz 8 — neu -)

Die Anderung des § 4 Absatz 5 Satz 1 Nummer 1 EStG ist erstmals fur das Wirtschaftsjahr
anzuwenden, das nach dem 31. Dezember 2023 beginnt. 8 4 Absatz 5 Satz 1 Nummer 1
EStG ist wirtschaftsjahrbezogen anzuwenden, weil fur die Prifung der Betragsgrenze von
bisher 35 Euro alle im Wirtschaftsjahr insgesamt zugewendeten Gegenstande
zusammengerechnet werden missen. Deshalb kann die geanderte Betragsgrenze von nun
50 Euro nur fir ein volles Wirtschaftsjahr gelten.

Zu Buchstabe b (8§ 52 Absatz 8b — neu -)

Die Anderung des § 4h EStG ist erstmals fiir Wirtschaftsjahre anzuwenden, die nach dem
Tag des Gesetzesbeschlusses des Deutschen Bundestags beginnen und nicht vor dem
1. Januar 2024 enden.

Zu Buchstabe c (8 52 Absatz 8c und 8d — neu -)

Es handelt sich um eine Folgednderung aufgrund der Einfligung eines neuen § 52
Absatz 8b EStG. Die bisherigen Absatze 8b und 8c werden die neuen Absétze 8c und 8d.

Zu Buchstabe d (8 52 Absatz 8e — neu -)

Die Zinshéhenschranke (8 41 EStG) findet erstmals fir Zinsaufwendungen Anwendung, die
nach dem 31. Dezember 2023 entstehen.

Zu Buchstabe e (8 52 Absatz 18b)

Die Anderungen des Verlustabzugs gemaR § 10d EStG sind erstmals fir den
Veranlagungszeitraum 2024 anzuwenden. GemdaR Artikel 4 des Vierten Corona-
Steuerhilfegesetzes vom 29. Juni 2022 (BGBI.l S.911) sollte ab dem
Veranlagungszeitraum 2024 der Ho6chstbetrag beim Verlustricktrag auf den alten
Rechtsstand (vor 2020) zurlickgefuhrt werden. Die Regelung sollte zum 1. Januar 2024 in
Kraft treten (vgl. Artikel 9 Absatz 6 des Vierten Corona-Steuerhilfegesetzes vom 29. Juni
2022). Mit der Entfristung und dauerhaften Beibehaltung ist diese Anderung obsolet
geworden. Zur Rechtsklarheit wird Absatz 18b insgesamt neu gefasst. Aufgrund des lex
posterior-Grundsatzes wird § 52 Absatz 18b EStG in der Fassung des Vierten Corona-
Steuerhilfegesetzes vom 29. Juni 2022 mit dieser Anderung tiberschrieben.

Zu Buchstabe f (§ 52 Absatz 45a Satz 4 — neu -)

Die Anderung des § 49 Absatz 1 Nummer 4 Buchstabe a EStG ist erstmals auf Einkiinfte
aus nichtselbststandiger Arbeit anzuwenden, die nach dem 31. Dezember 2023 zuflie3en.
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Zu Nummer 20 (8 89)
Zu Buchstabe a (8 89 Absatz 1)
Zu Doppelbuchstabe aa (8§ 89 Absatz 1 Satz 1)

Nach geltendem Recht hat der Zulageberechtigte den Antrag auf Altersvorsorgezulage
nach amtlich vorgeschriebenem Vordruck bei seinem Anbieter einzureichen. Der
Zulageberechtigte kann kiinftig den Antrag auf Zulage unter Erklarung aller erforderlichen
Angaben auch elektronisch einreichen, damit der Anbieter seinen Pflichten nach Absatz 2
nachkommen kann. Das Verfahren zur Beantragung der Zulage wird durch diese
Erganzung vereinfacht.

Mit der Neuregelung soll die Méglichkeit geschaffen werden, die Vorteile der elektronischen
Datenubermittlung zwischen dem Zulageberechtigten und dem Anbieter zu nutzen, wenn
dies beide wiinschen. Im Rahmen der Digitalisierung dient dies dem Burokratieabbau.

Es steht dem Zulageberechtigten auch weiterhin frei, seinen Anbieter nach Absatz 1la zu
bevollmachtigen, dass dieser den Antrag auf Zulage fir ihn stellt. In diesem Fall entfallt die
jahrliche Beantragung fur den Zulageberechtigten vollstandig.

Zu Doppelbuchstabe bb (8 89 Absatz 1 Satz 5)

Nach Satz 5 ist der Antragsteller verpflichtet, eine Anderung der Verhaltnisse mitzuteilen,
die zu einer Minderung oder zum Wegfall des Zulageanspruchs fiihrt. Es wird klarstellend
aufgenommen, dass die Anderungsanzeige schriftlich oder elektronisch erfolgen kann,
wenn dies beide winschen. Dies dient dem Burokratieabbau.

Zu Buchstabe b (8 89 Absatz 1a Satz 1 und 2)

Mit der Neuregelung in Satz 1 soll die Mdglichkeit geschaffen werden, die Vorteile der
elektronischen Datentibermittlung zwischen dem Zulagebrechtigten und dem Anbieter zu
nutzen.

Bereits 99 Prozent der Zulageberechtigten nutzen den sogenannten Dauerzulageantrag.
Dies bedeutet, dass der Anbieter bevollmachtigt wird, den Zulageantrag fur den
Zulageberechtigten zu stellen. Auch im Falle einer Bevollmachtigung hat der
Zulageberechtigte alle erforderlichen Angaben gegeniiber seinem Anbieter zu erklaren,
damit dieser seinen Pflichten nach Absatz 2 nachkommen kann. Die Bevollmachtigung des
Anbieters musste bisher schriftlich erfolgen. Der Zulageberechtigte kann kinftig nach
Satz 1 die Bevolimachtigung nach 8§ 89 Absatz 1a EStG schriftlich oder elektronisch
erteilen, wenn dies beide winschen. Im Rahmen der Digitalisierung dient dies dem
Birokratieabbau.

In Satz2 wird klarstellend aufgenommen, dass der Anbieter eine Anderung der
Verhéltnisse, die zu einer Minderung oder zum Wegfall des Zulageanspruchs fuhren, nur
dann der zentralen Stelle nach § 81 EStG mitteilen kann, wenn er davon Kenntnis hat. Im
Ubrigen bleibt die Meldepflicht unverandert.

Zu Nummer 21 (8 90 Absatz 4 Satz 5)

Mit dem Jahressteuergesetz 2022 vom 16. Dezember 2022 (BGBI. | S. 2294) wurde in § 90
Absatz 4 Satz 5 EStG bestimmt, dass der Anbieter nur Uber die Festsetzung einer Zulage
aufgrund eines Festsetzungsantrages des Zulageberechtigten (§ 90 Absatz 4 Satz 1
Nummer 3 EStG i.d. Fassung vom 16. Dezember 2022) zu informieren ist. Flr die
Verfahren, insbesondere fir die Erfassung der steuerverstrickten Beitrage fir die
nachgelagerte Besteuerung als auch fiir die Bescheinigungspflichten des Anbieters, sowie
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bei Ruckfragen des Zulageberechtigten bei seinem Anbieter ist es wichtig, dass der
Anbieter auch Uber die Festsetzungen von Amts wegen (8 90 Absatz 4 Satz 1 Nummer 1, 2
und 4 EStG i. d. Fassung vom 16. Dezember 2022) in Kenntnis gesetzt wird. Dies wird
durch die Anderung erreicht.

Zu Nummer 22 (8 92a Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 Buchstabe ¢)
Zu Buchstabe a (8 92a Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 Buchstabe ¢ Satz 1)

Nach geltendem Recht hat der Zulageberechtigte zu bestéatigen, dass weder er selbst noch
ein Mitnutzer der Wohnung fur Umbaukosten u. a. eine Forderung durch Zuschisse, eine
Steuerermafligung nach den 88§ 35a oder 35c EStG oder eine Bericksichtigung als
Betriebsausgaben, Werbungskosten oder auf3ergewéhnliche Belastung nach § 33 EStG
beantragt hat oder beantragen wird. Die Bestéatigung ist bisher schriftlich bei der
Antragstellung gegeniber der zentralen Stelle nach § 81 EStG (Zentrale Zulagenstelle fir
Altersvermogen - ZfA) abzugeben. Mit der Neuregelung soll die Méglichkeit geschaffen
werden, die Vorteile der elektronischen Datendbermittiung zwischen dem
Zulageberechtigten und der ZfA zu nutzen, wenn der Zulageberechtigte dies wiinscht. Der
Zulageberechtigte kann kinftig die Bestatigung schriftlich oder elektronisch erteilen. Im
Rahmen der Digitalisierung dient dies dem Burokratieabbau.

Zu Buchstabe b (8 92a Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 Buchstabe ¢ Satz 3)

Bei der Inanspruchnahme eines Darlehens im Rahmen eines Altersvorsorgevertrags nach
81 Absatzla des  Altersvorsorgevertrage-Zertifizierungsgesetzes  hat  der
Zulageberechtigte die Bestatigung, dass weder er selbst noch ein Mitnutzer der Wohnung
fur Umbaukosten u. a. eine Foérderung durch Zuschisse, eine SteuerermafRigung nach den
88 35a oder 35c EStG oder eine Berlicksichtigung als Betriebsausgaben, Werbungskosten
oder aulRergewdhnliche Belastung nach § 33 EStG beantragt hat oder beantragen wird,
gegeniber seinem Anbieter abzugeben. Die Bestatigung ist bisher schriftlich abzugeben.
Mit der Neuregelung soll die Méglichkeit geschaffen werden, die Vorteile der elektronischen
Datenubermittlung zwischen dem Zulageberechtigten und dem Anbieter zu nutzen, wenn
dies beide wiinschen. Im Rahmen der Digitalisierung dient dies dem Birokratieabbau.

Zu Artikel 6 (Weitere Anderung des Einkommensteuergesetzes)
Zu Nummer 1
Zu Buchstabe a (8 3 Nummer 2 Buchstabe a)

Mit dem Gesetz zur Starkung der Aus- und Weiterbildungsférderung vom 17. Juli 2023
(BGBI. 12023, S. 1) wurde u. a. mit Wirkung zum 1. April 2024 das Qualifizierungsgeld nach
§ 82a des Dritten Buches Sozialgesetzbuch (SGB Ill) eingefiihrt. Das Qualifizierungsgeld
entspricht in der Intention den bereits geregelten Ausnahmen, wie z. B. beim
Kurzarbeitergeld, und soll daher ebenfalls steuerfrei gestellt werden.

Zu Buchstabe b (8§ 3 Nummer 19 Satz 1 Buchstabe a)

Die Weiterbildungskosten, die beim Qualifizierungsgeld vom Arbeitgeber zu tragen sind,
entsprechen in der Intention den bereits geregelten Ausnahmen und sollen daher ebenfalls
steuerfrei gestellt werden.

Zu Nummer 2 (8 32b Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe a)
Entsprechend der Intention der bisher in § 32b Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe a

EStG aufgeflihrten Leistungen soll das Qualifizierungsgeld ebenfalls dem
Progressionsvorbehalt unterliegen.
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Zu Artikel 7 (Weitere Anderung des Einkommensteuergesetzes)
Zu Nummer 1 (8 10d Absatz 2 Satz 1)

Ab dem Veranlagungszeitraum 2028 soll bei der sog. Mindestgewinnbesteuerung die
Prozentgrenze von 60 Prozent wieder angewandt werden (vgl. Begriindung zu
Artikel 5 Nummer 9 Buchstabe b (§ 10d Absatz 2 Satz 1 EStG)).

Zu Nummer 2 (8 52b Absatz 18b Satz 4 — neu -)

Die Anderungen des Verlustvortrags gemaR § 10d Absatz 2 Satz 1 EStG sind ab dem
Veranlagungszeitraum 2028 anzuwenden.

Zu Artikel 8 (Anderung der Einkommensteuer-Durchfiihrungsverordnung)
Zu Nummer 1 (8§ 56 Satz 2)

Wenn die Hohe der Einkinfte unter dem Grundfreibetrag liegt und die weiteren
Voraussetzungen des 8 56 EStDV nicht vorliegen, ergeben sich Fallkonstellationen, in
denen die betroffenen Steuerpflichtigen mit festgestellten nachversteuerungspflichtigen
Betragen (unabhangig von der Hohe des festgestellten Betrages) nicht der Verpflichtung
unterliegen, eine Einkommensteuererkldrung abzugeben; etwa bei Zurlickbehalt eines
Kleinstmitunternehmeranteils. § 56 Satz 2 EStDV wird daher um den Fall erganzt, nach der
eine Steuererklarung immer abzugeben ist, wenn zum Schluss des vorangegangenen
Veranlagungszeitraums ein nachversteuerungspflichtiger Betrag festgestellt wurde. Dies
stellt sicher, dass eine Nachversteuerung in jedem Fall durchgefiihrt werden kann.

Zu Nummer 2 (8§ 82a Absatz 1 Satz 1 und § 82g Satz 1)

Redaktionelle Folgeanderungen aufgrund der Neufassung des 8§ 7 Absatz 5a EStG und der
Einfuhrung des 8§ 7 Absatz 5b EStG.

Zu Artikel 9 (Weitere Anderung der Einkommensteuer-Durchfihrungsverordnung)
Zu Nummer 1 (8 50)

Zu Buchstabe a (§ 50 Absatz 1 Satz 2 und 3 - neu -)

Mit der Erganzung des 8 50 EStDV wird fur Zuwendungsempfanger nach § 10b Absatz 1
Satz2 Nummerl1l und 3 EStG, die das Bundeszentralamt fir Steuern in das
Zuwendungsempfangerregister nach 8 60b AO aufgenommen hat, der Weg zum

Zuwendungsnachweis tber die amtlich vorgeschriebenen Vordrucke bzw. die elektronische
Spendenquittung nach § 50 Absatz 2 EStDV erdffnet.

Zu Buchstabe b (8 50 Absatz 3 Satz 1)

Mit der Erganzung wird die Zustandigkeit des BZSt fur auslandische
Zuwendungsempfanger bei einer elektronischen Ubermittlung der Zuwendungsbestatigung
festgelegt.

Zu Nummer 2 (8§ 84 Absatz 2e — neu -)

Es wird festgelegt, dass die neuen Bestimmungen in 8§50 EStDV erstmals fir
Zuwendungen gelten, die nach dem 31. Dezember 2024 zuflieRen.
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Zu Artikel 10 (Anderung des Umwandlungssteuergesetzes)
Zu Nummer 1 (8 15 Absatz 2)

Nach § 15 Absatz 2 UmwStG ist ein Buch- oder Zwischenwertansatz im Fall einer Spaltung
u. a. ausgeschlossen, wenn durch die Spaltung die Voraussetzungen fur eine Verauf3erung
geschaffen werden (8 15 Absatz 2 Satz 3 UmwStG). Davon ist nach 8§ 15 Absatz 2 Satz 4
UmwStG auszugehen, wenn innerhalb von finf Jahren nach dem steuerlichen
Ubertragungsstichtag Anteile an einer an der Spaltung beteiligten Kérperschaft, die mehr
als 20 Prozent der vor Wirksamwerden der Spaltung an der Kdrperschaft bestehenden
Anteile ausmachen, verauf3ert werden.

Der Bundesfinanzhof hat im Urteil vom 11. August 2021 — | R 39/18 — entschieden, dass
§ 15 Absatz 2 Satz 3 UmwStG nur die Grundlage fur die Vermutung des Satzes 4 bildet
und kein eigenstandiger Ausschlussgrund fur eine Buchwertfortfiihrung ist. Dadurch
eroffnen sich ungerechtfertigte Gestaltungsmaéglichkeiten zur steuerfreien VeraufRerung
von Teilbetrieben, die in Widerspruch zu den gesetzgeberischen Zielen des
Umwandlungssteuergesetzes stehen, Unternehmen die Anpassung ihrer rechtlichen
Strukturen an veranderte Umstéande des Wirtschaftslebens zu erleichtern (BT-Drs. 12/6885
S. 14). Die VeraufRerung von Unternehmensteilen an aul3enstehende Dritte ist damit gerade
nicht gemeint. Mit der Anderung des § 15 Absatz 2 UmwStG werden die Mdglichkeiten zu
steuerneutralen Spaltungen wieder auf ihren urspriinglich vom Gesetzgeber intendierten
Anwendungsbereich zurtickgefihrt.

Zu Buchstabe a (8 15 Absatz 2 Satz 2)

Nach dem gednderten § 15 Absatz 2 Satz 2 UmwStG findet § 11 Absatz 2 UmwStG (Buch-
oder Zwischenwertansatz) auch dann keine Anwendung, wenn durch die Spaltung eine
VeraufRerung an aulRenstehende Personen vorbereitet wird.

Das Merkmal ,Vorbereitung einer VerauRerung“ i. S. d. geédnderten § 15 Absatz 2 Satz 2
UmwsStG ist erflllt, wenn im Zeitpunkt der Spaltung bereits eine konkrete
VerauRerungsabsicht besteht oder zumindest eine VeraufRerung nicht nur hypothetisch in
Betracht gezogen wird und es innerhalb von finf Jahren nach dem steuerlichen
Ubertragungsstichtag zu einer VerauRerung von Anteilen an einer an der Spaltung
beteiligten Koérperschaft an auf3enstehende Personen kommt. In diesen Féllen ist es
unerheblich, ob es daneben weitere, aul3ersteuerliche Beweggriinde fir die Spaltung gibt.
Allein die neben andere Beweggriinde tretende Uberlegung, dass ein abgespaltener
Betriebsteil bei sich bietender Gelegenheit einfacher verdufRert werden kdnnte, erfillt
dagegen noch nicht den Tatbestand der Vorbereitung einer Verauflerung i. S. des
geanderten 815 Absatz2 Satz2 UmwStG. Handlungen zur Vorbereitung einer
VerauRRerung der Anteile (z. B. Letter of Intent, Memorandum of Understanding) implizieren
das Vorliegen einer VeraulRerungsabsicht, sind jedoch keine Bedingung fur die Erfullung
des Merkmals ,Vorbereitung einer VerdulRerung®.

Zu Buchstabe b (8 15 Absatz 2 Satz 3 bis 7 - neu -)
Satz 3

Der neue Satz 3 definiert erstmals den Begriff der ,auRenstehenden Person” im Sinne des
§ 15 Absatz 2 UmwStG. Um weitere Umgehungsmaoglichkeiten auszuschliel3en, gelten
danach als auRenstehende Personen solche Personen, die nicht ununterbrochen finf Jahre
vor der Spaltung (Zeitpunkt der zivilrechtlichen Wirksamkeit) an der Ubertragenden
Korperschaft beteiligt waren. Die Finf-Jahres-Frist entspricht der des bisherigen 8§ 15
Absatz 2 Satz 5 (neu: Satz 7) UmwStG.

Satz 4
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Der neue Satz 4 regelt, dass der Buch- oder Zwischenwertansatz im Fall der Vorbereitung
einer VerauRerung nur dann nach dem geénderten Satz 2 ausgeschlossen ist, wenn es
innerhalb von fiinf Jahren nach dem steuerlichen Ubertragungsstichtag tatsachlich zur
VerauRRerung mindestens eines Anteils an einer an der Spaltung beteiligten Kérperschaft
kommt.

Satz 5

Der neue Satz5 enthalt eine unwiderlegbare Vermutung zur Vorbereitung einer
Veraullerung im Sinne des geénderten Satzes 2. Kommt es innerhalb des Funf-Jahres-
Zeitraums zu einer VerduRBerung von Anteilen an einer an der Spaltung beteiligten
Korperschaft, die mehr als 20 Prozent des Wertes der Anteile an der Ubertragenden
Korperschaft am steuerlichen Ubertragungsstichtag ausmachen, an AuRenstehende, ist
der Buch- oder Zwischenwertansatz stets ausgeschlossen.

Satz 6

Da jede Umwandlung einen VerdufRerungs- und Anschaffungsvorgang darstellt, kénnte
eine Spaltung nie zu Buchwerten erfolgen, wenn an dem ubertragenden Rechtstrager
aufRenstehende Personen beteiligt sind. Daher regelt der neue Satz 6, dass dann, wenn an
der Ubertragenden Korperschaft aul3enstehende Personen beteiligt sind, die Spaltung
selbst nur dann als VerdufRerung an auf3enstehende Personen i. S. d. geanderten 8§ 15
Absatz 2 Satz 2 UmwsStG gilt, wenn die Spaltung zu einer Wertverschiebung zugunsten
dieser Personen fuhrt. Fir die Bejahung einer solchen Wertverschiebung ist es unerheblich,
ob als Gegenleistung ein sog. Spitzenausgleich vereinbart oder gezahlt wird oder nicht oder
ob ein solcher ggf. der Hohe nach fremdublich ist oder nicht.

Satz 7

Nach Satz 7 erster Halbsatz gelten verbundene Unternehmenii. S. des § 271 Absatz 2 HGB
fur Zwecke des § 15 Absatz 2 UmwStG nicht als auRenstehende Personen. Konzerninterne
Umstrukturierungen (einschlieRlich dem sog. ,Umhangen“ von Beteiligungen im Konzern)
im Zusammenhang mit der Spaltung oder im Anschluss daran stellen damit grundsatzlich
kein schadliches Ereignis i. S. des § 15 Absatz 2 UmwStG dar. Veraul3ert das verbundene
Unternehmen allerdings die Anteile anschliel3end an eine auf3enstehende Person, ist diese
VerdufRerung in die Prifung nach Satz 2 bis 5 einzubeziehen, ob durch die Spaltung die
Veraullerung an aufRenstehende Personen vollzogen oder vorbereitet wurde.

Zur Verhinderung von Umgehungsgestaltungen unter Ausnutzung der Ausnahmeregelung
des Satzes 4 (Aufdeckung stiller Reserven selbst bei unstreitiger Vorbereitung einer
VerauRRerung erst bei tatsachlicher VerauRerung eines Anteils an einer an der Spaltung
beteiligten Kdrperschaft), bei denen zunachst eine Umgliederung einer an der Spaltung
beteiligten Kérperschaft auf eine andere Konzerngesellschaft erfolgt und anschlieRend eine
mittelbare oder unmittelbare Beteiligung an dieser Konzerngesellschaft, die selbst nicht an
der Spaltung beteiligt war, verauRert wird, ordnet Satz 7 zweiter Halbsatz an, dass als
VerduRRerung eines Anteils an einer an der Spaltung beteiligten Kérperschaft im Sinne des
Satzes 4 auch die mittelbare VerauRRerung dieses Anteils durch ein verbundenes
Unternehmen gilt (z. B. Verkauf einer Beteiligung an einer Tochter-Kapitalgesellschaft, die
an einer an der Spaltung beteiligten Kérperschaft beteiligt ist).

Auf juristische Personen des 6ffentlichen Rechts einschlieflich ihrer Betriebe gewerblicher
Art findet Satz 7 bei mit einem dem § 290 Absatz 1 Satz1 und Absatz 2 bis 4 HGB
vergleichbaren beherrschenden Einfluss sinngemaf Anwendung.

Die Regelung in Satz 7 entspricht im Ergebnis der bisherigen Rechtslage, nach der rein
konzerninterne Umstrukturierungen ebenso wie eine Anteilsverauf3erung innerhalb des
bisherigen Gesellschafterkreises grundsatzlich keine schadliche Veraufierung i. S. des
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§ 15 Absatz 2 Satz 3 und 4 UmwsStG darstellen, wenn im Anschluss an diesen Vorgang
keine unmittelbare oder mittelbare VerauRerung an eine auRenstehende Person stattfindet
(vgl. BMF-Schreiben vom 11. November 2011, BStBI | 1314, Rn. 15.26).

Zu Nummer 2 (8§ 27 Absatz 19 — neu -)

Die Anderung des § 15 Absatz 2 UmwStG ist erstmals auf Spaltungen anzuwenden, bei
denen die Anmeldung zur Eintragung in das fir die Wirksamkeit des jeweiligen Vorgangs
mafigebende Offentliche Register nach dem Tag der Verotffentlichung des
Referentenentwurfs erfolgt.

Zu Artikel 11 (Anderung der Abgabenordnung)
Zu Nummer 1 (Inhaltslbersicht)

Die Inhaltsibersicht wird redaktionell an die Einflgung der neuen 88 89a und 117e sowie
an die geanderten Bezeichnungen der 88§ 138j und 138k der Abgabenordnung (AO) sowie
an die Einfigung der neuen 88 138l bis 138n AO angepasst.

Zu Nummer 2 (8 89b — neu -)
Allgemeines zu internationalen Risikobewertungsverfahren

Im Jahr 2018 hat die OECD erstmals ein International Compliance Assurance Programme
(ICAP) als Pilotverfahren initiiert.

Das International Compliance Assurance Programme (ICAP) ist ein freiwilliges Programm
fur multinationale Unternehmensgruppen und Steuerverwaltungen der Staaten, in denen
diese tatig sind, zur Bewertung von Risiken (,Risk Assessment“) und zur Erlangung einer
gewissen Planungssicherheit (,Assurance®) im Bereich der Besteuerung. Durch dieses
Programm soll eine offene und kooperative multilaterale Zusammenarbeit zwischen den
teilnehmenden international tatigen Konzernen und den Steuerverwaltungen der Staaten,
in denen sie tatig sind, erreicht werden. Nach einem weiteren Pilotverfahren ist ICAP seit
dem Jahr 2021 von der OECD als Standardverfahren etabliert.

ICAP ist darauf gerichtet, durch erhdhte Transparenz und verbesserte Informationen flr
Steuerverwaltungen ein neues Mittel fir héhere Planungssicherheit in Besteuerungsfragen
sowie eine effizientere Nutzung von Ressourcen zu erreichen. ICAP nutzt landerbezogene
Berichte (sog. ,Country-by-Country Reporting®, siehe in Deutschland § 138a AO) und
andere relevante Informationen, um durch den multilateralen Dialog zwischen international
tatigen Konzernen und den teilnehmenden Steuerverwaltungen u.a. gegenseitiges
Vertrauen aufzubauen. ICAP soll insbesondere die nachfolgenden Vorteile ermdglichen:

Fundierte und zielgerichtete Nutzung des ,Country-by-Country Reporting®;

— die effiziente Nutzung der vorhandenen Ressourcen;

— ein schneller und klarer Weg hin zu multilateraler Planungssicherheit im
Besteuerungsverfahren;

— ein auf Kooperation beruhendes Verhaltnis zwischen international tatigen Konzernen
und Steuerverwaltungen;

— weniger Félle, die im Verstandigungsverfahren geldst werden mussen.

Im Herbst 2021 hat die Européische Kommission gemeinsam mit einer Reihe interessierter
Mitgliedsstaaten der EU, darunter Deutschland, ebenfalls ein neues freiwilliges Programm
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far europaische multinationale Unternehmensgruppen und europaische
Steuerverwaltungen vorgestellt. Hierflr wird seit 2022 ein Pilotprojekt durchgefihrt. Mit dem
.European Trust and Cooperation Approach" (ETACA) soll ein EU-weiter Rahmen zur
Verfigung gestellt werden, innerhalb dessen Steuerverwaltungen mehrerer europaischer
Staaten im Dialog mit einer teilnehmenden multinationalen Unternehmensgruppe eine
Risikobewertung (,High-level Risk Assessment”) hinsichtlich der fur die Besteuerung
relevanten Verrechnungspreise in der Unternehmensgruppe vornehmen kdnnen. Das
praventive gemeinsame Vorgehen und der Dialog sollen den Unternehmen helfen,
Befolgungskosten zu reduzieren und Doppelbesteuerung zu vermeiden. Das Programm
entspricht in seinen Grundziigen dem ICAP.

Aufgrund der immer starker zunehmenden internationalen Verflechtung der Unternehmen
ist es zweckmaRig sich auch unter den Steuerverwaltungen noch starker zu vernetzen.
Programme wie ICAP und ETACA sind besonders gut dazu geeignet, die Kommunikation
zwischen den teilnehmenden Staaten zu intensivieren. Gleichzeitig bieten die Verfahren die
Moglichkeit, die Risikobewertung auch in Deutschland vermehrt in den Prozess der
Besteuerung bzw. in die AuRenprifung von Unternehmen einzubeziehen. Erfahrungen, die
in diesen Verfahren gesammelt werden, kdnnten mittelfristig auch fur eine weitere
Beschleunigung der AuR3enprifung genutzt werden.

Die Teilnahme von Deutschland an den Pilotverfahren wurde bislang auf der Basis der
allgemeinen Regeln der AO und der Regeln zur zwischenstaatlichen Amtshilfe durch
Informationsaustausch in Steuersachen durchgefiihrt. Mit der nunmehr vorgesehenen
spezifischen gesetzlichen Regelung zu internationalen Risikobewertungsverfahren soll eine
eindeutige gesetzliche Grundlage geschaffen werden, die sowohl klar zum Ausdruck bringt,
dass solche internationalen Risikobewertungsverfahren mit deutscher Beteiligung mdglich
sind, als auch im Sinne von Rechtsklarheit und Rechtssicherheit einen Rahmen fir
Voraussetzungen, Ablaufe und die rechtliche Einordnung der Ergebnisse setzt. Damit wird
auch die Grundlage gelegt, solche Verfahren zuklnftig umfassender nutzen zu kénnen.

Die Regelung lehnt sich an die bestehenden Verfahren ICAP und ETACA an, bleibt aber
offen flir andere Verfahren, wie z. B. den von Finnland verwendeten bilateralen Cross-
Border-Dialogue oder fiir mégliche kinftige internationale Verfahren, die ebenfalls auf einer
Risikobewertung basieren, soweit diese in dem Rahmen bleiben, den das Gesetz vorsieht.

Zu 8§ 89b (Internationale Risikobewertungsverfahren)
Zu Absatz 1

Ziel einer Risikobewertung ist es, durch zielgerichtetes und strukturiertes Vorgehen zu einer
Bewertung eines mdglichen Risikos zu kommen. Eine detaillierte Prifung von Belegen ist
dabei in der Regel nicht vorgesehen. Die Priifung von Unterlagen soll sich in der Regel auf
im Vorhinein festgelegte Unterlagen (z. B. die im ICAP-Handbuch beschriebenen
Dokumentationspakete) beschréanken. Der Einsatz von Risikobewertungstechniken kann
insbesondere Betriebsprifungen beschleunigen und fehlende Ressourcen in den
Betriebsprifungsstellen der Lander und des Bundes ausgleichen. Zu diesem Zweck sieht
Absatz 1 vor, dass auf weitere Ermittlungen im Rahmen von Auf3enprufungen beziglich
des untersuchten Sachverhaltes verzichtet werden kann, wenn das internationale
Risikobewertungsverfahren ergibt, dass das Risiko eines Steuerausfalls als gering
einzuschatzen ist. Ob und in welchem Umfang eine weitere Ermittlung im Rahmen einer
AuBenpriufung aufgrund der Ergebnisse und Erkenntnisse aus dem internationalen
Risikobewertungsverfahren unterbleibt, kann das fur die Aulenprifung zustéandige
Finanzamt in die Bestimmung des Umfangs der AulRenprifung einbeziehen (vgl. dazu
§ 194 Absatz 1a AO-E). Es handelt sich dabei um eines der vielfaltigen Kriterien fir eine
Pruffeldauswahl bzw. die Entscheidung der Finanzbehdrde, von der Prifung eines
Sachverhaltes im Rahmen einer AuRenprifung abzusehen.
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Zu Absatz 2

Absatz 2 enthélt eine Beschreibung des internationalen Risikobewertungsverfahrens. Es
handelt sich um ein freiwilliges Verfahren, das Elemente der Au3enprifung und Elemente
des zwischenstaatlichen Auskunftsaustauschs enthalt. Das Risikobewertungsverfahren ist
selbst nicht Auenprifung und typischerweise einer Aulenprifung vorgelagert. Die
wesentlichen Merkmale eines internationalen Risikobewertungsverfahrens sind
nachfolgend aufgefuhrt:

Internationale Zusammenarbeit

Die Beurteilung eines grenzuberschreitenden Sachverhaltes im Hinblick auf steuerliche
Risiken gemeinsam mit einem anderen Staat oder mehreren anderen Staaten ermdglicht
eine umfassendere Einschatzung, als sie nur allein den deutschen Finanzbehdrden méglich
ware, weil auch die Sicht der auslandischen Finanzverwaltung auf den Sachverhalt
berlcksichtigt wird. Die Anwendung ist auf bereits verwirklichte Sachverhalte beschrankt.
Die Regelung tritt damit nicht in Konkurrenz zur verbindlichen Auskunft gemald § 89 AO
oder Vorabverstandigungsverfahren geman § 89a AO.

Kooperation und Transparenz

Im internationalen Sprachgebrauch werden Verfahren wie ICAP und ETACA als ,co-
operative compliance“-Verfahren bezeichnet. Das Risikobewertungsverfahren ist ein
solches Verfahren. Dies bedeutet, dass ein wesentliches Merkmal die Kooperation und
Transparenz zwischen allen Beteiligten, sowohl der teilnehmenden Staaten als auch der
beteiligten Unternehmen, darstellt. Ist diese Grundvoraussetzung nicht gegeben (vgl. dazu
§ 89b Absatz 3 AO-E), kann ein internationales Risikobewertungsverfahren nicht gefihrt
werden.

Bewertung vorliegender Unterlagen

Anders als Ublicherweise im Rahmen von AuRR3enprifungen, erfolgt die Einschatzung der
steuerlichen Risiken nur unter Wirdigung der vorliegenden Unterlagen und Informationen;
eine Belegprufung ist in der Regel nicht vorgesehen, ebenso wenig eine Prifung vor Ort.
Die Unterlagen beschréanken sich in der Regel auf solche, die im Vorhinein festgelegt
werden (z. B. die im ICAP-Handbuch beschriebenen Dokumentationspakete). Nachfragen
in einem fir eine Risikobewertung angemessenen Umfang sind aber nicht ausgeschlossen.
Auch gelegentliche Gesprache mit Unternehmensvertretern in einem der internationalen
Zusammenarbeit bei der Risikobewertung gerecht werdenden Rahmen, z.B.
Videokonferenzen, in denen etwa Unklarheiten zu den vorgelegten Unterlagen
angesprochen werden kénnen, sind nicht ausgeschlossen. Die vorgelegten Unterlagen und
Informationen werden dabei einer Plausibilititsprifung unterzogen und ggfs. unter
Verwendung von technischer Unterstlitzung im Hinblick auf mégliche steuerliche Risiken
untersucht. Die Bewertung findet in Abstimmung mit den zustandigen Finanzbehdrden der
teilnehmenden auslandischen Staaten statt. Ungeachtet dessen bleibt es méglich, dass die
Behorden der teilnehmenden Staaten letztlich zu unterschiedlichen Einschéatzungen
gelangen.

Details zu den Anforderungen und dem  Ablauf von internationalen
Risikobewertungsverfahren, die in Deutschland gegenwartig genutzt werden, werden
zwischen Bund und Landern abgestimmt und in entsprechenden BMF-Schreiben
veroffentlicht. Zu diesen Details gehotren insbesondere die im jeweiligen Verfahren
erwarteten Unterlagen (Dokumentationspakete).
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Zu Absatz 3

Ein internationales Risikobewertungsverfahren kann auf Initiative eines inlandischen
Steuerpflichtigen oder auf Anregung eines anderen Staates erfolgen. Die Verfahren richten
sich ausgehend von ihrem Zweck an grof3e multinational tatige Unternehmensgruppen. Das
sind in erster Linie multinationale Unternehmensgruppen, deren im Konzernabschluss
ausgewiesenen konsolidierten Umsatzerlose im vorangegangene Wirtschaftsjahr
mindestens 750 Mio. Euro betragen haben und die deshalb nach § 138a Absatz 1 Satz 1
AO einen landerbezogenen Bericht (Country-by-Country-Report) abzugeben haben. Des
Weiteren stehen die Verfahren grundsatzlich auch kleineren multinationalen
Unternehmensgruppen offen, sofern der Umsatz einer deutschen Unternehmenseinheit im
vorangegangenen Wirtschaftsjahr mindestens 100 Mio. Euro betragen hat und somit die
Voraussetzungen des § 90 Absatz 3 Satz 3 AO vorliegen. Eine Offnung fur noch kleinere
Unternehmen wird im Hinblick auf den Aufwand und die personellen Ressourcen aller
Beteiligten derzeit nicht als zielfihrend angesehen. Ohnehin ist zu beachten, dass die
Er6ffnung eines internationales Risikobewertungsverfahrens stets davon abhéngig ist, dass
sich andere Staaten bereiterklaren, sich an dem Verfahren zu beteiligen und dass einzelne
Verfahren aufgrund internationaler Vereinbarungen eine bestimmte Umsatzgréle
vorsehen.

Der Antrag ist jeweils durch das konzernleitende Unternehmen zu stellen, also die
inlandische Konzernobergesellschaft im Sinne des § 138a Absatz 1 Satz 1 AO oder die
beherrschende inlandische Gesellschaft einer multinationalen Unternehmensgruppe, fir
die nach § 90 Absatz 3 Satz 3 AO eine Stammdokumentation zu erstellen ist.

Dem Antrag sind Unterlagen und Erklarungen beizufiigen, die der Finanzverwaltung
ermoglichen zu prifen, ob im vorliegenden Fall die Durchfiihrung eines internationalen
Risikobewertungsverfahrens in Betracht kommt (vgl. dazu auch Begrindung zu § 89b
Absatz 4 AO-E) und die einen ordnungsgeméafRen Ablauf des Verfahrens sicherstellen
(8 89b Absatz 3 Satz 3 Nummer 1 AO-E). Welche Unterlagen zur Priifung erforderlich sind,
ist abhangig von dem jeweiligen internationalen Risikobewertungsverfahrens, das
beantragt wird, und ist den jeweiligen untergesetzlichen Beschreibungen der einzelnen
Verfahren zu entnehmen, wie z.B. Verwaltungsanweisungen oder auch die
Veroffentlichungen der OECD zum International Compliance Assurance Programme:
Handbook for tax administrations and MNE groups (https://www.oecd.org/tax/forum-on-tax-
administration/publications-and-products/international-compliance-assurance-programme-
handbook-for-tax-administrations-and-mne-groups.htm) oder die Veroffentlichung der
Européaischen Kommission zu ETACA: Guidelines European Trust and Cooperation
Approach (ETACA) (https://taxation-customs.ec.europa.eu/system/files/2021-
10/Guidelines%200f%20MNEs%20programme%20EU%20Cooperative%20Compliance%
20Programme.pdf). Die Programme ETACA und ICAP sehen beispielsweise die
Ubersendung eines umfassenden Informationspakets vor, das die inlandischen und
auslandischen Finanzverwaltungen in die Lage versetzt, Uber die Durchfiihrung bzw.
Teilnahme an dem Verfahren zu entscheiden (bei ICAP: ,selection documentation
package®).

Der Antragsteller muss des Weiteren zusichern, dass er auch im weiteren Verfahren alle
Mitwirkungspflichten, einschlieRBlich der Pflichten, die sich aus dem jeweiligen
internationalen Risikobewertungsverfahren ergeben, erfullen wird (8 89b Absatz 3 Satz 3
Nummer 2 AO-E). Das betrifft insbesondere die Vorlage aller weiteren erforderlichen
Unterlagen (bei ICAP: ,main documentation package®).

Im Rahmen der internationalen Risikobewertungsverfahren werden in grofiem Umfang
Daten, die die Unternehmensgruppe betreffen zwischen den teilnehmenden
Finanzverwaltungen ausgetauscht. Um einen reibungslosen Austausch der Daten
sicherzustellen, ist es erforderlich, dass der Antragsteller in die Offenbarung und den (auch
elektronischen) Austausch personen- und unternehmensbezogener Daten einwilligt (8 89b
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Absatz 3 Satz 3 Nummer 3 AO-E). Ein Verfahren zur Verschlisselung von Daten, das von
allen an einem internationalen Risikobewertungsverfahren beteiligten Steuerverwaltungen
genutzt werden kann, steht jedenfalls derzeit in der Regel nicht zur Verfligung. Es ist daher
erforderlich, dass alle betroffenen Personen gemal? § 87a Absatz 1 Satz 3 2. Halbsatz AO
in die unverschliusselte Datenlbermittlung einwilligen. Nach & 89b Absatz 3 Satz 3
Nummer 3 AO-E kann der Antragsteller eine solche Einwilligung fiir alle betroffenen in- und
auslandischen Unternehmen der Unternehmensgruppe erteilen, d.h. eine Erteilung durch
die gesetzlichen Vertreter der einzelnen Gesellschaften ist entbehrlich. Dem liegt die
Uberlegung zugrunde, dass die Konzernobergesellschaft letztlich ohnehin die Erteilung der
Einwilligung durch alle beherrschten Gesellschaften durchsetzen kdnnte, ein Abstellen auf
das Vorlegen von Einzeleinwilligungen einer Vielzahl von beherrschten Gesellschaften
ware deshalb ein letztlich aus Schutzgesichtspunkten nicht erforderlicher erheblicher
Mehraufwand. Aus denselben Erwagungen heraus ist auch eine Anhérung der
beherrschten Gesellschaften entbehrlich.

Nach 8§ 89b Absatz 3 Satz 3 Nummer 4 AO-E hat der Antragsteller aul3erdem zuzusichern,
dass er die fur das internationale Risikobewertungsverfahren notwendige technische
Infrastruktur fur alle beteiligten in- und auslandischen Finanzbehdrden zur Verfligung
stellen wird. Das beinhaltet vor allem die Einrichtung eines Datenraumes, Uber den
Unterlagen und Informationen ausgetauscht werden, sowie das Bereitstellen technischer
Mdglichkeiten fur die Durchfiihrung von Videokonferenzen. Gegenwartig kdénnen die
Finanzbehodrden ein geeignetes System nicht zur Verfiigung stellen. Auf OECD-Ebene
finden aber Arbeiten statt, ein solches System zu entwickeln, das dann im weiteren Verlauf
genutzt werden kann.

Wird ein internationales Risikobewertungsverfahren durch einen anderen Staat angereqt,
kontaktiert die zustandige auslandische Finanzbehdrde das Bundeszentralamt fur Steuern
und bittet um Prufung, ob die deutsche Finanzverwaltung sich an einem internationalen
Risikobewertungsverfahren beteiligen méchte. Es handelt sich hierbei in der Regel um
Falle, in denen sich die Leitung der multilateralen Unternehmensgruppe im Ausland
befindet und in Deutschland Unternehmen der Gruppe ansassig sind. Der
Kontaktaufnahme geht in der Regel eine Vorprifung der Unterlagen gemald Satz 3
Nummer 1 durch die auslandische Finanzbehodrde voraus, es besteht auf3erdem die
Erwartung, dass entsprechende Unterlagen dann durch den anderen Staat im
Zusammenhang mit der Anregung auch dem BZSt zuganglich gemacht werden, so dass
sie in Deutschland fur die Prifung, ob sich die deutsche Verwaltung beteiligen sollte, zur
Verfigung stehen. In diesen Féllen, in denen eine auslandische Finanzverwaltung das
Verfahren koordiniert, sind die in Satz 3 Nummer 3 genannten Einwilligungen flr alle
betroffenen Unternehmen der Unternehmensgruppe durch das auslandische leitende
Unternehmen zu erteilen.

Zu Absatz 4

Ist aufgrund der bestehenden Erfahrungen insbesondere bei Aul3enprifungen bei dem
betroffenen Steuerpflichtigen und den seiner Unternehmensgruppe angehdrigen
Unternehmen oder aufgrund der im Zusammenhang mit dem Antrag gemachten Angaben
und eingereichten Unterlagen nicht zu erwarten, dass das Verfahren zeitnah, kooperativ,
wirtschaftlich und mit einer Einschatzung der Risiken abgeschlossen werden kann, ist ein
internationales Risikobewertungsverfahren ausgeschlossen. In Absatz 4 werden
beispielhaft Kriterien benannt, bei deren Vorliegen ein Verfahren nicht gefiihrt werden kann.
In welchen Fallen das bedeutendste Kriterium des kooperativen Verhaltens der betroffenen
Unternehmen nicht als erfillt anzusehen ist, wird in den Satzen 2 bis 4 naher umschrieben.
Das wesentliche Merkmal ist die Erfullung der steuerlichen Mitwirkungspflichten,
insbesondere die rechtzeitige Abgabe von Steuererklarungen, Country-by-Country-
Reportings oder Stammdokumentationen im Sinne des § 90 Absatz 3 Satz 3 AO. Dass
Mitwirkungspflichten schuldhaft nicht oder nicht rechtzeitig erfiillt werden, ist auch
offensichtlich, wenn ein Mitwirkungsverzdgerungsgeld nach § 200a Absatz 2 AO oder ein
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Zuschlag nach § 162 Absatz 4 oder 4a AO festgesetzt worden ist (Satz 3 Nummer 2) oder
wenn der inlandische Steuerpflichtige oder eine ihn nach 8 34 AO vertretende oder nach
§ 79 AO fir ihn handelnde Person rechtskraftig wegen einer das Unternehmen betreffenden
Steuerstraftat rechtskraftig verurteilt worden ist (Satz 3 Nummer 3). Es handelt sich um eine
beispielhafte und nicht abschlieRende Aufzahlung. Fir die Beurteilung des kooperativen
Verhaltens werden im Grundsatz die letzten 5 Jahre betrachtet.

Daneben mussen weitere Voraussetzungen vorliegen, die fir ein internationales
Risikobewertungsverfahren unbedingt erforderlich sind. Fehlt die Bereitschaft und Zusage
des leitenden Unternehmens, die besonderen Mitwirkungspflichten des jeweiligen
Verfahrens zu erfillen, ist eine Durchfiihrung des Verfahrens ausgeschlossen (Absatz 4
Satz 2 Nummer 2). Die betrifft insbesondere die Abgabe der in Absatz 3 Satz 3
bezeichneten Unterlagen und Zusicherungen.

In die Prifung, ob ein internationales Risikobewertungsverfahren durchgefuhrt wird, ist
auch die ZweckmaRigkeit und Wirtschaftlichkeit des Verfahrens einzubeziehen (Absatz 4
Satz 2 Nummer 3). Wenn die Durchfuhrung des Verfahrens zu einem erheblichen
administrativen Aufwand fur die Steuerverwaltung fihren wirde, der in keinem
angemessenen Verhaltnis zum erwarteten Erkenntnisgewinn aus dem Verfahren steht, ist
durch die Finanzbehorden eine sorgfaltige Abwagung zwischen den Interessen des
Antragstellers und den Interessen der Finanzverwaltung vornehmen.

Hierbei ist auch zu berlcksichtigen, dass es sich um noch neue Verfahren handelt, in die
viele Akteure im In- und Ausland einzubeziehen sind und fiir die nicht Gberall praktische
Erfahrungen bestehen. Die bisherigen Pilotverfahren zu ICAP, ETACA und CBD haben
gezeigt, dass diese Verfahren aufwendig sind. Sie sind speziell fir gréRere Konzerne
vorgesehen und erfordern eine sorgféltige Planung und Umsetzung, um sicherzustellen,
dass sie effektiv durchgefiihrt werden. Aufgrund der begrenzten Ressourcen der
Steuerverwaltung ist es notwendig, eine sorgfaltige Abwagung zwischen den Kosten fiir die
Verwaltung und den erwarteten Vorteilen aus dem Verfahren vorzunehmen. Die
Finanzverwaltung ist aber auch gehalten, sicherzustellen, dass sie ausreichende
Ressourcen bereitstellt, damit ein Verfahren angemessen und effizient durchgefihrt
werden kann.

Insbesondere wenn eine auslandische Finanzbehotrde die Initiative fir ein internationales
Risikobewertungsverfahren ergreift, sich die Konzernspitze folglich im Ausland befindet,
und nachgeordnete Konzernunternehmen in Deutschland einbezogen werden sollen, ist es
wichtig, abzuwagen, ob der Umfang der Aktivitaten in Deutschland ausreichendes Potenzial
bietet, um Erkenntnisse fur die inlandischen Beteiligten aus dem Verfahren zu gewinnen.
Zeigt sich bereits in den Gesprachen mit den interessierten anderen Finanzverwaltungen
vor Eroffnung eines Verfahrens (etwa in der Auswahlphase im Rahmen von ICAP), dass
sich eine Ubereinstimmende Risikoeinschatzung mit grofBer Wahrscheinlichkeit nicht
erzielen lassen wird, z. B. weil die Positionen zu den Sachverhalten, die fir eine Bewertung
in Betracht gezogen werden, zu weit auseinanderliegen, ist ein internationales
Risikobewertungsverfahren nicht zielfihrend (Absatz 4 Satz 2 Nummer 4). In diesen Fallen
konnte vielmehr gepruft werden, ob andere Verfahren, wie z. B. eine gemeinsame Prifung
im Sinne des § 12a (neu) des EU-Amtshilfegesetzes oder § 117e AO-E zweckmaRiger ist.

Verfahren wie ICAP und ETACA sind besonders dann effektiv, wenn sich mehrere Staaten
daran beteiligen. Finden sich nicht geniigend Staaten, die bereit sind, an einem
vorgeschlagenen Verfahren teilzunehmen, ist eine Durchfiihrung des internationalen
Risikobewertungsverfahrens bzw. eine Teilnahme der deutschen Finanzverwaltung im
Hinblick auf den Aspekt der oben beschriebenen Wirtschaftlichkeit nicht zweckmaRig.
Dieselbe Situation ist gegeben, wenn die wirtschaftliche Téatigkeit der inl&ndischen
Unternehmen in den Staaten, die sich beteiligen wollen, unbedeutend ist (Absatz 4 Satz 2
Nummer 5). Auf die Entscheidungen anderer Staaten, an einem internationales
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Risikobewertungsverfahren teilzunehmen, hat die deutsche Finanzverwaltung naturgemaf
keinen Einfluss.

Zu Absatz 5

Absatz5 enthalt Ausfihrungen zum Beginn und Ende eines internationalen
Risikobewertungsverfahrens. Hat die Prifung der Voraussetzungen des Absatzes 4 und
die Abstimmung mit den zustdndigen auslandischen Behdrden ergeben, dass ein
internationales Risikobewertungsverfahren durchgefiihrt wird, erhélt der Antragsteller eine
unverbindliche Information Uber die Einleitung des Verfahrens, einschlief3lich der Mitteilung
Uber die teilnehmenden Staaten und die zu bewertenden Sachverhalte. Ist ein
internationales Risikobewertungsverfahren nach Prifung im Sinne des Absatzes 4
ausgeschlossen, wird der inlandische Steuerpflichtige auch dariiber informiert.

Ein internationales Risikobewertungsverfahren kann auf verschiedene Weise beendet
werden. Der Regelfall wird die Beendigung durch Erstellung und Ubersendung eines
Risikobewertungsberichts (vgl. dazu Absatz 6) sein nach einer abschlielenden
Durchfiihrung des Verfahrens. Da es sich um ein freiwilliges Verfahren handelt, hat der
inlandische Steuerpflichtige zudem die Moglichkeit, jederzeit von dem Verfahren
zurtckzutreten und es dadurch zu beenden. Auch die Finanzverwaltung kann das
Verfahren vor dessen Abschluss beenden. Das Gesetz sieht diese Mdglichkeit vor, wenn
es an einer Zusammenarbeit zwischen den Finanzbehoérden und dem Steuerpflichtigen
fehlt, die eine Fortfiihrung und einen Abschluss des Verfahrens ermoéglichen. Das ist
insbesondere dann der Fall, wenn Uneinigkeit Giber den Umfang vorzulegender Unterlagen
oder zu erteilender Auskinfte besteht oder die technischen oder rechtlichen
Voraussetzungen fehlen, um die Daten auszutauschen. Ohne die Mdglichkeit eines
vollstdndigen Austauschs der fir das Verfahren erforderlichen Daten zwischen den
beteiligten Unternehmen und den Finanzverwaltungen ist eine Durchfuhrung eines
internationalen Risikobewertungsverfahrens nicht moglich.

Uber die Beendigung des Verfahrens wird der Antragsteller und die auslandische
zustandige Behoérde oder die zustandigen Behérden, wenn mehrere Staaten beteiligt
waren, informiert.

Zu Absatz 6

Das Ergebnis der Bewertung wird mit den beteiligten Staaten abgestimmt. Das bedeutet,
dass sich die beteiligten Staaten in dem Prozess des Verfahrens austauschen und
bemulhen, zu einer einheitlichen Einschidtzung zu kommen, ob die untersuchten
Sachverhalte ein geringes oder nicht geringes Risiko beinhalten oder ggfs. eine
Einschatzung nicht méglich ist. Ein einheitliches Votum ist allerdings nicht erforderlich. In
den Risikobewertungsbericht ist jedenfalls das Votum der inlandischen Finanzverwaltung
aufzunehmen. Ein zusammengefasster Bericht, in dem die Bewertungen auch der
auslandischen beteiligten Behérden wiedergegeben werden, ist nicht ausgeschlossen.

Der Risikobewertungsbericht soll die folgenden Angaben enthalten:
— Eine Beschreibung aller bewerteten Sachverhalte.

— Eine Liste der beteiligten Unternehmen und der an dem internationalen
Risikobewertungsverfahren beteiligten Staaten und Hoheitsgebiete.

— Die Einschatzung der steuerlichen Risiken der bewerteten Sachverhalte. Fir die Frage,
ob weitere Ermittlungen unterbleiben kénnen, ist insbesondere relevant, welche
Sachverhalte mit einem geringen Risiko bewertet wurden. In den
Risikobewertungsbericht kdnnen aber auch Aussagen dazu aufgenommen werden,
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welche Sachverhalte mit einem nicht geringen Risiko bewertet wurden oder nicht
bewertbar waren.

— Die Angabe, welche Zeitraume diese Bewertung umfasst hat.

Der Risikobewertungsbericht wird dem Antragsteller bzw. dem inlandischen leitenden
Unternehmen Ubersandt. Dabei ist auf 8§ 194 Absatz 1a AO-E hinzuweisen. Das bedeutet,
dass die AuRRenprifungsstellen bei der Festlegung des sachlichen Umfangs einer
AuRenpriifung entscheiden, ob und in welchem Umfang weitere Ermittlungen im Rahmen
einer Aullenprufung aufgrund der Erkenntnisse aus dem internationalen
Risikoanalyseverfahren unterbleiben sollen. Die untergesetzlichen Regelungen zu den
einzelnen  Verfahren kénnen  vorsehen, dass die Ubersendung des
Risikobewertungsberichts zeitlich mit den beteiligten Finanzverwaltungen der anderen
Staaten koordiniert wird oder dass ein gemeinsamer Abschlussbericht zu erstellen ist.

Zu Absatz 7

Absatz 7 enthélt Regelungen zur Zusammenarbeit zwischen den Landerfinanzbehérden
und dem Bundeszentralamt fur Steuern bei der Durchfihrung internationaler
Risikobewertungsverfahren. Da die Verfahren Elemente der zwischenstaatlichen Rechts-
und Amtshilfe beinhalten und grundsatzlich eine Mitwirkung an (spateren) AuRenprifungen
nach 8§19 FVG in Betracht kommt, ist das Bundeszentralamt fur Steuern als dafur
zustandige Behorde stets einzubeziehen. Aus diesem Grund wird dem Bundeszentralamt
fur Steuern die Koordination internationaler Risikoanalyseverfahren und die Mitwirkung an
diesen Verfahren als neue Aufgabe zugewiesen.

Geht beim zustandigen Finanzamt ein Antrag eines inlandischen Steuerpflichtigen fiir ein
internationales Risikobewertungsverfahren ein, ist das Bundeszentralamt fur Steuern
entsprechend unverziglich dartber zu informieren. Anregungen zur Durchfiihrung eines
internationalen Risikoanalyseverfahrens eines anderen Staates gehen nach den
Vereinbarungen  Uber den  zwischenstaatlichen Informationsaustausch  beim
Bundeszentralamt fiir Steuern ein. Dieses hat das fir die Besteuerung des Unternehmens
zustandige Finanzamt, das an dem Verfahren beteiligt werden soll, ebenso unverziglich
dartiber in Kenntnis zu setzen. Es kann vorkommen, dass mehrere inlandische
Unternehmen betroffen sind, fir die unterschiedliche Finanzéamter zusténdig sind. Sofern
es ein inlandisches Unternehmen gibt, das den gesamten inlandischen Teil der
Unternehmensgruppe leitet, erh&lt das Finanzamt die Information, welches flr Besteuerung
dieses Unternehmens zustandig ist. Fehlt es an einem Unternehmen, das den inlandischen
Teil der Unternehmensgruppe leitet, werden durch das Bundeszentralamt fir Steuern alle
betroffenen Finanzamter informiert. In diesen Fallen ist es fur einen effektiven Ablauf des
weiteren Verfahrens zweckmaRig, dass unter den betroffenen Finanzamtern eine
Zustandigkeitsvereinbarung far die Durchfihrung des internationalen
Risikoanalyseverfahrens getroffen wird, daher soll das Bundeszentralamt flr Steuern auf
eine solche hinwirken.

Internationale Risikobewertungsverfahren erfordern eine enge Zusammenarbeit zwischen
dem Bundeszentralamt fur Steuern und den betroffenen Landesfinanzbehérden. Die
Entscheidung, ob ein internationales Risikobewertungsverfahren gefiihrt werden kann, die
Verfahrensdurchfiihrung und der Abschluss sollten daher einvernehmlich vorgenommen
werden. Die eigentliche Risikobewertung erfolgt dabei federflihrend durch die zustandige
Landesfinanzbehtrde, da diese Uber die entsprechenden Kenntnisse der betroffenen
Unternehmen verflgt, unter Mitwirkung des Bundeszentralamtes flr Steuern.

Zu Nummer 3 (8 102 Absatz 4 Satz 3)

Intermediare im Sinne des 8§ 138d Absatz 1 AO sind unter den weiteren Voraussetzungen
des §138m Absatzl AO dazu verpflichtet, der Finanzverwaltung innerstaatliche
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Steuergestaltungen mitzuteilen. Intermediare kdnnen aber auch solche Personen sein, die
einer gesetzlichen Verschwiegenheitspflicht unterliegen. Die in 8 102 Absatz 1 Nummer 3
Buchstabe b AO bezeichneten Personen kénnen Auskunft ber das verweigern, was ihnen
in ihrer Eigenschaft als Rechtsanwalt, Patentanwalt, Notar, Steuerberater,
Wirtschaftsprufer, Steuerbevollmachtigter oder vereidigter Buchprifer
(Berufsgeheimnistrager) anvertraut worden oder bekannt geworden ist, also
mandatsbezogene Geheimnisse (vgl. BFH v. 27.9.2017 - XI R 15/15, BStBI. 11 2018, 155).
Die Verletzung der Verschwiegenheitspflicht ist nach § 203 StGB strafbewehrt. Soweit die
vorgenannten Berufsgeheimnistrager vom Nutzer der innerstaatlichen Steuergestaltung —
allgemein oder nach entsprechendem Hinweis — von ihrer Verschwiegenheitspflicht
entbunden wurden (vgl. 8 138m Absatz 3 AO), gilt das Auskunftsverweigerungsrecht und
damit die Strafbewehrung nach 8§ 203 StGB bereits nach geltendem Recht nicht (8§ 102
Absatz 3 AO). In diesem Fall muss der Intermediar dem Bundeszentralamt fur Steuern alle
in 8 138n Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 bis 9 AO bezeichneten Angaben mitteilen, also auch
Angaben, die personenbezogen sind.

In Féllen, in denen die Mitteilungspflicht hinsichtlich der in § 138n Absatz 2 Satz 1
Nummer2, 3 und 9 AO bezeichneten Angaben mangels Entbindung des
Berufsgeheimnistragers von der Verschwiegenheitspflicht auf den Nutzer Gbergegangen
ist, wird durch die Erganzung in 8 102 Absatz4 Satz 3 AO klargestellt, dass die
Mitteilungspflichten der Berufsgeheimnistrager hinsichtlich der in § 138n Absatz 2 Satz 1
Nummer 1 und 4 bis 8 AO bezeichneten Angaben auch dann bestehen, wenn mit diesen
Angaben betroffene Nutzer der innerstaatlichen Steuergestaltung identifizierbar sein
sollten. Die Offenbarung solcher Daten ist damit nicht unbefugt im Sinne des § 203 StGB.

Zu Nummer 4 (8 117)
Zu Buchstabe a (8 117 Absatz 3 Satz 1 Nummer 4)

Die Streichung der Worte ,dem inlandischen Beteiligten ein mit dem Zweck der Rechts- und
Amtshilfe nicht zu vereinbarender Schaden entsteht, falls“ dient der Vereinheitlichung der
Regelungen zum Umgang mit Handels-, Industrie-, Gewerbe- oder Berufsgeheimnissen
oder Geschéftsverfahren (Geschafts- oder Berufsgeheimnis). Die innerstaatlich
anwendbaren volkerrechtlichen Vereinbarungen, innerstaatlich anwendbaren Rechtsakte
der Europaischen Union sowie das EUAHIG regeln einheitlich, dass von der Ubermittlung
von Informationen abgesehen werden kann, wenn andernfalls ein Geschéafts- oder
Berufsgeheimnis preisgegeben werden wiirde (Verordnung (EU) Nr. 904/2010 in Artikel 54
Absatz 4; Artikel 21 Absatz 2 Buchstabe d des Ubereinkommens (iber die gegenseitige
Amtshilfe in Steuersachen; Artikel 26 Absatz 3 Buchstabe ¢ des OECD-Musterabkommens
fur  Doppelbesteuerungsabkommen;  Artikel 7 Absatz2 Satzl des OECD-
Musterabkommen fur Informationsaustauschabkommen; 8 4 Absatz 4 Nummer 2 (neu)
EUAHIG (vgl. Artikel X1 Nummer 4 Buchstabe c¢)). Nach der malRgeblichen Rechtsprechung
des Bundesfinanzhofes handelt es sich bei einem Geschéfts- oder Berufsgeheimnis im
Sinne der Amtshilfebestimmungen um Tatsachen und Umstanden, die von erheblicher
wirtschaftlicher Bedeutung und praktisch nutzbar sind, sofern deren unbefugte Nutzung zu
betrachtlichen Schaden fihren kann (BFH vom 20. Februar 1979, BStBI 1979 Il S. 268).
Das Schadensrisiko ist mithin bereits in der Begriffsbestimmung zum Geschafts- oder
Berufsgeheimnis umfasst. Insoweit wird diesem Gesichtspunkt im Rahmen der Auslibung
pflichtgemaRen Ermessens bei der Entscheidung tiber die Ubermittlung von Informationen
weiterhin Rechnung getragen.

Zu Buchstabe b (§ 117 Absatz 6 — neu -)

Mit dem neu eingefugten Absatz 6 Satz 1 erster Halbsatz wird geregelt, dass § 2a Absatz 5
Nummer 2 AO nicht gilt, soweit seine Anwendung der Inanspruchnahme oder der Leistung
der zwischenstaatlichen Amtshilfe entgegensteht. Nach 8§ 2a Absatz 5 Nummer 2 AO
gelten die Vorschriften u.a. der Verordnung (EU) 2016/679 (Datenschutz-
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Grundverordnung - DSGVO) Uber die Verarbeitung personenbezogener Daten natirlicher
Personen entsprechend flr Informationen, die sich auf identifizierte oder identifizierbare
Kdrperschaften, rechtsfahige oder nicht rechtsfahige Personenvereinigungen oder
Vermobgensmassen beziehen. Das Schutzniveau der DSGVO wird in Bezug auf
Unternehmensdaten in anderen Mitgliedstaaten und in Drittstaaten weder gewéahrleistet
noch kann dies erwartet werden, da der Anwendungsbereich der DSGVO nur natirliche
Personen erfasst. Die Anforderungen der DSGVO konnen daher im Fall von
Unternehmensdaten im Rahmen des zwischenstaatlichen Informationsaustausches nicht
erfillt werden. Aus diesem Grund hat der Gesetzgeber mit Artikel 3 Nummer 7 des
Gesetzes vom 20. Dezember 2022 (BGBI. | S. 2730) in 8§ 138a AO mit Absatz 8 eine
Regelung erganzt, der zufolge § 2a Absatz 5 Nummer 2 AO nicht gilt. Die Notwendigkeit
des rechtssicheren Informationsaustausches in Bezug auf Unternehmensdaten besteht
Uber den Austausch landerbezogener Berichte im Sinne des § 138a AO insgesamt. Der
neue Absatz 6 stellt durch die Verortung in 8 117 AO, als der zentralen Vorschrift zur
Inanspruchnahme und Leistung steuerlicher Amtshilfe, sicher, dass durch die
Rickausnahme von der Anwendung der DSGVO auf Unternehmensdaten der
unionsrechtlich und vélkervertraglich geschuldete und steuerfachlich gebotene Austausch
ohne Rechtsunsicherheiten fortgesetzt werden kann. Durch die Vorschrift werden
Unternehmensdaten nicht schutzlos gestellt. Im Rahmen des zwischenstaatlichen
Informationsaustausches sind rechtliche (Steuergeheimnis,
Verwendungszweckbeschrankungen), organisatorische (Peer Review-Prozesse) und
technische (verschliusselte Kommunikation) Vorkehrungen zum Schutz ausgetauschter
Daten vereinbart, die uneingeschréankt auch fir Unternehmensdaten gelten.

Die Rickausnahme gilt nur, soweit die DSGVO der Inanspruchnahme oder der Leistung
der Amtshilfe entgegensteht. Die Regelung bleibt im Ubrigen ohne Auswirkung.
Insbesondere hat sie keinen Einfluss auf die Definition von ,personenbezogenen Daten®
durch § 2a Absatz 5 AO, die fir den Umfang des Steuergeheimnisses nach § 30 AO
malfgeblich ist. Der zweite Halbsatz stellt dies klar.

Zu Nummer 5 (§ 117e —neu -)
Zu 8 117e (Besondere Formen der Amtshilfe mit Drittstaaten)

Mit dem neu eingefiigten 8 117e AO wird ein Rechtsrahmen zur Inanspruchnahme und
Leistung besonderer Formen der Amtshilfe im Verhaltnis zu Drittstaaten geschaffen. In
Anbetracht zunehmender grenzuberschreitender Aktivitaten von Steuerpflichtigen ist es im
Interesse um einer Durchsetzung von Steuergerechtigkeit und die Forderung steuerlicher
Rechtssicherheit geboten, die nétige Verwaltungszusammenarbeit mit Steuerbehérden in
Drittstaaten zu intensiveren. Als besondere Formen der Amtshilfe gelten namentlich die
Durchfuhrung gleichzeitiger und gemeinsamer Prifungen und die Anwesenheit von
inlandischen Bediensteten im Ausland, beziehungsweise der Anwesenheit von
auslandischen Bediensteten im Inland. Diese besonderen Formen der Amtshilfe sind
aufgrund der EU-Amtshilferichtlinie und der Verordnung (EU) Nr. 904/2010 fur den Bereich
der Umsatzsteuer etabliert, soweit die Kooperation der Mitgliedstaaten untereinander
betroffen ist.

Die innerstaatlich anwendbaren volkerrechtlichen Abkommen Uber die Amtshilfe enthalten
teilweise Rechtsgrundlagen beziiglich besonderer Amtshilfeformen. Nach Artikel 8 und 9
des Ubereinkommens iiber die gegenseitige Amtshilfe in Steuersachen kdnnen die
zustandigen Behdrden einander ersuchen, gleichzeitige Steuerprifungen durchzufiihren
beziehungsweise fiir Zwecke einer Steuerprifung Bedienstete in das Ausland zu
entsenden. Besondere Formen der Amtshilfe kdnnen daneben im zwischenstaatlichen
Verhéltnis auch auf Bestimmungen gestutzt werden, die Artikel 26 des OECD-
Musterabkommens fir Doppelbesteuerungsabkommen entsprechen (Kommentar zu dem
OECD-Musterabkommen, Art. 26, Tz. 9.1, abrufbar unter: https://read.oecd-
ilibrary.org/taxation/model-tax-convention-on-income-and-on-capital-condensed-version-
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2017_mtc_cond-2017-en#pagel; zuletzt abgerufen am 09.06.2023). Die Durchfiihrung der
Amtshilfe auf Basis dieser Rechtsgrundlagen ist fir deutsche Finanzbehdrden und
Steuerpflichtige jedoch mit Unsicherheiten verbunden, da es bislang an innerstaatlichen
Regelungen mangelt, die ihre Anwendung konkretisieren.

Zu Absatz 1

In Absatz 1 wird geregelt, nach welcher Mal3gabe deutsche Finanzbehorden im Verhéltnis
zu Drittstaaten besondere Formen der Amtshilfe leisten und in Anspruch nehmen kdénnen.

Satz 1

Nach Satz 1 kdénnen Finanzbehdrden im Verhaltnis zu Drittstaaten in entsprechender
Anwendung von § 2 Absatz 2 und 13, § 3 Absatz 2 Satz 3 und 4 und Absatz 3a sowie 88 10
bis 12a des EU-Amtshilfegesetzes besondere Formen der zwischenstaatlichen Amtshilfe in
Anspruch nehmen und unter der Voraussetzung der Gegenseitigkeit leisten.

Als Drittstaaten werden alle Staaten und Hoheitsgebiete legal definiert, die nicht
Mitgliedstaaten der Europaischen Union sind. Mit dem Verweis auf 88 10 bis 12a des EU-
Amtshilfegesetzes legt die Norm fest, dass als besondere Formen der Amtshilfe die
Anwesenheit von Bediensteten aus Drittstaaten im Inland (§ 10 EUAHIG), die Anwesenheit
von inlandischen Bediensteten in Drittstaaten (§ 11 EUAHIG), die gleichzeitige Prifung mit
Drittstaaten (§ 12 EUAHIG) und die gemeinsame Priufung mit Drittstaaten (8§ 12a EUAHIG)
gelten. Die genannten Regelungen werden fir die Amtshilfe im Verhaltnis zu Drittstaaten
fur entsprechend anwendbar erklart, wobei die in Absatz 2 genannten speziellen Mafl3gaben
zu bericksichtigen sind.

Der Verweis auf § 2 Absatz 1 des EUAHIG bewirkt, dass die Bestimmung des Begriffs
.Person, derin §§ 12 und 12a EUAHIG Verwendung findet, auch in Féllen des § 117e AO
gilt. Mit dem Verweis auf § 2 Absatz 13 EUAHIG wird die entsprechende Geltung des
Begriffs ,behodrdliche Ermittlung” angeordnet. Die in Bezug genommenen Bestimmungen in
§ 3 Absatz 2 Satz 3 und 4 und Absatz 3a EUAHIG betreffen die Benennung zustandiger
Bediensteter der Bundes- und Landesfinanzbehérden durch das BZSt, um diesen zu
ermdglichen, Informationen direkt mit den zustdndigen Behdrden der Drittstaaten
auszutauschen.

Die Leistung besonderer Formen der Amtshilfe ist, anders als ihre Inanspruchnahme durch
die Finanzbehdrden, nur unter der Voraussetzung zuldssig, dass ihre Gegenseitigkeit
verburgt ist. Das Erfordernis der Gegenseitig ist insbesondere im Zusammenhang mit der
Anwesenheit von Bediensteten im Ausland von Bedeutung, die auch als Bestandteil einer
gemeinsamen Prifung mdglich ist. Das Zulassen von Anwesenheiten auslandischer
Bediensteter im Inland mit den in § 10 EUAHIG genannten Befugnissen ist also — als
EinzelmaRRnahme oder im Rahmen einer gemeinsamen Priifung — nur insoweit mdglich, wie
der Drittstaat im umgekehrten Fall bereit wéare, Anwesenheiten deutscher Bediensteter dort
zuzulassen.

Satz 2

Bei § 117e AO handelt es sich um eine gegentiber § 117 AO speziellere Regelung. Soweit
§ 117e AO keine anderslautende Regelung trifft, gilt der Grundtatbestand des § 117 AO
uneingeschrankt, was in Satz 2 klargestellt wird.

Zu Absatz 2
Absatz 2 enthdlt Anwendungsregelungen in Bezug auf die in Absatz 1 Satz 1 fir

entsprechend anwendbar erklarten Normen, die sich aus dem EUAHIG ergeben. Die
Anwendungsbestimmungen tragen der Tatsache Rechnung, dass im Verhdltnis zu
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Drittstaaten der einheitliche Rechtsrahmen, den die EU-Amtshilferichtlinie vorgibt, nicht
besteht.

Satz 1
Zu Nummer 1

Nach Satz 1 Nummer 1 liegt es im Ermessen des BZSt, Bediensteten aus Drittstaaten, die
bei behordlichen Ermittlungen deutscher Finanzbehdrden anwesend sind, die Teilnahme
mittels elektronischer Kommunikationsmittel zu gestatten, wohingegen dies im Rahmen der
Amtshilfe unter Mitgliedstaaten grundsétzlich zu gestatten ist. Die Regelung in § 10
Absatz 1 Satz 2 erster Halbsatz EUAHIG setzt die EU-Amtshilferichtlinie um. Eine
gleichlautende Verpflichtung nach dem Recht in Drittstaaten ist nicht zu erwarten, weshalb
die Gewahrung im Hinblick auf das Gebot der Gegenseitigkeit der Entscheidung des BZSt
im jeweiligen Einzelfall Gberlassen bleibt.

Zu Nummer 2

Nach Satz 1 Nummer 2 sollen das BZSt und die zustéandige Finanzbehdrde im Inland nach
Moglichkeit das Ersuchen eines Drittstaates auf die Anwesenheit seiner Bediensteten auf
deutschem Hoheitsgebiet oder die Durchfuihrung einer geleichzeitigen oder gemeinsamen
Prifung innerhalb von 60 Tagen seit Eingang des Ersuchens beantworten. Die Fristen in
§ 10 Absatz 1 Satz 3 und § 12 Absatz 5 Satz 2 setzen Vorgaben der EU-Amtshilferichtlinie
um und sind im Verhaltnis zu Drittstaaten nicht zwingend zu beachten.

Zu Nummer 3

Satz 1 Nummer 3 bestimmt, dass sich die Zulassigkeit des Austausches von Informationen
im Rahmen der Anwesenheit von Bediensteten und der Durchfiihrung gleichzeitiger und
gemeinsamer Prifungen nicht nach dem EUAHIG bestimmt, sondern sich nach den im
jeweiligen konkreten Fall innerstaatlich anwendbaren volkerrechtlichen Vereinbarungen
richtet. Als innerstaatlich anwendbare volkerrechtliche Vereinbarungen kommen besonders
das jeweils geltende Doppelbesteuerungsabkommen und das Ubereinkommen (ber die
gegenseitige Amtshilfe in Steuersachen in Betracht. Die Anwendung der konkreten
Rechtsgrundlage bestimmt sich im Einzelfall unter Beriicksichtigung des sachlichen und
zeitlichen Anwendungsbereichs der in Betracht kommenden Vereinbarungen. Die
Regelung hat insoweit keine signifikante Auswirkung, als sich die grundlegenden Prinzipien

des Informationsaustausches — insbesondere die Zulassigkeitsvoraussetzung der
voraussichtlichen  Erheblichkeit sowie die  Geheimhaltungsbestimmungen und
Verwendungszweckbegrenzung — in allen im Inland angewandten Vereinbarungen

niederschlagen. Sofern im Einzelfall im Verhaltnis zu einem Drittstaat eine volkerrechtliche
Vereinbarung nicht getroffen oder innerstaatlich nicht anwendbar ist, ist der
Informationsaustausch unter den Bedingungen der in 8 117 Absatz 3 AO geregelten
Kulanzamtshilfe méglich.

Zu Nummer 4

Nach Satz 1 Nummer 4 sollen die an einer gemeinsamen Prifung beteiligten deutschen
Behorden darauf hinwirken, dass die Feststellungen, Uber die mit dem Ausland
Einvernehmen erzielt werden konnte, in einem gemeinsamen Prifungsbericht festgehalten
werden. Die Regelung in § 12a Absatz4 Satz2 erster Halbsatz setzt die EU-
Amtshilferichtlinie um. Eine gleichlautende Verpflichtung nach dem Recht in Drittstaaten ist
nicht zu erwarten, weshalb es den Finanzbehdérden unmoglich sein kann, den
Anforderungen zu entsprechen.
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Zu Nummer 5

Nach der Nummer 5 liegt es im Ermessen der an einer gemeinsamen Prifung beteiligten
deutschen Behdrden, mit der zustandigen Behdrde des Drittstaats die Unterstiitzung bei
der Beweisflhrung in dem Drittstaat zu vereinbaren. Voraussetzung ist daneben, dass im
Gegenzug eine entsprechende Zusicherung seitens des Drittstaates gegeben wird. Die
Regelung in 8 12a Absatz4 Satz4 EUAHIG setzt eine Verpflichtung der EU-
Amtshilferichtlinie um. Eine gleichlautende Verpflichtung nach dem Recht in Drittstaaten ist
nicht zu erwarten. Die Beweisfuhrung bei Bedarf wechselseitig zu unterstitzen, kann im
Interesse der Steuerbehérden und der betroffenen Person dazu beitragen, die Wirksamkeit
der grenziberschreitenden Kooperation zu starken.

Satz 2

Nach Satz 2 tritt bei der entsprechenden Anwendung des § 3 Absatz 2 Satz 3 und 4 AO
und Absatz 3a sowie 88 10 bis 12a des EU-Amtshilfegesetzes an die Stelle des zentralen
Verbindungsbiros das BZSt. Soweit 88 12 und 12a das zentrale Verbindungsbiro des
anderen Mitgliedstaates voraussetzt, tritt an dessen Stelle im Fall eines Drittstaates die
Behorde, die die Funktion der zustdndigen Behorde im Bereich der steuerlichen
Informationsamtshilfe austibt.

Satz 3

Nach Satz 3 erster Halbsatz findet 8 12 Absatz 7 EUAHIG keine Anwendung. Das in dieser
Norm geregelte Absehen von einer Anhérung gilt infolge des Verweises in § 12a Absatz 1
Satz 4 EUAHIG auch fur gemeinsame Prifungen.

Nach Satz 3 zweiter Halbsatz kann abweichend von 8 117 Absatz 4 Satz 3 von einer
Anhorung des inlandischen Beteiligten in Fallen einer gleichzeitigen oder gemeinsamen
Prafung nach pflichtgemallem Ermessen der Finanzbehorde langstens bis zur
Bekanntgabe der Prifungsanordnung abgesehen werden. Voraussetzung hierfir ist, dass
es sich im Inland um eine AufRenprifung handelt und eine friihere Anhdrung den Erfolg der
Prifung gefahrden wirde.

Zu Absatz 3

Absatz 3 stellt klar, dass das Zollkriminalamt hinsichtlich der Einfuhr- und Ausfuhrabgaben
nach Artikel 5 Nummer 20 und 21 des Zollkodex der Union sowie den Verbrauch- und
Verkehrssteuern als Zentralstelle der deutschen Zollverwaltung fiir die internationale Amts-
und Rechtshilfe entsprechend den Absatzen 1 bis 2 zwischenstaatliche Amtshilfe im
Zustandigkeitsbereich der Zollverwaltung bewilligen und um diese ersuchen kann.

Zu Nummer 6 (8§ 138 Absatz 1¢c — neu -)

Steuerpflichtige, die einen Betrieb der Land- und Forstwirtschaft, einen gewerblichen
Betrieb oder eine Betriebstatte (§ 12 AO) ertffnen, haben dies grundsatzlich gemaf § 138
Absatz 1 Satz 1 AO den zustandigen Gemeinden mitzuteilen; Freiberufler haben die
Aufnahme ihrer Téatigkeit unmittelbar dem nach § 19 AO =zustandigen Finanzamt
anzuzeigen (8 138 Absatz 1 Satz 3 AO). Im Fall der Anzeige gegenuber der Gemeinde
informiert diese unverziglich (i.d.R. binnen zwei Wochen) das nach § 22 AO zustandige
Finanzamt. Die Anzeigen gemaR § 138 Absatz 1 AO dienen dem Zweck, die fur die
Besteuerung erforderlichen Daten den Finanzbehdrden transparent zu machen und diese
auch laufend Uber fir die Besteuerung relevante Veranderungen zu informieren.

Zudem besteht nach § 138 Absatz 1b AO eine Verpflichtung des Steuerpflichtigen, in Fallen
des § 138 Absatz 1 Satz 1 bis 3 AO dem zustandigen Finanzamt weitere Auskinfte tber
die fur die Besteuerung erheblichen rechtlichen und tatsachlichen Verhaltnisse zu erteilen.
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Die Fragebbdgen zur steuerlichen Erfassung sind grundséatzlich nach amtlich
vorgeschriebenen Datensatz tber die amtlich bestimmte Schnittstelle zu Ubermitteln.

Sowohl im Hinblick auf die Anzeigen nach 8 138 Absatz 1 AO als auch im Hinblick auf die
Verpflichtung zur Ubermittlung eines Fragebogens zur steuerlichen Erfassung (8§ 138
Absatz 1b AO) ist unerheblich, welchen Umfang eine beabsichtigte land- und
forstwirtschaftliche, gewerbliche oder freiberufliche Tatigkeit annehmen wird. Gerade in
steuerlich nicht bedeutsamen Fallen (z. B. wenn ausschlief3lich steuerfreie Einkiinfte erzielt
werden) stehen der mit der Beantwortung und Auswertung des Fragebogens zur
steuerlichen Erfassung einhergehende blrokratische Aufwand auf Seiten des
Steuerpflichtigen wie auch der Finanzverwaltung und die hieraus gewonnenen
steuererheblichen Erkenntnisse in einem unausgewogenen Verhaltnis.

Aus Grinden der Verwaltungsdkonomie soll in Fallgruppen, in denen in aller Regel kein
steuerliches Ausfallrisiko besteht (z. B. aufgrund von Steuerbefreiungen oder
Steuersatzreduzierungen auf 0 Prozent), auf die Anzeigen einer Erwerbstatigkeit nach
§ 138 Absatz 1 AO und die hieran regelmaRig anschlielRende Auskunftspflicht nach § 138
Absatz 1b AO gegeniiber dem ortlich zustandigen Finanzamt verzichtet werden. Zu diesem
Zweck wird in § 138 Absatz 1c AO eine Ermachtigung des Bundesministeriums der
Finanzen geschaffen, nach der im Einvernehmen mit den obersten Finanzbehdrden der
Lander Ausnahmen von den Verpflichtungen nach 8 138 Absatz 1 und 1b AO durch ein im
Bundessteuerblatt zu verdffentlichendes Schreiben bestimmt werden kdnnen. Dies dient
der Verwaltungsvereinfachung und vermeidet unverhaltnismaRigen Deklarations- und
Burokratieaufwand.

Vorschriften nach anderen Gesetzen Uber die Anzeige einer Erwerbstéatigkeit (z. B.
gegeniber den Gemeinden, § 14 GewO) bleiben davon unberthrt.

Zu Nummer 7 (8 138a Absatz 8 — aufgehoben -)

Aufgrund der Einfligung des Absatzes 6 in § 117 (Nummer 3 Buchstabe b) kann der
bisherige 8 138a Absatz 8 AO, der sich ausschlielBlich auf den zwischenstaatlichen
Austausch landerbezogener Berichte bezieht, gestrichen werden.

Zu Nummer 8 (8 138e Absatz 2 Nummer 3 Buchstabe b)

Nach 8§ 138e Absatz 2 Nummer 3 AO besteht unter den weiteren Voraussetzungen des
§138d Absatz2 AO eine Mitteilungspflicht, wenn Gestaltungen mit rechtlichen
Eigentimern oder wirtschaftlich Berechtigten unter Einbeziehung von Personen,
Rechtsvereinbarungen oder Strukturen vorliegen, die keine wesentliche wirtschaftliche
Tatigkeit auslben, die mit angemessener Ausstattung, personellen Ressourcen,
Vermogenswerten und Raumlichkeiten einhergeht (8 138e Absatz 2 Nummer 3 Buchstabe
a AO) und die in anderen Steuerhoheitsgebieten niedergelassen sind bzw. verwaltet oder
kontrolliert werden als in dem Steuerhoheitsgebiet, in dem ein oder mehrere wirtschatftliche
Eigentimer ansassig sind (8 138e Absatz 2 Nummer 3 Buchstabe b AO).

Mit der Ersetzung der Bezeichnung des ,wirtschaftlichen Eigentimers® durch den
~wirtschaftlich Berechtigten wird klargestellt, dass bei der Prifung, ob das Kennzeichen
des § 138e Absatz 2 Nummer 3 Buchstabe b AO erfillt ist, einheitlich auf den ,wirtschaftlich
Berechtigten® i. S. des § 3 Geldwaschegesetzes (GwG) abzustellen ist und nicht teilweise
auf den ,wirtschaftlichen Eigentimer®i. S. des § 39 Absatz 2 Nummer 1 AO.
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Zu Nummer 9 (§ 138f)
Zu Buchstabe a (8 138f Absatz 3 Satz 2)

Sind mehrere Intermediare zur Mitteilung derselben grenziberschreitenden
Steuergestaltung verpflichtet und sind dem mitteilenden Intermediar weitere Intermediére
bekannt, kann er im Datensatz nach 8§ 138f Absatz 3 Satz 1 AO - freiwillig — auch die
Angaben zu weiteren Intermediaren machen (§ 138f Absatz 3 Satz 2 AO).

Durch die Erganzung des Satzes 2 wird klargestellt, dass der mitteilende Intermediar die
(personenbezogenen) Angaben zu weiteren Intermediaren aus datenschutzrechtlichen
Grunden nur mit deren Einwilligung machen darf (vgl. Artikel 6 Unterabsatz 1 Buchstabe a
DSGVO).

Widerruft ein Intermediar gegeniiber dem mitteilenden Intermediar nach der Ubermittlung
des Datensatzes an das BZSt seine Einwilligung, so hat das auf die RechtmaRigkeit der
Datentbermittlung keinen Einfluss.

Die Einwilligung oder deren Widerruf betreffen nicht die RechtmaRigkeit der
Datenverarbeitung durch das BZSt. Die Datenverarbeitung durch das BZSt erfolgt nicht
einwilligungsbasiert sondern auf Basis einer entsprechenden Rechtsgrundlage.

Zu Buchstabe b (§ 138f Absatz 6 Satz 3)

Unterliegt ein Intermediar einer gesetzlichen Pflicht zur Verschwiegenheit und hat der
Nutzer ihn hiervon nicht entbunden, so geht die Pflicht zur Ubermittlung der Angaben nach
§ 138f Absatz 3 Satz 1 Nummer 2, 3 und 10 AO unter den Voraussetzungen des § 138f
Absatz 6 Satz 1 AO auf den Nutzer der grenziberschreitenden Steuergestaltung uber.
Danach hat der Intermediar dem Nutzer u.a. die nach 8§ 138f Absatz 3 Satz 1 Nummer 2, 3
und 10 AO erforderlichen personenbezogenen Angaben, soweit sie dem Nutzer nicht
bereits bekannt sind, sowie die Registriernummer und die Offenlegungsnummer zur
Verfliigung zu stellen (vgl. § 138f Absatz 6 Satz 1 Nummer 2 AO).

Der Intermediér ist nach § 138f Absatz 6 Satz 3 AO schon bisher dazu verpflichtet, die
Information des Nutzers nach § 138f Absatz 6 Satz 1 Nummer 2 AO nach dem Zugang der
Mitteilung der der grenziiberschreitenden Steuergestaltung durch das Bundeszentralamt
fur Steuern zugewiesenen Offenlegungsnummer unverziglich zu veranlassen.

Durch die Anderung des Satzes 3 in § 138f Absatz 6 AO wird der Intermediar ferner dazu
verpflichtet, gegentiber dem Bundeszentralamt fur Steuern auf dessen Verlangen hin
mitzuteilen, ob und zu welchem Zeitpunkt er dem Nutzer der grenziberschreitenden
Steuergestaltung die zur ,Nachmeldung® der nutzerbezogenen Angaben erforderlichen
Informationen nach 8 138f Absatz 6 Satz 1 Nummer 2 AO zur Verfigung gestellt hat. In
Fallen, in denen die personenbezogenen Angaben nach § 138f Absatz 3 Satz 1 Nummer 2,
3 und 10 AO innerhalb der Mitteilungsfristen nicht Ubermittelt worden sind, soll das
Bundeszentralamt fur Steuern hierdurch in die Lage versetzt werden nachzuprifen, ob ein
Verstol3 gegen die Mitteilungspflicht durch den Intermedidar oder den Nutzer der
grenziberscheitenden Steuergestaltung vorliegt.

Zu Buchstabe c (8 138f Absatz 8)

Ist ein Intermediar im Geltungsbereich der AO und zugleich in mindestens einem anderen
Mitgliedstaat der Europaischen Union zur Mitteilung derselben grenziberschreitenden
Steuergestaltung verpflichtet, so ist er gemaf § 138f Absatz 8 AO bisher nur dann von der
Mitteilungspflicht nach den 8§ 138d, 138f AO befreit, wenn er nachweisen kann, dass er
selbst die grenziuberschreitende Steuergestaltung bereits in einem anderen Mitgliedstaat
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der Europaischen Union im Einklang mit den dort geltenden Rechtsvorschriften der
zustandigen Behdorde mitgeteilt hat.

Die Vorschrift dient der Vermeidung mehrerer identischer Meldungen derselben
grenziberschreitenden  Steuergestaltung in  verschiedenen Mitgliedstaaten der
Européischen Union, die wegen des automatischen Informationsaustausches unter den
Mitgliedstaaten weder aus der Sicht der Finanzverwaltungen der Mitgliedstaaten der
Européischen Union noch aus der Sicht der Intermediare sinnvoll sind.

Es ist vor diesem Hintergrund sachgerecht, den Intermediar durch die Anderung des § 138f
Absatz8 AO auch dann von der Mitteilungspflicht zu befreien, wenn die
grenziuberschreitende Steuergestaltung bereits durch den Nutzer der
grenziuberschreitenden Steuergestaltung Ubermittelt worden ist — selbst dann, wenn der
Nutzer hierzu nicht vollumfanglich gesetzlich verpflichtet war (vgl. § 138f Absatz 6 Satz 5
AO).

Zu Buchstabe d (8 138f Absatz 9 Satz 2)

Nach §138f Absatz9 Satzl AO sind mehrere Intermedidre derselben
grenziuberschreitenden Steuergestaltung nebeneinander zu deren Mitteilung verpflichtet.

Zur Vermeidung mehrerer identische Meldungen derselben grenziberschreitenden
Steuergestaltung in verschiedenen Mitgliedstaaten der Européischen Union, die wegen des
automatischen Informationsaustausches unter den Mitgliedstaaten weder aus der Sicht der
Finanzverwaltungen der Mitgliedstaaten der Européaischen Union noch aus der Sicht der
Intermediare sinnvoll sind, sieht § 138f Absatz 9 Satz2 AO eine Befreiung von der
Mitteilungspflicht vor. Ein Intermediér ist danach von der Mitteilungspflicht gegeniber dem
Bundeszentralamt flr Steuern befreit, soweit er nachweisen kann, dass die in § 138f
Absatz3 AO bezeichneten Informationen zu derselben grenziiberschreitenden
Steuergestaltung bereits durch einen anderen Intermedidr dem Bundeszentralamt fur
Steuern oder der zustdndigen Behorde eines anderen Mitgliedstaats der Européischen
Union im Einklang mit den dort geltenden Rechtsvorschriften mitgeteilt wurden.

Gleiches gilt durch die Anderung des Satzes 2 in § 138f Absatz 9 AO in Féllen, in denen
ein Nutzer derselben grenziberschreitenden Steuergestaltung die in § 138f Absatz 3 AO
bezeichneten bereits dem Bundeszentralamt fiir Steuern oder der zustdndigen Behorde
eines anderen Mitgliedstaats der Europaischen Union im Einklang mit den dort geltenden
Rechtsvorschriften mitgeteilt hat.

Zu Nummer 10 (8 138i)
Zu Buchstabe a (8 138i Absatz 1)

Bei der Anderung handelt es sich um eine Folgeanderung aus der Anfiigung eines neuen
Absatzes 2. Die bisher in § 138i AO enthaltene Regelung wird ohne inhaltliche Anderungen
in 8 138i Absatz 1 AO uberfihrt.

Zu Buchstabe b (8§ 138i Absatz 2 — neu -)

Soweit innerstaatliche Steuergestaltungen (auch) Steuern betreffen, die von den Landern
oder den Gemeinden verwaltet werden, hat das Bundeszentralamt flr Steuern den fiir die
Nutzer zustandigen Landesfinanzbehdrden im automatisierten Verfahren mitzuteilen, dass
Angaben zu den nach den 88138l bis 138n AO mitgeteilten innerstaatliche
Steuergestaltungen vorliegen. Dabei sind die DE-Registriernummer und die DE-
Offenlegungsnummer anzugeben.
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Die Regelung ist identisch zu der fur grenziberschreitende Steuergestaltung getroffenen
Regelungin § 138i Absatz 1 AO (bisher § 138i AO), da die bereits fir grenzuberschreitende
Steuergestaltungen implementierten  Verwaltungsstrukturen auch flr mitgeteilte
innerstaatliche Steuergestaltungen genutzt werden sollen.

Eine Information tUber die Auswertung der Mitteilung erfolgt daher auch hier noch nicht (vgl.
§ 138 Absatz 4 AO). Durch die Mitteilung, dass Informationen Uber eine innerstaatliche
Steuergestaltung vorliegen, und die Ubersendung der DE-Registriernummer und die DE-
Offenlegungsnummer soll es den Landesfinanzbehdrden auch bei innerstaatlichen
Steuergestaltungen erméglicht werden (automationsgestiitzt oder personell) zu prifen, ob
ein Nutzer die von ihm verwirklichte Steuergestaltung auch in seiner Steuererklarung (vgl.
§ 138k Absatz 2 AO) angegeben hat.

Zu Nummer 11 (8§ 138))
Zu Buchstabe a (§ 138j — Uberschrift)

Die Neufassung der Uberschrift erfolgt auf Grund der Aufnahme von Bestimmungen zum
Umgang mit Mitteilungen Uber innerstaatliche Steuergestaltungen in der zuvor nur fir
grenziberschreitende Steuergestaltungen getroffenen gesetzlichen Regelung.

Zu Buchstabe b (8§ 138j Absatz 1 Satz 1)

Das Bundeszentralamt fiir Steuern ist schon bisher nach § 138j Absatz 1 Satz 1 AO dazu
verpflichtet, die ihm nach 88§ 138f bis 138h AO zugegangenen Mitteilungen uber
grenzuberschreitende Steuergestaltungen auszuwerten.

Mit der Anderung des Satzes 1 wird dem Bundeszentralamt fiir Steuern zusétzlich die
Auswertung der nach den 88 138m bis 138n AO zugegangenen Mitteilungen Uber
innerstaatliche Steuergestaltungen aufgetragen.

Die Ergebnisse der Auswertung der mitgeteilten innerstaatlichen Steuergestaltungen teilt
das Bundeszentralamt fir Steuern — wie bei grenziberschreitenden Steuergestaltungen —
dem Bundesministerium der Finanzen mit (8§ 138] Absatz 1 Satz4 AO). Dabei sind
personenbezogene Daten der Intermedidre, der Nutzer und ggf. anderer an der
Steuergestaltung beteiligter Personen nur mitzuteilen, soweit dies zur Erfillung der in § 3
FVG geregelten Aufgaben des Bundesministeriums der Finanzen und ggf. der obersten
Finanzbehdrden der Lander erforderlich ist. Das Bundesministerium der Finanzen prift
dann, ob eine innerstaatliche Steuergestaltung zum Anlass genommen werden sollte,
gesetzgeberische MalRnahmen zu ergreifen oder Verwaltungsvorschriften zum Umgang mit
der Steuergestaltung zu erlassen oder zu &ndern.

Zu Buchstabe c (8 138j Absatz 2)

Soweit Steuergestaltungen Steuern betreffen, die ganz oder teilweise den Landern oder
Gemeinden zustehen, informiert das Bundesministerium der Finanzen nach § 138]
Absatz 2 AO seinerseits die obersten Finanzbehtrden der Lander. Diese kénnen dann —
ebenso wie das Bundesministerium der Finanzen — priifen, ob die Steuergestaltung Anlass
dafir bietet, gesetzgeberische Mallnhahmen vorzuschlagen, oder ob eine
Verwaltungsvorschrift zum Umgang mit der Steuergestaltung erlassen werden soll.

Mit der Aufnahme des Verweises auf die 88 138m und 138n AO und die Streichung der
Angabe ,grenziberschreitenden wird die bisher nur flr grenziberschreitende
Steuergestaltungen geltende Bestimmung auch auf innerstaatliche Steuergestaltungen
ausgeweitet.
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Zu Buchstabe d (8§ 138j Absatz 3)

Bei der Anderung handelt es sich um eine Folgeanderung aus der Anfligung eines neuen
Absatzes 2 in § 138i AO. Die bisherige Regelung des § 138i AO ist ohne Anderungen in
§ 138i Absatz 1 AO Ubernommen worden.

Zu Buchstabe e (8§ 138j Absatz 3a — neu -)

Die Regelungin 8§ 138j Absatz 3a AO entspricht der diesbeziiglich fur grenziiberschreitende
Steuergestaltungen bereits in § 138j Absatz 3 AO enthaltenen Bestimmung.

Soweit die nach 88 138m und 138n AO mitgeteilten innerstaatlichen Steuergestaltungen
Steuern betreffen, die von den Landesfinanzbehdrden oder von den Gemeinden verwaltet
werden, stellt das Bundeszentralamt fiur Steuern den fir die Nutzer zustandigen
Finanzbehdérden der Lander Angaben zu den mitgeteilten innerstaatlichen
Steuergestaltungen sowie eigene Ermittlungsergebnisse und die Ergebnisse der
Auswertung zum Abruf bereit.

Zu Buchstabe f (§ 138] Absatz 4)

Mit der Aufnahme des Verweises auf die 88 138m und 138n AO und die Streichung der
Angabe ,grenzlberschreitenden® wird die bisher nur fir grenziberschreitende
Steuergestaltungen geltende Bestimmung des § 138j Absatz 4 AO auch auf innerstaatliche
Steuergestaltungen ausgeweitet.

Die Regelung stellt nun auch im Hinblick auf innerstaatliche Steuergestaltungen klar, dass
das Unterbleiben einer Reaktion des Bundeszentralamts fur Steuern, des
Bundesministeriums der Finanzen oder des Gesetzgebers auf die Mitteilung einer
Steuergestaltung keine Schlisse auf die steuerrechtliche Zulassigkeit dieser
Steuergestaltung zuldsst. Die Mitteilung einer Steuergestaltung kann auf3erdem auch im
Hinblick auf den Gesetzgeber kein schitzenswertes Vertrauen des Nutzers oder
Intermediars in die Zulassigkeit seiner Gestaltung begriinden. Sie kann im Verhaltnis zum
Gesetzgeber insbesondere nicht dazu flhren, dass Intermedidare oder Nutzer sich
nachtraglich auf die Zulassigkeit ihrer Gestaltung berufen (vgl. insoweit auch BVerfGE 97,
67 [83 f.], zum Schutz der Gewaltenteilung: der Gesetzgeber kann durch die Verwaltung
nicht gebunden werden).

Zu Buchstabe g (§ 138j Absatz 5)

Durch 8§ 138] Absatz5 AO wird schon bisher bestimmt, dass die Verarbeitung
personenbezogener Daten aus Mitteilungen tber grenziberschreitende
Steuergestaltungen durch Finanzbehorden einheitlich ein Verwaltungsverfahren in
Steuersachen im Sinne der AO ist, also insbesondere im Sinne des § 29c Absatz 1 Satz 1
Nummer 1 und des 8§ 30 Absatz 2 Nummer 1 Buchstabe a AO.

Diese Regelung wird durch die Anderung von Absatz 5 auch auf Mitteilungen iber
innerstaatliche Steuergestaltungen ausgedehnt. Denn wie auch bei grenziberschreitenden
Steuergestaltungen werden Mitteilungen tber innerstaatliche Steuergestaltungen nicht nur
zur unmittelbaren Unterstiitzung der Veranlagungstatigkeit verwendet, d.h. zur Festsetzung
und Erhebung von Steuern beim jeweiligen Nutzer, sondern auch zur rechtspolitischen
Bewertung von Konzepten Uber innerstaatliche Steuergestaltungen sowie zur Steuerung
der Tatigkeit der Finanzbehérden, insbesondere durch Erlass von BMF-Schreiben. Die
rechtspolitische Bewertung ist ein Verarbeitungszweck im Sinne von § 29c¢ Absatz 1 Satz 1
Nummer5 AQO (Gesetzesfolgenabschatzung), die Steuerung der Tatigkeit der
Finanzbehorden ist ein Verarbeitungszweck im Sinne von § 29c Absatz 1 Satz 1 Nummer 6
AO. Fur die Verarbeitung personenbezogener Daten fir diese drei unterschiedlichen
Zwecke gelten in § 29c Absatz 1 Satz 1 AO unterschiedliche Bedingungen. Durch die
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Regelung in § 138j Absatz 5 AO wird damit zugleich Rechtsklarheit hinsichtlich der Befugnis
zur Offenbarung oder Verwertung entsprechender Daten (§ 30 Absatz 4 AO) geschaffen.

Zu Nummer 12 (8 138k)
Zu Buchstabe a (§ 138k — Uberschrift)

Die Neufassung der Uberschrift erfolgt auf Grund der Aufnahme von Bestimmungen uber
innerstaatliche Steuergestaltungen in eine gesetzliche Regelung, die bisher nur
Bestimmungen flr grenziiberschreitende Steuergestaltungen enthielt.

Zu Buchstabe b (8 138k Absatz 1)

Bei der Anderung handelt es sich um eine Folgeanderung aus der Anfiigung eines neuen
Absatzes 2. Die bisher in § 138k AO enthaltene Regelung wird ohne inhaltliche Anderungen
in 8 138k Absatz 1 AO Uberfuhrt.

Zu Buchstabe c (8 138k Absatz 2 — neu -)

Durch die Einfugung des Absatzes 2 wird die bereits flr grenziberschreitende
Steuergestaltungen geltende Bestimmung in § 138k Absatz 1 AO auch auf innerstaatliche
Steuergestaltungen ausgeweitet.

Hat ein Nutzer eine innerstaatliche Steuergestaltung verwirklicht, muss er dies in der
Steuererklarung fur die  Steuerart und den Besteuerungszeitraum  oder
Besteuerungszeitpunkt angeben, in der sich der steuerliche Vorteil der innerstaatlichen
Steuergestaltung auswirken soll. Hierbei gentgt es, in der Steuererklarung die vom
Bundeszentralamt  fur  Steuern  zugeteilte  DE-Registriernummer und  DE-
Offenlegungsnummer anzugeben. Die auf die Nennung der DE-Registriernummer und DE-
Offenlegungsnummer beschrankte Deklarationspflicht entlastet die Steuerpflichtigen, weil
sie die verwirklichte Steuergestaltung anderenfalls in ihrer Steuererklarung oder auf
entsprechendes Ersuchen des zusténdigen Finanzamts ausfiihrlich darlegen mussten.
Ferner wird durch diese Regelung sichergestellt, dass die veranlagungsunterstiitzende
Auswertung der innerstaatlichen Steuergestaltung auch in den Fallen mdglich ist, in denen
den Finanzamtern keine Informationen Uber das Vorliegen einer innerstaatlichen
Steuergestaltung durch das Bundeszentralamt flir Steuern Gbermittelt werden konnten (vgl.
§ 138i Absatz 2 AO). In diesen Fallen ist ein Datenabruf nach 8 138j Absatz 3a AO nur
moglich, wenn die Steuerpflichtigen ihre DE-Registriernummer und DE-
Offenlegungsnummer in der Steuererkl&rung angeben.

Zu Nummer 13 (88 138l — neu — bis 138n — neu -)

Mit den neuen 8§ 138l bis 138n AO wird eine Pflicht zur Mitteilung bestimmter
innerstaatlicher Steuergestaltungen eingefthrt, die sich — soweit mdglich — eng an den
gesetzlichen Bestimmungen zur Mitteilungspflicht Uber  grenziiberschreitende
Steuergestaltungen nach 88 138d bis 138h AO orientiert.

Fur das in den neuen 88 138l bis 138n AO geregelte Verfahren ist die Abgabenordnung,
insbesondere die 88 2a, 29b, 29c, 30, 87b, 93 und 97 AO, unmittelbar anwendbar. Die
Aufgaben der Bundes- und Landesfinanzbehdrden im Zusammenhang mit den neuen
Mitteilungspflichten sind unter den Begriff der Steuerverwaltung im Sinne des 8 1 AO zu
subsumieren. Zum einen werden sie mit der Eingliederung in die Abgabenordnung und der
Aufgabenzuweisung zu den Finanzbehtrden kraft Gesetzes zu einer Aufgabe der
Steuerverwaltung und damit zu einer Steuerverwaltungssache. Des Weiteren ist der Begriff
der Verwaltung ein Oberbegriff, der alle mdglichen Aufgaben und Tatigkeiten der
Finanzbehorden in ihrem Aufgabenbereich einschliel3t. Darunter fallt auch die
Uberwachung von  Nebenpflichten wie  Mitteilungspflicnten  zur  Erfassung
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grenziberschreitender Steuergestaltungen, die letztlich auch der Erfillung von
Hauptpflichten, hier der Steuerfestsetzung und -erhebung, dienen. Die Erfassung und
rechtspolitische wie auch veranlagungsunterstiitzende Auswertung innerstaatlicher
Steuergestaltungen durch die Auferlegung von Mitteilungspflichten weist zudem eine derart
grole Sachnahe zum eigentlichen Besteuerungsverfahren auf, dass die hier in Rede
stehenden Mitteilungspflichten nicht losgeldst hiervon beurteilt und damit unter den
Oberbegriff der Steuerverwaltung nach § 1 AO subsumiert werden missen.

Die Regelungen zur Einfihrung der Mitteilungspflicht innerstaatlicher Steuergestaltungen
sind mit Artikel 12 des Grundgesetzes (GG) vereinbar. Bei den Mitteilungspflichten handelt
es sich um Berufsaustibungsregelungen, die verhaltnismafig sind. Sie verfolgen einerseits
das legitime rechtspolitische Ziel, ungewollte oder behauptete Gesetzesliicken friher als
bisher aufspiiren und darauf reagieren zu kénnen und andererseits die 6rtlich zustandigen
Finanzbehorden in die Lage zu versetzen, die aus den Mitteilungen gewonnenen
Informationen  veranlagungsunterstitzend auszuwerten. Damit wird auch die
Gleichmaligkeit der Besteuerung gefordert.

Hinzu kommt, dass die durch 8§ 138 AO den Intermedidren neu auferlegten
Mitwirkungspflichten durch die Begrenzung der relevanten Gestaltungen und die
Beschrankung des Kreises potenziell betroffener Nutzer durch § 138] Absatz5 AO in
deutlich weniger Fallen als bei grenziiberschreitenden Steuergestaltungen zur Anwendung
kommen. Vor diesem Hintergrund und im Hinblick auf die verfassungsrechtlich vor allem
gebotene Gleichheit der Lastenzuteilung (vgl. BVerfGE 84, 239 [268 ff.]) ist die Belastung
der Intermediéare durch die Mitteilungspflicht nach 8 138! AO zumutbar und verhéltnismanig.

Zu § 138l (Mitteilungspflicht tber innerstaatliche Steuergestaltungen)

Durch diese Regelung wird die innerstaatliche Steuergestaltung definiert. Die durch die
Vorschrift zudem eingefuihrte Mitteilungspflicht wird auf solche innerstaatliche
Steuergestaltungen beschréankt, die bestimmte zusatzliche gestaltungsbezogene oder
nutzerbezogene Kriterien erfillen.

Zu Absatz 1

§ 138l Absatz 1 AO bestimmt, dass innerstaatliche Steuergestaltungen, die in Absatz 2
definiert werden, dem Bundeszentralamt fiir Steuern mitzuteilen sind. Der zur Mitteilung
verpflichtete Personenkreis und die fur das Mitteilungsverfahren geltenden Bestimmungen,
insbesondere die bei der Mitteilung zu beachtende Form und Frist ergeben sich aus den
§§ 138m und 138n AO.

Zu Absatz 2
Satz 1

§138] Absatz2 Satzl AO definiert die mitteilungspflichtige innerstaatliche
Steuergestaltung. Die einzelnen Tatbestandsvoraussetzungen orientieren sich dabei
soweit mdglich an den Merkmalen der grenziiberschreitenden Steuergestaltung nach
§ 138d Absatz 2 Satz 1 AO.

Eine innerstaatliche Steuergestaltung im Sinne des § 138l Absatz 2 Satz 1 AO ist danach
jede Gestaltung, die die in den Nummern 1 bis 4 genannten Voraussetzungen kumulativ
erfullt.

Bei einer Steuergestaltung im Sinne des § 138 AO handelt es sich — wie bei der
Steuergestaltung im Sinne der 88 138d ff. AO - um einen bewussten, das reale und/oder
rechtliche Geschehen mit steuerlicher Bedeutung verandernden Schaffensprozess, bei
dem durch den Nutzer oder fir den Nutzer der Steuergestaltung eine bestimmte Struktur,
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ein bestimmter Prozess oder eine bestimmte Situation bewusst und aktiv herbeigefuhrt oder
verandert wird (z. B. durch Transaktionen, Handlungen, Vereinbarungen). Diese Struktur,
dieser Prozess oder diese Situation bekommt dadurch eine steuerrechtliche Bedeutung,
die ansonsten nicht eintreten wirde. Eine Steuergestaltung liegt nicht vor, wenn ein
Steuerpflichtiger lediglich den Ablauf einer gesetzlichen Frist oder eines gesetzlichen
Zeitraums abwartet, nach welchem er eine Transaktion steuerfrei oder nicht steuerbar
realisieren kann. Ferner liegt eine Steuergestaltung nicht allein dadurch vor, dass ohne
Hinzutreten von weiteren Umstanden die Voraussetzungen der
Steuerbefreiungsvorschriften des Erbschaftsteuer- und Schenkungsteuergesetzes erfullt
sind. Unerheblich ist, ob die Gestaltung modellhaft angelegt ist.

Nach 8§ 138l Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 AO darf die Gestaltung keine grenziberschreitende
Steuergestaltung im Sinne des § 138d Absatz 2 in Verbindung mit § 138e AO sein.
Hierdurch wird deutlich, dass 8 138| AO auf rein innerstaatliche Steuergestaltungen abzielt
und als Erganzung der Regelungen des 88 138d bis 138k AO anzusehen ist.
Doppelmeldungen sollen hierdurch vermieden werden.

Die innerstaatliche Steuergestaltung muss zudem eine der in § 138l Absatz 2 Nummer 2
AO abschlieRend aufgezéhlten Steuern zum Gegenstand haben. In Betracht kommen
daher nur solche Steuergestaltungen, die sich auf Steuern vom Einkommen oder Vermdgen
(z. B. Einkommensteuer oder Korperschaftsteuer), die Gewerbesteuer, die Erbschaft- oder
Schenkungsteuer oder die Grunderwerbsteuer auswirken sollen.

AuBBerdem muss nach Nummer 3 mindestens ein Kennzeichen im Sinne des § 138l
Absatz 3 AO vorliegen.

Nach der Nummer 4 muss zudem aus Sicht eines verstandigen, unvoreingenommenen
Dritten der zu erwartende Hauptvorteil oder einer der Hauptvorteile der innerstaatlichen
Steuergestaltung die Erlangung eines steuerlichen Vorteils ist. Bei der Steuergestaltung
muss demnach die ginstige Auswirkung des steuerlichen Vorteils im Vordergrund stehen.
Der Intermediar oder der Nutzer der Gestaltung kann das Gegenteil nachweisen, indem er
z. B. zwingende auf3ersteuerliche (insbesondere wirtschaftliche) Grunde fur die konkrete
Strukturierung einer Transaktion darlegt, die deren steuerlichen Vorteil in den Hintergrund
treten lassen. Ein relevanter steuerlicher Vorteil liegt vor, wenn ein steuerlicher Vorteil im
Sinne des § 138d Absatz 3 Satz 1 AO im Geltungsbereich der Abgabenordnung entstehen
soll. Durch den Verweis auf die Definition des steuerlichen Vorteils in § 138d Absatz 3
Satz1 AO wird klargestellt, dass der bei grenziiberschreitenden und innerstaatliche
Steuergestaltungen zu prufende Steuervorteil identisch ist. Ein steuerlicher Vorteil liegt
daher vor, wenn durch die Steuergestaltung Steuern erstattet werden sollen,
Steuerverglitungen gewahrt oder erhéht werden sollen, Steueranspriiche entfallen oder
verringert werden sollen, die Entstehung von Steueransprichen verhindert werden soll,
oder die Entstehung von Steueranspriichen in andere Besteuerungszeitrdume oder auf
andere Besteuerungszeitpunkte verschoben werden soll. Der steuerliche Vorteil ist weder
deckungsgleich mit dem gesetzlich nicht vorgesehenen Steuervorteil nach § 42 Absatz 2
Satz 1 AO noch mit dem nicht gerechtfertigten Steuervorteil gemaf § 370 Absatz 1 AO. Es
genugt, dass die Erlangung eines steuerlichen Vorteils beabsichtigt ist, auf dessen
tatséchlichen Eintritt kommt es nicht an.

Satz 2

8 138l Absatz 2 Satz 2 AO stellt klar, dass eine innerstaatliche Steuergestaltung auch dann
vorliegt, wenn sie aus einer Reihe von Gestaltungen besteht. Ferner wird bestimmt, dass
der Mitteilungspflichtige in diesem Fall samtliche ihm bekannte Informationen zur
Steuergestaltung mitzuteilen hat und nicht nur die aus seiner Sicht maRgeblichen Teile.

Satz 3
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Entsprechend der fir grenziiberschreitende Steuergestaltungen in 8§ 138d Absatz 3 Satz 3
AO enthaltenen Bestimmung kann das Bundesministerium der Finanzen nach § 138l
Absatz 2 Satz3 AO auch bei innerstaatlichen Steuergestaltungen flir bestimmte
Fallgruppen, die den Tatbestand des § 138l Absatz 2 Satz 1 AO grundsatzlich erflllen, im
Einvernehmen mit den obersten Finanzbehérden der Lander in einem im Bundessteuerblatt
zu veroffentlichenden Schreiben bestimmen, dass kein steuerlicher Vorteil im Sinne des
Satzes 1 Nummer 4 anzunehmen ist, weil der steuerliche Vorteil unter Berlicksichtigung
aller Umstande der Steuergestaltung gesetzlich vorgesehen ist. Hierdurch wird das
Bundesministerium der Finanzen dazu erméachtigt, durch Verwaltungserlass auf der
Grundlage allgemeiner Erfahrungswerte oder auf Grund der Ergebnisse der
rechtspolitischen Auswertung bestimmte Fallgruppen von der Mitteilungspflicht nach § 138|
Absatz 1 AO auszunehmen, die als solches zwar den Tatbestand des § 138l Absatz 2 AO
erfullen, hinsichtlich derer aber kein rechtspolitischer oder steuerfachlicher
Handlungsbedarf gesehen wird.

Zu Absatz 3

§ 138| Absatz 3 AO enthalt eine abschlieRende Aufzéhlung der Kennzeichen, die bei
Vorliegen der Ubrigen Tatbestandsvoraussetzungen des 8§ 138l Absatz2 AO eine
Mitteilungspflicht der innerstaatlichen Steuergestaltung auslésen, wobei das Vorliegen
eines dieser Kennzeichen ausreicht.

Satz 1

§ 138l Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe a AO bestimmt - ebenso wie § 138e Absatz 1
Nummer 1 Buchstabe a AO - eine vertragliche Vertraulichkeitsklausel als Kennzeichen
einer potenziell mitzuteilenden innerstaatlichen Steuergestaltung. Gesetzliche und
standesrechtliche Verschwiegenheitspflichten fallen nicht in den Anwendungsbereich
dieses Kennzeichens. Erfasst werden dagegen solche Vereinbarungen, die dem Nutzer
oder anderen an Steuergestaltung Beteiligten eine Offenlegung gegentber anderen
Intermediaren  oder  der  Finanzverwaltung  verbieten. Hingegen  erflllen
Vertraulichkeitsklauseln, die die Offenlegung gegeniiber weiteren Intermediaren verbieten,
die von der potenziellen Mitteilungspflicht der konkreten innerstaatlichen Steuergestaltung
nicht erfasst sind, nicht den Tatbestand des 8§ 138| Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe a
AO. Insoweit sollen — wie auch bei der Mitteilungspflicht Gber grenziiberschreitende
Steuergestaltungen - die Geschaftsgeheimnisse der Intermediare gegeniber
konkurrierenden Intermedidren gewahrt bleiben, was Sinn und Zweck dieses
Kennzeichens, eine effektive Mitteilung des steuerlichen Vorteils an die Finanzverwaltung
sicherzustellen, entspricht. Vereinbaren zwei Parteien eine Klausel, wonach die Gestaltung
nicht ohne Zustimmung des Erstellers an Dritte weitergeleitet werden darf, erfiillt dies auch
die Anforderungen des Kennzeichens, denn Dritte sind in diesem Fall auch andere
Intermediare oder die Finanzverwaltung. Sind umgekehrt die Finanzverwaltung und andere
Intermediare beziglich der Einzelheiten des steuerlichen Vorteils in der Klausel
ausdriicklich ausgenommen, fuhrt die Vertraulichkeitsklausel nicht zu einer
Mitteilungspflicht. Ein Intermediar, dessen Tatigkeit im Zusammenhang mit der
innerstaatlichen Steuergestaltung auf Tatigkeiten im Sinne des § 138d Absatz 1 AO
beschrankt ist, gilt nach § 138l Absatz 6 AO nicht als an der Gestaltung Beteiligter im Sinne
des § 138l Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe a AO.

In 8 138l Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe b AO wird — ebenso wie § 138e Absatz 1
Nummer 1 Buchstabe b AO — die Vereinbarung einer Vergiitung des Intermediars als
Kennzeichen definiert, sofern diese von der Hohe des steuerlichen Vorteils abhangt. Dies
kann ein Indiz fir das Vorliegen rein steuerlich motivierter Gestaltungen sein. Erfasst
werden Erfolgshonorare, die ohne Verletzung der Bundesrechtsanwaltsordnung vereinbart
werden kdnnen und deren Inhalt es gerade ist, eine (zusatzliche) Vergitung bei Eintritt einer
Bedingung (8 158 BGB) auszuldsen, sofern sich die Bedingung auf den erwarteten
steuerlichen  Vorteil bezieht. Auf  die  zivilrechtliche  Wirksamkeit  der
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Vergutungsvereinbarung kommt es nicht an. Die Bestimmungen in 8§ 4a des
Rechtsanwaltsvergitungsgesetzes  (RVG), 8§9a StBerG und §55a  der
Wirtschaftspruferordnung (WPQO), nach denen unter bestimmten Bedingungen
Rechtsanwadlte, Steuerberater und Wirtschaftspriufer Erfolgshonorare vereinbaren dirfen,
bleiben von dem Kennzeichen unberihrt. Die Vergiitung dieser Berufsgruppen wird nicht
im Sinne der Vorschrift ,in Bezug auf den steuerlichen Vorteil der Steuergestaltung
festgesetzt®, wenn sich der Gegenstandswert im Sinne des
Rechtsanwaltsverglitungsgesetzes allein infolge der Bertucksichtigung des erwarteten
steuerlichen Vorteils erhdht, denn in diesem Fall wéare jede steuerliche Beratung
unabh&ngig von ihrem konkreten Inhalt mitteilungspflichtig.

Die in 8§ 138l Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 AO definierten Kennzeichen sollen — wie auch
§ 138e Absatz 1 Nummer 2 AO - Gestaltungen erfassen, die in einer Vielzahl weiterer Falle
in im Wesentlichen gleicher Weise eingesetzt werden kénnen (Standardisierung). Die
Standardisierung kann sich sowohl auf die (Au3ere) Dokumentation als auch die (innere)
Struktur der Gestaltung beziehen. Kleinere Anpassungen an die individuellen Bedirfnisse
der verschiedenen Steuerpflichtigen sind fir die Beurteilung der Standardisierung
unbeachtlich.

Wie auch nach §138e Absatzl Nummer2 AO sind unter dem Merkmal der
,standardisierten Dokumentation® im Sinne des § 138l Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 AO
Vertragswerke oder sonstige mandatsbezogene Dokumente zu verstehen, welche ohne
wesentliche Anpassungen an den Einzelfall fur die Nutzer musterartig vorbereitet sind.
Wesentlich sind Anpassungen in der Form oder der Darstellung, die in der
Gesamtbetrachtung die Dokumentation inhaltlich, d. h. die Gestaltung, nicht mehr als
gleichartig erscheinen lassen. Das Merkmal ,standardisierte Dokumentation“ gemafR § 138l
Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 AO erfasst nur standardisierte Dokumentationen mit Bezug zu
einer innerstaatlichen  Steuergestaltung, standardisierte  Dokumentationen  zu
ausschlieBlich auf3ersteuerlichen Zwecken erfilllen das Kennzeichen hingegen nicht.

Das Merkmal der ,standardisierten Struktur® bezieht sich dagegen — wie bei § 138e
Absatz 1 Nummer 2 AO - nur auf den materiellen Gehalt der Gestaltung, d.h. auf die Idee
der Gestaltung. Auf das Vorliegen formaler Vertragsmuster fir diese Struktur kommt es
nicht an. Eine ,Struktur® in diesem Sinn liegt vor, wenn mehrere rechtliche oder tatséchliche
(Teil-)Schritte in einer bestimmten (geplanten) Abfolge bewusst getétigt werden, um eine
bestimmte steuerliche Rechtsfolge zu bewirken. Eine ,Struktur” kann auch dann vorliegen,
wenn kein eigenstandiger wirtschaftlicher Zweck verfolgt wird, sondern allein der
Steuervorteil im Vordergrund steht. Eine ,Struktur® ist standardisiert, wenn die Gestaltung
inhaltlich oder konzeptionell so aufgebaut ist, dass sie in einer Vielzahl weiterer Falle in im
Wesentlichen gleicher Weise eingesetzt werden kann. Sie ist nicht bereits deshalb zu
verneinen, weil der Intermedidr die Gestaltung z. B. betragsmallig an die Bedurfnisse des
Einzelfalls anpasst. Wesentlich sind vielmehr solche Anpassungen der Struktur, die die
betreffende Steuergestaltung inhaltlich oder konzeptionell &ndern. Ein Indiz hierfur kann
sein, dass sich die auf die Steuergestaltung anzuwendenden gesetzlichen Regelungen in
Folge der Anpassung verandern.

§ 138l Absatz 3 Satz 1 Nummer 3 Buchstabe a AO erfasst — ebenso wie § 138e Absatz 1
Nummer 3 Buchstabe a AO — Falle des Verlusterwerbs, in denen von einem Beteiligten
unangemessene rechtliche Schritte planmaflig unternommen werden, um ein laufendes
verlustbringendes Unternehmen (auch mittelbar) zu erwerben, die Haupttétigkeit dieses
Unternehmens zu beenden und dessen Verluste dafiir zu nutzen, die eigene
Steuerbelastung zu verringern einschlief3lich der zeitlich ndheren Nutzung dieser Verluste.
Der Erwerb von Unternehmen, deren Betrieb im Zeitpunkt des Erwerbs bereits eingestellt
war oder die inzwischen Gewinne erwirtschaften, wird von dem Kennzeichen nicht erfasst.
Auf die Rechtsform des zu erwerbenden Unternehmens kommt es nicht an. Der Begriff des
verlustbringenden Unternehmens ist weit auszulegen; er erfasst sowohl Unternehmen mit
Verlustvortragen oder laufenden Verlusten, als auch mit Verlusten, die zwar bereits
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angelegt sind, die sich allerdings erst zukiinftig steuerlich realisieren lassen (stille
Lasten).Um die Verluste eines erworbenen Unternehmens dafur zu nutzen, die eigene
Steuerbelastung zu verringern, muss der Erwerb des Verlustunternehmens in einem
solchen Umfang erfolgen, dass der Erwerber allein oder zusammen mit nahestehenden
Personen die weiteren Schritte veranlassen oder durchsetzen kann. Dies richtet sich nach
den jeweiligen einschlagigen (gesellschaftsrechtlichen) Regelungen. Soweit die Verluste
aufgrund von Verlustabzugsbeschrankungen nach den 888c wund 8d des
Kdrperschaftsteuergesetzes (KStG) nicht genutzt werden kdnnen, ist das Kennzeichen des
§ 138l Absatz3 Satz1l Nummer3 Buchstabe a AO nicht erfillt. Liegen keine
wirtschaftlichen Grinde fir die jeweiligen Schritte vor, ist davon auszugehen, dass die
Gestaltung gezielt dafuir genutzt werden soll, Steuern zu vermeiden oder zu umgehen.

§ 138l Absatz 3 Satz 1 Nummer 3 Buchstabe b AO umfasst — ebenso wie § 138e Absatz 1
Nummer 3 Buchstabe b AO — als Kennzeichen solche Félle, bei denen steuerpflichtige
Einkinfte in Vermégen, Schenkungen oder andere nicht oder niedriger besteuerte
Einnahmen oder nicht steuerbare Einkinfte umgewandelt werden und damit eine héhere
Besteuerung vermieden wird. An der Umwandlung kdnnen ein Steuerpflichtiger oder
mehrere Steuerpflichtige sowie verbundene Unternehmen beteiligt sein. Neben den
unmittelbaren sind auch Umwandlungen tber mehrere Stufen erfasst. Unter dem Begriff
der ,Umwandlung* ist die Umqualifizierung von Einklinften zu verstehen.

§ 138l Absatz 3 Satz 1 Nummer 3 Buchstabe ¢ AO umfasst — ebenso wie § 138e Absatz 1
Nummer 3 Buchstabe ¢ AO - die zirkulare Vermégensverschiebung durch die Einbeziehung
zwischengeschalteter Unternehmen ohne primare wirtschaftliche Funktion oder durch
andere neutrale Transaktionen. Unter einer Transaktion ist eine gegenseitige - ggf.
mehrteilige - Ubertragung von Gutern oder Rechten zwischen mindestens zwei juristischen
oder natirlichen Personen, Rechtstragern oder Vermdgensmassen zu verstehen. Eine
relevante Transaktion im Sinne des Kennzeichens liegt vor, wenn zwischen der Transaktion
und der ,Gestaltung“ der Zweckzusammenhang besteht, die Transaktion - jedenfalls zu
einem spateren Zeitpunkt - fir die Gestaltung zu nutzen. Bei zirkuldren Transaktionen ist
grundsatzlich davon auszugehen, dass es sich um mindestens zwei Transaktionen handeln
muss und dass das betroffene Vermégen nach einer Reihe von Transaktionen wieder zum
urspringlichen Nutzer bzw. Steuerpflichtigen zuriick gelangt. Fur eine solche Transaktion
genuigt bereits der Ubergang der wirtschaftlichen Zuordnung fiir eine juristische Sekunde.
Wesentlich ist auch, dass die Transaktionen einem Gesamtplan folgen.

Nach § 138l Absatz 3 Satz 1 Nummer 3 Buchstabe d AO ist die Zuordnung desselben
steuererheblichen Sachverhalts zu mehreren Nutzern oder Steuerpflichtigen oder mehrfach
zu einem Nutzer oder Steuerpflichtigen ein die Mitteilungspflicht auslésendes Kennzeichen.
Damit sollen Konstellationen erfasst werden, die zu einer gesetzlich nicht vorgesehenen
Mehrfachbertcksichtigung fuhren und daher zu einer Verringerung von Steueranspriichen
beitragen.

Nach § 138l Absatz 3 Satz 1 Nummer 3 Buchstabe e AO stellen auch Gestaltungen, die
zum Gegenstand haben, das durch aufeinander abgestimmte Rechtsgeschafte
zweckgerichtet steuerwirksame Verluste und ganz oder teilweise steuerfreie Einkinfte
erzeugt werden ein die Mitteilungspflicht auslésendes Kennzeichen dar. Das Kennzeichen
basiert auf dem Gestaltungsmodell der sogenannten Kopplungsgeschafte. Bei diesem
Modell wurden gegenléufige Derivategeschafte dergestalt abgeschlossen, dass garantiert
Veraul3erungsgewinne aus Aktien und in gleicher oder ahnlicher Hohe Verluste aus
Termingeschaften entstanden sind. Kapitalgesellschaften sollten die
Aktienverauf3erungsgewinne steuerfrei vereinnahmen und gleichzeitig steuerwirksame
Verluste aus Termingeschaften geltend machen kénnen. Eine ausfiihrliche Beschreibung
eines Kopplungsgeschéftes befindet sich in der Bundesrats-Drucksache 119/16, Seite 125.

Im Investmentsteuerrecht wurden in § 39 Absatz 3 InvStG und 8§ 48 Absatz 4 Satz 2 InvStG
gesetzliche GegenmalBRnhahmen getroffen. Zudem hat die Rechtsprechung die
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Steuergestaltungsmadglichkeiten in der Direktanlage dadurch eingeschrankt, dass die
Verluste aus Termingeschaften als Veraufl3erungskosten nach 8§ 8b Absatz 2 Satz 1 KStG
eingestuft wurden (BFH-Urteil vom 9. April 2014, | R 52/12, BStBI Il 2014 S. 861). Durch
das die Mitteilungspflicht auslésende Kennzeichen soll Uberprift werden, ob die getroffenen
AbwehrmalBnahmen wirksam sind und ob derartige Gestaltungen trotz der ergangenen
Rechtsprechung weiter betrieben werden. Zudem soll aufgedeckt werden, ob es ganzlich
neue Gestaltungsmodelle mit der gleichen oder einer ahnlichen Zielsetzung wie bei den
Kopplungsgeschaften geben sollte.

SchlieB3lich erfullen auch Gestaltungen, die zum Gegenstand haben, dass ein an der
Gestaltung Beteiligter unangemessene rechtliche Schritte unternimmt, um fir sich oder
einen Dritten einen steuerlichen Vorteil im Bereich des Steuerabzugs vom Kapitalertrag zu
erzeugen, ein Kennzeichen nach Absatz 3 (§ 138l Absatz 3 Satz 1 Nummer 3 Buchstabe f
AQO). Hierunter fallen auch Gestaltungen, die durch aufeinander abgestimmte
Rechtsgeschéfte das Ziel verfolgen, Steueranspriiche zu verringern oder ganz zu
vermeiden. Die durch die Finanzverwaltung aufgegriffenen Gestaltungen zur Umgehung
der Dividendenbesteuerung zeigen, dass der Kapitalmarkt ein grof3es Potential ertffnet,
Transaktionen mit Wertpapieren allein deshalb durchzufiihren, um einen Steuervorteil aus
der auf die Kapitalertrdge erhobenen Kapitalertragsteuer zu erzielen. Der Gewinn aus der
Transaktion resultiert aus dem generierten Steuerbetrag. Transaktionsbedingte
Wertanderungsrisiken wurden durch Sicherungsgeschéfte ausgeschlossen. Diese Art von
Gestaltungsmodellen sollen durch das Kennzeichen erfasst werden.

Satz 2

§ 138| Absatz 3 Satz2 AO regelt erganzend, dass die Grundsatze der Nummer 3
Buchstabe b entsprechend fir die Gewerbesteuer gelten.

Zu Absatz 4

Durch die Regelung des Absatzes 4 wird die Definition des Nutzers nach § 138d Absatz 5
AO Dbei grenziberschreitenden Steuergestaltungen auch auf den Nutzer der
innerstaatlichen Steuergestaltung Gbertragen.

Nutzer einer innerstaatlichen Steuergestaltung ist danach die natlrliche oder juristische
Person, Personengesellschaft, Gemeinschaft oder Vermégensmasse,

— der die innerstaatliche Steuergestaltung zur Umsetzung bereitgestellt wird
(Nummer 1),

— die bereit ist, die innerstaatliche Steuergestaltung umzusetzen (Nummer 2), oder

— die den ersten Schritt zur Umsetzung der innerstaatlichen Steuergestaltung
vorgenommen hat (Nummer 3).

Eine innerstaatliche Steuergestaltung wird einem Nutzer zur Umsetzung bereitgestellt im
Sinne der Nummer 1, indem ihm alle erforderlichen Unterlagen und Informationen vorgelegt
werden, die er zur Umsetzung der konkreten innerstaatlichen Steuergestaltung benétigt.
Die Umsetzung der Steuergestaltung muss dann allein von der Entscheidung des Nutzers
abhangen; hierbei ist in Unternehmen auf die fur die Entscheidung Uber die
Implementierung der Steuergestaltung zustandigen Personen abzustellen. Es muss eine
erkennbare Absicht des Nutzers bestehen, die ihm individuell dargelegte innerstaatliche
Steuergestaltung umsetzen zu wollen, es kommt aber nicht darauf an, dass er sie auch
tatsachlich umsetzt. Unverbindliche und reine WerbemalRnahmen, mit denen ein
Intermediar auf eine Beauftragung abzielt, fallen nicht in den Anwendungsbereich dieses
Tatbestandsmerkmals.



-197 - Bearbeitungsstand: 28.08.2023 17:31

Die Bereitschaft zur Umsetzung einer innerstaatlichen Steuergestaltung nach Nummer 2 ist
gegeben, sobald die tatséchliche Umsetzung der Steuergestaltung nur noch von der
abschlielenden Entscheidung des Nutzers abhangig ist. Die Regelung kommt
insbesondere zur Anwendung, wenn die Steuergestaltung vom Nutzer selbst, also ohne
Beteiligung eines Intermediars, konzipiert worden ist (Inhouse-Gestaltung) und damit keine
Unterlagen zur Umsetzung bereitgestellt werden mussen. In Unternehmen ist hierbei auf
die fur die Entscheidung uber die Implementierung der Steuergestaltung zusténdigen
Personen abzustellen.

Wie auch bei grenziiberschreitenden Steuergestaltungen (vgl. 8 138d Absatz 5 Nummer 3
AO) enthalt die Definition des Nutzerbegriffs in § 138l Absatz 4 AO in der Nummer 3 einen
Auffangtatbestand, der Fallgestaltungen erfasst, in denen weder die Voraussetzungen nach
der Nummer 1 (Bereitstellung zur Umsetzung) noch nach der Nummer 2 (Bereitschaft zur
Umsetzung) erflllt sind. Die Regelung kommt z. B. zur Anwendung, wenn ein Vertrag
vorliegt, dessen Wirkung von einer Bedingung abhéngig gemacht wird (aufschiebende
Bedingung i. S. d. 8§ 158 BGB). Eine Person ist in diesem Fall erst Nutzer i. S. d. § 138l
Absatz 4 Nummer 3 AO, sobald sie erste Schritte zur Umsetzung der innerstaatlichen
Gestaltung vornimmt.

Zu Absatz 5

Nicht jede innerstaatliche Steuergestaltung im Sinne des § 138l Absatz 2 AO unterliegt der
Mitteilungspflicht nach § 138l Absatz 1 AO. Die Mitteilungspflicht wird nach Absatz 5 auf
Falle beschrankt, in denen neben den Voraussetzungen des Absatzes 2 mindestens ein
nutzerbezogenes Kriterium (vgl. 8 138 Absatz5 Satz1l Nummer1l AQO) oder ein
gestaltungsbezogenes Kriterium (vgl. 8 138l Absatz 5 Satz 1 Nummer 2 AO) erflllt ist.

Satz 1

Satz 1 enthalt in der Nummer 1 eine abschlieBende Auflistung nutzerbezogener Kriterien,
die alternativ erfiillt sein missen, damit eine innerstaatliche Steuergestaltung im Sinne des
§ 138| Absatz 2 AO mitteilungspflichtig ist. Eine der in der Nummer 1 genannten
Voraussetzungen muss dabei in einem der in § 138n Absatz 1 Satz 2 AO genannten
Zeitpunkte vorliegen, d.h. in dem Zeitpunkt, in dem eine innerstaatliche Steuergestaltung
dem Nutzer zur Umsetzung bereitgestellt wird, in dem er zur Umsetzung bereit ist oder in
dem er den ersten Umsetzungsschritt macht. Dabei reicht es aus, wenn der Nutzer der
Gestaltung in nur einem der drei genannten Zeitpunkte eine Voraussetzung gemalfd der
Nummer 1 erfiillt.

Die Regelung des § 138l Absatz 5 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe a AO stellt darauf ab, dass
der Nutzer der innerstaatlichen Steuergestaltung — unabhangig von seiner Rechtsform —
innerhalb von mindestens zwei der drei Kalender- oder Wirtschaftsjahre, die dem Eintritt
des fir die Mitteilungspflicht auslésenden Ereignisses (malRgebendes Ereignis, vgl. 8 138n
Absatz 1 Satz 2 AO) vorausgegangen sind,

— nach 8 1 Absatz 1 des Umsatzsteuergesetzes umsatzsteuerbare Umséatze in Hohe von
mehr als 50 000 000 Euro pro Wirtschaftsjahr oder Kalenderjahr erzielt hat
(Umsatzschwelle, 8 138l Absatz 5 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe a Doppelbuchstabe aa
AO),

— eine Summe der positiven Einkiinfte nach § 2 Absatz 1 des Einkommensteuergesetzes
einschlieBlich der nach 8§ 32d des Einkommensteuergesetzes dem gesonderten
Steuertarif unterliegenden Einkunfte aus Kapitalvermdgen von mehr als
2 000 000 Euro im Kalenderjahr (Einkiinfteschwelle, 8§ 138l Absatz 5 Satz 1 Nummer 1
Buchstabe a Doppelbuchstabe bb AO) erzielt hat; im Fall der Zusammenveranlagung
nach § 26b des Einkommensteuergesetzes ist fiir die Feststellung des Uberschreitens
der Einkunfteschwelle auf jeden Ehegatten oder Lebenspartner abzustellen; es gentgt
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daher, wenn in der Person eines Ehegatten oder Lebenspartners die Einklinfteschwelle
Uberschritten ist, die Einkinfte der Ehegatten oder Lebenspartner sind nicht
zusammenzurechnen; oder

— ein Einkommen nach § 8 Absatz 1 des Korperschaftsteuergesetzes erzielt und dieses
erhdht um die nach 8 8b des Kdorperschaftsteuergesetzes aul3er Ansatz bleibenden
Beziige und Gewinne und vermindert um die nach 8 8b Absatz3 und 5 des
Korperschaftsteuergesetzes nicht abziehbaren Betriebsausgaben mehr als
2 000 000 Euro im Wirtschaftsjahr (Einkommensschwelle, § 138 Absatz5 Satz 1
Nummer 1 Buchstabe a Doppelbuchstabe cc AO) betragt.

Die Buchstaben b und c begriinden eine Mitteilungspflicht bei Nutzern, die keine nattrlichen
Personen sind, in den in 8 4 Absatz 2 der Betriebsprifungsordnung genannten Fallen.

Nach Buchstabe d besteht eine Mitteilungspflicht ferner, wenn der Nutzer der
innerstaatlichen Steuergestaltung ein Investmentfonds oder ein Spezial-Investmentfonds
im Sinne des Investmentsteuergesetzes ist.

Schlief3lich sieht Buchstabe e auch eine Mitteilungspflicht in Fallen vor, in denen der
Anleger

— eines Investmentfonds im Sinne des Investmentsteuergesetzes Nutzer der
innerstaatlichen Steuergestaltung ist. Das gilt aber nur, wenn nicht mehr als 100
Anleger an dem Investmentfonds beteiligt sind und die Anschaffungskosten der
Investmentanteile des Anlegers mindestens 100 000 Euro betragen haben (8§ 138l
Absatz 5 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe e Doppelbuchstabe aa AO).

— eines Spezial-Investmentfonds im Sinne des Investmentsteuergesetzes Nutzer der
innerstaatlichen Steuergestaltung ist (8 138l Absatz 5 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe e
Doppelbuchstabe bb AO).

Nach 8138l Absatz5 Satz1l Nummer2 AO besteht eine Mitteilungspflicht einer
innerstaatlichen Steuergestaltung nach 8 138| Absatz 2 AO auch, wenn eines der in der
Nummer 2 abschlieRend genannten gestaltungsbezogenen Kriterien erfillt ist. Dies hat den
Hintergrund, dass die Erbschaft- und Schenkungsteuer und die Grunderwerbsteuer an den
Wert des Uubertragenen Vermdgens oder Grundbesitzes anknipfen und relevante
innerstaatliche Steuergestaltungen in diesem Bereich auch vorliegen kénnen, wenn keines
der nutzerbezogenen Kriterien des 8§ 138l Absatz 5 Satz 1 Nummer 1 AO erfillt ist.

§ 138l Absatz 5 Satz 1 Nummer 2 Buchstabe a AO enthalt eine Regelung zur sachlichen
Einschrankung der Mitteilungspflicht im Hinblick auf erbschaft- und schenkungsteuerlich
relevante innerstaatliche Steuergestaltungen. Eine innerstaatliche Steuergestaltung ist
danach nur mitzuteilen, wenn sie zum Gegenstand hat, dass entweder durch Erwerb von
Todes wegen oder durch Schenkung Vermdégen Ubertragen wird, dessen Wert nach § 12
des Erbschaftsteuer- und Schenkungsteuergesetzes nach Abzug  von
Nachlassverbindlichkeiten im Sinne des 8 10 Absatz 5 Nummer 1 des Erbschaftsteuer- und
Schenkungsteuergesetzes bei Erwerb von Todes wegen oder nach Abzug der mit einer
Schenkung in wirtschaftichem Zusammenhang stehenden Schulden und Lasten bei
Schenkungen voraussichtlich mindestens 4 000 000 Euro betragen wird. Durch die
Minderung wird bei Vermdgensgegenstanden im Privatvermdgen ein Gleichklang mit der
Berticksichtigung von betrieblich veranlassten Schulden im Betriebsvermdgen hergestellt.
Eine Doppelberiicksichtigung von Belastungen, die sich bereits bei der Ermittlung des
Werts einer wirtschaftlichen Einheit ausgewirkt haben, ist ausgeschlossen. Dieser
Schwellenwert bezieht sich nicht nur auf den Wert des einzelnen Vermdgensanfalls bei
einer der beteiligten Personen, sondern auf den Wert des gesamten Vermoégens, das
Ubertragen wird. Daher ist das gestaltungsbezogene Kriterium nach § 138l Absatz 5 Satz 1
Nummer 2 Buchstabe a AO erflllt, wenn ein Erblasser von Todes wegen Vermdgen von
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voraussichtlich mindestens 4 000 000 Euro an mehrere Erben Ubertragt und die einzelnen
Erben jeweils Vermégen unterhalb des Schwellenwerts von 4 000 000 Euro erhalten.

Im Hinblick auf grunderwerbsteuerlich relevante innerstaatliche Steuergestaltungen
bestimmt 8§ 138l Absatz5 Satz 1 Nummer 2 Buchstabe b AO, dass Gestaltung zum
Gegenstand haben, dass unmittelbar oder mittelbar Anteile an einer Gesellschaft erworben
werden oder Ubergehen nur mitzuteilen sind, wenn der durch die Anteile vermittelte
Grundbesitzwert nach 88 Absatz2 des Grunderwerbsteuergesetzes mindestens
5000 000 Euro betrdgt. Sogenannte ,Share Deal“-Modelle dirften in der Regel den
Tatbestand des 8§ 138l Absatz 2 AO erfullen. Aus der Sicht des Gesetzgebers besteht auch
ein Interesse daran, unbekannte ,Share Deal“-Modelle zu erkennen, um diese nach
Mdglichkeit einer gerechten Besteuerung zufihren zu kdnnen. Mit der sachlichen
Einschrankung der Mitteilungspflicht durch die Bestimmung des § 138l Absatz 5 Satz 1
Nummer 2 Buchstabe b AO wird die Mitteilungspflicht insoweit auf haushalterisch relevante
Steuergestaltungen in diesem Bereich beschrank.

Satz 2

Nach § 138l Absatz 5 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe a AO ist bei der Priifung, ob die Umsatz-
, Einkinfte- oder Einkommensschwelle durch den Nutzer der innerstaatlichen
Steuergestaltung Uberschritten wird, auf die Verhéaltnisse in den letzten drei Jahren, die dem
Eintritt des die Mitteilungspflicht auslésenden Ereignisses (mal3gebendes Ereignis, vgl.
§ 138n Absatz 1 Satz 2 AO) vorausgegangen sind, abzustellen. Die Regelung in § 138|
Absatz5 Satz2 AO erganzt die vorstehende Bestimmung fir Falle, in denen die
Steuerpflicht des Nutzers der innerstaatlichen Steuergestaltung erst in den letzten drei
Kalenderjahren oder Wirtschaftsjahren oder in dem Kalenderjahr oder Wirtschaftsjahr, in
dem das Ereignis nach § 138n Absatz 1 Satz 2 AO eingetreten ist, entstanden ist. Hierdurch
wird sichergestellt, dass eine innerstaatliche Steuergestaltung, die der Gesetzgeber und
die Finanzverwaltung kennen sollten, auch der Mitteilungspflicht unterfallt, wenn die
Steuerpflicht erst kurze Zeit vor der Bereitstellung oder gar durch die Umsetzung der
innerstaatlichen Steuergestaltung entstanden ist. Ist die Steuerpflicht des Nutzers erst in
den letzten drei Kalenderjahren oder Wirtschaftsjahren oder in dem Kalenderjahr oder
Wirtschaftsjahr, in dem das Ereignis nach 8§ 138n Absatz 1 Satz 2 AO eingetreten ist,
entstanden, sind die Voraussetzungen des § 138l Absatz 5 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe a
AO auch dann erfillt, wenn die Umsatz-, Einkiinfte- oder Einkommensschwelle in dem
Kalenderjahr, in dem das Ereignis nach § 138n Absatz 1 Satz 2 AO eintritt, voraussichtlich
Uberschritten wird. Bei der Prifung der Umsatz-, Einkiinfte- oder Einkommensschwelle sind
Rumpfwirtschaftsjahre auf volle Wirtschaftsjahre hochzurechnen. Diese Bestimmung legt
Nutzern, die bereits unmittelbar nach der Unternehmensgriindung, der Aufnahme der
relevanten Tatigkeit oder nach ihrem Entstehen hohe Umsatzerlése oder Einkinfte
erzielen, fur die ersten Wirtschaftsjahre oder Kalenderjahre ihrer Steuerpflicht zusatzliche
Uberwachungspflichten auf. Dies ist aber aus der Sicht des Gesetzgebers angemessen,
um insbesondere Fallgestaltungen aufzudecken, in denen Unternehmen nur fur wenige
Jahre und im Wesentlichen zur Umsetzung von gesetzgeberisch unerwiinschten
Steuergestaltungsmodellen existieren, und darauf erforderlichenfalls reagieren zu kénnen.

Satz 3

Durch Satz 3in § 138l Absatz 5 AO wird klargestellt, dass die Anleger von Investmentfonds,
die die Tatbestandsvoraussetzungen des § 138l Absatz 5 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe e
AO erflllen, hierdurch nur zur Mitteilung von Steuergestaltungen im Zusammenhang mit
der Beteiligung an einem Investmentfonds oder Spezial-Investmentfonds verpflichtet sind.
Mitteilungspflichtig im Hinblick auf andere innerstaatliche Steuergestaltungen sind sie nur,
wenn sie eines der Ubrigen nutzerbezogenen oder gestaltungsbezogenen Kriterien des
§ 138l Absatz 5 AO erfllen.

Satz 4
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§ 138l Absatz 5 Satz 4 AO bestimmt, dass bei der Prifung, ob ein gestaltungsbezogenes
Kriterium im Sinne des Satzes 1 Nummer 2 Buchstabe a) und b) erfullt ist, auf die
Verhéltnisse in einem der in 8 138n Absatz 1 Satz 2 AO genannten Zeitpunkte abzustellen
ist. Es reicht dabei aus, wenn die Voraussetzungen in nur einem der in § 138n Absatz 1
Satz 2 AO genannten Zeitpunkte, d.h. in dem Zeitpunkt, in dem eine innerstaatliche
Steuergestaltung dem Nutzer zur Umsetzung bereitgestellt wird, in dem der Nutzer zur
Umsetzung der innerstaatlichen Steuergestaltung bereit oder in dem der Nutzer den ersten
Umsetzungsschritt gemacht hat, erftillt sind.

Satz 5

Satz 5 stellt klar, dass eine Mitteilungspflicht Gber eine innerstaatliche Steuergestaltung, die
ausschlieBlich die Erbschaft- oder Schenkungssteuer sowie die Grunderwerbsteuer zum
Gegenstand hat, nach § 138/ Absatz5 AO nur besteht, wenn auch ein
gestaltungsbezogenes Kriterium gemalf § 138l Absatz 5 Satz 1 Nummer 2 AO erfilltist. Ob
auch ein nutzerbezogenes Kriterium nach 8§ 138l Absatz 5 Satz 1 Nummer 1 AO erfullt ist,
ist fur die Frage, ob eine ausschlief3lich die Erbschaft- oder Schenkungssteuer oder die
Grunderwerbsteuer betreffende innerstaatliche Steuergestaltung dem Bundeszentralamt
fir Steuern mitzuteilen ist, unbeachtlich.

Satz 6

Nicht in jedem Fall durfte dem Intermediar bekannt sein, ob ein Nutzer einer innerstattlichen
Steuergestaltung eines der in § 138l Absatz 5 Satz 1 AO genannten nutzerbezogenen oder
gestaltungsbezogenen Kriterien erfillt. Diese zusatzlichen Informationen werden jedoch in
den Fallen, in denen ein Intermediar existiert, dem die Mitteilungspflicht auch grundsétzlich
obliegt (vgl. 8 138m Absatz 1 AO) von diesem benétigt, um beurteilen zu kdnnen, ob eine
mitteilungspflichtige innerstaatliche Steuergestaltung vorliegt, hinsichtlich derer er mit dem
Eintritt des mal3gebenden Ereignisses nach § 138n Absatz 2 AO auch zur Mitteilung
verpflichtet ist. Durch Satz 6 wird daher bestimmt, dass der (potentielle) Nutzer dem
Intermediar die fur die Anwendung von Satz 1 erforderlichen Daten mitzuteilen hat.

Zu Absatz 6

Nach § 138l Absatz 6 AO gilt ein Intermedidr — wie auch bei grenziberschreitenden
Steuergestaltungen — nicht als ,an der Gestaltung Beteiligter, soweit er im Zusammenhang
mit der innerstaatlichen Steuergestaltung nur solche Tatigkeiten ausiibt, durch die er nach
§ 138m Absatz 1 Satz 1 AO die Stellung eines Intermediérs innehat.

Zu 8 138m (Zur Mitteilung innerstaatlicher Steuergestaltungen verpflichtete
Personen)

§ 138m AO bestimmt, wer zur Mitteilung einer innerstaatlichen Steuergestaltung im Sinne
des 8138l Absatz2 AO verpflichtet ist. Durch die Regelung werden die zur
Mitteilungspflicht von Intermediaren und Nutzern einer grenziberschreitenden
Steuergestaltung geltenden Bestimmungen (vgl. insbesondere 88 138f und 138g AO)
weitgehend auch auf innerstaatliche Steuergestaltungen tbertragen.

Zu Absatz 1

§ 138m Absatz 1 AO bestimmt, dass grundsatzlich der Intermediar einer innerstaatlichen
Steuergestaltung verpflichtet ist, diese dem Bundeszentralamt fir Steuern mitzuteilen.
Durch den Verweis auf die in § 138d Absatz 1 AO genannten Tatigkeiten in § 138m
Absatz1l Satzl AO wird Kklargestellt, dass die Intermediarstatigkeiten bei
grenziberschreitenden und innerstaatlichen Steuergestaltungen identisch definiert sind.
Die Definition des Intermediars knupft daher auch bei innerstaatlichen Steuergestaltungen
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an die Mitwirkung bei den verschiedenen Stadien einer Steuergestaltung an, von ihrer
Entstehung bis hin zur Verwaltung ihrer Umsetzung.

Ein Vermarkten liegt vor, wenn die Steuergestaltung am Markt mit dem Ziel der Anbahnung
einer Geschaftsbeziehung zwischen dem Vermarkter und einem noch unbestimmten
Nutzer (Dritten) angeboten wird. Das setzt voraus, dass eine bestimmte Steuergestaltung
zunachst ohne konkreten Bezug zu einem bestimmten Nutzer entwickelt wird, wobei die
Entwicklung nicht durch den Vermarkter erfolgen muss. Eine Steuergestaltung ist auch
dann am Markt angeboten, wenn nur ein begrenzter potenzieller Nutzerkreis vorhanden ist.
Ein Vermarkten liegt hingegen nicht vor, wenn eine maf3geschneiderte innerstaatliche
Steuergestaltung fir einen bestimmten, bereits von Vornherein feststehenden Nutzerkreis
konzipiert wird.

Konzipieren ist das Planen, Entwerfen oder Entwickeln einer konkreten Steuergestaltung,
in der Regel in Bezug zu einem bestimmten Nutzer oder zu einer Gruppe von Nutzern. Vom
Konzipieren abzugrenzen ist die blof3e steuerliche Beurteilung eines von einem Dritten oder
dem Nutzer entwickelten steuerlichen Konzepts oder die bloRe Wiedergabe des
Gesetzeswortlauts, der Auffassung der Finanzverwaltung oder der Rechtsprechung zu
abstrakten einzelnen Rechtsfragen.

Unter Organisieren ist die umfassende administrative Vorbereitung und Planung einer
mdoglichen Umsetzung der Steuergestaltung sowie die Bereitstellung zur Nutzung und die
Zurverfligungstellung fur eine konkrete Verwendung durch einen Nutzer oder eine Gruppe
von Nutzern zu verstehen.

Zur Nutzung bereitstellen bedeutet, dass der Intermediér einem potenziellen Nutzer die flr
die Umsetzung einer Steuergestaltung erforderlichen Informationen oder (Vertrags-
)Unterlagen ausgehandigt oder anderweitig individuell zuganglich gemacht hat. Eine
tatsachliche Umsetzung der Steuergestaltung durch den Nutzer ist hierbei noch nicht
erforderlich. Die bloRe Verbreitung allgemeiner Informationen tber eine Steuergestaltung,
z. B. durch Veroéffentlichung unverbindlicher Informationen im Internet oder durch
offentliches Auslegen oder Ausgeben allgemein zuganglicher Prospekte, ist dagegen noch
kein ,zur Nutzung bereitstellen®.

Die Verwaltung der Umsetzung erfasst die verantwortliche Leitung der konkreten
Umsetzung der Steuergestaltung durch einen anderen als den Nutzer der Steuergestaltung.
Die bloRe Abbildung der steuerlichen Konsequenzen aus der Umsetzung einer
Steuergestaltung im Rahmen der Erstellung der entsprechenden Steuererklarungen fallt
regelmaRig nicht unter den Begriff der Verwaltung der Umsetzung, sofern die
Steuergestaltung hierdurch nicht insgesamt umgesetzt wird.

Der Begriff des Intermediars setzt auch bei innerstaatlichen Steuergestaltungen keine
Zugehorigkeit zu einer bestimmten Berufsgruppe voraus. Intermedidre kodnnen
beispielsweise Angehdérige der  steuerberatenden Berufe, Rechtsanwaélte,
Wirtschaftsprifer, Finanzdienstleister oder sonstige Berater sein. Wer lediglich bei der
Verwirklichung einzelner Teilschritte einer innerstaatlichen Steuergestaltung mitwirkt hat,
ist kein Intermediar im Sinne des § 138m Absatz 1 Satz 1 i. V. mit 8§ 138d Absatz 1 AO.

Ein Intermedidr nach Satz 2 ist nur zur Mitteilung einer innerstaatlichen Steuergestaltung
gegenuber dem Bundeszentralamt flr Steuern verpflichtet, wenn er im Geltungsbereich der
AO

— seinen Wohnsitz, seinen gewdhnlichen Aufenthalt, seine Geschéftsleitung oder seinen
Sitz hat (Nummer 1),

— eine Betriebstatte hat, durch die Dienstleistungen im Zusammenhang mit der
innerstaatlichen Steuergestaltung erbracht werden (Nummer 2),
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— in das Handelsregister oder in ein 6ffentliches berufsrechtliches Register eingetragen
ist (Nummer 3) oder

— bei einem Berufsverband fir juristische, steuerliche oder beratende Dienstleistungen
registriert ist (Nummer 4).

Mit dieser Einschrankung wird die Mitteilungspflicht (wie in § 138f Absatz 7 AO) auf
Intermediare beschréankt, die im Inland Leistungen im Zusammenhang mit der
innerstaatlichen Steuergestaltung erbracht haben. Ist keine der vorstehend genannten
Voraussetzungen erfillt, obliegt die Verpflichtung zur Mitteilung der innerstaatlichen
Steuergestaltung dem Nutzer (vgl. 8 138m Absatz 2 AO).

Zu Absatz 2
Satz 1

Nach § 138l Absatz 2 Satz 1 AO ist der Nutzer im Sinne des § 138l Absatz 4 AO selbst zur
Mitteilung der innerstaatlichen Steuergestaltung verpflichtet, wenn

— er sie fUr sich selbst konzipiert hat (Inhouse-Gestaltung) oder
— kein Intermediér die Voraussetzungen des 8 138m Absatz 1 Satz 2 AO erfullt.

Satz 2

Ist eine innerstaatliche Steuergestaltung dem Bundeszentralamt flr Steuern mitzuteilen,
weil eines der in § 138l Absatz 5 Satz 1 Nummer 1 AO bezeichneten nutzerbezogenen
Kriterien erfillt ist, obliegt die Mitteilungspflicht in Fallen, in denen kein Intermediar existiert
oder zur Mitteilung verpflichtet ist, nur demjenigen Nutzer oder der Mehrzahl von Nutzern,
die eines der nutzerbezogenen Kriterien erfillen. Existieren weitere Nutzer, die keines der
nutzerbezogenen Kriterien des § 138l Absatz 5 Satz 1 Nummer 1 AO erflllen, gelten sie
als andere an der Gestaltung beteiligte Personen und sind wie Personen zu behandeln, die
von der innerstaatlichen Steuergestaltung wahrscheinlich unmittelbar betroffen sind. Das
bedeutet, dass sie selbst nicht zur Mitteilung der innerstaatlichen Steuergestaltung
verpflichtet sind, aber im Datensatz nach § 138n Absatz 2 AO zu benennen sind (vgl.
§ 138n Absatz 2 Satz 1 Nummer 9 AO). Durch diese Einschrédnkung des zur Mitteilung
verpflichteten Nutzerkreises soll sichergestellt werden, dass eine Mitteilungspflicht
gegenuber dem Bundeszentralamt flr Steuern nur fiir solche Nutzer besteht, die auch
beurteilen kénnen, ob tGberhaupt eine mitteilungspflichtige innerstaatliche Steuergestaltung
vorliegt. Eine (vorrangige) Mitteilungspflicht des Intermediars bleibt hiervon unberthrt.

Zu Absatz 3

Die Regelung des 8§ 138m Absatz3 AO dbernimmt die fir grenziberschreitende
Steuergestaltungen in § 138f Absatz 6 AO enthaltenen Bestimmungen zum partiellen
Ubergang der Mitteilungspflicht auf den Nutzer einer Steuergestaltung in Fallen, in denen
der Intermediar einer gesetzlichen Pflicht zur Verschwiegenheit unterliegt. Hierunter fallen
beispielsweise Steuerberater, Rechtsanwaélte und Wirtschaftsprifer bei
mandatsbezogenen Sachverhalten.

Satz 1

Die gesetzliche Mitteilungspflicht des Intermediars hinsichtlich der in § 138n Absatz 2
Satz 1 Nummer 2, 3 und 9 AO genannten, nutzerbezogenen Angaben geht nach § 138m
Absatz 3 Satz1 AO nur unter den nachstehend genannten, kumulativ vorliegenden
Voraussetzungen auf den Nutzer Gber:
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— der Intermediar hat den Nutzer Uber die Mitteilungspflicht als solche, die Moglichkeit
der Entbindung des Intermediars von der Verschwiegenheitspflicht und den
anderenfalls erfolgenden Ubergang der Mitteilungspflicht informiert (Nummer 1),

— der Intermediar hat dem Nutzer die nach 8§ 138n Absatz 2 Satz 1 Nummer 2, 3 und 9
AO erforderlichen und dem Nutzer nicht bereits bekannten Angaben sowie die DE-
Registrierungsnummer und die DE-Offenlegungsnummer zur Verfligung gestellt
(Nummer 2)

und

— der Nutzer hat den Intermediar nicht von der Verschwiegenheitsverpflichtung
entbunden.

Die Verpflichtung zur Mitteilung der in 8 138n Absatz 2 Satz 1 Nummer 2, 3 und 9 AO
genannten (nutzerbezogenen) Angaben geht in dem Zeitpunkt auf den Nutzer der
innerstaatlichen Steuergestaltung tber, in dem der Intermedidr dem Nutzer die in den
Nummern 1 und 2 genannten Informationen und Unterlagen zur Verfiigung gestellt hat.

Satz 2

Ist die Mitteilungspflicht hinsichtlich der in § 138n Absatz 2 Satz 1 Nummer 2, 3 und 9 AO
bezeichneten personenbezogenen Angaben auf den Nutzer tGbergegangen, so hat dieser
in seiner Mitteilung die DE-Registriernummer und die DE-Offenlegungsnummer
anzugeben, die der Intermediar auf Grund der Ubermittlung der (gestaltungsbezogenen)
Angaben gem. 8§ 138n Absatz2 Satz1l Nummerl1l und 4 bis 8 AO zu derselben
innerstaatlichen Steuergestaltung bereits erhalten hat. Satz 2 stellt klar, dass fur die
Mitteilung bzw. Erganzung der nutzerbezogenen Angaben zur innerstaatlichen
Steuergestaltung 8§ 138n Absatz 1 AO entsprechend gilt. D.h., dass der Nutzer der
innerstaatlichen Steuergestaltung seine Daten nach § 138n Absatz 2 Satz 1 Nummer 2, 3
und 9 AO dem Bundeszentralamt fir Steuern nach amtlich vorgeschriebenem Datensatz
Uber die amtlich bestimmte Schnittstelle elektronisch mitzuteilen hat (Satz 1) und dass er
die Nachmeldung unter Berlcksichtigung der Anlaufhemmung nach 8§ 138m Absatz 3
Satz 4 AO innerhalb von zwei Monaten nach Eintritt des maf3gebenden Ereignisses (vgl.
§ 138n Absatz 1 Satz 2 AO) vorzunehmen hat.

Satz 3

Der Intermediar hat den Nutzer nach 8§ 138m Absatz 3 Satz 3 AO nach Zugang der
Mitteilung der DE-Offenlegungsnummer unverziglich tber die nach § 138n Absatz 2 Satz 1
Nummer 2, 3 und 9 AO erforderlichen nutzerbezogenen Angaben zu informieren. Der
Intermediar ist ferner dazu verpflichtet, dem Bundeszentralamt fiir Steuern auf dessen
Verlangen hin mitzuteilen, ob und zu welchem Zeitpunkt er dem Nutzer der innerstaatlichen
Steuergestaltung die zur ,Nachmeldung® der nutzerbezogenen Angaben erforderlichen
Informationen nach § 138m Absatz 3 Satz 3 AO zur Verfiigung gestellt hat. In Fallen, in
denen die personenbezogenen Angaben nach § 138n Absatz 2 Satz 1 Nummer 2, 3 und 9
AO innerhalb der Mitteilungsfristen nicht Gbermittelt worden sind, soll das Bundeszentralamt
fur Steuern hierdurch in die Lage versetzt werden nachzupriifen, ob ein Versto3 gegen die
Mitteilungspflicht durch den Intermediar oder den Nutzer der innerstaatlichen
Steuergestaltung vorliegt.

Satz 4

§ 138m Absatz 3 Satz4 AO bestimmt, dass die zweimonatige Frist des Nutzers zur
Mitteilung der in § 138n Absatz 2 Satz 1 Nummer 2, 3 und 9 AO Angaben (§ 138n Absatz 1
Satz 2 AO) — abweichend von der fir den Intermediar geltenden Frist — erst mit Ablauf des
Tages beginnt, an dem der Nutzer vom Intermediar die erforderlichen Angaben zur
Nachmeldung, d.h. insbesondere die der Gestaltung bereits durch die Mitteilung des
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Intermediars zugewiesene DE-Registriernummer und die DE-Offenlegungsnummer erlangt
hat. Damit wird sichergestellt, dass dem Nutzer (sofern die Mitteilungspflicht auf ihn
Ubergegangen ist) ab Zugang der fur die Mitteilung erforderlichen Angaben immer
ausreichend Zeit bleibt, um seinerseits die Mitteilung an das Bundeszentralamt fir Steuern
zu Ubermitteln.

Satz 5

Unterliegt der Intermediar einer innerstaatlichen Steuergestaltung einer gesetzlichen
Verschwiegenheitspflicht, hat er den Nutzer der grenziiberschreitenden Steuergestaltung
nach § 138m Absatz 4 Satz 1 AO hierliber zu belehren. Nach Satz 5 in § 138m Absatz 3
AO kann der Nutzer, der seinen Intermediar nicht von der Verschwiegenheitspflicht
entbunden hat, - zusammen mit den von ihm selbst mitzuteilenden Angaben nach § 138n
Absatz 2 Satz 1 Nummer 2, 3 und 9 AO - im Auftrag des Intermediars auch die Daten nach
§ 138n Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 und 4 bis 8 AO an das Bundeszentralamt fur Steuern
tibermitteln; damit wird auch die Ubermittlungspflicht des Intermediars erfillt. Der Nutzer
Ubermittelt in diesem Fall in einem Datensatz sdmtliche Angaben nach § 138n Absatz 2
Satz 1 AO.

Zu Absatz 4

§ 138m Absatz 4 Satz 1 AO stellt klar, dass mehrere Intermediére oder Nutzer derselben
innerstaatlichen Steuergestaltung grundsétzlich nebeneinander zu Mitteilung gegeniber
dem Bundeszentralamt fir Steuern verpflichtet sind.

Mehrere identische Mitteilungen derselben Steuergestaltung sind aber weder aus Sicht der
Finanzverwaltung noch aus der Sicht der beteiligten Nutzer und Intermedidre sinnvoll,
weshalb Satz 2 bestimmt, dass ein Intermediar oder Nutzer von der Mitteilungspflicht der
innerstaatlichen Steuergestaltung befreit ist, soweit er nachweisen kann, dass die in 8§ 138n
Absatz 2 AO bezeichneten Informationen — einschlief3lich der Informationen nach § 138n
Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 bis 3 AO Uber die Intermediare oder Nutzer, die sich auf die
Mitteilung durch einen anderen Intermediar oder Nutzer berufen - zu derselben
innerstaatlichen Steuergestaltung bereits durch einen anderen Intermediar oder einen
anderen Nutzer dem Bundeszentralamt fur Steuern mitgeteilt wurden.

Soweit das Bundeszentralamt fir Steuern fir die ihr mitgeteilte innerstaatliche
Steuergestaltung eine DE-Registriernummer und eine DE-Offenlegungsnummer vergeben
hat, geniigt deren Nachhalten bei etwaigen Nachfragen seitens der Finanzverwaltung zum
Nachweis dafiir, dass die innerstaatliche Steuergestaltung bereits mitgeteilt worden ist.

Zu 8§ 138n (Verfahren zur Mitteilung innerstaatlicher Steuergestaltungen)

§ 138n AO regelt das Verfahren zur Mitteilung einer innerstaatlichen Steuergestaltung im
Sinne des § 138l Absatz 2 AO. Durch die Regelung werden die Bestimmungen zum
Mitteilungsverfahren bei grenziberschreitenden Steuergestaltungen (vgl. insbesondere
88 138f und 8§ 138h AO) weitgehend auch auf innerstaatliche Steuergestaltungen
Ubertragen.

Zu Absatz 1
Satz 1

§ 138n Absatz 1 Satz 1 AO bestimmt, dass die innerstaatliche Steuergestaltung im Sinne
des 8138l Absatz2 AO dem Bundeszentralamt fur Steuern nach amtlich
vorgeschriebenem Datensatz und Uber die amtlich bestimmte Schnittstelle mitzuteilen ist.
Den Inhalt dieses Datensatzes bestimmt Absatz 2 des § 138n AO. Die Mitteilungen haben
nach Maf3gabe der 88 87a und 87b AO elektronisch zu erfolgen.
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Satz 2

§138n Absatzl1l Satz2 AO bestimmt die Frist, innerhalb der eine innerstaatliche
Steuergestaltung an das Bundeszentralamt flr Steuern zu Ubermitteln ist. Die in Absatz 2
genannten Informationen sind danach innerhalb von zwei Monaten nach dem Eintritt des
ersten in der in der Regelung genannten Ereignisses (mal3igebendes Ereignis) zu erstatten.
Die gegenuber der Mitteilungsfrist nach 8§ 138f Absatz 2 AO flr grenzuberschreitende
Steuergestaltungen (Anm.: hier betragt die Frist 30 Tage) etwas langere Frist ist im rein
innerstaatlichen Kontext auch angemessen. Denn die Informationen udber eine
mitteilungspflichtige Steuergestaltung gehen bei innerstaatlichen Steuergestaltungen
unmittelbar dem Bundeszentralamt fir Steuern als fir die Auswertung der Steuergestaltung
zustandigen Behdrde zu (vgl. 88 138n Absatz 1 Satz 1 und 138j Absatz 1 AO). Da sich der
Mitgliedstaat, in dem eine grenziberschreitende Steuergestaltung mitzuteilen ist, in der
Regel an der Ansassigkeit des Intermediars orientiert (vgl. Artikel 8ab Absatz 3 der
Richtlinie (EU) 2018/822 des Rates vom 25. Mai 2018 zur Anderung der Richtlinie
2011/16/EU beziglich des verpflichtenden automatischen Informationsaustauschs im
Bereich der Besteuerung uUber meldepflichtige grenziberschreitende Gestaltungen, ABI.
L 139 vom 5.6.2018, 8§88 138d Absatz 1 und 138f Absatz 7 AO), missen Informationen Uber
relevante grenziiberschreitende Steuergestaltungen zunachst im Wege des automatischen
Informationsaustausches fiir Zwecke der rechtspolitischen Auswertung den von der
grenziberschreitenden Steuergestaltung wahrscheinlich betroffenen Mitgliedstaaten
zuganglich gemacht werden (vgl. Artikel 8ab Absatz 18 der Richtlinie (EU) 2018/822,
a.a. 0.). Die Weiterleitung an das sichere Zentralverzeichnis der Européaischen Union
sowie der Datenabruf durch die zentralen Verbindungsbiros der betroffenen
Mitgliedstaaten und der damit einhergehende Zeitverlust entfallen bei innerstaatlichen
Steuergestaltungen. Fir die Mitteilung einer innerstaatlichen Steuergestaltung wird
Intermediaren und Nutzern daher eine etwas langere Frist eingeraumt, die jedoch
gleichermaf3en sicherstellt, dass die Informationen Uber eine innerstaatliche
Steuergestaltung sehr zeitnah ausgewertet werden kénnen.

Fur den Beginn der Mitteilungsfrist ist der Tag malRgebend, an dem das erste der in
Nummern 1 bis 3 genannten Ereignisse eintritt. Hierdurch soll sichergestellt werden, dass
die Finanzverwaltung zum frihestmoglichen  Zeitpunkt Uber innerstaatliche
Steuergestaltungen informiert wird. Die Tatbestande in den Nummern 1 bis 3 entsprechen
der diesbeziglichen Bestimmung fur grenziiberschreitende Steuergestaltungen in § 138f
Absatz 2 AO.

Nach 8§ 138n Absatz 1 Satz2 Nummer 1 AO beginnt die Mitteilungsfrist, sobald die
innerstaatliche Steuergestaltung einem Nutzer zur Umsetzung bereitgestellt wird. Eine
tatsachliche Umsetzung der Steuergestaltung durch den Nutzer ist hierbei noch nicht
erforderlich. Eine Steuergestaltung ist z. B. dadurch zur Umsetzung bereitgestellt, dass der
Intermediar dem Nutzer die vertraglichen Unterlagen ausgehandigt oder anderweitig
zuganglich gemacht hat und es damit letztlich nur noch auf eine Entscheidung des Nutzers
ankommt, ob die Gestaltung tatsachlich umgesetzt wird. Auf die Erlauterungen in der
Begriindung zu 8§ 138l Absatz 4 und 8§ 138m Absatz 1 AO wird verwiesen.

Nach 8§ 138n Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 AO beginnt die Mitteilungsfrist, sobald der Nutzer
der innerstaatlichen Steuergestaltung zu deren Umsetzung bereit ist. Hierunter fallen
insbesondere solche Konstellationen, in denen die grenziberschreitende Steuergestaltung
durch den Nutzer selbst konzipiert wird. Auf die Erlauterungen in der Begriindung zu 8§ 138l
Absatz 4 und 8§ 138m Absatz 1 AO wird auch hier verwiesen.

§ 138n Absatz 1 Satz 2 Nummer 3 AO knupft als Auffangtatbestand den Fristbeginn an den
Tag, nachdem mindestens ein Nutzer den ersten Schritt zur Umsetzung der
innerstaatlichen Steuergestaltung gemacht hat. Auf die Erlauterungen in der Begrindung
zu § 138l Absatz 4 und § 138m Absatz 1 AO wird auch hier verwiesen.
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Zu Absatz 2

Absatz 2 bestimmt, welche Daten der Intermediar oder der Nutzer der innerstaatlichen
Steuergestaltung an das Bundeszentralamt flr Steuern zu Ubermitteln haben. Soweit
mdoglich orientiert sich der Inhalt der Meldung dabei an den diesbeziiglichen Vorgaben fiir
die Mitteilung einer grenziberschreitenden Steuergestaltung (vgl. 8 138f Absatz 3 Satz 1
AO).

Satz 1

Nach 8 138n Absatz 2 Satz 1 AO hat der Datensatz an das Bundeszentralamt fir Steuern
die nachstehenden Informationen zu enthalten:

§ 138n Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 AO bezeichnet die mitzuteilenden Angaben zu
Intermediaren. Ist der Intermediar eine natirliche Person, sind Familienname und
Vorname sowie Tag und Ort seiner Geburt anzugeben. Ist der Intermediar keine
natirliche Person, sind seine Firma oder sein Name anzugeben. In beiden Fallen ist
daruber hinaus seine Anschrift anzugeben. Abweichend von den Bestimmungen bei
grenziberschreitenden Steuergestaltungen sind die Angabe des
Steueridentifikationsmerkmals oder der Steuernummer sowie des Ansassigkeitsstaats
bei der Mitteilung von innerstaatlichen Steuergestaltungen entbehrlich.

Fur die Erhebung und sonstige Verarbeitung dieser personenbezogenen Daten gelten
die Bestimmungen der Verordnung (EU) 2016/679 vom 27. April 2016 zum Schutz
natlrlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien
Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-
Grundverordnung) (ABI. L 119 vom 4.5.2016, S. 1; L 314 vom 22.11.2016, S. 72) und
der ergdnzenden datenschutzrechtlichen Bestimmungen der AO (insbesondere die
88 2a, 29b, 29c, 30 und 32a bis 32j AO).

8§ 138n Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 AO bestimmt die mitzuteilenden Angaben zum
Nutzer. Ist der Nutzer eine natlrliche Person, sind Familienname und Vorname sowie
Tag und Ort seiner Geburt anzugeben. Ist der Nutzer keine nattirliche Person, sind
seine Firma oder sein Name anzugeben. In beiden Féllen sind dariiber hinaus seine
Anschrift, sein Anséssigkeitsstaat sowie sein Steueridentifikationsmerkmal nach
88 139b und 139c AO oder seine Steuernummer anzugeben, soweit dem Nutzer ein
Steueridentifikationsmerkmal oder eine Steuernummer zugeteilt worden sind.

Fur die Erhebung und sonstige Verarbeitung dieser personenbezogenen Daten gelten
die Bestimmungen der Datenschutz-Grundverordnung und der ergénzenden
datenschutzrechtlichen Bestimmungen der AO (insbesondere die 88 2a, 29b, 29c, 30
und 32a bis 32j AO). Die Erhebung der Steueridentifikationsnummern der Nutzer stellt
eine MalRnahme dar, die angemessen und geeignet ist, um dem Bundeszentralamt fir
Steuern die Auswertung der innerstaatlichen Steuergestaltung und die zielgenaue
Information der oOrtlich zustédndigen Finanzbehérden nach 8§ 138i Absatz 2 und § 138j
Absatz 4 AO zu ermdglichen.

§ 138n Absatz 2 Satz1l Nummer 3 AO bestimmt die notwendigen Angaben zu
etwaigen verbundenen Unternehmen des Nutzers. Das sind neben der Firma oder dem
Namen auch die Anschrift und der Anséassigkeitsstaat des verbundenen Unternehmens
des Nutzers sowie, soweit der mitteilungspflichtigen Person nach § 138m Absatz 1
oder 2 bekannt, das Steueridentifikationsmerkmal nach 88 139b und 139c oder die
Steuernummer des verbundenen Unternehmens.

8§ 138n Absatz 2 Satz 1 Nummer 4 AO bestimmt, dass der Intermediar Einzelheiten
Uber das oder die Kennzeichen im Sinne des § 138l Absatz 3 AO benennen muss, die
nach 8§ 138l Absatz 1 AO eine konkrete Mitteilungspflicht auslésen.
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— §138n Absatz 2 Satz 1 Nummer 5 AO bestimmt, dass der Intermediér den Inhalt der
innerstaatlichen Steuergestaltung zusammenfasst. Diese Zusammenfassung muss es
einem sachkundigen, objektiven Dritten ohne weiteres ermdglichen nachzuvollziehen,
wie es im Rahmen der innerstaatlichen Steuergestaltung zu einem gesetzlich
mdoglicherweise nicht vorgesehenen steuerlichen Vorteil kommt und was dieser
steuerliche Vorteil ist.

Nach 8§ 138n Absatz 2 Satz 1 Nummer 5 Buchstabe a AO ist zudem — soweit bekannt
— auch die allgemein gebrauchliche Bezeichnung der Steuergestaltung zu benennen.
In der Vergangenheit erhielten besonders prominente Steuergestaltungen
Bezeichnungen wie z. B. ,Cum-Cum® oder ,Share-Deals".

Ferner soll nach § 138n Absatz 2 Satz 1 Nummer 5 Buchstabe b AO auch eine abstrakt
gehaltene Beschreibung der im Hinblick auf die konkrete innerstaatliche
Steuergestaltung relevanten Geschaftstatigkeit oder Gestaltung des Nutzers mitgeteilt
werden. Dies gilt allerdings nur, soweit dies nicht zur Offenlegung eines Handels-,
Gewerbe- oder Berufsgeheimnisses oder eines Geschéftsverfahrens oder von
Informationen, deren Offenlegung die 6ffentliche Ordnung verletzen wirde, fuhrt.

— Gemal § 138n Absatz 2 Satz 1 Nummer 6 AO ist in der Mitteilung auch das Datum
des Tages anzugeben, an dem mit der Umsetzung der Steuergestaltung begonnen
wird; hierunter ist das Datum des ersten Umsetzungsschritts im Sinne von § 138n
Absatz 1 Satz 2 Nummer 3 AO zu verstehen, in welchem Besteuerungszeitraum oder
-zeitpunkt der steuerliche Vorteil der Steuergestaltung eintritt ist unbeachtlich. Daher
sind auch Vorbereitungsschritte umfasst, da der steuerliche Vorteil typischerweise erst
mit Entstehung der jeweiligen Steuer mit Ablauf des Besteuerungszeitraums entsteht.

— 8§138n Absatz 2 Satz 1 Nummer 7 AO bestimmt, dass auch Einzelheiten tber die fur
das Gelingen der Steuergestaltung wesentlichen, einschlagigen Vorschriften benannt
werden. Auch hier genigt es, dass lediglich die Vorschrift selbst moglichst exakt zitiert
wird.

— Nach 8138n Absatz2 Satz1l Nummer 8 AO ist der wirtschaftliche Wert der
innerstaatlichen Steuergestaltung zu bezeichnen. Der wirtschaftliche Wert einer
innerstaatlichen Steuergestaltung bemisst sich — wie auch bei grenziiberschreitenden
Steuergestaltungen — nicht am erwarteten steuerlichen Vorteil der Steuergestaltung,
sondern bezieht sich auf die konkrete Transaktion. Maf3gebend zur Wertbestimmung
kann insbesondere die Hohe der Gegenleistung oder der Investition sein. Da nach der
Hohe dieses Werts keine Abgabe bemessen wird, sind keine Uberhéhten
Anforderungen an die Wertermittlung zu stellen.

— §138n Absatz 2 Satz 1 Nummer 9 AO legt fest, dass — soweit dies dem Intermediar
bekannt ist — alle anderen Personen benannt werden, die von der innerstaatlichen
Steuergestaltung wahrscheinlich betroffen sind. In den Féllen, in denen eine
Mitteilungspflicht besteht, weil ein nutzerbezogenes Kriterium im Sinne des § 138l
Absatz 5 Satz 1 Nummer 1 AO erfillt ist, sind weitere Nutzer im Sinne des § 138l
Absatz 4 AO, die selbst die Voraussetzungen des 8§ 138l Absatz 5 Satz 1 Nummer 1
AO nicht erfiillen und daher wie andere an der Gestaltung beteiligte Personen zu
behandeln sind, anzugeben, soweit sie der mitteilungspflichtigen Person nach § 138m
Absatz 1 oder Absatz 2 Satz 1 AO bekannt sind.

Satz 2

Soweit dem Intermediar bekannt ist, dass neben ihm mindestens ein weiterer Intermediar
im Geltungsbereich dieses Gesetzes zur Mitteilung derselben innerstaatlichen
Steuergestaltung verpflichtet ist, so kann er im Datensatz nach Satz 1 die Angaben nach
§138n Absatz 2 Satz 1l Nummer 1 AO auch hinsichtlich der anderen ihm bekannten
Intermediare machen (8 138n Absatz 2 Satz 2 AO). Diese — freiwillige — Angabe weiterer
Intermediare durch den mitteilenden Intermedidr im Datensatz nach Satz 1 ist
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Voraussetzung fir die Befreiung weiterer Intermediare von der Mitteilungspflicht der
hinsichtlich derselben innerstaatlichen Steuergestaltung. Denn nur wenn der Datensatz
auch die Informationen nach § 138n Absatz 2 Satz 1 Nummer 1l AO zu den weiteren
Intermediaren enthalt, liegt auch fir diese eine vollstandige Datenlbermittiung im Sinne
des § 138m Absatz 4 Satz 2 AO vor, die die weiteren Intermedidre von ihrer eigenen
Mitteilungspflicht befreit.

Der mitteilende Intermedidr darf die (personenbezogenen) Angaben zu weiteren
Intermediaren aus datenschutzrechtlichen Griinden nur mit deren Einwilligung tGibermitteln
(vgl. Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe a DSGVO). Widerruft ein Intermediar gegentiber dem
mitteilenden Intermediar nach der Ubermittlung des Datensatzes an das Bundeszentralamt
fur Steuern seine Einwilligung, so hat das auf die Rechtmafigkeit der Datentbermittlung
keinen Einfluss. Die Einwilligung oder deren Widerruf betreffen nicht die Rechtmafigkeit
der Datenverarbeitung durch das Bundeszentralamt fiir Steuern. Die Datenverarbeitung
durch das Bundeszentralamt fir Steuern erfolgt nicht einwilligungsbasiert sondern auf Basis
einer entsprechenden Rechtsgrundlage.

Satz 3

Nach § 138n Absatz 2 Satz 3 AO gelten die Bestimmungen des Satzes 2 entsprechend,
wenn dem Nutzer einer innerstaatlichen Steuergestaltung bekannt ist, dass neben ihm
mindestens ein weiterer Nutzer zur Mitteilung derselben innerstaatlichen Steuergestaltung
verpflichtet ist. Ubermittelt der mitteilende Nutzer — freiwillig — auch die Angaben geman
§ 138n Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 AO von weiteren Nutzern derselben innerstaatlichen
Steuergestaltung so kommt auch flr die weiteren Nutzer — entsprechend Satz 2 — eine
Befreiung von der Mitteilungspflicht derselben innerstaatlichen Steuergestaltung nach
§ 138m Absatz 4 Satz 2 AO in Betracht.

Zu Absatz 3
Satz 1

Nach 8 138n Absatz 3 Satz 1 AO hat der mitteilende Intermediar den Nutzer dariiber zu
informieren, welche ihn betreffenden Angaben der Intermedidr an das Bundeszentralamt
fur Steuern Ubermitteln wird.

Satz 2

Sind mehrere Intermediare zur Mitteilung derselben innerstaatlichen Steuergestaltung
verpflichtet und hat ein Intermediar von der Mdglichkeit, weitere Intermediare in seiner
Meldung an das Bundezentralamt fur Steuern zu benennen, Gebrauch gemacht, so hat er
(der mitteilende Intermediar) die anderen Intermediare nach § 138n Absatz 3 Satz 2 AO
unverziglich dartiber zu informieren, dass er die Angaben gemaR § 138n Absatz 2 AO an
das Bundeszentralamt fir Steuern Ubermittelt hat. Auf diesem Weg wird es den anderen
mitteilungspflichtigen Intermediaren erméglicht nachzuweisen, dass ihre Mitteilungspflicht
bereits durch den mitteilenden Intermediar erfullt wurde. Zur Verpflichtung des mitteilenden
Intermediars, die ihm mitgeteilte DE-Registriernummer an die weiteren, in seiner Mitteilung
benannten Intermediare weiterzugeben wird auf § 138n Absatz 4 Satz 5 AO verwiesen.

Zu Absatz 4
Absatz 4 Ubernimmt vollstandig die flr grenziberschreitende Steuergestaltungen
geltenden Bestimmungen des §138f Absatz5 AO auch fur innerstaatlichen

Steuergestaltungen.

Satz 1
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Wie auch bei grenziiberschreitenden Steuergestaltungen (vgl. 8 138f Absatz 5 AO) weist
das Bundeszentralamt fur Steuern grundsatzlich fur jeden bei ihm eingegangenen
Datensatz im Sinne des § 138n Absatz 2 Satz 1 AO

— eine DE-Registriernummer fur die innerstaatliche Steuergestaltung und

— eine DE-Offenlegungsnummer fir die eingegangene Mitteilung

zu und teilt diese Nummern dem mitteilenden Intermedidar mit. Mit der Vergabe eigener
Ordnungsmerkmale wird sichergestellt, dass Mitteilungen tber grenziiberschreitende und
innerstaatliche Steuergestaltungen gesondert Ubermittelt werden. Dies stellt sicher, dass
ausschlie3lich Daten Uber grenziiberschreitende Steuergestaltungen an das sichere
Zentralverzeichnis der Européaischen Union dbermittelt und mit den betroffenen
Mitgliedstaaten der Europdischen Union ausgetauscht werden (vgl. 8 7 Absatz 13 des EU-
Amtshilfegesetzes).

Satz 2

Hat das Bundeszentralamt flr Steuern der innerstaatlichen Steuergestaltung aufgrund der
Mitteilung eines anderen Intermediars oder Nutzers der innerstaatlichen Steuergestaltung
bereits eine DE-Registriernummer zugewiesen und ist diese der mitteilenden Person
bekannt, so hat sie dem Bundeszentralamt fiir Steuern im Datensatz nach § 138n Absatz 2
Satz 1 AO auch die bereits erteilte DE-Registriernummer mitzuteilen (8§ 138n Absatz 4
Satz 4 AO).

Satz 3

Nach § 138n Absatz 4 Satz 3 AO hat die Zuweisung einer DE-Registriernummer fur die
innerstaatliche Steuergestaltung durch das Bundeszentralamt fir Steuern zu unterbleiben,
wenn die mitteilende Person im Datensatz an das Bundeszentralamt flr Steuern nach
§ 138n Absatz 2 Satz1l AO eine flur dieselbe innerstaatliche Steuergestaltung bereits
erteilte DE-Registriernummer angibt. Damit soll vermieden werden, dass fir dieselbe
Steuergestaltung mehrere DE-Registriernummern vergeben werden.

Satz 4

Nach 8§ 138n Absatz 4 Satz 4 AO hat der Intermediar die vom Bundeszentralamt fir Steuern
zugewiesene DE-Registriernummer fur die innerstaatliche Steuergestaltung (vgl. 8 138n
Absatz 4 Satz 1 Nummer 1 AO) und die DE-Offenlegungsnummer fir die eingegangene
Mitteilung (vgl. 8 138n Absatz 4 Satz 1 Nummer 2 AO) unverziglich dem Nutzer derselben
innerstaatlichen Steuergestaltung mitzuteilen. Der Nutzer der innerstaatlichen
Steuergestaltung hat die DE-Registriernummer und die DE-Offenlegungsnummer im Sinne
von 8§ 138n Absatz 4 Satz 1 AO in seiner Mitteilung nach § 138m Absatz 3 Satz 2 AO
anzugeben, damit die vom Intermediar bereits mitgeteilten abstrakten Angaben nach
§ 138n Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 und 4 bis 8 AO und die nutzerbezogenen Angaben nach
§ 138n Absatz 2 Satz 1 Nummer 2, 3 und 9 AO zusammengefiihrt werden kénnen.

Satz 5

Hat der mitteilende Intermedidr in dem von ihm an das Bundeszentralamt fiir Steuern
Ubermittelten Datensatz auch andere Intermedidare derselben innerstaatlichen
Steuergestaltung benannt (vgl. 8 138n Absatz 2 Satz 2 AO), so hat er diesen nach § 138n
Absatz 4 Satz 5 AO die DE-Registriernummer nach Satz 1 Nummer 1 mitzuteilen.

Zu Absatz 5

Grundsatzlich ist zu jeder innerstaatlichen Steuergestaltung ein eigenstandiger Datensatz
Zu Ubermitteln, der alle Angaben des 8§ 138n Absatz 2 Satz 1 AO enthélt. Bei marktfahigen
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innerstaatlichen Steuergestaltungen hatte dies allerdings zur Folge, dass dem
Bundeszentralamt flr Steuern mitunter eine Vielzahl von Mitteilungen Uber dieselbe
innerstaatlichen Steuergestaltung mit inhaltlich weitgehend identischen Angaben
Ubermittelt werden miissten. Durch die Regelung des § 138n Absatz 5 AO soll daher — wie
bei grenziiberschreitenden Steuergestaltungen durch die Regelung in § 138h AO -
vermieden werden, dass der Intermediar einer marktfahigen Steuergestaltung fur jeden neu
hinzukommenden Nutzer nochmals einen vollstandigen Datensatz im Sinne des § 138n
Absatz 2 Satz 1 AO an das Bundeszentralamt fur Steuern Gbermitteln muss.

Die insoweit flr grenziberschreitende Steuergestaltungen in § 138h AO enthaltenen
Vereinfachungsregelungen werden daher in 8§ 138n Absatz 5 AO auch fir marktfahige
innerstaatlichen Steuergestaltungen gem. § 138l Absatz 2 AO Gibernommen.

Satz 1

Satz 1 bestimmt, dass die Definition der marktfahigen Steuergestaltung des § 138h
Absatz 1 AO auch fur innerstaatliche Steuergestaltungen gilt. Eine innerstaatliche
Steuergestaltung ist daher marktfahig, wenn sie konzipiert oder vermarktet wird,
umsetzungsbereit ist oder zur Umsetzung bereitgestellt wird, ohne dass sie individuell
angepasst (d.h. nicht maf3geschneidert) werden muss.

Satz 2

§138n Absatz5 Satz2 AO enthdlt eine Vereinfachungsregelung fir marktféahige
innerstaatlichen Steuergestaltungen, fir die dem Bundeszentralamt fiir Steuern bereits ein
vollstandiger Datensatz im Sinne des § 138n Absatz 2 Satz 1 AO lbermittelt worden ist.
Der Intermedidar ist in diesem Fall nur dazu verpflichtet, Anderungen hinsichtlich folgender
Angaben zu erganzen:

— Angaben zum Intermediar (8 138n Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 AO),

— Angaben zu neuen Nutzern derselben innerstaatlichen Steuergestaltung (8 138n
Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 AO),

— Angaben zu verbundenen Unternehmen (8§ 138n Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 AO),

— das Datum des ersten Umsetzungsschrittes (hierzu gehort sowohl das Datum des
ersten Umsetzungsschrittes der Gestaltung sowie das ggf. individuelle Datum des
ersten Umsetzungsschrittes des Nutzers (8§ 138n Absatz 2 Satz 1 Nummer 6 AO), und

— Abgaben zu weiteren betroffenen Personen (8 138n Absatz 2 Satz 1 Nummer 9 AO).

Die Mitteilung i. S. d. § 138n Absatz 5 Satz 2 AO ist daher auf solche Fallgestaltungen
beschrankt, die selbst eine neue Mitteilungspflicht auslésen. Insoweit wird durch § 138n
Absatz5 Satz2 AO eine Vereinfachung dahingehend geschaffen, dass nur neue
Informationen anstelle sdmtlicher Informationen i.S.d. 8 138n Absatz 2 AO mitzuteilen sind.
Der Intermediar muss die Angaben nach § 138n Absatz 5 AO ferner nicht binnen zwei
Monaten nach dem Eintritt des malRgebenden Ereignisses § 138n Absatz 1 Satz 2 AO im
Hinblick auf die einzelne innerstaatliche Steuergestaltung vornehmen, sondern hat sie
gesammelt innerhalb von 30 Tagen nach Ablauf des Kalendervierteljahres mitzuteilen, in
dem die jeweils mitteilungspflichtigen Umstande eingetreten sind. Auch diese Frist ist etwas
langer als die Aktualisierungsfrist bei grenziberschreitenden Steuergestaltungen nach
§ 138h Absatz 2 AO und ist aus der Sicht des Gesetzgebers angemessen (vgl. auch
Begriindung zu § 138n Absatz 1 Satz 2 AO).

Satz 3
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Bei der Ubermittlung der Aktualisierung sind die der innerstaatlichen Steuergestaltung
zugewiesene DE-Registriernummer und die DE-Offenlegungsnummer anzugeben, damit
die Datensatze entsprechend zusammengefihrt werden kénnen.

Satz 4

Die Ubermittlung der Aktualisierung an das Bundeszentralamt fiir Steuern hat elektronisch
nach amtlich vorgeschriebenem Datensatz Uber die amtlich bestimmte Schnittstelle zu
erfolgen (vgl. 8 138n Absatz 1 Satz 1 AO).

Zu Nummer 14 (8 194 Absatz 1a — neu -)

Die Regelung steht im Zusammenhang mit der Einfuhrung internationaler
Risikobewertungsverfahren gemanr dem neuen § 89b AO.

Die Finanzbehtrde bestimmt den Umfang der AuRenprifung nach pflichtgemalRem
Ermessen. Durch Einfliigen des Absatz 1a sollen auch Ergebnisse eines internationalen
Risikobewertungsverfahrens in die Bestimmung des Umfangs einer AuB3enprifung im
Sinne des § 194 AO einbezogen werden.

Wurde fiir einen bestimmten Sachverhalt das Risiko eines endgiltigen Steuerausfalls, einer
Steuererstattung oder -vergitung oder einer nicht unbedeutenden Gewinnverlagerung
durch das Ergebnis eines internationalen Risikobewertungsverfahrens nach § 89b AO als
gering eingestuft, soll dies bei der Bestimmung des Umfangs der AuRenprifung fur den
betreffenden Besteuerungszeitraum berilicksichtigt werden. Das bedeutet, dass die
Entscheidung, ob und in welchem Umfang aufgrund der Erkenntnisse aus dem
internationalen Risikoanalyseverfahren weitere Ermittlungen im Rahmen einer
AulRenprifung unterbleiben, durch die Aul3enprifungsstellen bei der Bestimmung des
sachlichen Umfangs einer Auf3enpriifung getroffen wird. Allgemeine Leitlinien dafir, wie die
Ergebnisse von internationalen Risikobewertungsverfahren bei der Bestimmung des
Umfangs einer AuRenprifung bericksichtigt werden sollen, kdnnten im Rahmen
untergesetzlicher Regelungen (etwa in der BpO oder in einem BMF-Schreiben) getroffen
werden. Dabei besteht die Erwartung, dass in den meisten Fallen bei als gering
eingestuften Risiken der Umfang der AuRenprifung entsprechend reduziert werden wird.
Es ist aber rechtlich nicht ausgeschlossen, z.B. auch die im Rahmen eines
Risikobewertungsverfahrens gemachten Angaben stichprobenartig im Rahmen einer
AulRenprifung zu Uberprifen.

Zu Nummer 15 (8 230 Absatz 2)

Durch das Jahressteuergesetz 2022 vom 16. Dezember 2022 (BGBI. | S. 2294) war in
§ 230 AO ein neuer Absatz 2 angefiigt worden. Die Anderung stellt klar, dass es sich bei
dieser Regelung — anders als im Fall des Absatzes 1 — wie in den Féllen des § 171 AO um
eine Ablauthemmung der Verjahrungsfrist handelt. Die Regelung zur Wirkung einer
Hemmung der Verjahrungsfrist in 8§ 209 BGB ist auf die Ablaufhemmung deshalb nicht
anzuwenden.

Zu Nummer 16 (8 237 Absatz 6 — neu -)

Nach aktueller Rechtslage werden von der Vollziehung ausgesetzte Haftungsanspriiche
— anders als von der Vollziehung ausgesetzte Steueranspriiche — bei einem Unterliegen
des Steuerpflichtigen im Einspruchs- oder Klageverfahren nicht nach § 237 AO verzinst.
Mit der Ergénzung des § 237 AO um einen neuen Absatz 6 wird der Anwendungsbereich
des 8237 AO (Aussetzungszinsen) auf von der Vollziehung ausgesetzte
Haftungsanspriiche ausgeweitet, soweit der Haftung eine Steuerforderung oder die
Ruckforderung einer Steuervergitung zu Grunde liegen.
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§ 237 AO gleicht den Zinsnachteil der Finanzverwaltung als Steuerglaubiger und den
Zinsvorteil des Steuerpflichtigen bei der Aussetzung der Vollziehung im auRRergerichtlichen
oder gerichtlichen Rechtsbehelfsverfahren aus, soweit ein Einspruch oder eine
Anfechtungsklage gegen einen Steuerbescheid, eine Steueranmeldung oder einen
Verwaltungsakt, der einen Steuervergitungsbescheid aufhebt oder &ndert, oder gegen eine
Einspruchsentscheidung Uber einen dieser Verwaltungsakte endgultig keinen Erfolg gehabt
hat.

Mit dem neuen Absatz 6 werden Haftungsbescheide kiinftig in den Anwendungsbereich
des § 237 AO aufgenommen, soweit sich die Haftung auf Steuern und zuriickzuzahlende
Steuervergitungen erstreckt. Damit sind auch bei endgultig erfolgloser Anfechtung von
Haftungsbescheiden Aussetzungszinsen zu zahlen, soweit die Vollziehung des
Haftungsbescheids ausgesetzt wurde. Hierdurch wird ein Gleichklang mit von der
Vollziehung ausgesetzten Steuerbescheiden hergestellt. Mit der Ergédnzung des § 237 AO
wird eine Empfehlung des Bundesrechnungshofes umgesetzt. Dieser hat zuletzt in seinen
Bemerkungen 2021 zur Haushalts- und Wirtschaftsfuhrung des Bundes unter Ziffer 37
empfohlen, die Verzinsungsregelung fir ausgesetzte Steueranspriche auf
Haftungsanspriche auszuweiten. Denn wahrend nach § 234 AO gestundete
Haftungsbetrage der Verzinsung unterliegen, konnte ein Haftungsschuldner im
auBBergerichtlichen  und  gerichtlichen  Rechtsbehelfsverfahren  gegen  einen
Haftungsbescheid durch Aussetzung der Vollziehung einen zinslosen Zahlungsaufschub
erwirken. Diese Gestaltungsmdglichkeit wird mit der Neuregelung unterbunden.

Zu Nummer 17 (8 379)
Zu Buchstabe a (8 379 Absatz 2)
Zu Doppelbuchstabe aa (8§ 379 Absatz 2 Nummer 1e)

Die Mitteilungspflicht des Nutzers einer grenziberschreitenden Steuergestaltung bei der
erganzenden Mitteilung seiner nutzerbezogenen Angaben nach § 138f Absatz 6 Satz 1
und 2 AO wird im Tatbestand des § 379 Absatz 2 Nummer 1f AO ergdnzt. Mit einem
BuBgeld von bis zu 25000 Euro kann dadurch auch der Nutzer einer
grenziberschreitenden Steuergestaltung belegt werden, wenn er — nachdem die
Verpflichtung zur Mitteilung seiner nutzerbezogenen Angaben nach § 138f Absatz 6 AO auf
ihn Ubergegangen ist - vorsatzlich oder leichtfertig seiner Verpflichtung zur Nachmeldung
der nutzerbezogenen Daten nach § 138f Absatz 3 Satz 1 Nummer 2, 3, und 10 AO nicht
nachkommit.

Durch die Anderung wird im Ubrigen der Tatbestand der bisherigen Nummern leund 1fin
der Nummer le zusammengefasst, ohne dass sich hierdurch inhaltliche Anderungen
ergeben (rein redaktionell).

Zu Doppelbuchstabe bb (8§ 379 Absatz 2 Nummer 1f — aufgehoben -)

Der bisher in der Nummer 1f enthaltene Buligeldtatbestand wird ohne inhaltliche
Anderungen in die Regelung der Nummer 1e Uberfihrt. Nummer 1f wird daher aufgehoben.

Zu Doppelbuchstabe cc (8 379 Absatz 2 Nummer 1g)

Bei der Anderung in der Nummer 1g handelt es sich um eine redaktionelle Folgeanderung
aus der Anderung des § 138k AO.

Zu Doppelbuchstabe dd (8 379 Absatz 2 Nummer 1i)

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgednderung aus der Anfligung der neuen
Nummern 1j und 1k in 8 379 Absatz 2 AO.
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Zu Doppelbuchstabe ee (8§ 379 Absatz 2 Nummer 1j — neu —und 1k — neu -)

Nach dem erganzten § 379 Absatz 2 Nummer 1j und 1k und 8§ 379 Absatz 5 AO kann mit
einem Buf3geld von bis zu 10 000 Euro belegt werden, wer vorsatzlich oder leichtfertig

— als Intermediar entgegen 8§ 138l Absatz 1, auch in Verbindung mit § 138m Absatz 1
Satz 1, § 138n Absatz 1 und 2 Satz 1 Nummer 1 bis 7 und 9 oder § 138n Absatz 5
Satz 2 und 3 AO eine Mitteilung Uber eine innerstaatliche Steuergestaltung nicht oder
nicht rechtzeitig macht oder zur Verfiigung stehende Angaben nicht vollsténdig
Ubermittelt,

— als Nutzer entgegen § 138l Absatz 1, auch in Verbindung mit § 138m Absatz 2 und
Absatz 3 Satz 1 und 2, § 138n Absatz 1 und 2 Satz 1 Nummer 1 bis 7 und 9 oder
§138n Absatz5 Satz2 und 3 AO eine Mitteilung Uber eine innerstaatliche
Steuergestaltung nicht oder nicht rechtzeitig macht oder zur Verfligung stehende
Angaben nicht vollstandig mitteilt,

— als Steuerpflichtiger entgegen § 138k Absatz 2 AO in der hiernach mafgeblichen
Steuererklarung die Angabe der von ihm verwirklichten innerstaatlichen
Steuergestaltung nicht, nicht richtig, nicht vollstandig oder nicht rechtzeitig macht.

Fur die Ahndung von VerstdlRen gegen die Pflicht zur Mitteilung innerstaatlicher
Steuergestaltungen gilt — wie auch bei Verstdf3en gegen die Pflicht zur Mitteilung
grenziuberschreitender Steuergestaltungen — das Opportunitatsprinzip. Sofern sich
zureichende tatsachliche Anhaltspunkte fiir eine durch den Bevollméchtigten des Nutzers
im Sinne des § 80 AO als Intermediar begangene Verletzung der Mitteilungspflicht im Sinne
des § 379 Absatz 2 Nummer 1j AO im Besteuerungsverfahren des Nutzers ergeben, deren
Ermittlung der Finanzbehotrde obliegt, ist das Bundeszentralamt fur Steuern hiertiber zu
unterrichten. Das Bundeszentralamt flr Steuern entscheidet nach pflichtgem&Rem
Ermessen, ob es die Ordnungswidrigkeit des Intermediéars verfolgt. Die ggf. erfolgende
Ahndung der durch den Bevollméachtigten des Nutzers begangenen Ordnungswidrigkeit
findet keine Bertcksichtigung im Besteuerungsverfahren des Nutzers.

Die Ahndung von Verstdlien gegen die Verpflichtung zur Angabe der innerstaatlichen
Steuergestaltung in der Steuererklarung des Nutzers (8 138k Absatz 2 AO) obliegt den fur
das Besteuerungsverfahren des Nutzers zustandigen Finanzbehdorden.

Zu Buchstabe b (8§ 379 Absatz 5)

Durch die Aufnahme der neuen Nummern 1j und 1k in 8 379 Absatz 2 AO und in Absatz 5
wird bestimmt, dass ein wegen VerstoBen gegen die Mitteilungspflichten bei
innerstaatlichen Steuergestaltungen festgesetztes Bul’geld pro Tat den Betrag von
10 000 Euro nicht Ubersteigen darf. Eine Begrenzung auf einen - im Vergleich zu VerstéRen
gegen die Mitteilungspflicht bei grenziberschreitenden Steuergestaltungen - deutlich
niedrigeren Rahmen ist aus der Sicht des Gesetzgebers an dieser Stelle geboten, da die
Sachverhaltsaufklarung bei grenziberschreitenden Steuergestaltungen gegenuber rein
innerstaatlichen Steuergestaltungen deutlich erschwert ist. Ein den Betrag von 10 000 Euro
Ubersteigendes Buf3geld zur Ahndung von Verstol3en gegen die Mitteilungspflicht tGber
innerstaatliche Steuergestaltungen wére aus der Sicht des Gesetzgebers daher nicht
verhaltnismanig.

Zu Buchstabe c (8 379 Absatz 7)

Die Anderung in Absatz 7 ist eine Folgeanderung aus der Aufhebung der Nummer 1f in
Absatz 2 und der Integration der dort bisher enthaltenen Regelungen in § 379 Absatz 2
Nummer 1e AO.
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Zu Artikel 12 (Weitere Anderung der Abgabenordnung)
Zu Nummer 1 (Inhaltsibersicht)

Die Inhaltsiibersicht wird aufgrund der Einfligung der neuen 88 14a und 183a AO und der
Umbenennung der §8 183 und 267 AO angepasst.

Zu Nummer 2 (8 2a)
Zu Buchstabe a (§ 2a Absatz 3)

Bei Benennung der Fundstelle der Datenschutz-Grundverordnung in Absatz 3 ist eine
weitere amtliche Berichtigung anzugeben.

Zu Buchstabe b (8§ 2a Absatz 5 Nummer 2)

Es handelt sich um eine Anpassung an die mit dem
Personengesellschaftsrechtsmodernisierungsgesetz (MoPeG) eintretenden
Rechtsanderungen. Die Worter zrechtsfahige oder nicht rechtsfahige

Personenvereinigungen® werden in Absatz 5 Nummer 2 — ohne inhaltliche Anderung —
durch das Wort ,Personenvereinigungen® ersetzt. Auf die Begrindung des neuen § 14a AO
wird verwiesen.

Zu Nummer 3 (88 14a und 14b — neu -)
§ 14a —neu —

Es handelt sich um eine Anpassung an die mit dem MoPeG eintretenden
Rechtsdnderungen.

Der neue § 14a enthédlt in Absatz 1 eine Legaldefinition des in der AO und den
Steuergesetzen vielfach verwendeten Begriffs ,Personenvereinigung®.

Personenvereinigungen sind im Zivilrecht alle Personenzusammenschlisse zur Verfolgung
eines gesetzlich zuldssigen Zwecks. Einige Personenvereinigungen haben als juristische
Personen des privaten oder offentlichen Rechts Rechtspersonlichkeit, z. B. Korperschaften
des Offentlichen Rechts, Kapitalgesellschaften (ausgenommen Ein-Personen-
Kapitalgesellschaften), Genossenschaften und eingetragene Vereine.

Soweit in der AO und den Steuergesetzen ,Personenvereinigungen® genannt werden, soll
es sich abweichend vom Zivilrecht wie bisher nur um Personenzusammenschliisse ohne
Rechtspersonlichkeit handeln.

Personenvereinigungen im Sinne des neuen § 14a AO sind teilweise rechtsfahig, zum
Beispiel wirtschaftliche Vereine ohne Rechtspersonlichkeit, Gemeinschaften der
Wohnungseigentiimer sowie rechtsfahige Personengesellschaften. Absatz 2 enthalt hierzu
eine nicht abschlieBende Aufzdhlung. Soweit in der AO oder den Steuergesetzen
.fechtsfahige Personengesellschaften® genannt werden, sind damit neben den
rechtsfahigen Personengesellschaften im Sinne des § 705 BGB (unabhangig von einer
Eintragung in das Gesellschaftsregister nach § 707 BGB) Personenhandelsgesellschaften,
Partnerschaftsgesellschaften, Partenreedereien und Europdische wirtschaftliche
Interessenvereinigungen gemeint.

Soweit in der AO oder den Steuergesetzen ,rechtsfahige Personenvereinigungen® genannt
werden, sind damit neben den vorgenannten wirtschaftlichen Vereinen ohne
Rechtspersonlichkeit die rechtsfahigen Personengesellschaften und Gemeinschaften der
Wohnungseigentiimer gemeint.
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Daneben existieren auch nicht rechtsfahige Personenvereinigungen, wie zum Beispiel
Bruchteilsgemeinschaften, Gitergemeinschaften und Erbengemeinschaften. Absatz 3
enthalt hierzu eine nicht abschlieende Aufzéhlung. Auch sie sind Personenvereinigungen
im Sinne des neuen § 14a AO.

Nicht rechtsfahige Personengesellschaften (8 740 BGB) wie zum Beispiel
Innengesellschaften oder stille Gesellschaften sind zivilrechtlich keine
Personenvereinigung, sondern nur ein Schuldverhéltnis. Auf nicht rechtsfahige
Personengesellschaften (§ 740 BGB) sind nach Absatz 4 im Besteuerungsverfahren die fir
nicht rechtsfahige Personenvereinigungen geltenden Vorschriften (mit Ausnahme von
§ 267 Absatz 1 Satz 1 AO) sinngemald anzuwenden.

8 14b — neu —

Soweit eine Kdrperschaft mit Sitz im Ausland und Ort der Geschaftsleitung im Inland nach
den Steuergesetzen selbst Steuerschuldner ist (z. B. bei der Korperschaftsteuer, der
Gewerbesteuer und der Umsatzsteuer), soll sie nach Absatz 1 ungeachtet ihrer
zivilrechtlichen Einordnung in Deutschland (sogenannte Sitzstaatstheorie) selbst
Inhaltsadressat von diesbeziiglichen Verwaltungsakten sein. Die Regelung ist an § 8
Absatz 1 Satz 4 KStG angelehnt.

Nach Absatz 2 soll eine Kdrperschaft im Sinne des Absatzes 1 Satz 2 hinsichtlich der
gesetzlichen Vertretung und Handlungsfahigkeit im Besteuerungsverfahren wie eine
vergleichbare inlandische Koérperschaft behandelt werden.

Fur die Vollstreckung der von einer Kdrperschaft im Sinne des Absatzes 1 Satz 2
geschuldeten Anspriche aus dem Steuerschuldverhaltnis soll nach Absatz 3 ein an sie
gerichteter Verwaltungsakt geniigen. Diese Regelung ist an § 267 AO angelehnt.

Die Haftung der Anteilseigner einer Korperschaft im Sinne des Absatzes 1 Satz 2 fir von
dieser Korperschaft geschuldete Anspriiche aus dem Steuerschuldverhaltnis soll sich nach
Absatz 4 nicht nach dem Recht des Sitzstaates der Korperschaft richten, sondern wie bei
einer Offenen Handelsgesellschaft (vgl. § 105 Absatz 1 HGB) unbeschrénkt sein. Diese
Regelung ist an die zivilrechtliche Sitztheorie angelehnt.

Zu Nummer 4 (8 31la Absatz 2 Satz 2)

Durch Artikel 25 des Jahressteuergesetzes 2022 vom 16. Dezember 2022 (BGBI. 1 S. 2294)
war in § 31a Absatz 1 AO ein neuer Satz 2 angefiigt worden. Durch die Anderung von § 31a
Absatz 2 Satz 2 AO wird die dortige Verweisung hieran redaktionell angepasst.

Zu Nummer 5 (8§ 34)
Zu Buchstabe a (8§ 34 Absatz 1 Satz 1)

Es handelt sich um eine Anpassung an die mit dem MoPeG eintretenden
Rechtsanderungen.

Die Vorschrift bestimmt bislang, dass die gesetzlichen Vertreter nattrlicher und juristischer
Personen und die Geschaftsfihrer von nicht rechtsfahigen Personenvereinigungen und
Vermogensmassen deren steuerliche Pflichten zu erfillen haben. Der ab dem 1. Januar
2024 geltende 8§ 720 BGB trennt die Befugnis zur Vertretung der — dann rechtsfahigen —
Personengesellschaft von der Befugnis zu ihrer Geschaftsfiihrung (vgl. 8 715 BGB in der
ab 1. Januar 2024 geltenden Fassung). Die gesetzliche Vertretung der rechtsfahigen
Personengesellschaft bestimmt sich dann nach § 720 BGB in der ab 1. Januar 2024
geltenden Fassung.
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Die Neufassung der Vorschrift tragt diesen Rechtsanderungen Rechnung. Kiinftig haben
die gesetzlichen Vertreter rechtsfahiger Personenvereinigungen deren steuerliche Pflichten
zu erflullen, nicht mehr deren Geschéaftsfuhrer. Die steuerlichen Pflichten von
Vermobgensmassen haben weiterhin deren Geschéftsfuhrer zu erflillen.

Zu Buchstabe b (§ 34 Absatz 2 Satz 1)

Es handelt sich um eine Anpassung an die mit dem
Personengesellschaftsrechtsmodernisierungsgesetz (MoPeG) eintretenden
Rechtséanderungen.

Es handelt sich um eine Folgeanderung zur Neufassung von Absatz 1 Satz 1. Die Regelung
gilt nun ausnahmslos fir alle nicht rechtsfahigen Personenvereinigungen (vgl. § 14a
Absatz 3 AO — neu -).

Zu Nummer 6 (8§ 39 Absatz 2 Nummer 2)

Es handelt sich um eine Anpassung an die mit dem MoPeG eintretenden
Rechtsanderungen.

Fur die rechtsfahige Personengesellschaft wurde durch das MoPeG klargestellt, dass die
fur die Personengesellschaft erworbenen Rechte und die gegen sie begriindeten
Verbindlichkeiten zum Vermdgen der Personengesellschaft gehéren (8 713 BGB in der ab
1. Januar 2024 geltenden Fassung), womit zum Ausdruck gebracht wurde, dass Trager des
Vermoégens die Personengesellschaft selbst ist, nicht mehr ihre Gesellschafter in
gesamthanderischer Verbundenheit. Bei der nicht rechtsfahigen Personengesellschaft
wurde zugleich klargestellt, dass sie lGber kein Vermoégen verflgt (8 740 Absatz 1 BGB in
der ab 1. Januar 2024 geltenden Fassung), was auch ein gesamthanderisch gebundenes
Vermogen der Gesellschafter ausschlief3t. Das Gesamthandsprinzip mit seiner Aufgabe,
das Gesellschaftsvermdgen dauerhaft flir den vereinbarten Gesellschaftszweck zu sichern
und gegen den Zugriff von Privatglaubigern abzuschotten, hat damit auf dem Gebiet des
Gesellschaftsrechts ausgedient.

Bei der Besteuerung nach dem Einkommen ist das Gesamthandsprinzip weiterhin zu
beachten. Nach Satz 1 der neuen Fassung von § 39 Absatz 2 Nummer 2 AO werden
Wirtschaftsgiter, die einer rechtsfahigen Personengesellschaft zustehen, ungeachtet der
neuen Zivilrechtslage den Beteiligten oder Gesellschaftern (wie bisher) anteilig
zugerechnet, soweit eine getrennte Zurechnung fur die Besteuerung erforderlich ist.

Satz 2 der neuen Fassung von § 39 Absatz 2 Nummer 2 AO bestimmt ergdnzend, dass
rechtsfahige Personengesellschaften fur Zwecke der Ertragsbesteuerung als Gesamthand
und deren Vermogen als Gesamthandsvermdgen gelten.

Zu Nummer 7 (8 60b)

Ziel der Regelungen ist es, dass das Bundeszentralamt flr Steuern ein
Zuwendungsempfangerregister aufbaut, in dem samtliche steuerbeginstigte
Zuwendungsempfanger nach den 88 10b sowie 34g EStG erfasst werden. Diese sollen
auch offentlich einsehbar sein. Da auf das Zuwendungsempféngerregister zukinftig ein
digitales Spendenabzugsverfahren aufgebaut werden soll, ist es zwingend notwendig, dass
alle Zuwendungsempféanger, die Zuwendungsbestatigungen nach § 50 EStDV ausstellen
durfen, in dem Register erfasst werden. Zumindest vom Wortlaut der Norm sind bisher nicht
alle Zuwendungsempfanger erfasst. Klarstellende Gesetzesanderungen beseitigen die bei
der technischen Umsetzung des Zuwendungsempfangerregisters aufgetretenen
Zweifelsfragen. Weiterhin erhalten im Register geflhrte Zuwendungsempfanger die
Madglichkeit, Kontoverbindungen bei Banken, Kreditinstituten und Bezahldienstleistern ins
Register neu einzutragen oder zu andern.
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Zu Buchstabe a (8§ 60b Absatz 1)

Mit der gesetzlichen Klarstellung werden nunmehr alle beginstigten
Zuwendungsempfanger nach 8 10b Absatz1 Satz2 sowie §34g EStG von der
Legaldefinition des Registers erfasst.

Zu Buchstabe b (8 60b Absatz 2)

Die rechtlichen Redundanzen der Absadtze 1 und 2 sind bereinigt: Absatz 1 enthalt die
Legaldefinition des Registers. Absatz 2 legt mit dem Sonderausgabenabzug den
gesetzlichen Zweck der Speicherung ausdricklich fest. Die Einfigung ,automatisiert
sichert den Austausch Uber digitale Anwendungen.

Nummern 2 und 3

Da nicht nur Korperschaften, sondern auch juristische Personen des 6ffentlichen
Rechtsunter die Regelung fallen, wurde der Begriff in den Nummern 2 und 3 gestrichen.

Nummern 4,5 —-neu —, 6 —neu—und 7 — neu —

Die bisherige Nummer 4 des § 60b Absatz 2 AO wird in die Nummern 4, 5, 6, und 7
aufgeteilt. Dabei wird unterschieden, ob der Zuwendungsempfénger einen nach den 88§ 52
bis 54 AO beglnstigten Zweck verfolgt (nach 85 Absatz1l Nummer9 des
Kdrperschaftsteuergesetzes beginstigte Korperschaften) oder eine Partei, eine
Wabhlervereinigung oder eine juristische Person des 6ffentlichen Rechts ist. Die Nummern
schliel3en sich dabei gegenseitig aus.

Nummer 8 — neu —

Es handelt sich um eine Klarstellungsregelung, da insbesondere das Bundeszentralamt fir
Steuern bei auslandischen Korperschaften zustandig sein kann.

Nummer 9 — neu —

Die Neuregelung dient der Anpassung an den Wortlaut des § 63 Absatz 5.

Die Speicherung des Datums des Freistellungsbescheids, der Anlage zum
Kdrperschaftsteuerbescheid oder des Feststellungsbescheids nach Nummer 9 des § 60b
Absatz 2 AO kann nur bei steuerbegtinstigten Kdrperschaften nach § 5 Absatz 1 Nummer 9
KStG erfolgen. Bei anderen beglnstigten Zuwendungsempfangern ist eine Speicherung
dieser Information nicht mdglich, weil sie derartige Bescheide nicht erhalten.

Nummer 10 — neu —

Die Neuregelung dient der Ergénzung um weitere Formen von Kontoverbindungen.

Zu Buchstabe c (8 60b Absatz 3)

Es handelt sich um eine gesetzliche Klarstellung zur einheitlichen Begriffsverwendung in
den Steuergesetzen.

Zu Buchstabe d (§ 60b Absatz 5-neu -)

Der neue Absatz 5 ermdglicht den im Register gefuhrten Zuwendungsempféngern die
Kontoverbindung im  Zuwendungsempfangerregister selbst und direkt beim
Bundeszentralamt fiir Steuern zu &ndern bzw. zu erganzen.
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Zu Nummer 8 (§ 79 Absatz 1 Nummer 3)

Es handelt sich um eine Anpassung an die mit dem MoPeG eintretenden
Rechtsdnderungen.

Die Vorschrift wird an die Rechtsanderungen durch das MoPeG und die damit verbundene
Neufassung von 834 Absatzl Satzl und Absatz2 Satzl AO angepasst.
Personenvereinigungen (vgl. den neuen § 14a AO) und Vermdgensmassen sind — seien
sie rechtsfahig oder nicht — nicht selbst handlungsfahig. 8 79 Absatz 1 Nummer 3 AO
bestimmt fir diese Falle nun, dass sie durch die in 8 34 AO bezeichneten Personen
(gesetzliche Vertreter, Geschaftsfuhrer, Vermdgensverwalter, Mitglieder, Gesellschafter
oder Gemeinschafter) zur aktiven oder passiven Vornahme von Verfahrenshandlungen im
Besteuerungsverfahren fahig sind.

Zu Nummer 9 (§ 93)
Zu Buchstabe a (8 93 Absatz 7 Satz 1 Nummer 4a)

Es handelt sich um eine Anpassung an die mit dem MoPeG eintretenden
Rechtséanderungen.

Durch die Ersetzung der  Woéorter  ,Personengesellschaft, Kdrperschaft,
Personenvereinigung“ durch die Worter ,Kérperschaft, Personenvereinigung® wird die
Vorschrift an die neue Legaldefinition des Begriffs ,Personenvereinigung (vgl. § 14a AO —
neu —) angepasst.

Zu Buchstabe b (§ 93 Absatz 7 Satz 1 Nummer 4b)

Durch Artikel 3 des Gesetzes zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2021/514 des Rates vom
22. Marz 2021 zur Anderung der Richtlinie 2011/16/EU Uber die Zusammenarbeit der
Verwaltungsbehdrden im Bereich der Besteuerung und zur Modernisierung des
Steuerverfahrensrechts vom 20. Dezember 2022 (BGBI. | S. 2730) war in 8 93 Absatz 7
Satz 1 AO nach Nummer 4b eine neue Nummer 4c eingefiigt worden. Die Anderung
beseitig einen dabei unterlaufenen redaktionellen Fehler.

Zu Buchstabe c (§ 97 Absatz 7 Satz 1 Nummer 4d — neu =)

Die gesetzliche Berechtigung fur das BZSt einen Kontenabruf durchzufthren, falls ein im
Register Gefiihrter eine Kontoverbindung andern oder erganzen mdchte, sichert den
korrekten Informationsstand des Zuwendungsempféangerregisters.

Zu Nummer 10 (8 138)
Zu Buchstabe a (§ 138 Absatz 1 Satz 5 — neu -)

Unternehmer, die ihren Wohnsitz, ihren Sitz oder ihre Geschaftsleitung aufRerhalb des
Geltungsbereiches der Abgabenordnung haben, unterliegen bislang nicht der
Anzeigepflicht nach § 138 Absatz 1 AO. Daher gilt fir sie auch nicht die Auskunftspflicht
nach 8§ 138 Absatz 1b AO.

Um die umsatzsteuerliche Erfassung dieser Unternehmer zu verbessern, werden sie nach
dem neuen Satz 5 verpflichtet, die Aufnahme einer im Geltungsbereich des Gesetzes
umsatzsteuerbaren Téatigkeit dem nach der Umsatzsteuer-Zusténdigkeitsverordnung
zustandigen  Finanzamt  anzuzeigen.  Unternehmer, die die  besonderen
Besteuerungsverfahren nach den 88 18i bis 18k UStG anwenden, werden aus
unionsrechtlichen Griinden von der Anzeigepflicht ausgenommen.
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Zu Buchstabe b (§ 138 Absatz 1b Satz 4 — neu -)

Steuerpflichtige, die nicht natlrliche Personen sind, haben nach § 137 Absatz 1 AO dem
nach § 20 AO zustdndigen Finanzamt und den fur die Erhebung der Realsteuern
zustandigen Gemeinden die Umstdnde anzuzeigen, die fur die steuerliche Erfassung von
Bedeutung sind, insbesondere die Grindung, den Erwerb der Rechtsfahigkeit, die
Anderung der Rechtsform, die Verlegung der Geschéftsleitung oder des Sitzes und die
Auflosung. Diese Anzeigepflicht besteht unabhéngig von der Anzeigepflicht nach § 138
Absatz 1 AO. Liegen die Voraussetzungen des § 138 Absatz 1 AO nicht vor, gilt auch die
erganzende Auskunftspflicht nach dessen Absatz 1b nicht.

Besondere Bedeutung hat dies fur Organisationseinheiten der Gebietskérperschaften Bund
und Lander. Soweit solche Organisationseinheiten durch ihr Handeln eine
umsatzsteuerliche Erklarungspflicht begriinden, obliegen ihnen fur die Umsatzbesteuerung
alle steuerlichen Rechte und Pflichten. Sie treten im Besteuerungsverfahren insoweit an die
Stelle der Gebietskdrperschaft (§ 18 Absatz 4f UStG).

Um die umsatzsteuerliche Erfassung dieser Organisationseinheiten und anderer in § 137
AO erfasster Steuerpflichtigen zu verbessern, fir die § 138 Absatz 1 AO nicht gilt, gelten
die Auskunftspflichten nach § 138 Absatz 1b Satz 1 bis 3 AO fir sie nach dem neuen Satz 4
entsprechend.

Zu Buchstabe c (8 138 Absatz 2 Satz 1 Nummer 5)

Es handelt sich um eine Anpassung an die mit dem MoPeG eintretenden
Rechtsadnderungen.

Durch die Ersetzung der  Woéorter  ,Personengesellschaft, Kdrperschaft,
Personenvereinigung“ durch die Worter ,Kdérperschaft, Personenvereinigung“ wird die
Vorschrift an die neue Legaldefinition des Begriffs ,Personenvereinigung (vgl. § 14a AO —
neu —) angepasst.

Zu Buchstabe d (8§ 138 Absatz 3)

Es handelt sich um eine Anpassung an die mit dem MoPeG eintretenden
Rechtsdnderungen.

Durch die Ersetzung der Worter .Personengesellschaft, Korperschaft,
Personenvereinigung“ durch die Worter ,Kdérperschaft, Personenvereinigung® wird die
Vorschrift an die neue Legaldefinition des Begriffs ,Personenvereinigung® (vgl. § 14a AO —
neu —) angepasst.

Zu Nummer 11 (8 138d Absatz 5)

Es handelt sich um eine Anpassung an die mit dem MoPeG eintretenden
Rechtsdnderungen.

Durch die Ersetzung der Worter ,Personengesellschaft, Gemeinschaft® durch das Wort
,Personenvereinigung” wird die Vorschrift an die neue Legaldefinition des Begriffs
.Personenvereinigung® (vgl. § 14a AO — neu —) angepasst.

Zu Nummer 12 (8 138l Absatz 4)

Es handelt sich um eine Anpassung an die mit dem MoPeG eintretenden
Rechtsdnderungen.
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Durch die Ersetzung der Worter ,Personengesellschaft, Gemeinschaft® durch das Wort
,Personenvereinigung“ wird die Vorschrift an die neue Legaldefinition des Begriffs
.Personenvereinigung® (vgl. § 14a AO — neu —-) angepasst.

Zu Nummer 13 (§ 139c)
Zu Buchstabe a (8 139c Absatz 5 Nummer 11)

Es handelt sich um eine Anpassung an die mit dem MoPeG eintretenden
Rechtséanderungen.

Mit dem MoPeG wurde die Moglichkeit geschaffen, dass sich rechtsfahige
Personengesellschaften in das neue Gesellschaftsregister eintragen lassen konnen (vgl.
88 706 bis 707d BGB in der ab 1. Januar 2024 geltenden Fassung). Dem tragt die
Neufassung der Regelung Rechnung.

Zu Buchstabe b (§ 139c Absatz 6a)

Es handelt sich um eine Anpassung an die mit dem MoPeG eintretenden
Rechtséanderungen.

Nach 8§ 2 Absatz 5 Satz 4 des Onlinezugangsgesetzes (OZG) kbénnen juristische Personen,
Vereinigungen, denen ein Recht zustehen kann, natirliche Personen, die gewerblich oder
beruflich tatig sind, oder Behdrden sich ein Organisationskonto einrichten lassen. § 139c
Absatz 6a AO erfasste bislang alle Personengesellschaften. Aufgrund der Neuregelungen
des Rechts der Personengesellschaften ab dem 1. Januar 2024 wird die Regelung auf
.fechtsfahige = Personengesellschaften®  beschrankt, da  nicht rechtsfahigen
Personengesellschaften selbst kein Recht zustehen kann.

Zu Nummer 14 (8 141)
Zu Buchstabe a und Buchstabe b (§ 141 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1, 4 und 5)

Mit der vorliegenden signifikanten Anhebung werden die Schwellenwerte fir den Umsatz
und Gewinn um rund 33 Prozent erhoht. Durch diese signifikante Erhéhung und die
parallele Anhebung der Schwellenwerte in § 241a HGB wird auch eine grof3ere Anzahl
kleinerer Unternehmen von der steuerlichen Buchfihrungs- und Aufzeichnungspflicht
befreit und damit von unnétiger Birokratie entlastet und die wirtschaftliche Dynamik der
mittelstdndischen Wirtschaft unterstitzt.

Vor dem Hintergrund der Abschaffung der Wirtschaftswerte zum 1. Januar 2025 wird eine
Erhohung des Schwellenwertes des § 141 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 AO nicht erfolgen.

Zu Nummer 15 (§ 146a)
Zu Buchstabe a (8 146a Absatz 3 Satz 1)

Es handelt sich um eine Anpassung aufgrund des Organisationserlasses des
Bundeskanzlers vom 8. Dezember 2021.

Zu Buchstabe b (8§ 146a Absatz 4 Satz 1)

Dem zustandigen Finanzamt ist kiinftig nach amtlich vorgeschriebenen Datensatz durch
Datenferniibertragung mitzuteilen, wenn aufzeichnungspflichtige Geschéftsvorfalle oder
andere Vorgénge mit Hilfe eines elektronischen Aufzeichnungssystems erfasst werden.
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Zu Nummer 16 (8§ 147a Absatz 2 Satz 3)

Hierbei handelt es sich um eine Korrektur eines Verweisfehlers aufgrund der Anderung des
§ 147 Absatz 3 AO durch Artikel 2 des Zweiten Burokratieentlastungsgesetzes vom
30. Juni 2017 (BGBI. |1 S. 2143).

Zu Nummer 17 (8 152 Absatz 4 Satz 3)

Es handelt sich um eine Anpassung an die mit dem MoPeG eintretenden
Rechtséanderungen.

Die Vorschrift bestimmt derzeit, dass der Verspatungszuschlag in Fallen des § 180
Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 Buchstabe a AO vorrangig gegen die nach § 181 Absatz 2
Satz 2 Nummer 4 AO erklarungspflichtigen Personen festzusetzen ist.

Im Interesse der Verfahrensvereinfachung soll die Erklarungspflicht bei rechtsfahigen
Personenvereinigungen dieser Vereinigung selbst obliegen. Folgerichtig soll die
erklarungspflichtige rechtsfahige Personenvereinigung auch vorrangig fir den
Verspatungszuschlag in  Anspruch genommen  werden. Bei rechtsfahige
Personenvereinigungen ergibt sich damit im Hinblick auf die Erklarungspflicht und die an
die Verletzung dieser Pflicht ankniipfende Festsetzung von Verspéatungszuschlagen eine
Gleichbehandlung zwischen Steuern, die die Personenvereinigung selbst schuldet (z. B.
Umsatzsteuer und Gewerbesteuer), und den gesondert und einheitlich festzustellenden
Einkinften und damit zusammenhangenden Besteuerungsgrundlagen.

Zu Nummer 18 (§ 181)
Zu Buchstabe a (8 181 Absatz 2 Satz 2 Nummer 1)

Es handelt sich um eine Anpassung an die mit dem MoPeG eintretenden
Rechtséanderungen.

Nummer 1 bestimmt derzeit, dass in den Fallen des § 180 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2
Buchstabe a AO jeder Feststellungsbeteiligte erklarungspflichtig ist, dem ein Anteil an den
einkommensteuerpflichtigen oder kérperschaftsteuerpflichtigen Einklnften zuzurechnen
ist. Nach § 181 Absatz 2 Satz 1 Nummer 4 AO sind in diesen Fallen auch die in 8 34 AO
bezeichneten Personen erklarungspflichtig.

Im Interesse der Verfahrensvereinfachung soll die Erklarungspflicht bei rechtsfahigen
Personenvereinigungen vorrangig dieser Vereinigung und nur nachrangig jedem
Feststellungsbeteiligten obliegen, dem ein Anteil an den einkommensteuerpflichtigen oder
korperschaftsteuerpflichtigen Einkiinften zuzurechnen ist. Im Ergebnis ergibt sich damit bei
der Erklarungspflicht und bei der daran anknipfenden Festsetzung von
Verspatungszuschlagen (8 152 AO) im Fall rechtsfahiger Personenvereinigungen eine
Gleichbehandlung zwischen den Steuern, die die Personenvereinigung selbst schuldet
(z. B. Umsatzsteuer und Gewerbesteuer), und den gesondert und einheitlich
festzustellenden Einkinfte und damit zusammenhangenden Besteuerungsgrundlagen.

Zu Buchstabe b (8§ 181 Absatz 2 Satz 2 Nummer 4)

Es handelt sich um eine Anpassung an die mit dem MoPeG eintretenden
Rechtséanderungen.

Da die gesetzlichen Vertreter rechtsfahiger Personenvereinigungen deren steuerliche
Pflichten, also auch die Feststellungserklarungspflicht nach Nummer 1, zu erfillen haben,
wird der Anwendungsbereich von Nummer 4 auf nicht rechtsfahige Personenvereinigungen
begrenzt.
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Zu Nummer 19 (8 183 (Bekanntgabe bei der gesonderten und einheitlichen
Feststellung gegentber rechtsfdhigen Personenvereinigungen))

Es handelt sich um eine Anpassung an die mit dem MoPeG eintretenden
Rechtsédnderungen.

Nach 8179 Absatz2 Satz2 AO wird eine gesonderte Feststellung von
Besteuerungsgrundlagen gegeniber mehreren Beteiligten einheitlich vorgenommen, wenn
dies gesetzlich bestimmt ist oder der Gegenstand der Feststellung mehreren Personen
zuzurechnen ist. Zur Vermeidung unndétigen Verwaltungsaufwands sollen Verwaltungsakte
und Mitteilungen, die nach der AO oder den Steuergesetzen mit der einheitlichen
Feststellung zusammenhéangen, grundsatzlich nicht allen Feststellungsbeteiligten, sondern
regelmaRig nur einem Empfangsbevoliméchtigten — allerdings mit Wirkung fir und gegen
die Feststellungsbeteiligten — bekannt gegeben werden. Dies erfasst neben der
Bekanntgabe von Feststellungsbescheiden auch alle anderen mit der Feststellung
zusammenhdngenden Verwaltungsakte und Mitteilungen, wie z. B. bei der Entscheidung
Uber einen Einspruch gegen den Feststellungsbescheid oder der Entscheidung tber eine
Anderung des Feststellungsbescheids auRRerhalb des Einspruchsverfahrens.

Nach § 183 Absatz 1 Satz 1 AO in der bislang geltenden Fassung (zur Anderung mit
Wirkung ab 1. Januar 2024 siehe Nummer 20) sollen die Feststellungsbeteiligten hierzu
einen gemeinsamen Empfangsbevoliméchtigten bestellen. Sofern von den
Feststellungsbeteiligten kein gemeinsamer Empfangsbevollméachtigter bestellt wurde, gilt
nach § 183 Absatz 1 Satz 2 AO in der bislang geltenden Fassung kraft Gesetzes ein zur
Vertretung der Gesellschaft oder der Feststellungsbeteiligten oder ein zur Verwaltung des
Feststellungsgegenstands Berechtigter als Empfangsbevollmachtigter. Wenn die
Feststellungsbeteiligten von sich aus keinen Empfangsbevoliméchtigten bestellt haben und
auch kein gesetzlich fingierter Empfangsbevollméchtigter existiert, soll das fur die
Feststellung zustandige Finanzamt die Beteiligten zur Benennung eines gemeinsamen
Empfangsbevollméchtigten auffordern (8 183 Absatz 1 Satz 3 AO in der bislang geltenden
Fassung).

Aufgrund der Neuregelungen des Rechts der Personengesellschaften durch das MoPeG
soll im neugefassten § 183 Absatz 1 Satz 1 AO bei rechtsfahigen Personenvereinigungen
abweichend vom bisherigen Recht bestimmt werden, dass alle Verwaltungsakte und
Mitteilungen, die mit dem Feststellungsverfahren als solches und mit einem sich
maoglicherweise anschlieenden Verfahren Uber einen Einspruch zusammenhangen, der
rechtsfahigen Personenvereinigung in Vertretung der Feststellungsbeteiligten bekannt zu
geben sind. Der Bestimmung eines gemeinsamen Empfangsbevollmachtigten bedarf es in
diesen Fallen nicht mehr. Diese Neuregelung erganzt die Rechtsdnderungen zur
Feststellungserklarungspflicht (vgl. Nummer 18: Anderung des § 181 Absatz 2 Satz 2
Nummer 1l AO) und zum Verspatungszuschlag bei gesonderten und einheitlichen
Feststellungen (vgl. Nummer 17: Anderung des § 152 Absatz 4 Satz 3 AO). Durch die
Neuregelung ergibt sich damit fir rechtsfahige Personenvereinigungen eine
verfahrensrechtlich weitgehende Gleichbehandlung bei den Steuern, die die
Personenvereinigung selbst schuldet (z. B. Umsatzsteuer und Gewerbesteuer), und bei der
gesonderten und einheitlichen Feststellung der Einkiinfte und damit zusammenhangender
Besteuerungsgrundlagen.

§ 183 Absatz 1 Satz 2 AO — neu — entspricht dem geltenden Recht (8§ 183 Absatz 1 Satz 5
AO in der bislang geltenden Fassung).

§ 183 Absatz 2 AO — neu — regelt in Anlehnung an das bislang geltende Recht (8§ 183
Absatz 2 Satz 1 AO in der bislang geltenden Fassung), in welchen Féllen die Bekanntgabe
der Verwaltungsakte und Mitteilungen, die mit dem Feststellungsverfahren und dem
anschlieBenden Verfahren tber einen Einspruch zusammenhéangen, ausschlief3lich an die
rechtsfahige Personenvereinigung nicht zulassig ist:
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— Nach Satz 1 Nummer 1 ist die Bekanntgabe an die Personenvereinigung unzulassig,
wenn die Personenvereinigung vollbeendet ist (dann ware die Bekanntgabe
unwirksam) oder der Finanzbehérde bekannt ist, dass die Personenvereinigung ihre
zivilrechtliche Rechtsfahigkeit verloren hat (dann ist § 183a AO anzuwenden).

— Nach Satz 1 Nummer 2 ist die Bekanntgabe an die Personenvereinigung unzulassig,
soweit ein Feststellungsbeteiligter der Bekanntgabe an die Personenvereinigung mit
Wirkung fuir und gegen ihn widersprochen hat, weil er aus dieser Personenvereinigung
ausgeschieden ist oder weil zwischen den Feststellungsbeteiligten ernstliche
Meinungsverschiedenheiten bestehen. Ein solcher Widerspruch wird der
Finanzbehdrde gegenuber nach Satz 2 aber erst wirksam, wenn er ihr zugeht.

§ 183 Absatz 3 AO — neu - regelt in Anlehnung an das bislang geltende Recht (§ 183
Absatz2 Satz2 und 3 AO in der bislang geltenden Fassung), welche
Besteuerungsgrundlagen einem Feststellungsbeteiligten im Fall der Einzelbekanntgabe
nach Absatz 2 Satz 1 bekanntzugeben sind.

Zu Nummer 20 (8§ 183a — neu -)

Es handelt sich um eine Anpassung an die mit dem MoPeG eintretenden
Rechtséanderungen.

Weil der neugefasste § 183 AO nur die Bekanntgabe von Verwaltungsakten und
Mitteilungen im einheitlichen Feststellungsverfahren far rechtsfahige
Personenvereinigungen — und dabei auch abweichend vom bisherigen Recht — regelt, wird
der Anwendungsbereich des bisherigen § 183 AO im neuen § 183a AO auf die Ubrigen
Féalle der gesonderten und einheitlichen Feststellung beschrankt.

Abweichend von der bis 31. Dezember 2023 geltenden Fassung des § 183 Absatz 1 AO
wird in 8 183a AO — neu — allerdings auf die gesetzliche Fiktion eines zur Vertretung der
Gesellschaft oder der Feststellungsbeteiligten oder eines zur Verwaltung des Gegenstands
der Feststellung Berechtigter als Empfangsbevollmachtigter (bisheriger Satz 2) verzichtet.
Fur die hier bislang geregelten Falle greift kiinftig im Wesentlichen § 183 AO — neu —.

§ 183a Absatz 2 Satz 1 AO — neu — entspricht weitgehend dem § 183 Absatz 2 Satz 1 AO
in der bislang geltenden Fassung, hinzu kommt lediglich der Fall, dass die
Personenvereinigung rechtsfahig (und damit § 183 AO — neu — einschléagig) geworden ist.

Satz 2 und 3 des 8§ 183a Absatz 2 AO — neu — entsprechen weitestgehend § 183 Absatz 3
AO in der bislang geltenden Fassung. Neu ist in Satz 3, dass zur Klarstellung auch der
Widerspruch gegen die Bekanntgabe an den gemeinsamen Empfangsbevollméchtigten
nach Satz 2 erfasst wird. Eine materielle Anderung ist damit nicht verbunden.

§ 183a Absatz 3 AO — neu — verweist zur Rechtsverschlankung inhaltlich auf § 183
Absatz 3 AO — neu — und enthalt materiell keine Anderungen gegentiber § 183 Absatz 2
Satz 2 und 3 AO in der bislang geltenden Fassung.

Die Regelung des § 183 Absatz 4 AO in der bislang geltenden Fassung ist nun ohne
Anderungen in § 183a Absatz 4 AO — neu — enthalten.

Zu Nummer 21 (8 267)

Es handelt sich um eine Anpassung an die mit dem MoPeG eintretenden
Rechtsdnderungen.

Die Uberschrift wird an den erweiterten Umfang der Vorschrift angepasst.
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Die Vorschrift regelt bislang die Vollstreckung steuerlicher Forderungen bei nicht
rechtsfahigen  Personenvereinigungen (ausgenommen Innengesellschaften  wie
insbesondere typische oder atypische stille Gesellschaften). Diese Regelung ist mit
unverandertem Inhalt nunmehr Absatz 1. Fur nicht rechtsfahige Gesellschaften (§ 740 des
Birgerlichen Gesetzbuchs) gilt die Regelung auch kinftig nicht, auch nicht entsprechend
(vgl. 8 14a Absatz 4 AO — neu -).

Der neue Absatz 2 bestimmt, dass die Vollstreckung in das Vermdgen einer rechtsfahigen
Gesellschaft burgerlichen Rechts im Sinne von § 705 Absatz 2 BGB zulassig ist, wenn
bereits ein vollstreckungsféhiger Verwaltungsakt gegen die Personenvereinigung vor der
Erlangung ihrer Rechtsfahigkeit ergangen ist. Dies betrifft die Félle, in denen ein
vollstreckbarer Verwaltungsakt bis zum 1. Januar 2024 ergangen ist. Von dieser Regelung
sollen auch die Falle erfasst werden, in denen eine nach den Verhaltnissen zum 1. Januar
2024 nicht rechtsfahige Personenvereinigung spéater durch Teilnahme am Rechtsverkehr
Rechtsfahigkeit erlangt.

Zu Nummer 22 (8 284 Absatz 1 Satz 3)

Es handelt sich um eine Anpassung an die mit dem MoPeG eintretenden
Rechtséanderungen.

Der Vollstreckungsschuldner muss nach 8 284 AO der Vollstreckungsbehdrde auf deren
Verlangen fir die Vollstreckung einer Forderung Auskunft Gber sein Vermdgen erteilen,
wenn er die Forderung nicht binnen zwei Wochen begleicht, nachdem ihn die
Vollstreckungsbehérde unter Hinweis auf die Verpflichtung zur Abgabe der
Vermogensauskunft zur Zahlung aufgefordert hat. Handelt es sich bei dem
Vollstreckungsschuldner um eine juristische Person oder um eine rechtsfahige
Personenvereinigung, so hat er seine Firma oder seinen Namen, die Nummer des
Registerblatts im Handelsregister und seinen Sitz anzugeben (8§ 284 Absatz 1 Satz 3 AO).

Mit dem MoPeG wurde die Mdoglichkeit geschaffen, dass sich rechtsfahige
Personengesellschaften in das neue Gesellschaftsregister eintragen lassen kénnen (vgl.
88 706 bis 707d BGB in der ab 1.Januar 2024 geltenden Fassung). Dem tragt die
Neufassung der Regelung Rechnung.

Zu Nummer 23 (8 352)

Es handelt sich um eine Anpassung an die mit dem MoPeG eintretenden
Rechtséanderungen.

Die Vorschrift regelt wie bisher im Interesse der Verwaltungsvereinfachung, wer gegen
Bescheide Uber eine gesonderte und einheitliche Feststellung Einspruch einlegen kann. In
Abhangigkeit von der Rechtsfahigkeit der Personenvereinigung wird diese
Einspruchsbefugnis wie folgt neu geregelt:

Rechtsfahige Personenvereinigungen:

— In diesen Fallen ist nach Nummer 1l Buchstabe a grundsatzlich allein die
Personenvereinigung einspruchsbefugt, nicht mehr wie bisher der zur Vertretung
berufene Geschéftsfuhrer.

— Besteht die rechtsfahige Personenvereinigung nicht mehr (steuerliche
Vollbeendigung), ist nach Nummer 1 Buchstabe b jeder Gesellschafter oder
Gemeinschafter einspruchsbefugt, gegen den der Feststellungsbescheid ergangen ist
oder zu ergehen hatte. Dies entspricht im Grundsatz der bislang in § 352 Absatz 1
Nummer 2 AO enthaltenen Regelung.
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— Soweitnach § 183 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 AO — neu — eine Einzelbekanntgabe des
Feststellungsbescheids erfolgt ist oder zu erfolgen hatte, weil ein
Feststellungsbeteiligter aus der Personenvereinigung ausgeschieden ist oder well
zwischen den Feststellungsbeteiligten ernstliche Meinungsverschiedenheiten
bestehen, ist nach Nummer 3 dieser Gesellschafter, Gemeinschafter oder
Mitberechtigte einspruchsbefugt. Dies gilt auch dann, wenn der Feststellungsbescheid
nach 8183 Absatz?2 Satz2 AO - neu - mangels Widerspruchs der
Personenvereinigung mit Wirkung fir und gegen diesen Feststellungsbeteiligten
bekanntgegeben worden ist.

Sonstige Falle einheitlicher Feststellungen (insbesondere nicht rechtsfahige
Personenvereinigungen sowie Feststellungen nach der Verordnung zu § 180 Abs. 2 AO):

— Indiesen Fallen ist nach Nummer 2 Buchstabe a — wie bisher — grundsatzlich allein die
in Absatz 2 bezeichnete Person (Einspruchsbevoliméchtigter) einspruchsbefugt.

— Nummer 2 Buchstabe b nimmt die Regelung des bisherigen § 352 Absatz 1 Nummer 2
AO auf: ist kein Einspruchsbefugter nach Absatz 2 vorhanden, ist jeder Gesellschafter,
Gemeinschafter oder Mitberechtigte einspruchsbefugt, gegen den der
Feststellungsbescheid ergangen ist oder zu ergehen hatte.

— Soweit nach 8§ 183a Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 AO eine Einzelbekanntgabe des
Feststellungsbescheids erfolgt ist oder zu erfolgen héatte, weil ein
Feststellungsbeteiligter aus der Personenvereinigung ausgeschieden ist oder welil
zwischen den Feststellungsbeteiligten ernstliche Meinungsverschiedenheiten
bestehen, ist nach Nummer 3 dieser Gesellschafter, Gemeinschafter oder
Mitberechtigte einspruchsbefugt. Dies gilt auch dann, wenn der Feststellungsbescheid
nach §183a Absatz2 Satz2 AO - neu — mangels Widerspruchs dem
Empfangsbevollmé&chtigten nach § 183a Absatz 1 Satz 1 AO — neu - auch mit Wirkung
fir und gegen diesen Feststellungsbeteiligten bekanntgegeben worden ist.

Absatz 1 Nummer 4 und 5 entsprechen den bisherigen Regelungen in § 352 Absatz 1
Nummer 4 und 5 AO und gelten sowohl bei rechtsfahigen Personenvereinigungen als auch
bei nicht rechtsfahigen Personenvereinigungen und sonstigen Féllen einer gesonderten
und einheitlichen Feststellung.

§ 352 Absatz 2 AO — neu — entspricht weitestgehend dem bisher geltenden Recht, er wird
lediglich an den neuen § 183a Absatz 1 AO und § 352 Absatz 1 AO angepasst.

Zu Artikel 13 (Weitere Anderung der Abgabenordnung)
§ 183a Absatz 4

Es handelt sich um eine Anpassung an die mit dem MoPeG eintretenden
Rechtsdnderungen.

Durch Artikel 5 Nummer 5 des Grundsteuer-Reformgesetzes vom 26. November 2019
(BGBI. I S. 1794) sollen in § 183 Absatz 4 AO mit Wirkung ab 1. Januar 2025 die Worter
,den Einheitswert oder gestrichen werden. Da der bisherige § 183 AO durch den neuen
§ 183a AO (vgl. Artikel 12 Nummer 20) ersetzt wird, ginge der noch nicht in Kraft getretene
Anderungsbefehl in Artikel 5 Nummer 5 des Grundsteuer-Reformgesetzes ins Leere. Er
wird durch Artikel 2 dieses Gesetzes — ebenfalls mit Inkrafttreten am 1. Januar 2025 - in
angepasster Fassung ersetzt. Artikel 5 Nummer 5 des Grundsteuer-Reformgesetzes ist im
Interesse der Rechtsklarheit zugleich zu streichen (vgl. Artikel 44 Absatz 2 dieses
Gesetzes).
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Zu Artikel 14 (Weitere Anderung der Abgabenordnung)

§ 147a Absatz 1

Mit dem vorliegenden Vorschlag wird der Schwellenwert fiir Uberschusseinkiinfte um
50 Prozent erhdht. Durch diese signifikante Erhdéhung wird eine gréf3ere Anzahl
Steuerpflichtiger von der steuerlichen Aufbewahrungspflicht befreit und damit von unnétiger
Birokratie entlastet.

Zu Artikel 15 (Anderung des Einfuhrungsgesetzes zur Abgabenordnung)
Zu Nummer 1 (Artikel 97 § 14 Absatz 7 — neu -)

Die geanderte Fassung des § 230 Absatz 2 Satz 1 AO gilt fur alle am Tag nach der Ver-
kiindung noch nicht abgelaufenen Zahlungsverjahrungsfristen.

Zu Nummer 2 (Artikel 97 § 15 Absatz 17 — neu =)

Die Neuregelung des § 237 Absatz 6 AO qilt fiir alle Haftungsanspriiche, die nach dem
31. Dezember 2023 entstehen. Hierdurch wird sichergestellt, dass die Regelung erst auf
kunftige Haftungsfalle Anwendung findet.

Zu Nummer 3 (Artikel 97 § 33 Absatz 7 — neu -)

Artikel 97 § 33 Absatz 7 des Einfiilhrungsgesetzes zur Abgabenordnung (EGAQ) bestimmt
den Anwendungszeitpunkt der Regelungen zu den Mitteilungspflichten fur innerstaatliche
Steuergestaltungen im Sinne der neuen 88 138l bis 138n AO sowie zu den mit diesem
Gesetz gednderten 88 138i bis 138k AO. Das Bundesministerium der Finanzen wird danach
ermachtigt, den erstmaligen Anwendungszeitpunkt der neuen Mitteilungspflichten durch ein
im Bundesgesetzblatt Teil | bekanntzumachendes Schreiben zu bestimmen. Der
Mitteilungspflicht Gber innerstaatliche Steuergestaltungen unterliegen nach Satz 1 ferner
nur solche Steuergestaltungen, hinsichtlich derer das die Mitteilungspflicht auslésende
Ereignis (maRgebendes Ereignis, vgl. § 138n Absatz 1 Satz 2 AO) nach dem durch das
Bundesministerium der Finanzen zu bestimmenden erstmaligen Anwendungszeitpunkt
eingetreten ist. Durch die in Satz 1 vorgesehene Zeitspanne von mindestens einem Jahr
zwischen dem Tag der Bekanntmachung der Anwendungsbestimmung im
Bundesgesetzblatt Teil | und dem erstmaligen Anwendungszeitpunkt soll allen Beteiligten
hinreichend Zeit gegeben werden, die zur Anwendung der Regelungen der 88 138l bis 138n
AO erforderliche IT-Infrastruktur einzurichten. Abschliel3end bestimmt Satz 2 des neuen
Absatzes 7, dass die gesetzlichen Regelungen Uber eine Mitteilungspflicht fur
innerstaatliche Steuergestaltungen — sofern das Bundesministerium der Finanzen von
seiner Erméachtigung keinen Gebrauch machen sollte — spétestens nach Ablauf von vier
Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres des Inkrafttretens der Neuregelung anzuwenden
sein werden.

Zu Artikel 16 (Weitere Anderung des Einfuhrungsgesetzes zur Abgabenordnung)
Zu Nummer 1 (Artikel 97 § 19)

Uberschrift Artikel 97 § 19

Bisher hatte Artikel 97 § 19 keine amtliche Uberschrift. Diese wird nun eingeflgt.

Artikel 97 § 19 Absatz 1 und 2
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Hierbei handelt es sich um eine Rechtsbereinigung mit der Aufhebung nicht mehr
erforderlicher Ubergangsregelungen. Die Absatze 1 bis 7 werden aufgehoben und die
bisherigen Absétze 8 und 9 werden die Absatze 1 und 2.

Artikel 97 § 19 Absatz 3 und 4 — neu —

Der Satz 1 regelt die zeitliche Anwendung des 8§ 141 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 AO in der
Fassung des Artikels 12 Nummer 14 Buchstabe a dieses Gesetzes. Danach ist diese auf
Umsétze der Wirtschaftsjahre anzuwenden, die nach dem 31. Dezember 2023 beginnen.
Die Ubergangsregelung in Satz 2 stellt sicher, dass Steuerpflichtige keine Mitteilung tber
den Beginn der Buchfuihrungspflicht erhalten, fur die ab dem Zeitpunkt der Verkiindung
dieses Gesetzes nach bisherigem Recht eine Buchfuihrungs- und Aufzeichnungspflicht
besteht, jedoch nicht mehr nach der Neuregelung des § 141 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 AO
in der Fassung dieses Gesetzes.

Artikel 97 § 19 Absatz 11

Der Satz 1 regelt die zeitliche Anwendung des 8§ 141 Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 und 5 AO
in der Fassung des Artikels 12 Nummer 14 Buchstabe b dieses Gesetzes. Danach ist diese
auf Gewinne der Wirtschaftsjahre anzuwenden, die nach dem 31. Dezember 2023
beginnen. Die Ubergangsregelung in Satz 2 stellt sicher, dass Steuerpflichtige keine
Mitteilung Uber den Beginn der Buchfuhrungspflicht erhalten, fir die ab dem Zeitpunkt der
Verkindung dieses Gesetzes nach bisherigem Recht eine Buchfihrungs- und
Aufzeichnungspflicht besteht, jedoch nicht mehr nach der Neuregelung des § 141 Absatz 1
Satz 1 Nummer 4 oder 5 AO in der Fassung dieses Gesetzes.

Zu Nummer 2 (Artikel 97 8 39 — neu -)

Artikel 97 § 39 — neu —

Es handelt sich um eine Anpassung an die mit dem MoPeG eintretenden
Rechtséanderungen.

Artikel 97 839 Absatzl und 2 EGAO - neu - enthalt eine Anwendungs- und
Ubergangsregelung zu den flr rechtsfahige Personenvereinigungen geénderten
Regelungen in § 152 Absatz 4 Satz 3 und § 181 Absatz 2 Satz 2 Nummer 1 AO.

Artikel 97 § 39 Absatz 3 EGAO — neu — enthalt eine Anwendungs- und Ubergangsregelung
zur Bekanntgabe von einheitlichen Feststellungsbescheiden. Sie soll es insbesondere
ermoglichen, in den Jahren 2024 und 2025 im einheitlichen Feststellungsverfahren
Verwaltungsakte oder Mitteilungen tibergangsweise noch dem Empfangsbevollméchtigten
nach 8183 AO in der bisher geltenden Fassung bekanntzugeben, wenn die
Grundinformationsdaten noch nicht oder nicht rechtzeitig angepasst worden sind.

Artikel 97 § 39 Absatz 4 EGAO — neu — enthalt eine an Artikel 97 8§ 18 Absatz 3 EGAO
angelehnte Anwendungs- und Ubergangsregelung fiir das Einspruchsverfahren.

Nach Artikel 97 8§ 39 Absatz5 EGAO —neu- sind fur Feststellungszeitraume und
Feststellungszeitpunkte vor dem 1. Januar 2024 § 152 Absatz 4 Satz 3, § 181 Absatz 2
Satz2 Nummer 1, §183 und §352 AO in der bisher geltenden Fassung weiter
anzuwenden, wenn Uber das Vermoégen einer Personenvereinigung vor dem 1. Januar
2024 das Insolvenzverfahren erdffnet wurde.

Zu Artikel 17 (Weitere Anderung des Einfuhrungsgesetzes zur Abgabenordnung)

Artikel 97 § 10b Satz 3
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Es handelt sich um eine Anpassung an die mit dem MoPeG eintretenden
Rechtséanderungen.

Dem Artikel 97 8 10b EGAO wird durch Artikel 7 Nummer 2 Buchstabe b des Grundsteuer-
Reformgesetzes mit Wirkung ab 1. Januar 2025 ein neuer Satz 3 angefluigt. Diese Regelung
ist mit Wirkung ab 1. Januar 2025 an die Ersetzung des bisherigen § 183 AO durch den
neuen 8§ 183a AO (vgl. Artikel 12 Nummer 20) anzupassen. Zugleich wird ein redaktioneller
Fehler beseitigt.

Zu Artikel 18 (Weitere Anderung des Einfihrungsgesetzes zur Abgabenordnung)

Artikel 97 § 40 — neu —

Aufgrund der Ubergangsregelung ist der geadnderte § 147a AO erstmalig fiir den
Veranlagungszeitraum 2027 anzuwenden. Darlber hinaus wird klargestellt, dass
bestehende Aufbewahrungsfristen, die bereits bis einschliefRlich des
Veranlagungszeitraums 2026 entstanden sind, weiterhin fortgelten, auch wenn die
Einkunftsgrenze ab dem Veranlagungszeitraum 2027 nicht mehr tGberschritten wird.

Zu Artikel 19 (Anderung des Finanzverwaltungsgesetzes)

Zu Nummer 1 (§ 5)

Zu Buchstabe a

Zu Doppelbuchstabe aa (8 5 Absatz 1 Satz 1 Nummer 44)

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeanderung aus der Anderung des § 138i AO.
Zu Doppelbuchstabe bb (8 5 Absatz 1 Satz 1 Nummer 44a — neu — und 44b — neu -)
§ 5 Absatz 1 Satz 1 Nummer 44a — neu —

Durch diese Anderung des FVG obliegt dem Bundeszentralamt fiir Steuern sowohl die
Sammlung als auch grundséatzlich die Auswertung der ihm aus dem Inland nach den 8§ 138|
bis 138n AO zugehenden Mitteilungen uber innerstaatliche Steuergestaltungen (vgl. auch
§ 138j AO). Die Auswertung der eingegangenen Mitteilungen erfolgt durch eine Prufgruppe,
die aus Vertretern des Bundes und der obersten Finanzbehdrden der Lander besteht. Diese
Prifgruppe untersteht der Leitung des Bundeszentralamts flr Steuern. In Bezug auf das
genaue Verfahren zur Prifung und Auswertung der Mitteilungen wird auf die Begriindung
Zu 8§ 138j AO verwiesen.

8 5 Absatz 1 Satz 1 Nummer 44b — neu —

Es handelt sich um eine Klarstellung hinsichtlich der Zustéandigkeit des Bundeszentralamts
fur Steuern fur die Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten nach § 379 Absatz 2 Nummer le,
1fund 1j AO.

Zu Doppelbuchstabe cc (8 5 Absatz 1 Satz 1 Nummer 46b — neu -)
Durch die neue Nummer 46b wird dem Bundeszentralamt flr Steuern die Zustandigkeit fiir

die Koordinierung von und Mitwirkung an internationalen Risikobewertungsverfahren im
Sinne des neuen § 89b AO zugewiesen.
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Zu Buchstabe b (8 5 Absatz 1a Satz 2)

Es handelt sich um eine Folgeanderung aufgrund der Anfiigung des § 5 Absatz 1 Satz 1
Nummer 46b FVG.

Zu Nummer 2 (§ 21a Absatz 5)

Bereits nach bisherigem Recht wirken die Landesfinanzbehérden nach § 21a Absatz 5 FVG
bei der Auswertung von Mitteilungen Uber grenziberschreitende Steuergestaltungen mit,
soweit von einer dem Bundeszentralamt fir Steuern mitgeteilten grenziiberschreitenden
Steuergestaltung Steuern betroffen sind, die von Landesfinanzbehorden oder Gemeinden
verwaltet werden.

Durch die Anderung des §2la Absatz5 AO wird diese Regelung auch auf die
Zusammenarbeit bei der Auswertung von Mitteilungen (ber innerstaatliche
Steuergestaltungen ausgeweitet.

Zu Artikel 20 (Weitere Anderung des Finanzverwaltungsgesetzes)

Das Zuwendungsempfangerregister ist das Kernelement eines modernen digitalen
Spendennachweisverfahrens. Das Bundeszentralamt fir Steuern baut das Register zum
1. Januar 2024 auf. Darin sind diejenigen steuerbegiinstigten Korperschaften 6ffentlich
erkennbar verzeichnet, die ihren Spenderinnen und Spendern flr ihre Zuwendung einen
Sonderausgabenabzug nach 88 10b, 34g EStG vermitteln. Die fur den Aufbau des
Registers erforderlichen bestehenden gesetzlichen Normen werden aufgrund der
aufbaubegleitenden vertieften fachlichen Erdrterung der technischen Umsetzung
Uberarbeitet, gestrafft und in den Tatbestanden zur sachlichen Zustandigkeit des
Bundeszentralamtes fir Steuern klarer gefasst.

Zu Nummer 1 (8 5 Absatz 1 Satz 1 Nummer 47 Buchstabe a und b)

8 5 Absatz 1 Satz 1 Nummer 47 Buchstabe a

Die Anderung vermeidet die Wiederholung der Formulierungen des § 60b AO durch
gesetzlichen Verweis auf 8 60b AO und auf die Zuwendungsempfanger, die in Buchstabe b
erfasst sind. Die Erteilung von Auskinften wird im neuen Buchstaben f gesondert
aufgenommen.

Die Legaldefinition des Zuwendungsempfangerregisters wird an dieser Stelle gestrichen,
da sie bereits in § 60b Absatz 1 AO enthalten ist.

8 5 Absatz 1 Satz 1 Nummer 47 Buchstabe b

Die Anderung dient der Klarstellung.

Die Aufgaben des Bundeszentralamt fiur Steuern erstrecken sich auch auf amtliche
Feststellungen zu auslandischen juristischen Personen. Diese sind nach 810b Absatz 1
Satz 2 Nummer 1 und 3 EStG zwar ebenfalls beglnstigte Zuwendungsempfanger, aber
nicht im Inland Steuersubjekt, sodass die Landesfinanzbehoérden diese Fallgruppe nicht
erfassen. Dartber hinaus wird Buchstabe c in Buchstabe b rechtsvereinfachend integriert.

Zu Nummer 2 (8 5 Absatz 1 Satz 1 Nummer 47 Buchstabe ¢ — aufgehoben -)

Buchstabe ¢ wurde in Buchstabe b integriert. Der bisherige Buchstabe ¢ kann daher
aufgehoben werden.
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Zu Nummer 3 (8 5 Absatz 1 Satz 1 Nummer 47 Buchstabe ¢, d und e — neu -)

Wegen der Aufhebung des Buchstaben ¢ werden die bisherigen Buchstaben d bis f die
neuen Buchstaben c, d und e.

Zu Nummer 4 (8 5 Absatz 1 Satz 1 Nummer 47 Buchstabe d und e — neu —und
Buchstabe f — aufgehoben -)

8 5 Absatz 1 Satz 1 Nummer 47 Buchstabe d — neu —

Die Aufnahme des § 34g EStG dient der Klarstellung, da nach dieser Norm flir Zuwender
eine SteuerermaRigung moglich ist, fur deren Uberprifung die Informationen im
Zuwendungsempfangerregister genutzt werden kénnen. Durch Verweis auf § 60b Absatz 2
AO wird eine Aufzahlung vermieden. Die weiteren Anpassungen sind sprachlicher Natur.

8 5 Absatz 1 Satz 1 Nummer 47 Buchstabe f — aufgehoben —und e — neu —

Die Regelung im bisherigen Buchstaben f ist nicht erforderlich. Die jeweils zustandige
Finanzbehorde meldet Verdnderungen im Datenbestand direkt an das Bundeszentralamt
fur Steuern. Es ist nicht erforderlich, dass das Bundeszentralamt fiir Steuern Antrdge nur
annimmt und nur weiterleitet.

Der neue Buchstabe e enthdlt eine tatsachlich und rechtliche erforderliche sachliche
Zustandigkeitsnorm, weil die Erteilung von Auskiinften fir das Bundeszentralamt fir
Steuern eine gesonderte und besondere Aufgabe sein wird.

Zu Artikel 21 (Anderung der Finanzgerichtsordnung)
8§48

Es handelt sich um eine Anpassung an die aufgrund des MoPeG eintretenden
Rechtsdnderungen. Die Neufassung von § 48 FGO dient der Anpassung an die
Anderungen der Klagebefugnis im einheitlichen Feststellungsverfahren (vgl. § 352 AO,
Artikel 12 Nummer 23).

Zu Artikel 22 (Anderung des Korperschaftsteuergesetzes)
Zu Nummer 1 (8§ 1a)

Zu Buchstabe a (8§ 1a Absatz 1)

Zu Doppelbuchstabe aa (8 1a Absatz 1 Satz 1 bis 4)

In § 1a Absatz 1 Satz 1, 2, 3 und 4 werden jeweils die Worter ,Personenhandels- oder
Partnerschaftsgesellschaft® durch das Wort ,Personengesellschaft” ersetzt. Dadurch
erhalten nunmehr alle Personengesellschaften die Maoglichkeit, zur
Kdrperschaftsbesteuerung zu optieren.

Zu Doppelbuchstabe bb (8 1a Absatz 1 Satz 7 — neu -)

Der Antrag auf Option zur Kérperschaftsbesteuerung ist spatestens einen Monat vor Beginn
des Wirtschaftsjahres zu stellen, ab dem die Besteuerung wie eine Kapitalgesellschaft
gelten soll. Um auch neu gegrindeten Gesellschaften die Méglichkeit zu geben, von vorne
herein zur Kdrperschaftsbesteuerung zu optieren, wird diesen mit dem neuen Satz 7 die
Moglichkeit eingerdumt, den Antrag auch erst bis zum Ablauf eines Monats nach Abschluss
des Gesellschaftsvertrags zu stellen. Entsprechendes gilt fir Kérperschaften, die in eine
Personengesellschaft formwechseln. Durch den Antrag bis zum Ablauf eines Monats nach
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Anmeldung des Formwechsels beim zustandigen Register erhalten diese (bzw. die
Personengesellschaft, falls diese zu diesem Zeitpunkt bereits in das Register eingetragen
sein sollte) die Mdglichkeit steuerlich ununterbrochen als Koérperschaftsteuersubjekt
behandelt zu werden. Ertragsteuerlich handelt es sich dabei um einen nicht unter § 1
UmwsStG fallenden Formwechsel einer Korperschaft in eine Korperschaft anderer
Rechtsform.

Zu Buchstabe b (8 1a Absatz 2 Satz 2)

Mit der Ergénzung des Satzes 2 wird sichergestellt, dass die steuerneutrale Ausubung der
Option nicht allein dadurch ausgeschlossen wird, dass in Sonderféllen, in denen die
Beteiligung an einer Komplementérin einer optierenden Kommanditgesellschaft (i. d. R.
eine zu Null Prozent beteiligte GmbH) eine funktional wesentliche Betriebsgrundlage
darstellt, diese Beteiligung nicht in die optierende Gesellschaft eingebracht wird.

Zu Buchstabe c (8 1a Absatz 3 Satz 5)

Durch die Anderung wird die Option auch in Bezug auf die Ausschiittungsfiktion noch
starker an die steuerliche Behandlung einer echten Kapitalgesellschaft angené&hert.
Thesaurierte Gewinne gelten grundsétzlich so lange nicht als ausgeschiittet, bis sie
entnommen werden. Unter Enthahme sind alle Vorgange zu verstehen, aufgrund derer die
Gewinne (z. B. durch Verbuchung auf einem Fremdkapitalkonto, tatsachliche Auszahlung
an den Gesellschafter oder eine Verrechnung mit einer Forderung gegen den
Gesellschafter) kein Eigenkapital der optierenden Gesellschaft mehr darstellen und daher
z. B. nicht mehr zur Verrechnung mit Verlusten der Gesellschaft zur Verfligung stehen. Im
Unterschied zu einer echten Kapitalgesellschaft, bei der ein Zufluss bei einem
beherrschenden Gesellschafter bereits dann fingiert wird, wenn die Ausschuittung von der
Gesellschaft beschlossen wurde (vgl. zuletzt BFH-Urteil vom 14. Februar 2022, BStBI I
2023 S. 101 m. w. N.), sieht das Gesellschaftsrecht bei Personengesellschaften keinen
besonderen Ausschittungsbeschuss vor. Dieser grundsatzliche Unterschied zwischen
Personengesellschaften und Kapitalgesellschaften rechtfertigt, im Rahmen des § 1la KStG
nicht zwischen einzelnen Gesellschaftern zu differenzieren, sodass auch bei
beherrschenden Gesellschaftern einer optierenden Gesellschaft ein
kapitalertragsteuerpflichtiger Zufluss erst bei tatsachlicher Enthnahme anzunehmen ist.

Zu Nummer 2 (8 5 Absatz 1 Nummer 10 Satz 3)

Wohnungsgenossenschaften und -vereine sind nach 85 Absatz 1 Nummer 10 KStG
steuerbefreit, soweit sie Einnahmen aus der Uberlassung eigener Wohnungen an
Genossen oder Mitglieder erzielen. Ubrige Tatigkeiten unterliegen der Steuerpflicht. Bereits
durch das Gesetz zur steuerlichen Forderung des Mietwohnungsneubaus vom
4. August 2019 (BGBI. | S. 1122) wurde gesetzlich normiert, dass
Wohnungsgenossenschaften und -vereine auch dann die Steuerbefreiung des 8 5 Absatz 1
Nummer 10 KStG erhalten, wenn ihre tbrigen Einnahmen nur wegen der Stromlieferung
aus Mieterstromanlagen zwar die Unschadlichkeitsgrenze von 10 Prozent der
Gesamteinnahmen ubersteigen, die Einnahmen aus diesen Stromlieferungen aber nicht 20
Prozent ihrer Gesamteinnahmen Ubersteigen.

Um den Ausbau der Solarstromerzeugung auf Wohngebauden weiter voranzutreiben und
die hierfur notwendige Anreizwirkung zu verstarken, sieht die Anderung des § 5 Absatz 1
Nummer 10 Satz 3 KStG eine Ausweitung der Unschadlichkeitsgrenze auf 30 Prozent vor.
Einnahmen aus der Lieferung von Strom aus Anlagen, flr die unter den Voraussetzungen
des 8 21 Absatz 3 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes ein Anspruch auf Zahlung eines
Mieterstromzuschlags besteht, fihren nunmehr nicht zu einem Ausschluss der
Steuerbefreiung des 8§ 5 Absatz 1 Nummer 10 Satz 1 KStG, wenn diese Einnahmen nicht
30 Prozent der gesamten Einnahmen des Steuerpflichtigen Gbersteigen.
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Nach dem unverandert beizubehaltenden § 5 Absatz 1 Nummer 10 Satz 4 KStG gilt dies
zudem auch fur Einnahmen aus der Lieferung von Strom an den Mieter in Zeiten, in denen
kein Strom aus den Mieterstromanlagen geliefert werden kann (vgl. 8 42a Absatz 2 Satz 6
EnWG), sowie fiir Einnahmen aus der Einspeisung des nicht an die Mieter abgegebenen
Uberschussstroms aus diesen Anlagen.

Zudem soll mit dem Gesetz zur Steigerung des Ausbaus photovoltaischer
Energieerzeugung die ,gemeinschaftliche Gebaudeversorgung® eingefuhrt werden. Wie
beim Mieterstrom ist auch hier das Ziel, den Ausbau der Solarstromerzeugung auf
Wohngebauden weiter voran zu treiben. Aufgrund der weiteren Anderung des Satzes 3 gilt
die Unschadlichkeitsgrenze von 30 Prozent kinftig auch fur Einnahmen aus der
gemeinschaftlichen Geb&udeversorgung i. S. des 8 3 Nummer 20a EnWG i. V. mit § 42b
EnWG.

Die Anderung gilt iber § 3 Nummer 15 GewStG auch fiir die Gewerbesteuer.
Zu Nummer 3 (8 32 Absatz 6 — neu -)

Mit dem neuen Erstattungsanspruch gemafi § 32 Absatz 6 KStG wird die Steuerbefreiung
nach 8 5 Absatz 1 Nummer 9 KStG fur auslandische, in EU- und EWR-Staaten ansassige,
gemeinnitzige Organisationen auch im Bereich der Kapitalertragsteuer nachvollzogen. Die
Kapitalertragsteuererstattung wird aufgrund der Kapitalverkehrsfreiheit auch Drittstaaten-
Organisationen i. S. des § 32 Absatz 6 Satz 1 Nummer 3 KStG gewabhrt.

Mit der durch das Jahressteuergesetz 2009 erfolgten Anderung des § 5 Absatz 2 Nummer 2
KStG wurden die Folgerungen aus dem Urteil des EUGH vom 14. September 2006 in der
Rechtssache C-386/04 (Stauffer) gezogen und auslandische Kérperschaften mit Sitz oder
Geschéftsleitung in einem EU- bzw. EWR-Staat, soweit mit diesen ein Amtshilfeabkommen
besteht, und die die Voraussetzungen der Steuerbefreiung nach § 5 Absatz 1 Nummer 9
KStG erfullen, den inlandischen steuerbegunstigten Kdrperschaften weitgehend gleich
gestellt (vgl. BR-Drs. 545/08 S. 106).

Wahrend jedoch fur inlandische gemeinnitzige Organisationen im Sinne des § 5 Absatz 1
Nummer 9 KStG in § 44a Absatz 7 EStG eine Befreiungsmdoglichkeit und in 8 44b Absatz 6
EStG ein Erstattungsverfahren geregelt ist, um eine vollstandige Entlastung von der
Quellensteuer zu ermdoglichen, existiert bisher fur ausldndische gemeinnitzige
Organisationen (ansassig in EU-, EWR- und Drittstaaten) im Sinne des 8 5 Absatz 1
Nummer 9 KStG keine vollstandige Entlastungsmaoglichkeit.

Damit unterliegen Dividenden, die von deutschen Kdrperschaften an im Ausland ansassige
gemeinnttzige Organisationen ausgeschittet werden, und in bestimmten Fallen von einem
deutschen Schuldner an solche Organisationen gezahlte Zinsen der Kapitalertragsteuer in
Hohe von 25 Prozent. Der Kapitalertragsteuerabzug, gegebenenfalls auf Grund von
Doppelbesteuerungsabkommen i. V. mit 8 50c Absatz 3 EStG oder der Regelung des
§ 44a Absatz 9 EStG auf 15 Prozent reduziert, wirkt auf Grund der Abgeltungswirkung des
§ 32 Absatz 1 KStG bei auslandischen gemeinnitzigen Organisationen definitiv.

Diese (hohere) Quellenbesteuerung von Dividenden und Zinsen, die an ausléndische
gemeinnitzige Organisationen ausgeschittet bzw. gezahlt werden, stellt eine
Beschrankung des freien Kapitalverkehrs (Artikel 63 Absatz 1 des Vertrags Uber die
Arbeitsweise der Europaischen Union (AEUV) und Artikel 40 des Abkommens Uber den
Europaischen Wirtschaftsraum (EWR-Abkommens)) dar. Auf die Kapitalverkehrsfreiheit
nach Artikel 63 Absatz1l AEUV koénnen sich grundsatzlich auch gemeinnitzige
Organisationen in Drittstaaten berufen. Die Beschréankung der Kapitalverkehrsfreiheit ist
nach der Rechtsprechung des Européischen Gerichtshofes (EuGH) nur in Bezug auf solche
gemeinnutzigen Organisationen gerechtfertigt, die in Drittstaaten ansassig sind, mit denen
kein umfassender Informationsaustausch besteht, der eine (unabhangige) Uberprifung der
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vom Antragsteller zum Nachweis der Erstattungsvoraussetzungen vorgelegten Nachweise
ermdglicht. Damit die Durchsetzbarkeit von Rickforderungsanspriichen gegenuber
beschrankt Steuerpflichtigen nicht hinter der fir unbeschrankt Steuerpflichtige zuriickbleibt,
muss neben dem Informationsaustausch auch eine mdgliche und tatsachliche Beitreibung
durch Drittstaaten gewahrleistet sein.

Der Erstattungsanspruch gemals dem neuen 8§ 32 Absatz 6 KStG fir auslandische
gemeinnutzige  Organisationen  stellt die  Unionsrechtskonformitat  bei  der
Quellenbesteuerung von Dividenden- und Zinszahlungen an gemeinnitzige
Organisationen her, die die Voraussetzungen des § 5 Absatz 1 Nummer 9 KStG erfiillen.

Satz 1

Satz 1 regelt insbesondere eine Erstattung der einbehaltenen und abgefihrten
Kapitalertragsteuer fir Kapitalertrage im Sinne des § 20 Absatz 1 Nummer 1, 2, 4, 6 und 9
EStG und Kapitalertrage im Sinne des 8 20 Absatz 1 Nummer 7 EStG fur beschrankt
steuerpflichtige gemeinnitzige Korperschaften, Personenvereinigungen oder
Vermogensmassen und bestimmt die objektiven Voraussetzungen fur die Erstattung, die
kumulativ vorliegen mussen.

Zu Absatz 6
Zu Nummer 1
Zu Buchstabe a

Erstattungsberechtigt sind nach 82 Nummer1l KStG beschrankt steuerpflichtige
gemeinnutzige Korperschaften, Personenvereinigungen oder Vermdgensmassen, die die
Voraussetzungen des § 5 Absatz 1 Nummer 9 KStG erfillen, wobei der Verweis auf das
Vorliegen der tatbestandlichen Voraussetzungen des § 5 Absatz 1 Nummer 9 KStG nicht
zu einer grundsatzlichen persoénlichen Steuerbefreiung von beschréankt Steuerpflichtigen
mit Ansassigkeit in einem Drittstaat fuhrt.

Mit dem Verweis auf 8§ 5 Absatz 1 Nummer 9 KStG wird sichergestellt, dass nur solche
gemeinnitzigen Organisationen freigestellt werden, die gemeinnitzige, mildtatige oder
kirchliche Zwecke im Sinne der 88 52 bis 54 AO verfolgen und die anhand der 88 51 bis 68
AO zu prifenden Voraussetzungen - sowohl in Bezug auf die satzungsmaéafigen
Voraussetzungen wie die tatsachliche Geschaftsfuhrung — erfullen. Dadurch wird die
vollstandige  Gleichbehandlung inlandischer und auslandischer gemeinnutziger
Organisationen hergestellt.

Verwirklicht die auslandische Kérperschaft inre nach deutschem Recht férderungswirdigen
Zwecke nur auf3erhalb von Deutschland, dann setzt die Steuerbeglnstigung — neben den
sonstigen Voraussetzungen der 88 51 ff. AO — den Inlandsbezug nach § 51 Absatz 2 AO
voraus. Dieser liegt zum einen vor, wenn natlrliche Personen, die ihren Wohnsitz oder ihren
gewohnlichen Aufenthalt in Deutschland haben, geférdert werden. Auf die
Staatsangehorigkeit der natirlichen Personen kommt es dabei nicht an.

Falls durch die Tatigkeit im Ausland keine im Inland lebenden Personen geférdert werden,
liegt dann dennoch ein Inlandsbezug vor, wenn die Tatigkeit der Korperschaft neben der
Verwirklichung der nach deutschem Recht steuerbegiinstigten Zwecke auch zur
Verbesserung des Ansehens Deutschlands im Ausland beitragt. Es gelten hier fur in- und
auslandische gemeinnitzige Koérperschaften die gleichen Voraussetzungen. Dabei wird
das Ansehen Deutschlands nicht schon dadurch verbessert, dass in Deutschland
Beteiligungen passiv gehalten oder in Deutschland Einkinfte erzielt werden. Insbesondere
ist fir eine Steigerung des Ansehens zumindest erforderlich, dass nach auf3en erkennbar
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ist, dass die nach deutschem Recht steuerbegiinstigte Betatigung der Korperschaft auch
durch finanzielle Mittel aus Deutschland gefordert wird.

Bei der Prifung der Voraussetzungen der Steuerbegiinstigung zum Zwecke der
Kapitalertragsteuererstattung werden als Ausdruck des Once-Only Prinzips dem BZSt
bereits vorliegende Unterlagen und Informationen aus anderen Verfahren berlcksichtigt,
wie beispielsweise dem Verfahren zur Eintragung in das Zuwendungsempfangerregister.

Zu Buchstabe b

Nach der Rechtsprechung des EuGH kann die Rechtsprechung zu Beschrankungen des
freien Kapitalverkehrs in der Union nicht in vollem Umfang auf den Kapitalverkehr zwischen
Mitgliedstaaten und dritten Landern tUbertragen werden, da sich dieser in einem anderen
rechtlichen Rahmen einflgt. Ein Mitgliedstaat ist nicht verpflichtet, vom Steuerpflichtigen
vorgelegte Belege zu akzeptieren, ohne gegebenenfalls die Richtigkeit dieser Angaben
Uberprifen zu kdnnen. Wenn die Gewéhrung eines Steuervorteils von der Erfullung von
Bedingungen abhangig ist, deren Einhaltung nur in der Weise nachgepriift werden kann,
dass Auskunfte von den zustandigen Behodrden eines Drittstaats eingeholt werden, ist es
grundsatzlich gerechtfertigt, dass der Mitgliedstaat die Gewéahrung dieses Vorteils ablehnt,
wenn es sich, insbesondere wegen des Fehlens einer vertraglichen Verpflichtung des
Drittstaats zur Vorlage der Informationen, als unmdglich erweist, die Auskinfte von ihm zu
erhalten (vgl. Urteil vom 26. Februar 2019 in der Rechtssache C-135/17, X, Rn. 90 ff.)

Vor diesem Hintergrund liegt ein Erstattungsanspruch nur vor, wenn der Staat, in dem die
gemeinnitzige Organisation ihren Sitz oder ihre Geschaftsleitung hat, aufgrund
volkervertraglicher Abkommen oder Ubereinkommen verpflichtet ist, der Bundesrepublik
Deutschland Amtshilfe in Steuersachen in einem Umfang zu leisten und tatséchlich leistet,
der fur die Uberprifung der Voraussetzungen des 8§ 5 Absatz1 Nummer 9 KStG
erforderlich ist. Dies ist z. B. geboten, um die Anforderungen an die tatsachliche
Geschéftsfuhrung i. S. d. § 63 AO im Ausland Uberprifen zu kénnen. Nur ein derartiges
Amtshilfeniveau ermdglicht die Uberpriifung der tatbestandlichen Voraussetzungen durch
die deutsche Steuerverwaltung unabhangig von den Angaben des Steuerpflichtigen, sowie
der vom Steuerpflichtigen vorgelegten Nachweise und ist wirksam in der Lage, Missbrauch
u.a. in Form von Cum-Cum-Gestaltungen oder einer vom gemeinnitzigen Zweck
abweichenden Geschaftsfiihrung vorzubeugen.

Bei Staaten auBerhalb der EU kann die Gewahrleistung ausreichender
AmtshilfemalRnahmen angenommen werden, wenn der jeweilige Staat den OECD-
Standard fur Transparenz und effektiven Informationsaustausch auf Ersuchen im Sinne des
84 Absatz2 Nummer?2 in Verbindung mit Absatz4 Satz1l des Steueroasen-
Abwehrgesetzes umgesetzt hat. Dies ist insbesondere dann der Fall, wenn der Staat das
Ubereinkommen vom 25. Januar 1988 iiber die gegenseitige Amtshilfe in Steuersachen in
der Fassung des Anderungsprotokolls vom 27. Mai 2010 ratifiziert hat oder diesem
beigetreten ist oder mit der Bundesrepublik Deutschland ein
Doppelbesteuerungsabkommen abgeschlossen hat, das einen Informationsaustausch
entsprechend dem Artikel 26 des OECD-Musterabkommens beinhaltet.

Bei EU-Mitgliedsstaaten ist der Amtshilfestandard durch die EU-Amtshilferichtlinie
sichergestellt.

Zu Buchstabe ¢

Es ist notwendig, dass eine Verpflichtung zur Beitreibungshilfe des anderen Staates besteht
und Beitreibungshilfe durch diesen auch tatsachlich geleistet wird. Denn trotz vorheriger
Prifung der Tatbestandsvoraussetzungen des § 32 Absatz 6 KStG besteht die Méglichkeit,
dass die tatsachliche Geschaftsfuhrung der auslandischen gemeinnitzigen Organisation
nicht (mehr) auf die ausschlieBliche und unmittelbare Erfillung der steuerbeginstigten
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Zwecke gerichtet ist oder nicht den Bestimmungen entspricht, die die Satzung Uber die
Voraussetzungen flr Steuerverginstigungen enthalt, vgl. 8 63 Absatz 1 AO. Dies gilt
insbesondere deshalb, da die Feststellung der Gemeinnutzigkeit rickwirkend aberkannt
werden kann und bei Neugriindungen die Prifung der Voraussetzungen der
Gemeinnitzigkeit hinsichtlich der tatsachlichen Geschéftsfiihrung erst spater verifiziert
werden kann. Auch eine mdgliche missbrauchliche Gestaltung i. S. des 8§ 50d Absatz 3
EStG kodnnte erst im Nachhinein erkannt werden.

Es kann daher eine Rickforderung der erstatteten Betrage fiir Zeitrdume von bis zu 10
Jahren notig werden, vgl. 8 61 Absatz 3 AO. Zur Absicherung des Steueraufkommens und
zur Durchsetzung der Rickforderungsanspriiche ist es notwendig, dass die entsprechende
Kdrperschaft ihren Sitz in einem Mitgliedstaat der Europaischen Union oder in einem Staat
hat, der aufgrund volkervertraglicher Abkommen oder Ubereinkommen verpflichtet ist, der
Bundesrepublik Deutschland Amtshilfe bei der Beitreibung gemalR der Richtlinie
2010/24/EU des Rates vom 16. Marz 2010 uber die Amtshilfe bei der Beitreibung von
Forderungen in Bezug auf bestimmte Steuern, Abgaben und sonstige Maflinahmen oder
gemald einem dem Artikel 27 des OECD-Musterabkommens 2017 zur Vermeidung der
Doppelbesteuerung auf dem Gebiet der Steuern vom Einkommen und vom Vermdgen
entsprechenden Artikel in einem Abkommen zur Vermeidung der Doppelbesteuerung zu
leisten, und tatsachlich leistet.

Die Durchsetzungsmaglichkeit der staatlichen Anspriiche in den genannten Fallen tragt zur
Rechtsstaatlichkeit und Rechtssicherheit bei. Ein Fehlen der Durchsetzungsmdglichkeit
wirde dagegen die staatliche Autoritdt und das Vertrauen der Birger in das Rechtssystem
untergraben. Zudem sind alle Steuerpflichtigen grundsatzlich gleich zu behandeln. Deshalb
darf die Durchsetzbarkeit von Ruckforderungsanspriichen gegenliber beschrankt
Steuerpflichtigen nicht hinter der fur unbeschrankt Steuerpflichtige zurtickbleiben.
Schlief3lich kénnen nur ausreichende Durchsetzungsmadglichkeiten staatlicher Anspriiche
Missbrauch vorbeugen.

Im Rahmen des Kapitalertragsteuererstattungsverfahrens ist eine Erstattung gegen
Sicherheitsleistung nicht praktikabel.

Zu Buchstabe d

Der Glaubiger muss in seinem Anséassigkeitsstaat einer der unbeschrankten Kérperschaft-
steuerpflicht vergleichbaren Steuerpflicht ohne Wahlméglichkeit unterliegen. Eine
Steuerbefreiung ist unschadlich.

Zu Nummer 2

Im Falle des Vorliegens von Einkinften im Sinne des 8§ 20 Absatz 1 Nummer 1 EStG
muissen die betreffenden gemeinnitzigen Koérperschaften unmittelbar an den
ausschittenden Kapitalgesellschaften beteiligt sein. Eine unmittelbare Beteiligung liegt
auch dann vor, wenn diese Beteiligung unter Zwischenschaltung einer
vermoégensverwaltenden, nicht gewerblich gepréagten Personengesellschaft gehalten wird,
vgl. BFH v. 18. Mai 2021, | R 77/17, BStBI. I 2022 Seite 114. Die Kapitalertrdge im Sinne
des § 20 Absatz 1 Nummer 1 EStG mussen der gemeinnitzigen Organisation nach § 20
Absatz 5 EStG steuerlich zuzurechnen sein.

Zu Nummer 3

Weiterhin  sind nur solche auslandischen gemeinnitzigen Organisationen,
erstattungsberechtigt, deren Sitz (8 11 AO) und Ort der Geschaftsleitung (8 10 AO) sich
innerhalb des Hoheitsgebiets eines EU-Mitgliedstaates oder eines EWR-Staates befinden.
Befinden sich Sitz oder Ort der Geschaftsleitung aul3erhalb des Hoheitsgebiets des EU/
EWR-Raumes, ist auch in diesen Féllen der Anwendungsbereich der
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Kapitalverkehrsfreiheit eroffnet (Artikel 63 Absatz 1 AEUV), es sei denn es handelt sich um
Kapitalertrage in Zusammenhang mit Direktinvestitionen (Artikel 64 Absatz 1 AEUV). Die
Bestandsschutzklausel des Artikel 64 Absatz 1 AEUV findet Anwendung, da die bisherige
Ungleichbehandlung auslandischer gemeinniitziger Organisationen bei der (Quellen-
)Besteuerung von Dividenden und Zinsen bereits vor dem 31. Dezember 1993 bestand.
Eine Direktinvestition im Sinne der Bestandsschutzklausel des Artikel 64 Absatz 1 AEUV
liegt nach der Rechtsprechung des EuGH insbesondere bei einer (unmittelbaren oder
mittelbaren) Beteiligung an der ausschuttenden Gesellschaft in Hohe von mindestens
10 Prozent vor (vgl. EuGH-Urteil vom 10. Februar 2011 in den verbundenen Rechtssachen
C-436/08 und 437/08, Haribo Lakritzen Hans Riegel und Osterreichische Salinen, Rn. 137).
Im Fall einer solchen Direktinvestition koénnen sich die genannten beschrankt
Steuerpflichtigen nicht auf die Kapitalverkehrsfreiheit berufen und sind nicht
erstattungsberechtigt.

Die Anwendung der Bestandschutzklausel des Artikel 64 Absatz 1 AEUV fihrt zu einer
Ungleichbehandlung von Direktinvestitionen gegenutber Portfolioinvestitionen. Jedoch ist
der Gesetzgeber unter dem Aspekt der Gleichbehandlung nicht gehalten, bei der
Verankerung der unionsrechtlichen Grundfreiheiten im nationalen Recht tiber die Vorgaben
des Unionsrechts hinauszugehen und die in den Grundfreiheiten wurzelnden steuerlichen
Begunstigungen auf Personen auszudehnen, die nicht in den Schutzbereich der jeweiligen
Grundfreiheit fallen, vgl. BFH | R 80/16, Rn. 36. Andernfalls liefe die die
Bestandsschutzklausel in Artikel 64 Absatz 1 AEUV faktisch leer, wenn der Gesetzgeber
zur Gleichbehandlung der Direktinvestitionen angehalten wére.

Satz 2

Satz 2 regelt Ausschlusstatbestdnde, bei deren alternativem Vorliegen eine Erstattung
ausgeschlossen ist.

Zu Nummer 1

Der Erstattungsanspruch nach Absatz 6 geht nur soweit, wie nach anderen Vorschriften
(z. B. 8 44a Absatz 9 EStG, § 50c EStG) keine Erstattungsmdglichkeiten vorgesehen sind.

Zu Nummer 2

Fur die Entlastungsberechtigung nach dem neuen § 32 Absatz 6 KStG gilt — wie auch bei
der Erstattung nach 8 44a Absatz 9 EStG — § 50d Absatz 3 EStG entsprechend.

§ 50d Absatz 3 EStG setzt fur das Vorliegen einer sachlichen Entlastungsberechtigung
eine Uber die bloRe Vermdgensverwaltung hinausgehende wirtschaftliche Tatigkeit voraus.
Da sich die Funktion einer gemeinnitzigen Organisation auf die Erhaltung des Vermdgens
sowie die Forderung des festgelegten Zwecks beschrénkt und gerade nicht in einer
eigenwirtschaftlichen Tatigkeit bzw. der Teilnahme am wirtschaftlichen Verkehr besteht,
durften die Kriterien fiir das Vorliegen der sachlichen Entlastungsberechtigung dem
Wortlaut nach in der Regel nicht erfillt sein.

Eine bestehende Missbrauchsvermutung kann nach dem Wortlaut des § 50d Absatz 3
Satz 2 Alternative 1 EStG widerlegt werden, indem der Korperschaftsteuerpflichtige
nachweist, dass keiner der Hauptzwecke seiner Einschaltung die Erlangung eines
steuerlichen Vorteils ist. Missbrauchliche Gestaltungen setzten damit ein Eigeninteresse
voraus, das bei gemeinnitzigen Organisationen gerade fehlt.

Eine Erstattung nach 8§ 32 Absatz 6 KStG kommt in entsprechender Anwendung des § 50d
Absatz 3 EStG daher nicht in Betracht, soweit die auslandische und i. S. der 88 51 bis 58
AO gemeinnitzige Kdrperschaft nicht gemaf § 50d Absatz 3 Satz 2 EStG nachweist, dass
keiner der Hauptzwecke ihrer Einschaltung die Erlangung eines steuerlichen Vorteils ist,
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der udber die gemeinnutzigkeitsrechtliche Steuerbefreiung hinaus geht oder im
Eigeninteresse einer an ihr beteiligten oder beginstigten Person liegt. Im Rahmen der
Gegenbeweisprifung des 8 50d Absatz 3 Satz2 EStG kann die Feststellung der
Gemeinnitzigkeit im Sinne dieser Vorschrift oder der Eintrag eines Glaubigers in das
Zuwendungsempfangerregister gemaR des ab 1. Januar 2024 in Kraft tretenden § 60b AO
ein Indiz fir das Vorliegen des gem. 8§ 50d Absatz 3 Satz 2 EStG zu erbringenden
Nachweises sein.

Auch 8§ 50] EStG ist entsprechend anzuwenden, da Cum-Cum-Geschafte Uber eine
auslandische und als gemeinnitzig i. S. der 88 51 bis 68 AO anerkannte Kdrperschaft
grundsétzlich mdglich sind. Analog ist 50 EStG so anzuwenden, dass die
Steuersatzreduzierung auf unter 15 Prozent nicht wie von § 50j Absatz 1 Satz 1 und
Absatz4 Satz1l Nummerl EStG vorausgesetzt, aufgrund eines Abkommens zur
Vermeidung der Doppelbesteuerung zu erfolgen hat, sondern aus Grinden des
Gemeinnitzigkeitsrechts erfolgt.

Zu Nummer 3

Nach § 32 Absatz 6 Satz 2 Nummer 3 KStG erfolgt eine Erstattung nur soweit im Ausland
keine Anrechnung der Kapitalertragsteuer, kein Abzug von der
Steuerbemessungsgrundlage aufgrund der gezahlten Kapitalertragsteuer und kein
Anrechnungsvortrag erfolgen kann und auch nicht erfolgt ist. Damit soll eine doppelte
Entlastung auslandischer gemeinnitziger Organisationen durch sowohl Anrechnung oder
Abzug im Ansassigkeitsstaat als auch Erstattung der einbehaltenen und abgefuhrten
Kapitalertragsteuer in Deutschland vermieden werden. Die Regelung dient der Vermeidung
missbrauchlicher Gestaltungen.

Die Mdglichkeit eines Anrechnungsvortrags steht der Anrechnung gleich, wenn und soweit
in einem der folgenden Besteuerungszeitraume eine Anrechnung erfolgen kann.

Satze 3 bis 5

Die Satze 3 bis 5 regeln die formellen Nachweispflichten und Erstattungsvoraussetzungen
sowie das Erstattungsverfahren. Die Erstattung erfolgt durch einen Freistellungsbescheid.
Hierbei handelt es sich um einen so genannten Teilfreistellungsbescheid.

Satz 3

Satz 3 stellt klar, dass das Vorliegen der Voraussetzungen der Satze 1 und 2 vom
Antragsteller darzulegen und nachzuweisen ist.

Satz 4

Der gemal Satz 4 geforderte Nachweis, dass die deutsche Kapitalertragsteuer tatsachlich
nicht angerechnet, abgezogen oder vorgetragen worden ist, gilt in der Regel als erbracht,
wenn eine entsprechende Steuerbescheinigung des Ansassigkeitsstaates vorgelegt wird.
Ziel der Regelung ist, eine Doppelentlastung zu verhindern, die in den Féllen entstehen
kénnte, in denen die deutsche Kapitalertragsteuer erstattet und gleichzeitig im
Ansassigkeitsstaat steuermindernd geltend gemacht wird.

Satz 5

Satz 5 regelt das Erstattungsverfahren. Er verweist auf die entsprechende Anwendung des
Absatzes 3 Satz 1, 2 und 3 erster Halbsatz und 8 50c Absatz 5 EStG. Bei dem zu
erteilenden Freistellungsbescheid handelt es sich um einen sog. Teilfreistellungsbescheid,
der gemeinsam mit dem Teilfreistellungsbescheid gemaR den anderen Vorschriften
i. S. des Satzes 2 Nummer 1 — 8§ 44a Absatz 9 EStG und 8§ 50c Absatz 3 EStG — ergeht.



- 238 - Bearbeitungsstand: 28.08.2023 17:31

Nachstehende  verfahrensrechtliche  Voraussetzungen und  damit  zugleich
Erstattungsvoraussetzungen missen fur den Erlass eines Teilfreistellungsbescheids
gemal 8§ 32 Absatz 6 kumulativ vorliegen:

— ein fristgemaf beim Bundeszentralamt fir Steuern gestellter Antrag, wobei die Frist fur
einen Erstattungsantrag vier Jahre betragt und mit Ablauf des Kalenderjahres, in dem
die Kapitalertrage bezogen worden sind, beginnt und nicht vor Ablauf eines Jahres seit
dem Zeitpunkt der Entrichtung der Steuer und nicht vor Ablauf der im Abkommen der
zur Vermeidung der Doppelbesteuerung vorgesehenen Frist endet (vgl. 8 50c Absatz 3
Satz 2 EStG). Die Ablauthemmung des 8§ 50c Absatz 3 Satz 2 2. Halbsatz EStG,
wonach die Antragsfrist nicht vor Ablauf eines Jahres seit dem Zeitpunkt der
Entrichtung der Steuer und nicht vor Ablauf der im Abkommen zur Vermeidung der
Doppelbesteuerung vorgesehenen Frist endet, soll auch fir den Anspruch gemaf § 32
Absatz 6 KStG gelten, um einen Gleichlauf der Antragsfrist des Anspruchs gemaf § 32
Absatz 6 KStG mit den Antragsfristen der Anspriiche gemal § 44a Absatz 9 und § 50c
Absatz 3 EStG zu gewéhrleisten.

— Die Einbehaltung und Abfihrung der Kapitalertragsteuer (vgl. auch 8§ 32 Absatz 6
Satz 1 KStG), wobei der Nachweis einer Einbehaltung und Abfiihrung als erbracht gilt,
wenn die in § 45a Absatz 2 oder 3 EStG bezeichnete Bescheinigung vorgelegt wurde
oder die Angaben gemall 8§ 45a Absatz 2a EStG Ubermittelt wurden (vgl. 8§ 50c
Absatz 3 erster Halbsatz EStG).

— Die Vorlage der Bescheinigung gemall 8§ 45a Absatz 2 oder 3 EStG oder die
Ubermittlung der Angaben gemaR § 45a Absatz 2a EStG.

— Die Ubermittlung des Antrags nach amtlich vorgeschriebenem Datensatz tber die
amtlich bestimmte Schnittstelle (s. Satz 6 i. V. mit § 50c Absatz 5 Satz 1 EStG),

— Die Beibringung einer Bestatigung der auslandischen Steuerbehtrde uber die
steuerliche Ansassigkeit des Antragstellers in der Form, wie die auslandische
Steuerbehorde die Bestéatigung Ublicherweise erteilt. In den Fallen, in denen die
auslandische Behorde keine eigenen Formvorgaben hat, ist den Vorgaben des
Bundeszentralamtes fur Steuern zu folgen.

Im Ubrigen wird auf die Gesetzesbegrindung des
Abzugsteuerentlastungsmodernisierungsgesetz  (AbzStEntModG) zu 8 50c Absatz 3
Satz 1, 2 und Satz 3 erster Halbsatz sowie Absatz 5 EStG verwiesen.

Sachlich zustandig ist gemaR § 16 AO i. V. mit § 5 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 FVG das
Bundeszentralamt fir Steuern.

Zu Nummer 4 (8§ 34)
Zu Buchstabe a (8§ 34 Absatz 3b)

Die gednderte Beglnstigung des 8 5 Absatz 1 Nummer 10 KStG ist erstmals fur den
Veranlagungszeitraum 2023 anzuwenden.

Zu Buchstabe b (§ 34 Absatz 10a — neu =)

Der neue Absatz 10a sieht in Bezug auf die Einfihrung des § 32 Absatz 6 KStG eine
Anwendung auf alle offenen Falle vor. Dies ist unionsrechtlich geboten.
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Zu Buchstabe c (8§ 34 Absatz 10b — neu -)

Als Folgednderung zur Einfigung des neuen § 34 Absatz 10a KStG wird der bisherige
Absatz 10a der neue Absatz 10b.

Zu Artikel 23 (Weitere Anderung des Korperschaftsteuergesetzes)

Zu Nummer 1 (Inhaltstbersicht)

Die Inhaltstibersicht wird an die Anderung der Uberschrift des § 3 KStG angepasst.
Zu Nummer 2 (8 1 Absatz 1 Nummer 5)

Es handelt sich um eine Anpassung an die mit dem MoPeG eintretenden
Rechtséanderungen. Die Anderung vollzieht die Einfigung des § 14a AO nach.

Ab 2024 sind nicht eingetragene Vereine und Vereine, die nicht durch staatliche Verleihung
Rechtspersonlichkeit erlangt haben, rechtsfahige Personenzusammenschliisse ohne
Rechtspersonlichkeit (8§ 54 BGB-2024). Daher ist der Begriff des nicht rechtsfahigen
Vereins in § 1 Absatz 1 Nummer 5 KStG anzupassen und lautet zuklnftig ,Vereine ohne
Rechtspersonlichkeit”.

Die ebenfalls in 8§ 1 Absatz 1 Nummer 5 genannten nicht rechtsfahigen Anstalten und
Stiftungen sind keine Personenvereinigungen, sondern nicht rechtsfahige Zweckvermogen
des privaten Rechts. Der Zusatz ,nicht rechtsfahig” wird vor Anstalten eingefiigt, um fir
Anstalten, Stiftungen und andere Zweckvermégen des privaten Rechts den bestehenden
Rechtszustand fortzufuihren.

Zu Nummer 3 (8 3 Uberschrift und Absatz 1)

Es handelt sich um eine Anpassung an die mit dem MoPeG eintretenden
Rechtsanderungen. Die Anderungen vollziehen die Einfiigung des § 14a AO nach.

In Ergdnzung zu § 1 Absatz 1 Nummer 5 KStG unterliegen bislang ,nichtrechtsfahige
Personenvereinigungen, Anstalten, Stiftungen und andere Zweckvermégen des privaten
Rechts® nach § 3 Absatz 1 KStG der Korperschaftsteuer, wenn ihr Einkommen weder nach
dem KStG noch nach dem EStG unmittelbar bei einem anderen Steuerpflichtigen zu
versteuern ist. 8 3 Absatz 1 KStG stellt insoweit eine Auffangvorschrift dar, um eine
Einmalbesteuerung sicherzustellen.

§14a Absatz2 und 3 AO -neu- zahlt rechtsfahige und nicht rechtsfahige
Personenvereinigungen auf. Der Begriff der Personenvereinigung in 8 3 Absatz 1 KStG
wird beibehalten, die Einschrankung ,nicht rechtsfahige® ist nach dem MoPeG in Bezug auf
Personenvereinigungen aber zu eng und wird gestrichen, um auch die rechtsfahigen
Personenvereinigungeni. S. des § 14a Absatz 2 AO — neu — zu erfassen. Der Zusatz ,nicht
rechtsfahige® wird vor ,Anstalten“ eingefigt, um flr Anstalten, Stiftungen und andere
Zweckvermogen des privaten Rechts den bestehenden Rechtszustand fortzufihren.

Zu Nummer 4 (8 8 Absatz 5)

Es handelt sich um eine Anpassung an die mit dem MoPeG eintretenden
Rechtsanderungen. Die Anderung vollzieht die Einfigung des § 14a AO nach.

Nach 88 Absatz5 KStG bleiben bei Personenvereinigungen fur die Ermittlung des
Einkommens Beitrage, die auf Grund der Satzung von den Mitgliedern lediglich in ihrer
Eigenschaft als Mitglieder erhoben werden, aul3er Ansatz. Der Begriff der
Personenvereinigung ist im KStG derzeit nicht definiert.
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Unter die Vorschrift fallen diejenigen Steuersubjekte im Sinne des § 1 KStG, die Mitglieder
haben, z.B. nichtrechtsfahige und rechtsfahige Vereine, Genossenschaften und
Versicherungsvereine auf Gegenseitigkeit (VVaG). Zwar fallen nach herrschender Meinung
auch Kapitalgesellschaften dem Grunde nach unter die Vorschrift, allerdings werden bei
diesen regelmafig keine Mitgliedsbeitrage erhoben.

Nicht unter den personlichen Anwendungsbereich der Vorschrift fallen Anstalten,
Stiftungen, andere Zweckvermogen des privaten Rechts und Betriebe gewerblicher Art, da
diese Steuersubjekte keine Mitglieder haben.

Nach der Definition von Personenvereinigungen in 8 14a Absatz1l AO sind
Personenvereinigungen im Sinne der Abgabenordnung und der Steuergesetze
Personenzusammenschliisse ohne Rechtspersonlichkeit zur Verfolgung eines gesetzlich
zulassigen Zwecks.

Von den in 8 1 KStG genannten Steuersubjekten fallen unter Personenzusammenschliisse
ohne Rechtspersonlichkeit nichtrechtsfahige Vereine (zukinftig ,Vereine ohne
Rechtspersonlichkeit”). Dagegen besitzen rechtsfahige Vereine, Genossenschaften und
Versicherungsvereine auf Gegenseitigkeit (VVVaG) eine eigene Rechtspersdnlichkeit.

Dies macht eine Anpassung des §8 Absatz5 KStG hinsichtlich des personlichen
Anwendungsbereichs  erforderlich.  ZukUnftig wird auf Korperschaften und
Personenvereinigungen im Sinne des 8§ 1 Absatz 1 KStG Bezug genommen werden. Da
diese zugleich Mitglieder haben missen, die aufgrund der Satzung Mitgliedsbeitrage
leisten, bleibt der Anwendungsbereich des 8 8 Absatz 5 KStG unverdndert.

Zu Nummer 5 (8 8a)
Zu Buchstabe a (§ 8a Absatz 1 Satz 4)

Nach Artikel 4 Absatz 3 Unterabsatz 1 Buchstabe 1 i. V. mit Artikel 1 ATAD kann die
Freigrenze pro Steuerpflichtigen nur einmal gewéhrt werden. Da unbeschrankt
steuerpflichtige Kapitalgesellschaften nur tber einen Betrieb im Sinne der Zinsschranke
verfigen, besteht insoweit kein Anpassungsbedarf an die ATAD. Da beschrankt
steuerpflichtige Kérperschaften und unbeschrankt steuerpflichtige Kérperschaften i. S. des
81 Absatzl Nummer4 und 5 jedoch mehrere Betriebe haben kdnnen, wird der
Anwendungsbereich des § 8a Absatz 1 Satz 4 auf sdmtliche Kdrperschaften erweitert. § 4h
Absatz 2 Satz 1 Buchstabe a Satz 2 EStG — neu — bleibt fir Zwecke der Anwendung der
Freigrenze unberihrt.

Beispiel:

Die deutsche M GmbH ist zu jeweils 100 Prozent an der franzdsischen T SARL und der
deutschen T GmbH beteiligt, die als gleichartige Betriebe i. S. des § 4h Absatz 2 Satz 1
Buchstabe a Satz 2 EStG einzustufen sind. Die T SARL verfligt in Deutschland tber zwei
eigenstandige Betriebe.

Ldsung:

Die T SARL verfugt in Deutschland fur Zwecke der Zinsschranke uber lediglich einen
Betrieb. Fir Zwecke der Freigrenzenregelung (§ 4h Absatz 2 Satz 1 Buchstabe a EStG) ist
daneben auch die deutsche T GmbH zu bertcksichtigen.

Zu Buchstabe b (8 8a Absatz 2 — aufgehoben -)

Absatz 2 ist wegen der Modifikation der Stand-alone-Klausel (8 4h Absatz 2 Satz 1
Buchstabe b EStG) entbehrlich geworden und wird gestrichen.
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Zu Buchstabe c (8§ 8a Absatz 3 Satz 1)

Im Urteil vom 11. November 2015, BStBI Il 2017 S. 319, hat der Bundesfinanzhof
entschieden, dass die Vergutungen fur Fremdkapital der einzelnen qualifiziert beteiligten
Gesellschafter bei Prifung der 10 Prozent-Grenze zur schéadlichen
Gesellschafterfremdfinanzierung nach 8§88a Absatz3 Satzl KStG  nicht
zusammenzurechnen sind. Dies ist nicht sachgerecht und eréffnet Gestaltungsspielraume.
Mit der Anderung wird die bisherige Verwaltungsauffassung (BMF-Schreiben vom 4. Juli
2008, BStBI | S. 718, Tz. 82) wiederhergestellt, wonach die Vergitungen fur Fremdkapital
der einzelnen qualifiziert beteiligten Gesellschafter bei Priifung der 10 Prozent-Grenze zur
schadlichen Gesellschafterfremdfinanzierung zusammenzurechnen sind. Zudem wird die
mafigebliche Beteiligungsgrenze an die des § 1 Absatz 2 AStG sowie des Artikels 2
Absatz 4 der ATAD (,mindestens” statt ,mehr als“ 25 Prozent) angeglichen.

Zu Nummer 6 (8 34)
Zu Buchstabe a (§ 34 Absatz 1)

Mit der Anderung wird die allgemeine Anwendungsregelung in § 34 Absatz 1 KStG auf den
Veranlagungszeitraum 2024 fortgeschrieben.

Zu Buchstabe b (8 34 Absatz 4 Satz 2 — neu -)

Nach 8§ 52 Absatz 8b — neu — EStG ist § 4h EStG (Zinsschranke) in der Fassung dieses
Gesetzes erstmals fur Wirtschaftsjahre anzuwenden, die nach dem Tag des
Gesetzesbeschlusses des Deutschen Bundestags beginnen und nicht vor dem 1. Januar
2024 enden. 88a KStG enthalt korperschaftsteuerliche Sonderregelungen zur
Zinsschranke, auf die Bezug genommen wird. Durch die Anderung wird die zeitliche
Anwendung des 8§ 4h EStG im KStG entsprechend nachvollzogen. § 8a — neu — KStG ist
somit ebenfalls erstmals fur Wirtschaftsjahre anzuwenden, die nach dem Tag des
Gesetzesbeschlusses des Deutschen Bundestags beginnen und nicht vor dem 1. Januar
2024 enden.

Zu Artikel 24 (Anderung des Gewerbesteuergesetzes)
Zu Nummer 1 (8 9 Nummer 1 Satz 3 Buchstabe b)

Bereits durch das Fondsstandortgesetz (FoStoG) vom 3. Juni 2021 (BGBI. | S. 1498)
wurden mit der Neufassung des § 9 Nummer 1 Satz 3 und 4 GewStG Anreize fir den
Ausbau der Stromerzeugung aus erneuerbaren Energiequellen im Sinne des 8§ 3
Nummer 21 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes (EEG) und den Betrieb von
Ladestationen fur Elektrofahrzeuge oder Elektrofahrrdder geschaffen. Seither konnten
Grundsticks- bzw. Wohnungsunternehmen die erweiterte Kiirzung ihres Gewerbeertrags
weiterhin in Anspruch nehmen, wenn sie Einnahmen aus der Lieferung von Strom im
Zusammenhang mit dem Betrieb von Anlagen zur Stromerzeugung aus erneuerbaren
Energien im Sinne des 8 3 Nummer 21 EEG oder aus dem Betrieb von Ladestationen fur
Elektrofahrzeuge oder Elektrofahrrader erzielen. Allerdings dirfen diese Einnahmen aus
der Lieferung von Strom im Wirtschaftsjahr nicht hoher als 10 Prozent der Einnahmen aus
der Gebrauchsiiberlassung des Grundbesitzes sein (8§ 9 Nummer 1 Satz 3 Buchstabe b
GewStG).

Um den Ausbau der Solarstromerzeugung auf Gebauden und den Betrieb von Ladesaulen
weiter voranzutreiben und die hierflr notwendige Anreizwirkung zu verstarken, sieht die
Anderung eine Erhohung der Unschéadlichkeitsgrenze um 10 Prozentpunkte vor.
Grundsticksunternehmen kénnen ihr Engagement im Bereich der Lieferung von Strom im
Zusammenhang mit dem Betrieb von Anlagen zur Stromerzeugung aus erneuerbaren
Energien im Sinne des 8 3 Nummer 21 EEG oder aus dem Betrieb von Ladestationen fir
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Elektrofahrzeuge oder Elektrofahrréader ausweiten und gleichwohl weiterhin die erweiterte
Kirzung in Anspruch nehmen.

Zu Nummer 2 (8 36 Absatz 4b — neu -)

Die Erhéhung der bisherigen 10 Prozent-Grenze auf 20 Prozent in § 9 Nummer 1 Satz 3
Buchstabe b GewStG ist erstmals fur den Erhebungszeitraum 2023 anzuwenden.

Zu Artikel 25 (Weitere Anderung des Gewerbesteuergesetzes)
Zu Nummer 1 (8 2 Absatz 3)

Es handelt sich um eine Anpassung an die mit dem MoPeG eintretenden
Rechtséanderungen. Die Anderung vollzieht die Einfigung des § 14a AO nach.

Das geltende Gewerbesteuergesetz knipft beim Steuergegenstand in § 2 Absatz 3 Ge-
wStG u. a. an nicht rechtsfahige Vereine und deren wirtschaftlichen Geschaftsbetrieb an.

Mit der Anderung wird der Begriff des nicht rechtsfahigen Ver-eins in Verein ohne
Rechtspersonlichkeit geandert.

Zu Nummer 2 (8 10a)
Zu Buchstabe a (8§ 10a Satz 2)

Auf die Begriindung zu Artikel 5 Nummer 9 Buchstabe b (Anderung des § 10d Absatz 2
Satz 1 EStG) wird verwiesen.

Durch die Anderung wird die bei der Einkommen- und Korperschaftsteuer fiir die
Veranlagungszeitraume 2024 bis 2027 vorgesehene Erhéhung der Prozentgrenze bei der
sog. Mindestgewinnbesteuerung von 60 auf 80 Prozent auch fiir den Vortrag
gewerbesteuerlicher Fehlbetrdge fur die Erhebungszeitrdume 2024 bis 2027
nachvollzogen.

Die Anderung ist nach der allgemeinen Anwendungsregelung des § 36 Absatz 1 GewStG
erstmals flir den Erhebungszeitraum 2024 anzuwenden.

Zu Buchstabe b (§ 10a Satz 3, 8 und 9)
Es handelt sich um eine redaktionelle Anderung (Anderung ,Abs. in ,Absatz").
Zu Nummer 3 (8§ 36 Absatz 1)

Mit der Anderung wird die allgemeine Anwendungsregelung in § 36 Absatz 1 GewStG auf
den Erhebungszeitraum 2024 fortgeschrieben.

Zu Artikel 26 (Weitere Anderung des Gewerbesteuergesetzes)
Zu Nummer 1 (8 10a Satz 2)

Auf die Begriindung zu Artikel 7 Nummer 1 (Anderung des § 10d Absatz 2 Satz 1 EStG)
wird verwiesen.

Durch die Anderung wird die bei der Einkommen- und Korperschaftsteuer fir
Veranlagungszeitrdume ab 2028 vorgesehene Absenkung der Prozentgrenze bei der sog.
Mindestgewinnbesteuerung von 80 auf 60 Prozent auch fur den Vortrag
gewerbesteuerlicher Fehlbetrage fur Erhebungszeitrdume ab 2028 nachvollzogen.
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Zu Nummer 2 (§ 36 Absatz 5a Satz 2 — neu -)

Auf die Begrindung zu Artikel 7 Nummer 2 (Anwendungsregelung zu § 10d Absatz 2
Satz 1 EStG) wird verwiesen. Die Anderung des Verlustvortrags gemaR § 10a GewStG ist
ebenfalls ab dem Erhebungszeitraum 2028 anzuwenden.

Zu Artikel 27 (Anderung des Umsatzsteuergesetzes)
Zu Nummer 1 (8 12 Absatz 2 Nummer 8 Buchstabe a Satz 3)

Die Regelung stellt klar, dass § 12 Absatz 2 Nummer 8 Buchstabe a Satz 3 UStG nur auf
Leistungen von Zweckbetrieben nach den 88 66 bis 68 AO anzuwenden ist. Bei Leistungen
von Zweckbetrieben nach § 65 AO findet hingegen keine umsatzsteuerrechtliche Prifung
der Wettbewerbsrelevanz dieser Leistungen statt. Denn bei Zweckbetrieben i. S. von § 65
AO wird dem Wetthewerbsgedanken bereits durch die Definition des Zweckbetriebs in § 65
AO hinreichend Rechnung getragen.

Die Anderung des § 12 Absatz 2 Nummer 8 Buchstabe a Satz 3 UStG erfolgt vor dem
Hintergrund des BFH-Urteils vom 26. August 2021 - V R 5/19. Der BFH hat dort
entschieden, dass die Wettbewerbsklausel des § 12 Absatz 2 Nummer 8 Buchstabe a
Satz 3 UStG nach dem derzeitigen Gesetzeswortlaut auch auf Zweckbetriebe i. S. des § 65
AO anzuwenden ist. Ein gegenteiliger Wille des Gesetzgebers habe keinen Niederschlag
im Gesetzeswortlaut gefunden.

In der Praxis fuihrt die BFH-Rechtsprechung dazu, dass Leistungen von Zweckbetrieben
nach § 65 AO regelmafig dem regularen Steuersatz unterliegen. Denn Sachverhalte, bei
denen Zweckbetriebe nicht zu herkdbmmlichen Unternehmen in Wettbewerb treten, sind
kaum denkbar.

Die Finanzverwaltung wendet dieses BFH-Urteil bisher nicht an.
Zu Nummer 2 (8 12 Absatz 2 Nummer 8 Buchstabe a Satz 4 — neu -)

Die Regelung stellt klar, dass nach 8§ 12 Absatz 2 Nummer 8 Buchstabe a UStG
beglnstigte Leistungen auch dann vorliegen, wenn die von dem jeweiligen gemeinnitzigen
Zweck erfassten Personen entweder Empfanger der Leistung sind oder, wie z. B. bei
Inklusionsbetrieben, bei der Leistungserbringung mitwirken.

Der BFH hat mit Urteil vom 23. Juli 2019 - XI R 2/17 entschieden, dass die Umsatze, die
ein  gemeinnitziger Verein zur FoOrderung des  Wohlfahrtswesens  aus
Gastronomieleistungen und der Zurverfligungstellung einer offentlichen Toilette erzielt,
selbst dann nicht nach § 12 Absatz 2 Nummer 8 Buchstabe a UStG ermaRigt zu besteuern
sind, wenn diese Leistungen der Verwirklichung satzungsmafiger Zwecke gedient haben.
Seine Entscheidung begrindet der BFH u.a. damit, dass die einzelnen
Gastronomieleistungen des Bistros wie auch die Zurverfliigungstellung der offentlichen
Toilette in erster Linie den Zwecken der Besucher (Verbraucher) und der Nutzer dienen,
die nicht vom gemeinnutzigen Zweck der Einrichtung des Klagers erfasst werden.

Die Finanzverwaltung wendet dieses BFH-Urteil bisher nicht an. Denn es war zum
damaligen Zeitpunkt zumindest unklar, ob die Auffassung des BFH, es sei allein
entscheidend, wem die Leistung zu Gute komme, dem Unionsrecht entsprach. Mittlerweile
ist unionsrechtlich klargestellt, dass zur Beantwortung der Frage, ob eine nach den 88§ 66
bis 68 der Abgabenordnung gemeinnitzige Einrichtung mit ihren Leistungen ihre
steuerbeglnstigten satzungsgemafRen Zwecke selbst verwirklicht, nicht nur auf den
Leistungsempfanger abzustellen ist. Aus den Erwagungsgriinden der Richtlinie (EU)
2022/542 des Rates vom 5. April 2022 zur Anderung der Richtlinien 2006/112/EG und (EU)
2020/285 in Bezug auf die Mehrwertsteuersatze wird deutlich, dass fur die Anwendung der
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Steuererm&Rigung nicht allein auf den Leistungsempfanger im umsatzsteuerrechtlichen
Sinne abzustellen ist. Vielmehr ist nach dem Richtliniengeber eine Gesamtschau
vorzunehmen, in die die allgemeine Tatigkeit und die Ziele der Einrichtung als Ganzes
— unabhangig vom letztendlich Beglnstigten der Lieferung von Gegenstdnden oder
Dienstleistungen — einzubeziehen sind. Zudem gibt die Richtlinie den Mitgliedstaaten in der
neugefassten Nummer 15 des Anhangs lll Gestaltungsfreiheit bei der Definition des
Umfangs der steuerbegiinstigten Zwecke.

Zu Artikel 28 (Weitere Anderung des Umsatzsteuergesetzes)
Zu Nummer 1 (8 4)
Zu Buchstabe a (8 4 Nummer 16 Buchstabe I, m — neu —und n — neu -)

Die Steuerbefreiung nach 8 4 Nummer 16 UStG erfasst seit 1. Januar 2009 neben den
Pflegeleistungen auch Betreuungsleistungen an korperlich, geistig oder seelisch
hilfsbedurftige Personen. Unionsrechtliche Grundlage der Neuregelung ist Artikel 132
Absatz 1 Buchstabe g der Richtlinie 2006/112/EG des Rates uUber das gemeinsame
Mehrwertsteuersystem (sog. Mehrwertsteuer-Systemrichtlinie - MwStSystRL). Danach
befreien die Mitgliedstaaten ,eng mit der Sozialfliirsorge und der sozialen Sicherheit
verbundene Dienstleistungen und Lieferungen von Gegenstanden, einschlief3lich
derjenigen, die durch Altenheime, Einrichtungen des 6ffentlichen Rechts oder andere von
dem betreffenden Mitgliedstaat als Einrichtungen mit sozialem Charakter anerkannte
Einrichtungen bewirkt werden®.

Mit der Erganzung werden nunmehr alle die im Rahmen eines Betreuungs-,
Unterbringungs- oder Freiheitsentziehungsverfahrens nach dem 3. oder 7. Buch des
Gesetzes uber das Verfahren in Familiensachen und den Angelegenheiten der freiwilligen
Gerichtsbarkeit (FamFG) zur Unterstlitzung einer hilfsbedirftigen Person tatigen
Verfahrenspfleger als beglnstigte Einrichtungen anerkannt. Dazu z&hlen insbesondere die
Verfahrenspflegerbestellungen im Vorfeld der Bestellung eines Betreuers, wie die vor
Anordnung oder Genehmigung einer Unterbringungsmafinahme (8 312 FamFG), wie auch
die Bestellungen nach § 298 Absatz 2 und § 297 Absatz 5 FamFG, sowie vor Anordnung
einer Freiheitsentziehung. Nach gefestigter Rechtsprechung des EuGH umfasst der Begriff
,Einrichtungen® i. S. des Artikel 132 Absatz 1 Buchstabe g MwStSystRL unabhé&ngig von
der Rechts- oder Organisationsform des Leistungserbringers sowohl natirliche als auch
juristische Personen.

Die Gesetzesanderung folgt den Grundsétzen des Bundesfinanzhofs in seinem Urteil vom
25. November 2021, V R 34/19, wonach an der Tatigkeit eines Verfahrenspflegers in
Betreuungs- und Unterbringungssachen ein besonderes Gemeinwohlinteresse besteht. In
diesen Verfahren geht es fast ausschlie3lich um intensive Grundrechtseingriffe gegentber
hilfsbedurftigen Personen; sei es, weil eine Betreuerbestellung erfolgt, eine weitergehende
Betreuungsmalnahme beschlossen wird, sei es, weil eine MaRnahme unterlassen und der
Rechtsanspruch auf rechtliche Betreuung nicht erfullt wird. Entsprechendes gilt fur die
Tatigkeit eines Verfahrenspflegers in Freiheitsentziehungssachen, die nicht Gegenstand
des Urteils des Bundesfinanzhofs gewesen ist.

Die Steuerbefreiung erfasst kinftig demnach alle die in diesem Rahmen erbrachten
Pflegschaftsleistungen von den zum Verfahrenspfleger bestellten Personen.

Zu Buchstabe b (&8 4 Nummer 25 Satz 3 Buchstabe d)

Die Steuerbefreiung wird der Vollstandigkeit halber um die im Rahmen einer Unterbringung
oder freiheitsentziehenden MalRnahmen nach § 167 Absatz 1 i. V mit § 317 FamFG fir
Minderjahrige tatige Verfahrensbeistande erganzt.
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Zu Nummer 2 (8 13b Absatz 5 Satz 8)

Fur bestimmte, der Steuerschuldnerschaft des Leistungsempfangers unterfallende
Umsétze enthalt 8§ 13b Absatz 5 Satz 8 UStG eine Vereinfachungsregelung, wonach der
Leistungsempfanger als Steuerschuldner gilt, wenn der leistende Unternehmer und der
Leistungsempfanger fur diesen Umsatz die Regelung des § 13b Absatz 2 UStG angewandt
haben, obwohl dies nach Art der Umsétze unter Anlegung objektiver Voraussetzungen nicht
zutreffend war.

Durch die Erweiterung des 813b Absatz2 Nummer6 UStG durch das
8. Verbrauchsteueranderungsgesetz im Jahr 2022 fallen jetzt auch die Ubertragung von
Emissionszertifikaten nach § 3 Nummer 2 des Brennstoffemissionshandelsgesetzes unter
die Regelungen zur Umkehr der Steuerschuldnerschaft. Die Vereinfachungsregelung soll
auch fir die unter diese Vorschrift fallenden Umsétze angewandt werden kdénnen.

Zu Nummer 3 (8 18)
Zu Buchstabe a (8§ 18 Absatz 1 Satz 1)

Nach 8§18 Absatz1 Satz1l UStG hat der Unternehmer dem Finanzamt unter den
Voraussetzungen von 8 18 Absatz 2 und 2a UStG eine Umsatzsteuer-Voranmeldung zu
Ubermitteln. Dies gilt jedoch nach der Anderung in der Regel nicht in den Fallen, in denen
die Kleinunternehmerregelung nach § 19 Absatz 1 UStG in Anspruch genommen wird.

Dariiber hinaus handelt es sich um eine redaktionelle Anderung.
Zu Buchstabe b (§ 18 Absatz 2 Satz 3)

Nach 8§ 18 Absatz 2 Satz 3 UStG kann der Unternehmer durch das Finanzamt von der
Verpflichtung zur Abgabe der Voranmeldung und Entrichtung der Vorauszahlung befreit
werden, wenn die Steuer fiir das vorausgegangene Kalenderjahr nicht mehr als 1 000 Euro
betragen hat. Die Erstellung einer Umsatzsteuer-Voranmeldung verursacht fir den
Unternehmer unter anderem Birokratiekosten, da er Zeit und Geld fir die Vorbereitung und
Einreichung aufwenden muss. Um Unternehmer von den mit der Voranmeldung
verbundenen Burokratiekosten zu entlasten, soll der Schwellenwert auf 2 000 Euro
angehoben werden, sodass mehr Unternehmer lediglich jahrlich eine Umsatzsteuer-
Jahreserklarung abgeben mussen.

Zu Buchstabe c (8§ 18 Absatz 3 Satz 1)

Nach 8§18 Absatz3 Satzl UStG hat der Unternehmer dem Finanzamt eine
Umsatzsteuererklarung fir das Kalenderjahr zu tbermitteln. Dies gilt jedoch nach der
Anderung in der Regel nicht in den Fallen, in denen die Kleinunternenmerregelung nach
§ 19 Absatz 1 UStG in Anspruch genommen wird.

Dariiber hinaus handelt es sich um eine redaktionelle Anderung.
Zu Nummer 4 (8 19)
Zu Buchstabe a (8 19 Absatz 1 Satz 4)

Nach 818 Absatz3 Satz1l UStG hat jeder Unternehmer dem Finanzamt eine
Umsatzsteuererklarung fur das Kalenderjahr und nach 8§ 18 Absatz 1 Satz 1 UStG unter
den Voraussetzungen von 8 18 Absatz 2 und 2a UStG eine Umsatzsteuer-Voranmeldung
zu Ubermitteln. Unternehmer, die die Kleinunternehmerregelung nach § 19 Absatz 1 UStG
in Anspruch nehmen (sogenannte Kleinunternehmer), haben zwar — ausgenommen in den
Fallen des § 18 Absatz 4a UStG — grundsatzlich keine Umsatzsteuer-Voranmeldung zu
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Ubermitteln, sind aber dennoch von der Verpflichtung zur Ubermittlung von
Umsatzsteuererklarungen fur das Kalenderjahr betroffen.

Zur Burokratieentlastung werden Kleinunternehmer kinftig grundsatzlich auch von der
Ubermittlung von Umsatzsteuererklarungen fur das Kalenderjahr befreit. Dies betrifft jedoch
nicht die Félle des 8§18 Absatz4a UStG. In den dort genannten Féallen haben
Kleinunternehmer dem Finanzamt weiterhin Umsatzsteuer-Voranmeldungen und
Umsatzsteuererklarungen fiur das Kalenderjahr zu Ubermitteln. Auch bleibt die
Erklarungspflicht in dem Fall bestehen, in dem der Kleinunternehmer vom Finanzamt zur
Abgabe aufgefordert wird (vgl. § 149 Absatz 1 Satz 2 AO).

Die grundsatzliche Befreiung von den umsatzsteuerlichen Erklarungspflichten gilt nur
solange wie die Kleinunternehmerregelung nach § 19 Absatz 1 UStG zur Anwendung
kommt. Die Voraussetzungen fur die Anwendung der Kleinunternehmerregelung nach § 19
Absatz 1 UStG sind von dem Unternehmer eigenstandig zu Uberwachen.

Ob der Unternehmer die Betragsgrenzen nach 8§ 19 Absatz 1 UStG Uberschritten hat und
damit nicht mehr zur Anwendung der Kleinunternehmerregelung berechtigt ist, wird anhand
der Angaben in anderen Steuererklarungen —insbesondere der Einnahme-Uberschuss-
Rechnung — kontrolliert.

Die Anderung beruht auf Artikel 272 Absatz 1 Buchstabe d der Richtlinie 2006/112/EG des
Rates vom 28. November 2006. Danach kdénnen die Mitgliedstaaten Steuerpflichtige, die
die Steuerbefreiung fur Kleinunternehmer nach den Artikeln 282 bis 292 der Richtlinie
2006/112/EG in Anspruch nehmen, von bestimmten oder allen Pflichten nach den
Kapiteln 2 bis 6 des Titel XI der der Richtlinie 2006/112/EG - worunter auch die
Verpflichtung nach Artikel 250 sowie die Erméachtigung nach Artikel 261 der Richtlinie
2006/112/EG fallen — befreien.

Zu Buchstabe b (8 19 Absatz 2)

Der Unternehmer kann auf die Kleinunternehmerregelung nach 8 19 Absatz 1 UStG
verzichten. Den Verzicht hat der Unternehmer bis zum Ablauf des zweiten auf den
Besteuerungszeitraum folgenden Kalenderjahres gegeniber dem Finanzamt zu erklaren.
Der Verzicht gilt fir mindestens fluinf Kalenderjahre. Die Verzichtserklarung kann nur mit
Wirkung von Beginn des folgenden Kalenderjahres an widerrufen werden.

Zu Nummer 5 (8 20 Satz 1 Nummer 1)

Der Gesetzgeber hat die Grenze des § 20 Satz 1 Nummer 1 UStG zuletzt zum 1. Januar
2020 angehoben und an die Grenze des § 141 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 AO angepasst.
Durch die weitere Anhebung auf 800 000 Euro wird dieser Gleichlauf beibehalten (vgl.
Artikel 12 Nummer 14 Buchstabe a und die einleitende Begriindung zu Artikel 40).

Zu Nummer 6 (8§ 24 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 und Satz 3)

Durch die Anderung des § 24 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 und Satz 3 UStG wird der
Durchschnittssatz und die Vorsteuerpauschale fiur Landwirte ab 1. Januar 2024 auf
8,4 Prozent angepasst.

Nach § 24 Absatz 5 Satz 1 UStG uberprift das Bundesministerium der Finanzen jahrlich
die Hohe des Durchschnittssatzes im Sinne des Absatzes 1 Satz 1 Nummer 3 und Satz 3
und berichtet dem Deutschen Bundestag (ber das Ergebnis der Uberpriifung. Die
Uberprufung des Durchschnittssteuersatzes hat ergeben, dass nach den maRgeblichen
Daten der Jahre 2019 bis 2021 der Durchschnittssatz 8,4 Prozent betragt.
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Zu Nummer 7 (8§ 27 Absatz 38 — neu -)

Nach der Regelung ist die Befreiung der Kleinunternehmer von umsatzsteuerlichen
Erklarungspflichten erstmals auf den Besteuerungszeitraum 2023 anzuwenden.

Zu Artikel 29 (Weitere Anderung des Umsatzsteuergesetzes)
Zu Nummer 1 (8 14 Absatz 1 Satz 2 bis 8, Absatz 2, 3 und 6 Satz 2 — neu -)
Allgemeines

Auf Grundlage der aktuellen Fassung der Mehrwertsteuer-Systemrichtlinie (MwStSystRL)
ist in 8 14 UStG bislang der Vorrang der Papierrechnung vor der elektronischen Rechnung
(eRechnung) geregelt. Ausstellung und Empfang einer eRechnung sind nur vorbehaltlich
der Zustimmung des Empfangers maglich.

Die obligatorische Verwendung der eRechnung ist Voraussetzung fur die zu einem
spateren Zeitpunkt einzufiihrende Verpflichtung zur transaktionsbezogenen Meldung von
Umsatzen im B2B-Bereich durch Unternehmer an ein bundeseinheitliches elektronisches
System der Verwaltung (Meldesystem). Durch die Einfihrung der obligatorischen
Verwendung der eRechnung soll das Verfahren fur die Unternehmer zeitlich entzerrt
werden sowie die Nutzung der bestehenden Mdoglichkeiten der Digitalisierung in der
Wirtschaft gefordert  werden. Unternehmensinterne Prozesse bei der
Rechnungsverarbeitung koénnen durch sie vereinfacht werden, was auch dem
Birokratieabbau dient. SchlieBlich konnen durch eine medienbruchfreie Ubermittlung der
Rechnungsdaten Fehler bei einer manuellen Erfassung auf Seiten des
Rechnungsempfangers vermieden werden.

Die obligatorische eRechnung soll daher bereits jetzt im Vorgriff auf die Einfiihrung des
vorgenannten Meldesystems eingefuhrt werden. Zum einen kénnen dadurch Unternehmen
die Vorteile der eRechnung schon friihzeitig nutzen. Zum anderen kdnnen durch eine
getrennte Einfiihrung von obligatorischer eRechnung und Meldesystem die hierfur jeweils
erforderlichen technischen und organisatorischen Umstellungsarbeiten zeitlich entzerrt
werden, was einer Uberméafigen Belastung aller Beteiligten in der Wirtschaft und der
Verwaltung entgegenwirkt.

Der Rat hat die Bundesrepublik Deutschland auf Grundlage von Artikel 395 der
Richtlinie 2006/112/EG erméachtigt, die Verwendung elektronischer Rechnungen, die von
im Hoheitsgebiet Deutschlands anséssigen Steuerpflichtigen ausgestellt wurden, nicht von
einer Zustimmung des im deutschen Hoheitsgebiet ansassigen Rechnungsempfangers
abhéangig zu machen (ABI. L 188 vom 27.7.2023, S. 42). Auf dieser Grundlage kann eine
obligatorische eRechnung fir inlandische Umsatze im zwischenunternehmerischen
Bereich eingefihrt werden. In Umsetzung dieser Ermachtigung werden im Inland ansassige
Unternehmer fir ihre steuerbaren und steuerpflichtigen Umséatze zur Ausstellung einer
eRechnung verpflichtet, wenn diese Umsétze an andere im Inland anséssige Unternehmer
fur deren Unternehmen erbrachten werden. Umsatze an Unternehmer in anderen
Mitgliedstaaten und an Endverbraucher sind von dieser Verpflichtung nicht betroffen.

8§ 14 Absatz 1 Satz 2 bis 8, Absatz 2, 3 und 6 Satz 2

Bisher war in Absatz 1 durch die erforderliche Zustimmung des Empfangers bei
Verwendung einer eRechnung ein Vorrang der Papierrechnung geregelt.

Nunmehr wird in Absatz 1 die elektronische Rechnung neu definiert. Nur noch eine
Rechnung, die in einem strukturierten elektronischen Format ausgestellt, (ibermittelt und
empfangen wird, das ihre elektronische Verarbeitung ermdglicht, und die den Vorgaben der
Richtlinie 2014/55/EU vom 16. April 2014 (ABI. L 133 vom 6.5.2014, S. 1, CEN-Format
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EN 16931) entspricht, gilt als elektronische Rechnung. Rechnungen, die in einem anderen
elektronischen Format oder auf Papier Gbermittelt werden, werden unter dem neuen Begriff
»sonstige Rechnung“ zusammengefasst. Der Vorrang der Papierrechnung wird gestrichen.

In Absatz 2 werden die Félle, in denen eine umsatzsteuerrechtliche Verpflichtung zur
Ausstellung einer Rechnung besteht, neu gegliedert. Es wird eindeutig geregelt, in welchen
Féallen eine eRechnung obligatorisch zu verwenden ist und in welchen Fallen die
Verwendung einer sonstigen Rechnung maoglich bleibt.

In Absatz 3 werden die Regelungen zur Echtheit der Herkunft, zur Unversehrtheit des
Inhalts und der Lesbarkeit einer Rechnung zusammengefasst. Bislang waren diese in den
Absétzen 1 und 3 geregelt.

In dem neu angeflgten Absatz6 Satz2 wird eine Verordnungsermachtigung
aufgenommen, um mogliche Anderungen der Mehrwertsteuersystemrichtlinie hinsichtlich
der Anforderungen an eine elektronische Rechnung und Anpassungen des CEN-Formats
EN 16931 auch im Hinblick auf das zuklnftige Meldesystem kurzfristig umsetzen zu
kénnen.

Zu Nummer 2 (8 14a Absatz 1 Satz 1 und 4)

Es handelt sich um redaktionelle Folge&dnderungen zur Einfiihrung der obligatorischen
eRechnung.

Zu Nummer 3 (8§ 14b Absatz 1 Satz 3 und 5)

Es handelt sich um redaktionelle Folgednderungen zur Einfilhrung der obligatorischen
eRechnung.

Zu Nummer 4 (8 26a Absatz 2 Nummer 1)

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeanderung zur Einfiihrung der obligatorischen
eRechnung.

Zu Nummer 5 (§ 27 Absatz 39 — neu -)

Durch den neu eingefiigten Absatz 39 Satz 1 Nummer 1 wird geregelt, dass zu einem
zwischen dem 1. Januar und dem 31. Dezember 2025 ausgefuhrten Umsatz befristet bis
zum 31. Dezember 2025 statt einer eRechnung auch eine sonstige Rechnung auf Papier
oder in einem anderen elektronischen Format ausgestellt werden kann. Bei Ausstellung
einer sonstigen Rechnung in einem elektronischen Format bedarf es jedoch der
Zustimmung des Empfangers.

Durch den neu eingefligten Absatz 39 Satz 1 Nummer 2 wird die Regelung in Nummer 1
fur Rechnungen, die von Unternehmern mit einem Gesamtumsatz im vorangegangenen
Kalenderjahr bis zu 800 000 Euro ausgestellt werden, um ein weiteres Jahr bis zum
31. Dezember 2026 erweitert. Damit sollen die Belange kleinerer Unternehmen
berlcksichtigt werden.

Durch den neu eingefligten Absatz 39 Satz 1 Nummer 3 wird geregelt, dass zu einem
zwischen dem 1. Januar 2026 und dem 31. Dezember 2027 ausgefiihrten Umsatz befristet
bis zum 31. Dezember 2027 statt einer eRechnung auch eine sonstige Rechnung in einem
anderen elektronischen Format ausgestellt werden kann, wenn diese mittels dem
elektronischen Datenaustausch nach Artikel 2 der Empfehlung 94/820/EG der Kommission
vom 19. Oktober 1994 Uber die rechtlichen Aspekte des elektronischen Datenaustausches
(ABI. L 338 vom 28.12.1994, S. 98, EDI-Verfahren) Ubermittelt wird. Dies bedarf der
Zustimmung des Empfangers.
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Dadurch wird dem vorgetragenen Anliegen von Teilen der Wirtschaft nach einer
Einfihrungsphase fur die Anwendung der obligatorischen eRechnung und einer
Ubergangsweisen weiteren Verwendung des EDI-Verfahrens entsprochen. In der
Anfangszeit wird damit eine Flexibilitat in der Umsetzung erreicht, die fir die weitreichende
Neuregelung erforderlich ist. Auf die besondere Situation von kleineren Unternehmen wird
ebenfalls Ricksicht genommen. Ein leistender Unternehmer kann zunéchst bei Bedarf noch
auf andere Rechnungsformen als die eRechnung ausweichen, zugleich bleibt die
Verpflichtung des Leistungsempfangers, eine eRechnung entgegenzunehmen, erhalten.

Zu Nummer 6 (8 27b Absatz 2 Satz 3)

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeanderung zur Einfiihrung der obligatorischen
eRechnung.

Zu Artikel 30 (Anderung der Umsatzsteuer-Durchfiihrungsverordnung)
Zu Nummer 1 (8 33 Satz 4 —neu -)

Bislang war es den Beteiligten Uberlassen, welche Art von Rechnung sie flr
Kleinbetragsrechnungen im Sinne des § 33 UStDV verwenden. Durch die Einfiihrung der
obligatorischen Verwendung einer eRechnung im B2B-Bereich ware auch bei derartigen
Umsétzen zwingend eine eRechnung zu verwenden.

Zur Vermeidung von unverhaltnismafRigen Schwierigkeiten bei der Durchflhrung von
Geschaften des taglichen Lebens wird geregelt, dass fir Umsétze im Sinne von § 33 UStDV
nach dem Wegfall des Vorrangs der Papierrechnung weiterhin alle Arten von Rechnungen
verwendet werden kdnnen.

Zu Nummer 2 (8 34 Satz 2 — neu -)

Bislang war es den Beteiligten tiberlassen, welche Art von Rechnung sie fur Fahrausweise
im Sinne des 8§34 UStDV verwenden. Durch die Einfiihrung der obligatorischen
Verwendung einer eRechnung im B2B-Bereich ware auch bei derartigen Umsatzen
zwingend eine eRechnung zu verwenden.

Zur Vermeidung von unverhaltnismafRigen Schwierigkeiten bei der Durchflhrung von
Geschaften des taglichen Lebens wird geregelt, dass flir Umsétze im Sinne von § 34 UStDV
nach dem Wegfall des Vorrangs der Papierrechnung weiterhin alle Arten von Rechnungen
verwendet werden kdnnen.

Zu Artikel 31 (Anderung des Investmentsteuergesetzes)
Zu Nummer 1
Zu Buchstabe a (§ 2 Absatz 9a — neu -)

Im Rahmen der Mitteilung von grenziiberschreitenden Steuergestaltungen nach § 138d AO
wurden Falle berichtet, in denen deutsche Investmentfonds lber einen bestimmten Typus
einer finnischen Immobilien-Gesellschaft in finnische Immobilien investieren. Bei der
Immobilien-Gesellschaft handelt es sich um eine Oy MREC. Oy ist die Abkilirzung von
Osakeyhtid und ist der finnische Ausdruck fiir eine Aktiengesellschaft. MREC steht fir
mutual real estate company.

Im Gegensatz zu einer normalen Immobilien-Gesellschaft (in Finnland als REC bzw. real
estate company bezeichnet), die ihre Einklnfte selbst zu versteuern hat, werden die
Vermietungseinkinfte der MREC den Gesellschaftern der MREC zugerechnet. Da die
inlandischen Investmentfonds unter bestimmten Voraussetzungen des finnischen Rechts
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von der Besteuerung freigestellt werden (personliche Steuerbefreiung), konnen die aus
Finnland stammenden Vermietungseinkinfte Uber diese Gestaltung ohne eine
Steuerbelastung in Finnland erzielt werden.

Wenn ein Investmentfonds nach seinen Anlagebedingungen zu mehr als 50 Prozent in
Immobilien oder Immobilien-Gesellschaften investiert, werden nach § 20 Absatz 3 Satz 1
InvStG beim Anleger 60 Prozent der Investmentertrage von der Besteuerung freigestellt
(Immobilienteilfreistellung). Wird nach den Anlagebedingungen zu mehr als 50 Prozent in
auslandische Immobilien oder Ausland-Immobiliengesellschaften investiert, sind 80
Prozent der vom Anleger erzielten Investmentertrdge steuerfrei (Auslands-
Immobilienteilfreistellung). Zweck der Teilfreistellung ist es, eine wirtschaftliche
Doppelbelastung durch eine Besteuerung auf der Ebene des Investmentfonds- oder der
Immobilienkapitalgesellschaft und einer weiteren Besteuerung auf der Anlegerebene
auszuschliel3en oder abzumildern. Dieser Zweck der Teilfreistellung wird verfehlt, wenn es
Zu keiner  Besteuerung auf Ebene des Investmentfonds  oder der
Immobilienkapitalgesellschaft kommt.

Die Regelungen nach § 2 Absatz 9a — neu — InvStG zielen darauf ab, eine Immobilien- oder
Auslands-Immobilienteilfreistellung  auszuschlieen, wenn es aufgrund von
Steuerbefreiungsvorschriften zu keiner oder nur einer geringen Steuervorbelastung kommt.

In der Praxis berlcksichtigen die zum Abzug der Kapitalertragsteuer verpflichteten
depotfuhrenden Kreditinstitute Informationen zum Vorliegen der Voraussetzungen fiir die
Immobilien- oder Auslands-Immobilienteilfreistellung, die ihnen von Datendienstleistern zur
Verfigung gestellt werden. Diese Datendienstleister greifen fir diese steuerliche
Einstufung in der Regel auf Eigenerklarungen der Investmentfonds zuriick. D. h. im
Regelfall haben die Investmentfonds selbst zu prifen, ob die Voraussetzungen fir
Immobilien- oder Auslands-Immobilienteilfreistellung vorliegen. Wenn es an einer
Eigenerklarung fehlt oder Zweifel an deren Richtigkeit bestehen oder der Datendienstleister
keine verlasslichen Aussagen zu den Voraussetzungen der Immobilien- oder Auslands-
Immobilienteilfreistellung treffen kann, wenden die depotfilhrenden Kreditinstitute keine
Teilfreistellung an. In diesen Fallen hatte der Anleger die Méglichkeit die Voraussetzungen
fur die Teilfreistellung im Veranlagungsverfahren gegentiber dem Finanzamt nachzuweisen
(8 20 Absatz 4 InvStG).

§ 2 Absatz 9a Satz 1 — neu — InvStG schliel3t eine Berlicksichtigung von Immobilien fir die
Zwecke der Immobilienfondsquote und der Auslandsimmobilienfondsquote aus, wenn die
Einklinfte aus der Immobilie oder deren Verauflierung in vollem Umfang oder zu mehr als
50 Prozent von der Besteuerung befreit sind. Die Immobilie gilt damit als sonstiger
Vermoégensgegenstand, der nicht zu einer Teilfreistellung auf der Anlegerebene berechtigt,
wenn ein Investmentfonds Einkinfte aus einer unmittelbar gehaltenen Immobilie erzielt, die
in dem Belegenheitsstaat der Immobilie keiner Besteuerung unterliegen oder iberwiegend
steuerbefreit sind. Unter diesen Ausschlusstatbestand fallen persénliche oder sachliche
Steuerbefreiungen des Investmentfonds. Nicht erfasst sind dagegen Falle, in denen es
aufgrund fehlender Uberschiisse im Veranlagungszeitraum oder aufgrund der Verrechnung
von Uberschiissen mit Verlusten aus Vorjahren zu keiner tatsachlichen Besteuerung
kommt.

Nach 82 Absatz9a Satz2 —neu- InvStG bleiben Beteiligungen an Immobilien-
Gesellschaften und  Auslands-Immobiliengesellschaften  fir die Zwecke der
Immobilienfondsquote und der Auslandsimmobilienfondsquote unbericksichtigt, wenn die
Einkiinfte der Immobilien-Gesellschaft oder der Auslands-Immobiliengesellschaft aus der
Vermietung oder Verpachtung oder aus der Veraduf3erung von Immobilien zu mehr als
50 Prozent von der Besteuerung befreit sind. Unter diesen Ausschlusstatbestand fallen
personliche oder sachliche Steuerbefreiungen der Immobilien-Gesellschaft oder der
Auslands-Immobiliengesellschaft. Die Regelung ist dagegen nicht anwendbar, wenn die
Immobilien-Gesellschaft oder die Auslands-Immobiliengesellschaft steuerpflichtig ist, es
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aber aufgrund fehlender Uberschiisse im Veranlagungszeitraum oder aufgrund der
Verrechnung von Uberschiissen mit Verlusten aus Vorjahren zu keiner tatséchlichen
Besteuerung kommt.

Ein Investmentfonds hat zu prifen, ob seine unmittelbar oder mittelbar CGber
Personengesellschaften gehaltene Beteiligungen an Immobilien-Gesellschaften und
Auslands-Immobiliengesellschaften grundsatzlich einer steuerlichen Vorbelastung
unterliegen oder unter die Voraussetzungen des 8§ 2 Absatz 9a Satz 2 — neu — InvStG
fallen. Sofern die Voraussetzungen des 8§ 2 Absatz 9a Satz 2 — neu — InvStG erfullt sind,
durfen diese Beteiligungen nicht als Immobilien eingestuft werden, so dass der Anleger bei
Unterschreiten der oben angefuihrten 50 Prozent-Schwelle die Immobilien- oder Auslands-
Immobilienteilfreistellung verliert.

Die Regelung in § 2 Absatz 9 Satz 6 InvStG zur Bertcksichtigung von Anteilen an REIT-
Korperschaften, -Personenvereinigungen oder -Vermdgensmassen ist als lex specialis
vorrangig gegeniiber 8 2 Absatz 9a Satz 2 — neu — InvStG. D. h. eine Beteiligung an einem
steuerbefreiten REIT wird weiterhin als Immobilie berticksichtigt, wenn die Ausschittungen
des REIT einer hinreichenden Besteuerung unterliegen.

Nach 82 Absatz9a Satz3 —neu- InvStG werden Beteiligungen an Immobilien-
Gesellschaften und Auslands-Immobiliengesellschaften nicht fur die Zwecke der
Immobilien- oder Auslands-Immobilienteilfreistellung berticksichtigt, wenn die Einklinfte der
Immobilien-Gesellschaft oder Auslands-lImmobiliengesellschaft dem Investmentfonds als
deren Gesellschafter zugerechnet werden und diese Einkiinfte keiner Besteuerung
unterliegen oder zu mehr als 50 Prozent von der Besteuerung befreit sind. Diese Regelung
schliel3t die Teilfreistellung bei besonderen Besteuerungsregimen wie der Beteiligung von
Investmentfonds an finnischen Oy MREC aus, da es dabei ebenfalls an einer steuerlichen
Vorbelastung fehlt.

Zu Buchstabe b (8 2 Absatz 9b)

Es handelt sich um eine Folgedanderung zur Einfligung des neuen Absatzes 9a. Der
bisherige Absatz 9a wird Absatz 9b.

Zu Nummer 2 (8 4 Absatz 2 Nummer la—neu -)

Der neue § 4 Absatz 2 Nummer la InvStG regelt, welches Finanzamt fiir die Besteuerung
zustandig ist, wenn ein Investmentfonds Anteile an einer Kapitalgesellschaft im Sinne des
§ 49 Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe e Doppelbuchstabe cc EStG veréulRert. Die Regelung
betrifft nur Investmentfonds ohne gesetzlichen Vertreter im Inland und greift nur, wenn sich
nicht bereits aus 8§ 4 Absatz 2 Nummer 1 InvStG ein zusténdiges Finanzamt ergibt. Die
neue Zustandigkeitsregelung ist aufgrund der Erweiterung des Besteuerungstatbestands in
8 6 Absatz 5 Satz 1 Nummer 1 InvStG erforderlich. Betroffen sind Falle, in denen Anteile
an einer Kapitalgesellschaft mit Uberwiegendem inl&ndischen Immobilienbesitz verédulZert
werden, aber die Kapitalgesellschaft weder Sitz noch Geschéftsleitung im Inland hat
(ausléandische Inlandsimmobilien-Kapitalgesellschaft). Ein  Anwendungsfall wirde
beispielsweise vorliegen, wenn ein in Luxemburg verwalteter Investmentfonds Anteile an
einer Luxemburger Kapitalgesellschaft verduRert, deren Vermogensgegenstande
Uberwiegend aus in Deutschland belegenen Immobilien bestehen.

Zustandig ist nach dem neuen § 4 Absatz 2 Nummer l1a Satz 1 InvStG das Finanzamt, das
fur die Besteuerung der auslandischen Inlandsimmobilien-Kapitalgesellschaft zustandig ist
oder bei erstmaliger Veranlagung der auslandischen Inlandsimmobilien-Kapitalgesellschaft
zustandig wére.

8 4 Absatz 2 Nummer 1 Satz 2 InvStG regelt die Zustandigkeit, wenn ein im Ausland
verwalteter Fonds mehrere Beteiligungen an Inlandsimmobilien-Kapitalgesellschaften in
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einem Veranlagungszeitraum verauf3ert. In diesen Fallen ist auf den Wert der jeweils
verauf3erten Kapitalbeteiligung abzustellen. Zusténdig ist dann das Finanzamt, das fur die
Besteuerung der Inlandskapitalgesellschaft zustandig ist, die die wertvollste
Kapitalbeteiligung dargestellt hat.

Wenn ein im Inland verwalteter Investmentfonds eine Beteiligung an einer
Inlandsimmobilien-Kapitalgesellschaft veraulRert, ergibt sich das zustandige Finanzamt aus
84 Absatz1l InvStG. VerduRRert ein im Ausland verwalteter Investmentfonds eine
Beteiligung an einer im Inland ansassigen Inlandsimmobilien-Kapitalgesellschaft richtet
sich das zustandige Finanzamt nach 8 4 Absatz 2 Nummer 1 InvStG und zwar nach dem
wertvollsten Teil des Inlandsvermdgen des Investmentfonds. Wenn der wertvoliste Teil die
Beteiligung an der Inlandsimmobilien-Kapitalgesellschaft ist oder wenn die Beteiligung der
einzige im Inland belegene Vermoégensgegenstand ist, richtet sich die Zustandigkeit nach
dem Sitz oder der Geschaftsleitung der Inlandsimmobilien-Kapitalgesellschatft.

Zu Nummer 3 (8 6)
Zu Buchstabe a (8§ 6 Absatz 5 Satz 1 Nummer 1)

Gewinne aus der Veraulierung von inlandischen Immobilien unterliegen nach § 6 Absatz 4
Satz 1 Nummer 2 InvStG auch bei inlandischen oder ausléndischen Investmentfonds der
Besteuerung. Die Anderung des § 6 Absatz 5 Satz 1 Nummer 1 InvStG soll eine Umgehung
dieser Steuerpflicht durch die Zwischenschaltung einer Kapitalgesellschaft vermeiden. Fur
diesen Zweck werden die Besteuerungsregelungen des § 49 Absatz 1 Nummer 2
Buchstabe e Doppelbuchstabe cc EStG, der Gewinne aus der Veraulerung von
Kapitalgesellschaften mit Uberwiegendem inlandischen Immobilienbesitz erfasst, auf
Investmentfonds ausgedehnt. Mit dieser Rechtsdnderung werden die gleichen
gesetzgeberischen Ziele wie bei der Einfiihrung des § 49 Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe e
Doppelbuchstabe cc EStG verfolgt (vgl. BT-Drucks. 19/4455 S. 48 f.).

Anlass der Anderung ist, dass im Rahmen der Mitteilung von grenziiberschreitenden
Steuergestaltungen nach § 138d AO Falle berichtet wurden, in denen inlandische und
auslandische Anleger Uber eine luxemburgische Fondsstruktur in eine inlandische GmbH
mit iberwiegendem inlandischen Immobilienbesitz investiert haben. Bei dieser Gestaltung
kann derzeit eine Besteuerung der Wertsteigerung der inlandischen Immobilien durch
Veraullerung des ,GmbH-Mantels“ vermieden werden.

Nach der Neufassung des § 6 Absatz 5 Satz 1 Nummer 1 InvStG gehdren zu den sonstigen
inlandischen Einkiinften die Einkinfte nach 8 49 Absatz 1 EStG mit Ausnahme der
Einkunfte nach 8 49 Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe e Doppelbuchstabe aa und bb EStG,
soweit sie nicht von 8 6 Absatz 3 oder 4 InvStG erfasst werden. Einkiinfte nach § 49
Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe e Doppelbuchstabe cc EStG, die aus der Verduf3erung von
Anteilen an Kapitalgesellschaften stammen, deren Anteilswert zu irgendeinem Zeitpunkt
wahrend der letzten 365 Tage vor der Verauf3erung, unmittelbar oder mittelbar zu mehr als
50 Prozent auf inlandischem unbeweglichen Vermégen beruhte, sind nunmehr von der
Regelung umfasst und damit steuerpflichtig.

Die Regelung gilt sowohl fur Kapitalgesellschaften mit Sitz oder Geschéftsleitung im Inland
als auch fur auslandische Kapitalgesellschaften.

Gewinne aus der VeraufRerung von Kapitalgesellschaften mit Sitz oder Geschéftsleitung im
Inland konnen tatbestandlich dem Grunde nach auch unter den (hier nicht erfassten)
Veraul3erungstatbestand in § 49 Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe e Doppelbuchstabe aa
EStG fallen, der eine Steuerpflicht aber an das Vorliegen eines inlandischen Sitzes oder
eine Geschaftsleitung der Kapitalgesellschaft im Inland anknupft. Um klarzustellen, dass
die Veraullerungsgewinnbesteuerung des 849 Absatz1l Nummer 2 Buchstabe e
Doppelbuchstabe cc EStG vorrangig anzuwenden ist, wurde ein klarstellender Halbsatz im
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Gesetzeswortlaut erganzt. Danach ist die Verauf3erungsgewinnbesteuerung nach § 49
Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe e Doppelbuchstabe cc EStG unabhéngig von einem
inlandischen Sitz oder einer inlandischen Geschaftsleitung anzuwenden. Damit sind die
VerauRRerungsgewinne i. S. d. § 49 Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe e Doppelbuchstabe cc
EStG auch dann von dem Investmentfonds zu versteuern, wenn zugleich der Tatbestand
des § 49 Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe e Doppelbuchstabe aa EStG erfullt ist.

Die Einkiinfte nach § 6 Absatz 5 Satz 1 Nummer 1 InvStGi. V. m. § 49 Absatz 1 Nummer 2
Buchstabe e Doppelbuchstabe cc EStG sind von dem Investmentfonds selbst zu ermitteln
und im Veranlagungsverfahren gegentber dem zustandigen Finanzamt zu erklaren.

Zu Buchstabe b (8§ 6 Absatz 5 Satz 3 - neu -)

Der neue Satz 3 schlief3t die Anwendung des vorherigen Satzes 2 aus. Demnach ist von
gewerblichen Einklnften nach § 49 Absatz 1 Nummer 2 EStG nur auszugehen, wenn der
Investmentfonds seine Vermdgensgegenstande aktiv unternehmerisch bewirtschaftet. Die
Anderung in § 6 Absatz 5 Satz 1 Nummer 1 InvStG soll aber gerade Falle von Einkiinften
nach 8§ 49 Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe e Doppelbuchstabe cc EStG einschliel3en in
denen keine unternehmerische Bewirtschaftung, sondern eine Vermdégensverwaltung
vorliegt.

Zu Nummer 4 (8 26 Nummer 7a Satz 2 Satzteil nach Buchstabe b)

§ 26 InvStG (,Anlagebestimmungen®) definiert die Voraussetzungen fir die Einstufung als
Spezial-Investmentfonds. Nach § 26 Nummer 7a Satz 1 InvStG muissen die Einnahmen
aus einer aktiven unternehmerischen Bewirtschaftung weniger als 5 Prozent der gesamten
Einnahmen des Spezial-Investmentfonds betragen. Bei einem Uberschreiten dieser Grenze
droht der Verlust des Status als Spezial-Investmentfonds (8 52 Absatz 1 Satz 1 InvStG).
Der Statusverlust filhrt auf Ebene des Spezial-Investmentfonds zu einer fiktiven
VerauRRerung aller Vermégensgegensténde unter Aufdeckung aller stiller Reserven. Zudem
gelten auf Ebene der Anleger die Spezial-Investmentanteile als verauf3ert,

Um das Risiko eines Statusverlusts und die daraus resultierenden Folgen zu vermeiden,
haben die Spezial-Investmentfonds bislang nur in sehr eingeschranktem Umfang in die
Erzeugung erneuerbarer Energien investiert. Damit Spezial-Investmentfonds vermehrt in
erneuerbare Energien investieren, wurde im Zuge des Jahressteuergesetzes 2022 vom
16. Dezember 2022 (BGBI. | S. 2294) in § 26 Nummer 7a Satz 2 InvStG eine erganzende
Regelung eingefihrt. Danach erh6ht sich die maximal zulassige Grenze fiur Einnahmen aus
aktiver unternehmerischer Bewirtschaftung unter bestimmten Voraussetzungen um weitere
5 Prozentpunkte auf 10 Prozent. Diese Erhdhung setzt im Einzelnen voraus, dass die
Spezial-Investmentfonds Einnahmen aus der Erzeugung oder Lieferung von Strom
erzielen, die im Zusammenhang mit der Vermietung und Verpachtung von Immobilien
stehen und

— aus dem Betrieb von Anlagen zur Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien im
Sinne des § 3 Nummer 21 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes oder

— aus dem Betrieb von Ladestationen fur Elektrofahrzeuge oder Elektrofahrrader
stammen.

Auch diese neue Grenze schopft noch nicht in hinreichendem Mal3 die bei Spezial-
Investmentfonds bestehenden Potentiale fir Beitrage zur Klimawende aus. Daher wird
durch eine Anderung des § 26 Nummer 7a Satz 2 InvStG die Grenze von 10 Prozent um
10 Prozentpunkte auf 20 Prozent erhdht. Dadurch kénnen Spezial-Investmentfonds ihr
Engagement im Bereich des Betreibens von Anlagen zur Stromerzeugung aus
erneuerbaren Energien oder aus dem Betrieb von Ladestationen fur Elektrofahrzeuge oder
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Elektrofahrradern erheblich ausweiten. Zudem wird ein Gleichlauf mit den Regelungen zur
erweiterten Kirzung in 8 9 Nummer 1 Satz 3 Buchstabe b GewStG hergestellt.

Zu Nummer 5 (8§ 43)
Zu Buchstabe a (8§ 43 Absatz 1 Satz 2 - neu -)

Erzielt ein Spezial-Investmentfonds Einkiinfte aus einem auslandischen Staat
(Quellenstaat), muss er sich grundsatzlich dem Besteuerungsregime dieses Staates
unterwerfen. Die ausgeschitteten und ausschittungsgleichen Ertrdge des Spezial-
Investmentfonds sind nach § 43 Absatz 1 InvStG bei der Veranlagung des Anlegers aber
insoweit von der Bemessungsgrundlage auszunehmen, als die aus diesem auslandischen
Staat (Quellenstaat) stammenden Einkilnfte, nach dem Doppelbesteuerungsabkommen
des Quellenstaats mit der Bundesrepublik Deutschland, von der inlandischen Besteuerung
freigestellt sind. Die Voraussetzung fur die Steuerbefreiung nach 8§ 43 Absatz 1 Satz 1
InvStG ist, dass die Bundesrepublik Deutschland nach der Freistellungsmethode auf das
Besteuerungsrecht verzichtet hat. Zweck der Steuerbefreiung beim Anleger ist, dass
Spezial-Investmentertrage auf Anlegerebene — unabhéngig von der Art der Einkinfte —
grundsatzlich voll steuerpflichtig sind, der Anleger eines Spezial-Investmentfonds aber nicht
schlechter als ein direktinvestierender Anleger stehen soll. Aus diesem Grund wird durch
§ 43 Absatz 1 Satz 1 InvStG im Ergebnis eine mogliche DBA-Beglinstigung des Spezial-
Investmentfonds an den Anleger weitergereicht, um eine steuerliche Doppelbelastung
auslandischer Einklinfte zu vermeiden. Der wesentliche Anwendungsfall der Regelung sind
Einkiinfte aus auslandischem unbeweglichen Vermdgensgegenstanden und Auslands-
Immobiliengesellschaften, da ausléandische Dividendeneinkinfte und Investmentertrage
durch 8§ 43 Absatz 1 Satz 2 (jetzt Satz 3) InvStG von der Regelung ausgeschlossen sind.

Die neue Regelung nach § 43 Absatz1l Satz2 —neu— InvStG zielt darauf ab, die
Anwendung der Steuerbefreiung aus 8 43 Absatz 1 Satz 1 InvStG auszuschliel3en, wenn
es aufgrund von auslandischen Steuerbefreiungsvorschriften zu keiner Steuervorbelastung
im Ausland kommt. Anlass fir die Rechtsanderung sind entsprechende Gestaltungen
deutscher Investmentfonds, die im Zuge von Mitteilung von grenziberschreitenden
Steuergestaltungen nach § 138d AO bekannt wurden und Immobilieninvestitionen in
Finnland betreffen. Allerdings kann bei einer dhnlichen Gestaltung Uber einen Spezial-
Investmentfonds keine Steuerfreistellung erlangt werden, wenn keine tatsachliche
Besteuerung in Finnland erfolgt ist (Artikel 21 Absatz 1 des DBA mit Finnland). Da jedoch
nicht alle DBA entsprechende Rickfallklauseln (Subject-to-tax-Klauseln) enthalten, wird
durch die Neuregelung vorsorglich eine Steuerfreistellung bei fehlender Vorbelastung
ausgeschlossen.

Es handelt sich hier nicht um eine Regelung, mit der eine vdlkerrechtliche Vereinbarung
abbedungen wird (sog. Treaty override). Bei einer Investition eines Spezial-
Investmentfonds in eine ausléndische Immobilie ist das jeweilige DBA nur unmittelbar
gegeniuber dem Spezial-Investmentfonds anzuwenden. Fir den Anleger des Spezial-
Investmentfonds ergeben sich dagegen keine unmittelbaren Rechte aus dem DBA. Der
Gesetzgeber kann daher die in 8 43 Absatz 1 InvStG geregelte transparente Weitergabe
eines DBA-Besteuerungsvorteils an den Anleger einschranken oder sogar abschaffen,
ohne dass dies ein Treaty override darstellen wirde.

Nach 8§43 Absatzl1l Satz2 —neu- InvStG ist die Steuerfreistellung nach Satz 1
ausgeschlossen, wenn die jeweiligen Einkinfte des Spezial-Investmentfonds in dem
auslandischen Staat, aus dem sie stammen, keiner tatsachlichen Besteuerung unterlegen
haben. Unter diesen Ausschlusstatbestand fallen personliche oder sachliche
Steuerbefreiungen der jeweiligen Einkinfte oder Steuersubjekte. Insbesondere sind
sachliche oder persénliche Steuerbefreiungen von Einkiinften aus ausléandischen
Immobilien und Auslands-Immobiliengesellschaften erfasst. Weiterhin wéare die
Steuerfreistellung ausgeschlossen, wenn tatsachlich keine Besteuerung durchgefiihrt
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wurde, z. B. weil die Einkunfte nicht gegenuber den Steuerbehdrden des Quellenstaats
erklart wurden. Dagegen liegt auch dann eine tatséchliche Besteuerung vor, wenn aufgrund
einer Verrechnung mit Verlusten aus friheren Veranlagungszeitraumen oder aus anderen
Einkunftsquellen keine Steuerbelastung angefallen ist.

Der Spezial-Investmentfonds hat zu prifen, ob die Voraussetzungen fir eine
Steuerfreistellung nach 8§ 43 Absatz 1 InvStG erfilllt sind und entsprechende Angaben in
der Feststellungserklarung nach § 51 InvStG zu machen.

Zu Buchstabe b und Buchstabe ¢ (§ 43 Absatz 1 Satz 3 und 4)

Bei den Anderungen in den bisherigen Satzen 2 und 3 (nun Satze 3 und 4) des § 43
Absatz 1 InvStG handelt es sich um redaktionelle Folgendnderungen der Einflgung des
neuen Satzes 2.

Zu Nummer 6 (8 57 Absatz 8 — neu -)

Nach § 57 Absatz 8 Satz 1 — neu — InvStG sind die Neufassung des §..2 Absatz 9a InvStG,
der neu eingefigte 84 Absatz2 Nummer la InvStG und die Anderung des 8§26
Nummer 7a InvStG ab dem 1. Januar 2024 anzuwenden.

Nach § 57 Absatz 8 Satz 2 — neu — InvStG ist die Neufassung des 8§ 6 Absatz5 Satz 1
Nummer 1 InvStG erstmals auf Gewinne aus der Verau3erung von Anteilen anzuwenden,
bei denen die VerauRRerung nach dem Verkindungsdatum dieses Gesetzes erfolgt und
erfasst nur Wertveranderungen, die ab diesem Zeitpunkt eingetreten sind. Mit dieser in die
Zukunft gerichteten Erfassung von VeraufRerungsgewinnen werden verfassungsrechtlich
rechtfertigungsbedurftige Rickwirkungen vermieden. Die Regelung ist orientiert an der
Anwendungsregelung zu 8§ 49 Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe e Doppelbuchstabe cc EStG
in 8 52 Absatz 45a EStG.

Nach § 57 Absatz 8 Satz 3 — neu — InvStG ist die Neufassung des § 43 Absatz 1 Satz 2
InvStG erstmals auf Geschéftsjahre des Investmentfonds anzuwenden, die nach dem
31. Dezember 2023 beginnen.

Zu Artikel 32 (Anderung des Forschungszulagengesetzes)

Zu Nummer 1 (Inhaltsiibersicht)

Die Inhaltstuibersicht wird redaktionell an den neu eingefligten 8 16a angepasst.
Zu Nummer 2 (§ 16a — neu —-)

Mit dem neuen 8§ 16a wird der Bereich der Verarbeitung von Daten aus dem
Bescheinigungsverfahren erweitert.

Um Daten fir Zwecke des § 17 Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 und § 16a Absatz 1 Satz 2
FZulG in anonymisierter Form zu erhalten und weiterverarbeiten zu kénnen, ist eine
Verarbeitung der Daten zur Anonymisierung notwendig. Diesem Umstand tragt Satz 1
Rechnung und erlaubt eine Datenverarbeitung zu diesem Zweck.

Der Satz?2 bringt das Interesse der Verwaltung an den im Rahmen des
Bescheinigungsverfahrens gewonnen Daten der Antragstellenden mit dem Interesse der
betroffenen Antragstellenden am Schutz ihrer personenbezogenen Daten in Einklang. Die
Daten der Antragstellenden kénnen fir die Ausgestaltung anderer Férdermafinahmen
sowie politikberatender MaRnahmen im Bereich Forschung und Entwicklung von grof3em
Nutzen sein. Zur Erreichung dieser Ziele sind jedoch anonymisierte Daten der
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Antragstellenden ausreichend. Im Sinne des Grundsatzes der Datenminimierung sollen
daher nur anonymisierte Daten verarbeitet werden.

Zu Nummer 3 (8 17)

Zu Buchstabe a (§ 17 Absatz 2)

Zu Doppelbuchstabe aa (8 17 Absatz 2 Satz 1)

Zu Dreifachbuchstabe aaa (8 17 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1)

Nummer 1 wird wegen der neu eingefligten Nummer 3 redaktionell angepasst.

Mit der neuen Nummer 3 wird der Bereich der Verarbeitung und Ubermittlung von Daten
aus dem Bescheinigungsverfahren erweitert.

Zu Dreifachbuchstabe bbb (§ 17 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2)

Durch die Zweckerweiterung in 8 17 Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 und 8 16a, Daten in
anonymisierter Form an andere Institutionen zum Zweck der wissenschaftlichen
Forschung, Datenanalysen etc. weiterzuleiten, ist eine Folgeanpassung in 8 17 Absatz 2
Satz1 Nummer 2 notwendig. Bisher konnen Institutionen, die Forschungs- und
Entwicklungsstatistiken fir die Europaische Union durchfuhren, den vollstandigen nicht
anonymisierten Datensatz, der im Rahmen des Bescheinigungsverfahrens nach 8§ 6
erhobenen Einzelangaben fur Zwecke der Evaluierung, weiterer wissenschaftlicher
Forschung und zur Qualitatssicherung, weiterverarbeiten.

Durch die Neuausgestaltung des § 17 und der Neueinfihrung des § 16a dirfen jedoch
Institutionen, die keine Forschungs- und Entwicklungsstatistiken flir die Europaische Union
durchfiihren, die erhobenen Daten nur in anonymisierter Form weiterverarbeiten.

Um hier ein Ungleichgewicht zwischen den Verarbeitungsmdglichkeiten der einzelnen
Institutionen zu vermeiden, wird die Verarbeitung, der im Rahmen des
Bescheinigungsverfahrens nach 8§ 6 erhobenen Einzelangaben, durch Institutionen, die
Forschungs- und Entwicklungsstatistiken fur die Europaische Union durchfihren, auf die
anonymisierte Form beschrankt.

Zu Dreifachbuchstabe ccc (8 17 Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 — neu =)

Mit der neuen Nummer 3 wird der Bereich der Ubermittlung von Daten aus dem
Bescheinigungsverfahren erweitert.

§ 17 Absatz 2 Satz 1 FZulG tragt dem Schutz der im Bescheinigungsverfahren — und damit
in einem auf3erhalb der Finanzverwaltung liegenden Verwaltungsverfahren — erhobenen
personenbezogenen Daten Rechnung, welche nach der Verordnung (EU) 2016/679 einer
strengen Zweckbindung und dem Grundsatz der Datenminimierung unterliegen. Die
Regelungen dienen der Einhaltung der steuerrechtlichen Sonderregeln in Bezug auf die
Wahrung des Steuergeheimnisses. Allerdings hat sich gezeigt, dass die bisherige Regelung
zur Nutzung der Daten durch Dritte insofern Artikel 3 des Grundgesetzes (GG)
entgegenstehen koénnte. Die Nutzung der Daten zum Zwecken der wissenschaftlichen
Forschung ist bislang gemall Nummer 2 den Stellen der EU, die Erhebungen gemal
Durchfiihrungsverordnung (EU) Nr. 995/2012 der Kommission vom 26. Oktober 2012 mit
Durchfiihrungsvorschriften zur Entscheidung Nr. 1608/2003/EG des Européischen
Parlaments und des Rates zur Erstellung und Entwicklung von Gemeinschaftsstatistiken
Uber Wissenschaft und Technologie (ABI. L 299 vom 27.10.2012, S. 18) in der jeweils
geltenden Fassung durchfuhren, gestattet. Die Erhebungen geman
Durchfiihrungsverordnung (EU) Nr. 995/2012 der Kommission vom 26. Oktober 2012
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dienen der Erstellung europaischer Statistiken Uber Wissenschaft und Technologie. Sie
decken unter anderem die Statistiken uber Forschung und Entwicklung sowie
Innovationsstatistiken im Unternehmenssektor ab. Abgesehen von der Evaluierung dirfen
die besagten Stellen auch weitere wissenschaftliche Forschung mit den erhobenen Daten
betreiben. Eine Analyse der Aktivitdten auf dem Gebiet von Forschung und Entwicklung
sowie Innovation und eine darauf bezogene weitere wissenschaftliche Forschung sollte
allerdings nicht nur Stellen, die unionsseitig bestellt wurden, vorbehalten sein. Daher soll
im Wege der Einfihrung von Nummer 3 eine Gleichstellung der Forschungseinrichtungen
in Bezug auf die Forschung mit den bislang dazu berechtigten EU-Stellen erfolgen. Auch
andere Forschungseinrichtungen leisten durch Forschung zu den Innovationsaktivitaten
einen wichtigen Beitrag zur Weiterentwicklung des Wirtschaftsstandorts Deutschland. Im
Sinne der Vorgaben von Artikel 89 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2016/679 und des
Grundsatzes der Datenminimierung soll die Datentbermittiung nur in dem zur
Zweckerreichung erforderlichen MalRe erfolgen. Fiur die weitere wissenschaftliche
Forschung reichen anonymisierte Daten aus, sodass eine Ubermittlung
personenbezogener Daten nicht erfolgen soll.

Zu Doppelbuchstabe bb (8§ 17 Absatz 2 Satz 3)
Satz 3 wird redaktionell geandert.
Zu Buchstabe b (§ 17 Absatz 3)

Auf Grund der Neufassung des 8 6 FZulG und der damit einhergehenden Umformulierung
der ,auf Grundlage der nach § 14 zu erlassenen Rechtsverordnung bestimmten Stelle” in
.Bescheinigungsstelle nach §2 Absatzl Satz2 der Forschungszulagen-
Bescheinigungsverordnung®, wurde der § 17 Absatz3 FZulG zur sprachlichen
Vereinheitlichung neu gefasst. Hierbei handelt es sich um eine redaktionelle
Folgeanderung.

Zu Artikel 33 (Weitere Anderung des Forschungszulagengesetzes)
Zu Nummer 1 (8 3)
Zu Buchstabe a (8 3 Absatz 3 Satz 2 und 3)

Aktuell kénnen Eigenleistungen eines Einzelunternehmers in einem beglnstigten
Forschungs- und Entwicklungsvorhaben in H6he von 40 Euro je nachgewiesener
Arbeitsstunde bei maximal 40 Arbeitsstunden pro Woche als férderfahiger Aufwand
bertcksichtigt werden. Um die Forschungszulage auch fur Einzelunternehmer attraktiver zu
gestalten, wird der férderfahige Wert der geleisteten Arbeitsstunde fiir die Eigenleistungen
auf 70 Euro je Arbeitsstunde angehoben. Unverandert werden maximal 40 Arbeitsstunden
pro Woche als forderfahiger Aufwand anerkannt.

Die Anhebung des Stundensatzes auf 70 Euro je Arbeitsstunde wird auch fir die
Begrenzung der forderfahigen Aufwendungen im Rahmen der Tatigkeitsvereinbarung bei
Mitunternehmern vorgesehen. Demnach kdnnen fiir die Eigenleistungen von
Mitunternehmern in einem begunstigten Forschungs- und Entwicklungsvorhaben die
vereinbarte Tatigkeitsvergltung héchstens jedoch 70 Euro je Arbeitsstunde bei maximal 40
h je Woche als forderfahiger Aufwand bertcksichtigt werden.

Zu Buchstabe b (8 3 Absatz 3a—neu -)

Die Forderung nach dem Forschungszulagengesetz (FZulG) erfolgt bisher nur in Bezug auf
die dem Lohnsteuerabzug unterliegenden Arbeitslohne von im Forschungs- und
Entwicklungsvorhaben  beschéftigten  Arbeithehmern, die Eigenleistung eines
Einzelunternehmers in Hohe von 40 Euro je Arbeitsstunde bei maximal 40 Arbeitsstunden
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pro Woche sowie anteilig (60 Prozent) in Bezug auf das Entgelt fur Auftragsforschung.
Investive Aufwendungen eines Forschungs- und Entwicklungsvorhabens bleiben bisher bei
der Forschungszulage unberticksichtigt.

Mit dem Ziel, die steuerliche Forschungsférderung attraktiver auszugestalten, wird die
Forschungszulage beginnend fir Wirtschaftsjahre, die nach dem 31. Dezember 2023
beginnen, auf im beglnstigten Forschungs- und Entwicklungsvorhaben genutzte
abnutzbare bewegliche Wirtschaftsguter des Anlagevermdgens, die nach dem 31.
Dezember 2023 angeschafft oder hergestellt werden und die fir die Durchfihrung des
Forschungs- und Entwicklungsvorhabens erforderlich sind, ausgeweitet. Die zeitliche
Eingrenzung der zusatzlichen forderfahigen Aufwendungen ist erforderlich, um die fir
Steuerverglinstigungen noétige Anreizwirkung sicherzustellen. Eine Forderung von bereits
entstandenem Aufwand, wirde zu reinen Mithahmeeffekten filhren und keine zusatzlichen
Anreize in die Durchfiihrung von Forschung und Entwicklung setzen.

Zum forderfahigen Aufwand eines Wirtschaftsjahres gehort somit zukiinftig auch die auf die
Nutzung eines abnutzbaren beweglichen Wirtschaftsgutes im begunstigten Forschungs-
und Entwicklungsvorhaben entfallende Wertminderung. Fiur die Férderung wird jedoch
darauf abgestellt, dass es sich bei den verwendeten Wirtschaftsgutern um solche handelt,
die erst in dem Zeitraum angeschafft oder hergestellt werden, in dem auch die Forderung
ermdglicht wird. Es ist es jedoch nicht erforderlich, dass die im Forschungs- und
Entwicklungsvorhaben verwendeten Wirtschaftsglter extra fir das Forschungs- und
Entwicklungsvorhaben neu angeschafft oder hergestellt werden.

Voraussetzung ist, dass abnutzbare bewegliche Wirtschaftsgtiter des Anlagevermdgens in
dem nach 8§ 2 FZulG begunstigten Forschungs- und Entwicklungsvorhaben tatséchlich
ausschlieBlich  eigenbetrieblich  genutzt werden. Die  Bescheinigungsstelle
Forschungszulage (siehe 8 6 FZulG) soll im Rahmen des Bescheinigungsverfahrens
feststellen, dass das Wirtschaftsgut fir die Durchfihrung des beginstigten Forschungs-
und Entwicklungsvorhaben erforderlich ist. Bei den beglnstigten abnutzbaren beweglichen
Wirtschaftsgutern des Anlagevermdégens darf es sich nur um solche Wirtschaftsglter
handeln, fur die nicht die Bewertungsvorschriften im Sinne des § 6 Absatz 2 und 2a EStG
angewendet werden. Dadurch werden geringwertige Wirtschaftsguter und Wirtschaftsguter,
fur die ein Sammelposten gebildet wurde, nicht von der Regelung erfasst. Fur die Nutzung
solcher Wirtschaftsguter kann somit kein forderféahiger Aufwand geltend gemacht werden.

Die beweglichen Wirtschaftsgiter miissen zum Anlagevermdgen des Betriebes gehdren.
Aufgrund der gesetzlichen Vorgabe zur ausschliel3lich eigenbetrieblichen Verwendung im
beglnstigten Forschungs- und Entwicklungsvorhaben ist auch die Zurechnung zum
Anlagevermdgen der inlandischen Betriebsstatte, in der das begtinstigte Forschungs- und
Entwicklungsvorhaben durchgefiihrt wird, erforderlich. Durch die Zugehdorigkeit zum
Anlagevermdgen des Betriebs oder der inlandischen Betriebsstatte des
Anspruchsberechtigten, in der das begiinstigte Forschungs- und Entwicklungsvorhaben
durchgefuhrt wird, soll sichergestellt werden, dass die begtinstigten Wirtschaftsgtiter auch
diesem Betrieb oder dieser inlandischen Betriebsstatte zugewiesen werden, in der das
beglnstigte Forschungs- und Entwicklungsvorhaben durchgefuhrt wird. Die Bezugnahme
auf  Wirtschaftsgiter des Anlagevermégens soll sicherstellen, dass keine
Verbrauchsmaterialien und keine dem Umlaufvermdgen zuzurechnenden Wirtschafsglter
gefordert werden.

Zum forderfahigen Aufwand eines Wirtschaftsjahres gehdrt die Wertminderung, die auf die
tatsachliche Nutzung des Wirtschaftsgutes im beglnstigten Forschungs- und
Entwicklungsvorhaben entféllt. Die Wertminderung ermittelt sich nach den Grundsatzen
ordnungsmafiger Buchfuhrung und ermittelt sich im Jahr der Anschaffung oder Herstellung
aus dem Unterschiedsbetrag zwischen den Anschaffungs- oder Herstellungskosten und
dem Wert des Wirtschaftsgutes am Ende des ersten Wirtschaftsjahres. In den weiteren
Jahren ermittelt sich die Wertminderung aus der Differenz der Buchwerte des
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Wirtschaftsgutes am Ende des jeweiligen Wirtschaftsjahres und am Ende des
vorausgegangenen  Wirtschaftsjahres. Liegen die Voraussetzungen fir die
Berlcksichtigung des Wirtschaftsgutes nicht im gesamten Wirtschaftsjahr vor, ist der
forderfahige Aufwand um ein Zwélftel fur jeden vollen Kalendermonat zu kiirzen, in dem die
Voraussetzungen nicht vorlagen. Forderfahig ist im jeweiligen Wirtschaftsjahr damit nur der
Teil der Anschaffungs- oder Herstellungskosten, der durch die Verwendung eines
abnutzbaren beweglichen Wirtschaftsgutes im beglnstigten Forschungs- und
Entwicklungsvorhaben anféllt. In der forderfahigen Wertminderung bericksichtigt sind
dabei alle nach den Grundsatzen ordnungsmafiger Buchfihrung zuléssigen
wertmindernden  Ansatze, wie z.B. alle zuldssigen Abschreibungs- und
Bewertungsmethoden.

Die Beschrankung des forderfahigen Aufwands auf die jeweilige Wertminderung innerhalb
eines Wirtschaftsjahres entspricht den beihilferechtlichen Vorgaben des Artikels 25 der
gem. 8 9 Absatz 1 auf das FZulG Anwendung findenden Verordnung (EU) Nr. 651/2014 der
Kommission vom 17. Juni 2014 zur Feststellung der Vereinbarkeit bestimmter Gruppen von
Beihilfen mit dem Binnenmarkt in Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags uber
die Arbeitsweise der Européischen Union (ABI. L 187 vom 26.6.2014, S. 1), zuletzt
geandert durch die Verordnung (EU) 2023/1315 der Kommission vom 23. Juni 2023, in der
jeweils geltenden Fassung, im Folgenden Allgemeine Gruppenfreistellungsverordnung
(AGVO). Artikel 25 Absatz 3 Satz 2 Buchstabe b der AGVO lasst eine Berlicksichtigung der
Anschaffungs- oder Herstellungskosten des beglnstigten Wirtschaftsgutes als
beihilfefahige Kosten nur zu, soweit und solange das Wirtschaftsgut in dem begunstigten
Forschungs- und Entwicklungsvorhaben verwendet wird. Bei einer nur zeitanteiligen
Nutzung (im Verhaltnis zur betriebsgewOhnlichen gesamten Nutzungsdauer des
Wirtschaftsgutes) gilt nur die nach den Grundsétzen ordnungsmafiiger Buchfuhrung
ermittelte Wertminderung wahrend der Dauer des beglnstigten Forschungs- und
Entwicklungsvorhabens als beihilfefahig. Da die Forschungszulage auf den férderfahigen
Aufwand eines Wirtschaftsjahres gewahrt wird, wird auch nur die auf das jeweilige
Wirtschaftsjahr entfallende Wertminderung eines beglnstigten Wirtschaftsgutes
berlcksichtigt, soweit die Zugehoérigkeits- und Verwendungsvoraussetzungen erfillt sind.
Dadurch wird jahrlich mit der Festsetzung der Forschungszulage die Einhaltung der
Zugehdrigkeits- und Verwendungsvoraussetzungen gepruft.

Durch die Ausweitung der forderfahigen Aufwendungen in Kombination mit einer
dauerhaften Anhebung der maximalen Bemessungsgrundlage entfaltet die steuerliche
Forschungsforderung eine deutlich starkere Wirkung fir Unternehmen aller
Grofenklassen.

Zu Buchstabe c (8 3 Absatz 4 Satz 1)

Aktuell werden gemall 8 3 Absatz 4 FZulG fir in Auftrag gegebene Forschungs- und
Entwicklungsvorhaben 60 Prozent der Kosten, die der Auftraggeber fiir den Auftrag
aufwendet (Auftragswert), als forderfahige Aufwendungen berticksichtigt.

Der Ansatz von bisher 60 Prozent der Kosten erfolgte vor dem Hintergrund, dass im
Rahmen der eigenbetrieblichen Forschung und Entwicklung lediglich
Personalaufwendungen als férderfahiger Aufwand geltend gemacht werden kénnen und
die Personalkosten durchschnittlich einen Anteil von ca. 60 Prozent der gesamten
Forschungs- und Entwicklungsaufwendungen eines Forschungs- und
Entwicklungsvorhabens ausmachen. Damit sollte bei der Auftragsforschung kein breiteres
Fordervolumen erfasst werden als bei der eigenbetrieblichen Forschung und Entwicklung.
Einzelnachweise Uber den Personalaufwand beim Auftragnehmer sind bei dieser Losung
nicht erforderlich.

Auf Grund der ab 2024 vorgesehenen Ausweitung der forderfahigen Aufwendungen auf die
Nutzung bestimmter abnutzbarer beweglicher Wirtschaftsgiiter des Anlagevermégens
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geman § 3 Absatz 3a werden im Rahmen der eigenbetrieblichen Forschung nicht mehr nur
ausschlieB3lich Personalaufwendungen als forderfahige Aufwendungen bericksichtigt.

Um das Fordervolumen bei der Auftragsforschung nunmehr auch an das ausgeweitete
Fordervolumen bei der eigenbetrieblichen Forschung und Entwicklung anzupassen, wird
der bisherige Anteil an den forderfahigen Kosten einer Auftragsforschung von 60 Prozent
auf 70 Prozent erh6ht. Die Anhebung des Prozentsatzes soll fiir Auftrage wirksam werden,
die nach dem 31. Dezember 2023 vergeben werden. Durch diese Anpassung wird dem bei
eigenbetrieblichen Forschungs- und Entwicklungsvorhaben erweiterten forderfahigen
Kostenrahmen in pauschalierter Weise auch bei der Auftragsforschung Rechnung
getragen. Mit der Festlegung eines forderfahigen prozentualen Anteils der insgesamt
nachgewiesen Gesamtkosten der Auftragsforschung wird es auch zukinftig nicht
erforderlich sein, dass die im Rahmen der Auftragsforschung anfallenden Aufwendungen
des Auftragnehmers im Einzelnen nachgewiesen werden mussen. Dies dient insbesondere
der Verfahrensvereinfachung.

Gefordert werden zukunftig im Rahmen der Auftragsforschung damit neben den
Personalkosten auch anteilige Investitionskosten. Mit der Festlegung eines forderfahigen
Anteils in Hohe von 70 Prozent des gesamten Auftragswertes einer Auftragsforschung wird
beriicksichtigt, dass insoweit auch Gewinnanteile und Investitionsaufwendungen in
Verbrauchsmaterial, unbewegliche und immaterielle Wirtschaftsgiter des Auftragnehmers
im Gesamtpreis enthalten sein kénnen, die im Rahmen der Forschungszulage nicht zu den
forderfahigen Aufwendungen zahlen.

Zu Buchstabe d (8§ 3 Absatz 5)

Die Bemessungsgrundlage umfasst die im Wirtschaftsjahr entstandenen forderfahigen
Aufwendungen und betragt grundsatzlich 2 Mio. Euro. Mit dem Zweiten Corona
Steuerhilfegesetz wurde die maximale Bemessungsgrundlage fur den Zeitraum vom 1. Juli
2020 bis 30. Juni 2026 befristet auf 4 Mio. Euro verdoppelt.

Um die Ausweitung der forderfahigen Aufwendungen auf — bestimmte — Investitionskosten
zusatzlich zu flankieren, wird die maximale Bemessungsgrundlage entfristet flir nach dem
31. Dezember 2023 entstandene forderfahige Aufwendungen auf 12 Mio. Euro
verdreifacht. Zur besseren Ubersichtlichkeit wird der Absatz neu gegliedert.

Die Verdreifachung der maximalen Bemessungsgrundlage in Kombination mit der
Ausweitung der forderfahigen Aufwendungen steigert die Attraktivitat der steuerlichen
Forschungsforderung sowohl fur kleine und mittlere Unternehmen als auch fir grof3ere
Unternehmen. Die Entfristung der Regelung fuhrt fur die Anspruchsberechtigten zu einer
besseren Rechts- und Planungssicherheit und damit zu einem dauerhaften Anreiz, in
Forschung und Entwicklung zu investieren.

Zu Nummer 2 (8 4)
Zu Buchstabe a (8 4 Absatz 1 Satz 2 — neu -)

Die Forschungszulage betragt fir alle Anspruchsberechtigten 25 Prozent der
Bemessungsgrundlage nach § 3 Absatz 5 FZulG.

Um die Forschungszulage insbesondere fur kleinere und mittlere Unternehmen (KMU)
attraktiver auszugestalten, kann eine Forschungszulage in Hohe von 35 Prozent beantragt
werden, wenn das anspruchsberechtigte Unternehmen die KMU-Definition im Sinne des
Anhang | der Verordnung (EU) Nr. 651/2014 am Ende des Wirtschaftsjahres, fir das die
Forschungszulage beantragt wird, erfullt. Das anspruchsberechtigte Unternehmen kann die
Anhebung des Fordersatzes auf 35 Prozent beantragen, wenn es den Nachweis der
beihilferechtlichen KMU-Eigenschaft erbringt.
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Da der Nachweis der KMU-Eigenschaft im Sinne des Anhang | der Verordnung (EU)
Nr. 651/2014 zusatzlichen Aufwand erfordert, kann der Anspruchsberechtigte frei wahlen,
ob er die Anhebung des Foérdersatzes begehren will.

KMU gibt es in einer Vielzahl von Formen und Gréf3en. Allerdings kénnen sie enge
finanzielle, betriebliche und verwaltungstechnische Beziehungen mit anderen
Unternehmen unterhalten. Diese Beziehungen erschweren es oftmals, KMU von gro3eren
Unternehmen abzugrenzen. Die Kategorie der kleinen und mittleren Unternehmen (KMU)
im Sinne des Anhang | der Verordnung (EU) Nr. 651/2014 setzt sich aus Unternehmen
zusammen, die weniger als 250 Personen beschaftigen und die entweder einen
Jahresumsatz von hdchstens 50 Mio. EUR erzielen oder deren Jahreshilanzsumme sich
auf hochstens 43 Mio. EUR belauft. Weitere Einzelheiten sind dem Anhang | der
Verordnung (EU) Nr.651/2014 in der jeweils geltenden Fassung sowie dem
Benutzerleitfaden zur Definition von KMU der Europédischen Kommission, Generaldirektion
Binnenmarkt, Industrie, Unternehmertum und KMU (Benutzerleitfaden zur Definition von
KMU, Publications Office, 2017, https://data.europa.eu/doi/10.2873/07772) zu entnehmen.

Zu Buchstabe b (8 4 Absatz 2 — neu -)

Der bisherige 8 4 Absatz 1 Satz 2 wird § 4 Absatz 2 FZulG und redaktionell auf Grund des
neu eingefugten 8 3 Absatz 3a FzulG angepasst.

Zu Buchstabe c (8§ 4 Absatz 3 — neu -)

Der bisherige § 4 Absatz 2 FZulG wird wegen der Umstellung des bisherigen § 4 Absatz 1
Satz 2 FZulG in Absatz 2 zu 8§ 4 Absatz 3 FZulG.

Zu Nummer 3 (8 5 Absatz 1 Satz 1)

Es handelt sich um redaktionelle Folgeanderungen auf Grund der Neueinfiihrung des § 3
Absatz 3a FZulG.

Zu Nummer 4 (8 6)

Die Beurteilung der nach 8 2 FZulG begunstigten Forschungs- und Entwicklungsvorhaben
wird weiterhin von der Bescheinigungsstelle Forschungszulage und damit von einer
auBBerhalb der Finanzverwaltung liegenden sach- und fachkompetenten unabhangigen
Stelle vorgenommen. Von dieser Stelle werden die fur die Antragsbearbeitung im
Finanzamt erforderlichen Voraussetzungen verbindlich festgestellt.

Fir die Beurteilung, ob ein Wirtschaftsgut fiur die Durchfihrung eines beginstigten
Forschungs- und Entwicklungsvorhabens erforderlich ist, sind tiefgehende Kenntnisse und
Erfahrungen im Bereich der Forschungs- und Entwicklungsvorhaben notwendig, die in der
Finanzverwaltung nicht vorliegen. Da es sich bei den vorzunehmenden Forschungs- und
Entwicklungstypischen Beurteilungen um keine steuerlichen Sachverhalte handelt, waren
solche Feststellungen fir die Finanzverwaltungen nur schwer vorzunehmen. Um eine
fachlich zutreffende Entscheidung und eine Einheitlichkeit in der Anwendung sicher zu
stellen, wird diese Aufgabe der Bescheinigungsstelle Forschungszulage tbertragen.

Diese Bescheinigungsstelle Gbernimmt zukinftig damit ebenfalls die Beurteilung, ob das
jeweilige Wirtschaftsgut, fir das die Forschungszulage beansprucht werden soll, fur die
Durchfiihrung des beglnstigten Forschungs- und Entwicklungsvorhabens erforderlich ist.
Nur die genaue Kenntnis des Forschungs- und Entwicklungsvorhabens ermdglicht es, die
Zweckgebundenheit der Investitionen im Sinne des 8§ 3 Absatz 3a FZulG feststellen zu
kénnen. Diese Kenntnisse liegen der Bescheinigungsstelle im Rahmen des
Bescheinigungsverfahrens bereits vor. Dadurch entstehen keine wesentlichen
Mehrarbeiten fir die Bescheinigungsstelle. Die Feststellungen der Bescheinigungsstelle


https://data.europa.eu/doi/10.2873/07772

- 262 - Bearbeitungsstand: 28.08.2023 17:31

bleiben jedoch auf die grundsétzliche Feststellung der Begunstigung eines Forschungs-
und Entwicklungsvorhabens sowie die damit im Zusammenhang stehende
Zweckgebundenheit der Investitionen begrenzt. Die Bescheinigungsstelle bewilligt weder
die Forderung, noch werden die forderfahigen Aufwendungen geprift. Die endgultige
Prifung und Festsetzung der Forschungszulage obliegt auch weiterhin dem zustandigen
Finanzamt, wobei die sachlichen Feststellungen der Bescheinigungsstelle, die diese in
einer Bescheinigung verbindlich bescheidet, fur die Finanzverwaltung bindend sind
(Grundlagenbescheid fir die Festsetzung der Forschungszulage im Sinne des § 171
Absatz 10 Satz 2 und 3 und 8§ 175 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 AO).

Die Feststellungen, ob die von einem Anspruchsberechtigten durchgefihrten Forschungs-
und Entwicklungsvorhaben nach 8§ 2 FZulG begunstigt sind und ob ein Wirtschaftsgut fur
das beglinstigte Forschungs- und Entwicklungsvorhaben erforderlich ist, erfolgt fur jedes
durchgefuhrte Forschungs- und Entwicklungsvorhaben und jedes Wirtschaftsgut separat.

Zu Nummer 5 (8 9)
Zu Buchstabe a (8 9 Absatz 5 Satz 1)

Das FZulG basiert weitgehend auf den beihilferechtlichen Grundlagen der AGVO. Nicht
unter die Freistellungsvoraussetzungen der AGVO fallen jedoch Beihilfen, die Kosten
betreffen, die nicht durch schriftliche Unterlagen belegt, klar, spezifisch und aktuell sind
(Artikel 7 Absatz1 Satz2 AGVO). Die Forderung eines nicht aktivierungsfahigen
Eigenaufwands des Unternehmers (sog. Unternehmerlohn) nach § 3 Absatz 3 Satz 1
FZulG erfiillt daher die Freistellungsvoraussetzung der AGVO nicht. Die Férderung erfolgt
daher insoweit — wie bisher — auf der Grundlage der Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 der
Kommission vom 18. Dezember 2013 Uber die Anwendung der Artikel 107 und 108 des
Vertrags Uber die Arbeitsweise der Europaischen Union auf De-minimis-Beihilfen (ABI.
L 352/1 vom 24.12.2013, S. 1) (De-minimis-Verordnung) in der jeweils geltenden Fassung.

Bisher umfasste der Verweis auf die Anwendung der De-minimis-Verordnung in §9
Absatz 5 FZulG nicht nur die tatsachliche pauschale Forderung der Eigenleistungen eines
Einzelunternehmers, sondern erstreckte sich auch auf die der Hohe nach begrenzte
Forderung von tatséchlich gezahlten Tatigkeitsvergitungen an Mitunternehmern einer
Mitunternehmerschaft. Gemall 83 Absatz3 Satz3 und4 FZulG sind die
Tatigkeitsvergttungen eines Gesellschafters einer Mitunternehmerschatft jedoch nur dann
forderfahiger Aufwand, wenn die Tatigkeitsvergitung des Gesellschafters mit der
anspruchsberechtigten Mitunternehmerschaft vertraglich vereinbart worden ist. Diese
vertragliche Vereinbarung muss zivilrechtlich wirksam, ernsthaft gewollt und tatséchlich
durchgefuhrt werden. Die auf diese Tatigkeitsvergutung entfallende Forderung erflllt daher
auch die Voraussetzungen der AGVO, da die Aufwendungen des Anspruchsberechtigten
im Einzelnen der Hohe nach feststell- und nachweisbar sind. Da die Anwendung der De-
minimis-Verordnung der Hohe nach begrenzt ist, soll die Férderung der fur Gesellschafter
einer Mitunternehmerschaft gezahlten Tatigkeitsvergltung zukilnftig nicht mehr auf der
beihilferechtlichen  Grundlage der De-minimis-Verordnung, sondern auf der
beihilferechtlichen Grundlage der AGVO gewahrt werden.

Mit der jetzt vorgesehenen Anderung wird daher der Anwendungsbereich der De-minimis-
Verordnung auf diejenige Forschungszulage begrenzt, die auf die pauschale Férderung von
Eigenleistungen eines Einzelunternehmers entfallt; die Regelungen der De-minimis-
Verordnung gelten daher ausdriicklich nur noch fir die Férderung von Eigenleistungen
eines Einzelunternehmers.

Zu Buchstabe b (8 9 Absatz 5 Satz 2 und 3 — aufgehoben -)

Der 8 9 Absatz 5 Satz 2 und 3 FZulG nimmt bisher auf einzelne Vorgaben der De-minimis-
Verordnung Bezug, ohne dass alle Vorgaben der De-minimis-Verordnung vollstandig
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wiedergegeben werden. Im Sinne einer besseren Rechtsklarheit soll zukinftig nur noch ein
dynamischer Verweis auf die einschlagige Rechtsgrundlage der De-minimis-Verordnung in
der jeweils geltenden Fassung erfolgen. Die Streichung hat keine Auswirkungen auf die
(fortbestehende) Anwendung der in den bisherigen Séatzen 2 und 3 wiedergegebenen
Vorgaben der De-Minimis-Verordnung auf das FZulG. Da der 8§ 9 Absatz 5 Satz 4 (alt)
FZulG allgemein die Einhaltung der Voraussetzungen der De-minimis-Verordnung
vorschreibt, ist die ausdriickliche teilweise Wortwiederholung der Verordnung in den
bisherigen Satzen 2 und 3 nicht notwendig und wird deswegen aufgehoben. Der
dynamische Verweis stellt zudem sicher, dass im Fall von Anderungen der De-minimis-
Verordnung keine Anderungen des FZulG notwendig werden.

Zu Nummer 6 (8 10 Absatz 2a — neu -)

Gemall § 10 Absatz 1 Satz 2 FZulG wird die festgesetzte Forschungszulage im Rahmen
der nachsten erstmaligen Einkommen- oder Kdrperschaftsteuer-Festsetzung vollstandig
auf die festgesetzte Steuer angerechnet.

Um dem Umstand entgegenzuwirken, dass die Forschungszulage nicht zeitnah
angerechnet werden kann, wenn die Festsetzung der Forschungszulage und die
Veranlagung der nachsten erstmaligen Festsetzung zeitlich weit auseinanderfallen, sollen
auf Antrag die Vorauszahlungen, die gemaR § 37 Absatz 3 Satz 3 EStG fir den letzten noch
nicht veranlagten Zeitraum festgesetzt wurden und angepasst werden kdnnen, bis zu der
Hohe der festgesetzten aber noch nicht angerechneten Forschungszulage herabgesetzt
werden. Allerdings kann diese Herabsetzung nur auf O Euro erfolgen, auch wenn die
anrechenbare Forschungszulage die insgesamt festgesetzten und gezahlten
Vorauszahlungen Ubersteigt. Mit der Herabsetzung der Vorauszahlungen kommt es
insoweit zu einer Auszahlung der Differenz zwischen den bisher geleisteten und nunmehr
neu festgesetzten Vorauszahlungen.

Dadurch wirde — dem Sinn und Zweck sowie dem Fordergedanken der Regelung folgend —
dem Anspruchsberechtigten vorab der wirtschaftliche Vorteil zeitnah gewéhrt werden
kénnen, der sonst erst bei Bertcksichtigung der Forschungszulage bei der nachsten
erstmaligen Festsetzung entstehen wirde.

Zu Artikel 34 (Anderung des Erbschaftsteuer- und Schenkungsteuergesetzes)
Zu Nummer 1 (8 2 Absatz 3 Nummer 3 Satz 1)

Nach der Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs (BFH) sind die Voraussetzungen der
beschrankten Erbschaftsteuerpflicht bei einem Erwerb von Inlandsvermégen durch
Vermachtnis nicht erflllt (vgl. BFH-Urteil vom 23. November 2022, Il R 37/19, zur amtlichen
Veroffentlichung bestimmt). Die beschrankte Steuerpflicht nach § 2 Absatz 1 Nummer 3
ErbStG setze den Erwerb von Inlandsvermdgen im Sinne des § 121 BewG voraus. Durch
Verméchtnis erwerbe der Vermachtnisnehmer jedoch nur einen Anspruch auf Ubertragung
eines inlandischen Grundstiicks. Dieser sei ausdriicklich nicht das inlandische Grundstiick,
sondern vielmehr der schuldrechtliche Sachleistungsanspruch auf Verschaffung von
Eigentum an diesem Grundstiick (8 2174 BGB). Bei diesem Anspruch handele es sich
weder um inlandisches Grundvermégen im Sinne des 8 121 Nummer 2 BewG noch sei der
Anspruch einer der anderen in 8§ 121 BewG abschlieBend aufgezahlten Kategorien
zuzuordnen.

Durch die Anderung unterliegt der Erwerb von Inlandsvermdgen durch Verméachtnis der
beschrankten Erbschaftsteuerpflicht. Damit werden inlandische und auslandische
Verméchtnisnehmer von Inlandsvermégen im Sinne des § 121 BewG gleichgestellt, da der
Erwerb von Inlandsvermdgen durch ein  Vermdachtnis der unbeschrankten
Erbschaftsteuerpflicht unterliegen wirde, sofern das Vermégen bei einem Inlander anfallt.
Zudem wird die vor der oben genannten Entscheidung des BFH herrschende
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Rechtsanwendung wiederhergestellt und eine sich aufgrund der Rechtsprechung
ergebende Besteuerungsliicke geschlossen.

Zu Nummer 2 (8 20 Absatz 7)

Nach § 20 Absatz 6 Satz 1 ErbStG haften Versicherungsunternehmen, die vor Entrichtung
oder Sicherstellung der Erbschaftsteuer die von ihnen zu zahlende Versicherungssumme
oder Leibrente ins Ausland zahlen oder auslandischen Berechtigten zur Verfigung stellen,
in Hohe des ausgezahlten Betrags fur die Steuer. Fur Personen, in deren Gewahrsam sich
Vermogen des Erblassers befindet (z. B. Kreditinstitute), ergibt sich nach 8§ 20 Absatz 6
Satz 2 ErbStG eine Haftung in Hoéhe des ausgezahlten Betrags, wenn sie das Vermoégen
vor der Entrichtung oder Sicherstellung der Erbschaftsteuer vorsatzlich oder fahrlassig ins
Ausland bringen oder einem im Ausland wohnhaften Berechtigten zur Verfligung stellen.

8§ 20 Absatz 7 ErbStG gewahrt insoweit eine Erleichterung, als er rechtsverbindlich
anordnet, dass die Finanzbehotrde die grundsatzlich bestehende Haftung nicht geltend
machen darf, wenn der in einem Steuerfall ausgezahlte Betrag eine bestimmte Hohe nicht
Ubersteigt. Die Versicherungsunternehmen bzw. Gewahrsamsinhaber kénnen somit in
diesem Umfang Zahlungen in das Ausland oder an ausldndische Berechtigte vornehmen,
ohne eine Haftungsinanspruchnahme befurchten zu mussen.

Zur Vermeidung der Haftung werden bei den fir Erbschaftsteuer zustdndigen Finanzamtern
vor den hier gegenstandlichen Auszahlungen Antrage auf Erteilung einer sogenannten
Unbedenklichkeitsbescheinigung gestellt. Die Unbedenklichkeitsbescheinigung kann
wiederum nur dann direkt an das Versicherungsunternehmen oder den
Gewahrsamsinhaber Ubersandt werden, wenn der im Ausland ansassige Erwerber zuvor
schriftlich erklart, dass er der Offenbarung seiner geschiitzten Daten durch das Finanzamt
zustimmt. Andernfalls kann die Offenlegung einen Versto3 gegen die Datenschutz-
Grundverordnung oder die Verletzung des Steuergeheimnisses darstellen.

Diese notwendigen Verfahrensschritte fihren sowohl bei den Erbschaftsteuerfinanzamtern
als auch den betroffenen Versicherungsunternehmen bzw. Gewahrsamsinhabern und den
Erwerberinnen und Erwerbern zu einem erheblichen Arbeitsaufwand.

Um diesen Arbeitsaufwand bei den Finanzamtern als auch die Burokratie fiir die
Birgerinnen und Birgern sowie fur die Versicherungsunternehmen und
Gewahrsamsinhaber zu verringern, wird die Nichtaufgriffsgrenze fur Haftungen in 8§ 20
Absatz 7 ErbStG signifikant erhdht. Dadurch erlangt auch der auslandische Berechtigte
schneller Zugriff auf sein erworbenes Vermdgen, da er nicht die Erteilung der
Unbedenklichkeitsbescheinigung durch die Finanzamter abwarten muss.

Die Erhdéhung orientiert sich an der Grenze fir die Anzeigepflicht der
Versicherungsunternehmen und Gewahrsamsinhaber nach § 33 ErbStG i. V.m. § 1 bis 3
ErbStDV. Nach 8 1 Absatz 4 Nummer 2 ErbStDV, § 2 Satz 2 ErbStDV und § 3 Absatz 3
Satz 2 ErbStDV darf die Anzeige unterbleiben, wenn der Wert der anzuzeigenden
Wirtschaftsgiter 5 000 Euro nicht (bersteigt. Dadurch wird ermoglicht, dass die
Versicherungsunternehmen bzw. Gewahrsamsinhaber, die aufgrund des Werts des
betroffenen Vermodgens von unter 5 000 Euro keine Anzeige nach § 33 ErbStG einreichen
mussen, auch keinen Antrag auf Erteilung einer Unbedenklichkeitsbescheinigung stellen
mussen.

Zu Nummer 3 (8§ 37 Absatz 20 — neu -)

Die Anderung des § 2 Absatz 1 Nummer 3 Satz 1 ErbStG findet auf Erwerbe Anwendung,
fur die die Steuer nach dem Tag der Verkiindung des vorliegenden Anderungsgesetzes
entsteht. Ab diesem Zeitpunkt unterliegen Erwerbe von Inlandsvermodgen durch
Vermachtnis der beschrankten Erbschaftsteuerpflicht.
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Zu Artikel 35 (Weitere Anderung des Erbschaftsteuer- und
Schenkungsteuergesetzes)

Zu Nummer 1 (Inhaltsibersicht)
Die Inhaltstibersicht wird aufgrund der Einfigung des neuen § 2a ErbStG angepasst.
Zu Nummer 2 (8 2a—neu -)

Es handelt sich um eine Anpassung an die mit dem MoPeG eintretenden
Rechtséanderungen.

An den bisherigen Grundséatzen der Besteuerung von Erwerben von Todes wegen und
Schenkungen unter Lebenden wird festgehalten. Durch Einfihrung dieser Vorschrift wird
im Erbschaftsteuer- und Schenkungsteuerrecht far die rechtsfahigen
Personengesellschaften die Fortflhrung des Transparenzprinzips und des
Gesamthandsprinzips klargestellt.

Diese Klarstellung ergibt sich bereits folgerichtig aus den Anderungen im steuerlichen
Verfahrensrecht. Im Erbschaftsteuer- und Schenkungsteuerrecht kniipfen die 88 13a, 13b
ErbStG an die Ertragsbesteuerung an. 8 39 Absatz 2 Nummer 2 AO — neu — normiert, dass
rechtsfahige Personengesellschaften fur Zwecke der Ertragsbesteuerung weiterhin als
Gesamthand und deren Vermdgen als Gesamthandsvermdgen gelten. Aufgrund der
Verknipfung mit der Ertragsbesteuerung erfolgt auch im Erbschaft- und
Schenkungsteuerrecht eine entsprechende Normierung der bisherigen Grundséatze.

Fur die nicht rechtsfahigen Personenvereinigungen im Sinne des 8§ 14a
Absatz 3 AO - neu — haben sich durch das MoPeG keine Anderungen ergeben.

Im Fall eines Erwerbs nach § 1 Absatz 1 Nummer 1 bis 3 ErbStG durch eine rechtsfahige
Personengesellschaft gelten deren Gesellschafter als Erwerber. Bei einer Zuwendung
durch eine rechtsfahige Personengesellschaft gelten deren Gesellschafter als
Zuwendende. Damit soll die bisherige Betrachtungsweise im Erbschaftsteuer- und
Schenkungsteuerrecht, wonach es einer eigenstandigen Prufung bedarf, wer z. B. als
Bedachter (Erwerber) durch eine freigebige Zuwendung auf Kosten des Zuwendenden
bereichert wurde, fortgeflhrt werden. Ist kiinftig eine rechtsfahige Personengesellschaft
zivilrechtlich als Bedachte an einem Schenkungsvorgang beteiligt, soll die eigenstandige
schenkungsteuerrechtliche Prifung weiterhin ergeben, dass nicht die Gesellschatft,
sondern die Dbeteiligten Gesellschafter durch die freigebige Zuwendung
schenkungsteuerrechtlich als vermdégensmalig bereichert anzusehen sind.

Zu Nummer 3 (8 10 Absatz 1 Satz 4)

Es handelt sich um eine Anpassung an die mit dem MoPeG eintretenden
Rechtsdnderungen. Durch die Ersetzung der Woérter ,Personengesellschaft oder einer
anderen Gesamthandsgemeinschaft® durch das Wort ,Personenvereinigung“ wird die
Vorschrift an die neue Legaldefinition des Begriffs ,Personenvereinigung® (vgl.
§ 14a AO - neu —) angepasst. Der Begriff umfasst sowohl rechtsféahige als auch nicht
rechtsfahige Personenvereinigungen. Im Fall einer  nicht  rechtsfahigen
Personengesellschaften ist die Vorschrift gemald § 14a Absatz 4 AO — neu — sinngeman
anzuwenden.

Zu Nummer 4 (8 13b Absatz 4 Nummer 1 Satz 2 Buchstabe d)

Es handelt sich um eine Anpassung an die mit dem MoPeG eintretenden
Rechtsdnderungen. Fir die rechtsfahige Personengesellschaft wurde durch das MoPeG
klargestellt, dass die fur die Personengesellschaft erworbenen Rechte und die gegen sie
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begrindeten Verbindlichkeiten zum Vermdgen der Personengesellschaft gehdren (8 713
BGB in der ab 1. Januar 2024 geltenden Fassung), womit zum Ausdruck gebracht wurde,
dass Trager des Vermogens die Personengesellschaft selbst ist, nicht mehr ihre
Gesellschafter in gesamthanderischer Verbundenheit. Klarstellend wird hier der Wortlaut
.,gesamthanderisch gebundenen Betriebsvermoégen® durch einen Verweis auf
Betriebsvermdgen im Sinne des § 97 Absatz 1a Nummer 1 des Bewertungsgesetzes einer
Personengesellschaft ersetzt. Der bisherige Anwendungsbereich der Norm bleibt dadurch
unberthrt. Die Klarstellung dient der Fortfilhrung der bisherigen Rechtslage.

Zu Nummer 5 (8 18 Satz 1)

Es handelt sich um eine Anpassung an die mit dem MoPeG eintretenden
Rechtsanderungen. Die Anderung vollzieht die Einfiigung des § 14a AO nach. Nach der
Legaldefinition in der AO soll der Begriff Personenvereinigung abweichend vom Zivilrecht
wie bisher nur Personenzusammenschlisse ohne Rechtspersdnlichkeit umfassen. Mit der
Ergdnzung werden in 8 18 ErbStG weiterhin auch Beitrage an rechtsfahige Vereine erfasst.

Zu Artikel 36 (Anderung des Bewertungsgesetzes)
Zu Nummer 1 (8§ 97 Absatz 2)

Es handelt sich um eine Anpassung an die mit dem MoPeG eintretenden
Rechtsdnderungen. Durch das MoPeG sind ab 2024 nicht eingetragene Vereine und
Vereine, die nicht durch staatliche Verleihung Rechtspersonlichkeit erlangt haben,
rechtsfahige Personenzusammenschliisse ohne Rechtspersonlichkeit (§ 54 BGB - neu -).
Daher ist der Begriff des nicht rechtsfahigen Vereins in 8 97 Absatz 2 ErbStG anzupassen
und lautet zukinftig ,Vereine ohne Rechtspersénlichkeit®.

Die ebenfalls in 8 97 Absatz 2 ErbStG genannten nicht rechtsfahigen Anstalten und
Stiftungen sind keine Personenvereinigungen, sondern nicht rechtsfahige Zweckvermogen
des privaten Rechts. Der Zusatz ,nicht rechtsfahig“ wird vor Anstalten eingefugt, um flr
Anstalten, Stiftungen und andere Zweckvermdgen des privaten Rechts den bestehenden
Rechtszustand fortzufuihren.

Zu Nummer 2 (8§ 153 Absatz 2)

Im Interesse der Verfahrensvereinfachung soll die Erklarungspflicht bei Fallen, in denen der
Gegenstand der Feststellung einer Personengesellschaft im Sinne des 8 97 Absatz 1
Satz 1 Nummer 5 BewG zuzurechnen ist, vorrangig dieser Personengesellschaft und nur
nachrangig jedem Feststellungsbeteiligten obliegen, fir dessen Besteuerung eine
gesonderte Feststellung von Bedeutung ist. Daflr wird ein neuer Satz 2 eingeflgt. Die
Klarstellung in dem neuen § 153 Absatz 2 Satz 3 BewG, dass dies auch gilt, wenn der
Gegenstand der Feststellung ein Anteil am Betriebsvermdgen ist, bezieht sich weiterhin auf
Satz 1 und ebenfalls auf Satz 2 — neu —.

Zu Nummer 3 (8 154 Absatz 3)

Es handelt sich um eine Anpassung an die mit dem MoPeG eintretenden
Rechtséanderungen. 8§ 154 Absatz 3 BewG ist an die Verschiebung der hier bislang
genannten Regelung des § 183 AO in der bisher geltenden Fassung nach § 183a AO — neu
— redaktionell anzupassen.
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Zu Artikel 37 (Anderung des Bodenschatzungsgesetzes)
Zu Nummer 1 (8§ 12 Satz 2)

Es handelt sich um eine Anpassung an die mit dem MoPeG eintretenden
Rechtsdnderungen. Die Verweisung in § 12 Satz 2 des Bodenschatzungsgesetzes auf die
88 180 bis 183 AO ist um den neuen § 183a AO zu ergdnzen.

Zu Nummer 2 (8 13 Absatz 4)

Die neue Fassung des 8 13 Absatz 4 BodSchatzG ermdéglicht fur die Offenlegung der
Bodenschatzungsergebnisse mit dieser Erganzung auch die 6ffentliche Bekanntmachung
durch die entsprechende Veroffentlichung auf der Internetseite der Finanzamter oder der
obersten Finanzbehtérden der Lander. Die Regelung dient der Starkung der
Offentlichkeitsbeteiligung, indem dem Einzelnen der Zugang zu den erforderlichen
Informationen erleichtert wird. Durch die Verotffentlichung von Unterlagen im Internet
werden diese im Gegensatz zur herkdmmlichen Einsichtsgewahrung weltweit und zeitlich
unbegrenzt verfiigbar gemacht. Um der Tatsache Rechnung zu tragen, dass nicht alle
Birgerinnen und Blrger Uber einen Internetzugang verfligen, wird die Regelung als
Erganzung eingefihrt. Die Regelung zur Offenlegung in den Rdumen des Finanzamts bleibt
bestehen.

Zu Artikel 38 (Weitere Anderung des Bodenschatzungsgesetzes)

8§12 Satz 2

Auf Feststellungszeitpunkte ab dem 1. Januar 2025 werden keine Einheitswerte mehr
festgestellt. Artikel 38 bereinigt daher die betroffene, durch Artikel 37 Nummer 1 zum
1. Januar 2024 geénderte Vorschrift im Bodenschatzungsgesetz und ersetzt im Ergebnis
die Worter ,Einheitswerten oder  Grundsteuerwerten® durch den  Begriff
,Grundsteuerwerten®.

Zu Artikel 39 (Anderung des Grunderwerbsteuergesetzes)

§ 23 Absatz 25 — neu —

Die Erdrterungen mit den Landern in Bezug auf die kinftige Ausgestaltung der
Steuerverglnstigungen und der Ergdnzungstatbestdnde sind noch nicht abgeschlossen.
Die Steuervergunstigen des 8 5 Absatz 1 und 2 GrEStG, des 8§ 6 Absatz 3 Satz 1 GrEStG
sowie des 8§ 7 Absatz 2 GrEStG, die auf die Gesamthand (Gemeinschaft zur gesamten
Hand) abzielen, haben mit dem In Kraft treten des Gesetzes zur Modernisierung des
Personengesellschaftsrechts vom 10. August 2021 (BGBI. | S. 3436) ab dem 1. Januar
2024 keinen Anwendungsraum mehr. Ab dem 1. Januar 2024 gibt es fir die
Grunderwerbsteuer, welches auf das Zivilrecht abstellt, keine Gesamthand mehr, so dass
der jeweilige Regelungsinhalt des 8 5 Abséatze 1 und 2 GrEStG, des § 6 Absatz 3 Satz 1
GrEStG sowie des § 7 Absatz 2 GrEStG ins Leere lauft.

Um der Wirtschaft zumindest Rechtssicherheit beziglich der Auswirkungen des Gesetzes
zur Modernisierung des Personengesellschaftsrechts vom 10. August 2021 (BGBI. |
S. 3436) zum 31. Dezember 2023 auf laufende Nachbehaltensfristen des § 5 Absatz 3
Satz 1, 8§ 6 Absatz 3 Satz 2 und § 7 Absatz 3 Satz 1 GrEStG zu verschaffen, wird § 23
Absatz 25 GrEStG eingefugt. Die Regelung stellt klar, dass allein der weitgehende Entfall
des Gesamthandsvermdgens nicht zu einer Verletzung laufender Nachbehaltensfristen
fuhrt. Die Nachbehaltensfristen gelten weiter; sie werden verletzt, wenn sich der Anteil am
Gesellschaftsvermégen innerhalb der Nachbehaltensfrist vermindert.
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Zu Artikel 40 (Anderung des Handelsgesetzbuchs)
Zu Nummer 1 (8 8b Satz 2 Nummer 12)

Es handelt sich um eine redaktionelle Klarstellung. Eintragungen im Gesellschaftsregister
und zum Gesellschaftsregister eingereichte Dokumente sind bereits tUber 8§ 8b Absatz 2
Nummer 2a im Unternehmensregisters zuganglich. In Nummer 12 wird klargestellt, dass
auch Registerbekanntmachungen des Gesellschaftsregisters Uber die Internetseite des
Unternehmensregisters zuganglich sind. Auch im Gesellschaftsregister gibt es keine
separate Bekanntmachung der Eintragung, jedoch sogenannte
Registerbekanntmachungen nach § 10 Absatz 3 HGB in Verbindung mit 8§ 707b Nummer 2
BGB-neu. Diese Registerbekanntmachungen sollen Uuber die Internetseite des
Unternehmensregisters zuganglich sein.

Zu Nummer 2 (§ 241a Satz 1)

Die signifikante Anhebung der Schwellenwerte in § 241a Satz 1 HGB dient der allgemeinen
inflationsbedingten  Anpassung und der weiteren Bulrokratieentlastung von
Einzelkaufleuten, deren Umsatzvolumen und Jahresiberschuss verhéltnismafiig gering
sind. Parallel werden die Schwellenwerte in § 141 AO angehoben (Artikel 12 Nummer 14).
Steuerpflichtige Einzelkaufleute, die innerhalb des Umsatzerldse-Korridors von
600 000 Euro und 800 000 Euro sowie innerhalb des Jahresiberschuss (bzw. Gewinn)-
Korridors von 60 000 Euro und 80 000 Euro liegen, kbnnen demnach kinftig von einer
handelsrechtlichen Buchfihrung mit Jahresabschlusserstellung (und entsprechender
steuerlicher Gewinnermittlung) auf eine Gewinnermittlung mittels Einnahmen-Uberschuss-
Rechnung mit vereinfachter Buchfiihrung wechseln. Die Anderung kommt damit der
mittelstdndischen Wirtschaft zugute.

Zu Artikel 41 (Anderung des Einfiihrungsgesetzes zum Handelsgesetzbuch)

Die Ubergangsvorschrift zum geanderten § 241a Satz 1 HGB stellt sicher, dass die
Erhdhung der Schwellenwerte erstmals auf ein Geschéftsjahr anzuwenden ist, das nach
dem 31. Dezember 2023 beginnt. Dementsprechend ist die geltende Fassung des § 241a
Satz1l HGB letztmals auf ein Geschéftsjahr anzuwenden, das spatestens am
31. Dezember 2023 beginnt.

Zu Artikel 42 (Anderung des EU-Amtshilfegesetzes)

Unternehmen und Steuerpflichtige im Allgemeinen sind im Zuge ihrer stetig zunehmenden
grenziuberschreitenden Aktivitaten mit uneinheitlichen steuerrechtlichen
Rahmenbedingungen einer groRer werdenden Zahl von Staaten konfrontiert. Daraus
resultieren Unsicherheiten Uber die jeweilige steuerliche Situation. Diese Unsicherheiten
kébnnen die wirtschaftliche Entwicklung von Unternehmen behindern, faire
Wettbewerbsbedingungen  beeintrdchtigen und den effizienten Einsatz von
Verwaltungsressourcen gefahrden. Die zwischenstaatliche Zusammenarbeit von
Verwaltungsbehérden im Steuerbereich sieht nach der geltenden Rechtslage bereits
Verfahren vor, die darauf abzielen, Steuerpflichtigen Rechts- und damit Planungssicherheit
zu gewdahren (Vorabverstandigungsverfahren nach § 89a der Abgabenordnung — AO -)
oder dies regelmaRig, wenn auch nicht notwendigerweise, mit sich bringen (gleichzeitige
Prafungen, insb. nach 812 des EU-Amtshilfegesetzes. Als ,gemeinsame Prifungen®
wurden bislang gleichzeitige Prufungen bezeichnet, wenn sie in besonders stark
koordinierter Weise und in Verbindung mit grenziberschreitenden Anwesenheiten von
Bediensteten nach 88 10, 11 EU-Amtshilfegesetz durchgefltihrt wurden).

In den Artikeln 11, 19 und 42 werden durch Anderungen des EU-Amtshilfegesetzes
(EUAHIG) und der Abgabenordnung (AO) Rechtsgrundlagen fiir die Durchfiihrung weiterer
zwischenstaatlicher Prifungs- und Risikobewertungsverfahren geschaffen. Auf diese
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Weise sollen im Interesse der Steuerpflichtigen und der Finanzbehdrden
Doppelbesteuerungsstreitigkeiten wirksamer vermieden werden. Zu diesem Zweck wird mit
§ 12a EUAHIG (Artikel 42 Nummer 8) die Durchfihrung gemeinsamer Prifungen mit
Mitgliedstaaten der Européaischen Union (Mitgliedstaaten) geregelt. Hierdurch werden
zugleich entsprechende Verpflichtungen der Richtlinie (EU) 2021/514 des Rates vom 22.
Méarz 2021 zur Anderung der EU-Amtshilferichtlinie umgesetzt. Mit § 117e AO
(Artikel 11 Nummer 5) wird Rechtsklarheit in Bezug auf die Anwendung besonderer
Formen der Amtshilfe, insbesondere gleichzeitiger und gemeinsamer Prufungen, auch im
Verhdltnis zu Drittstaaten geschaffen. § 89b AO (Artikel 11 Nummer 2) etabliert des
Weiteren Verfahren, die Steuerpflichtigen und Finanzbehérden die Teilnahme an
internationalen Risikobewertungen ermdglichen.

Zu Nummer 1 (Inhaltsiibersicht)
Die Inhaltstuibersicht wird redaktionell an den neu eingefligten § 12a EUAHIG angepasst.
Zu Nummer 2 (8 2 Absatz 13 — neu -)

§ 2 EUAHIG enthalt die fur das EUAHIG maf3geblichen Begriffsbestimmungen. Mitdem neu
eingefiigten Absatz 13 wird im Interesse der Rechtsklarheit der Begriff der behdrdlichen
Ermittlung bestimmt.

Behordliche Ermittlungen sind hiernach alle MaRnahmen, die zum Ziel haben, den fir die
Besteuerung relevanten Sachverhalt aufzuklaren, und die im Rahmen der der Verwaltung
Ubertragenen Aufgaben wahrgenommen werden. Die Gesetzesformulierung lehnt sich an
der Begriffsbestimmung in Artikel 3 Nummer 7 der EU-Amtshilferichtlinie an. Behordliche
Ermittlungen deutscher Finanzbehdrden sind hiernach insbesondere die in 8§ 92 AO
genannten  EinzelmalRnahmen, die AuRenprifung (88 193 bhis 207 AO),
ErmittlungsmalRnahmen im Rahmen einer betriebsnahen Veranlagung, die
Lohnsteuernachschau und die Kassennachschau. Behordliche Ermittlungen sind nicht auf
MaRnahmen nach der AO beschrankt (vgl. Anderung in § 4 Absatz 1 Satz 4 EUAHIG),
sondern umfassen auch Verfahren zur Prifung von Sorgfalts- und Meldepflichten, die sich
aus speziellen Steuergesetzen, beispielsweise dem Finanzkonten-
Informationsaustauschgesetz oder dem Plattformen-Steuertransparenzgesetz, ergeben.

Das EUAHIG verwendet den Begriff der behordlichen Ermittlung an mehreren Stellen. Im
Zusammenhang mit Ersuchen anderer Mitgliedstaaten (8 4 Absatz 1 und 2) und der
Anwesenheit von Bediensteten anderer Mitgliedstaaten (8 10 Absatz 1) stellt das Gesetz
auf behdrdliche Ermittlungen in Deutschland ab. Im Fall von gleichzeitigen und
gemeinsamen Prufungen (88 12, 12a) werden durch das EUAHIG behdrdliche Ermittlungen
im In- und Ausland angesprochen. Diese Zweideutigkeit des Begriffs erfordert bei seiner
Bestimmung eine Differenzierung unter Berlicksichtigung des jeweiligen Kontextes.

Nummer 1

Behordliche Ermittlungen liegen nach der Nummer 1 im Inland vor, sofern Finanzbehdrden
(81 Absatz 4 i. V. m. 8 6 Absatz 2 AO) in Erfullung der ihnen nach dem Gesetz utber die
Finanzverwaltung Ubertragenen Aufgaben handein.

Nummer 2

Im Fall der Behérden anderer Mitgliedstaaten liegen nach der Nummer 2 behdérdliche

Ermittlungen vor, sofern diese Behotrden in Erflllung der ihnen nach dem Recht des
jeweiligen Mitgliedstaates Ubertragenen Aufgaben handeln
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Zu Nummer 3
Zu Buchstabe a (8 3 Absatz 2)

Absatz 2 wird neu gefasst, um die Vorschrift um Regelungen zur Benennung und zur
Ermachtigung sogenannter zustandiger Bediensteter zu erganzen.

Satz 1
Die Neufassung des Absatzes lasst Satz 1 unbertihrt.
Satz 2

In Satz 2 wird gegenuber der bisherigen Fassung konkretisiert, dass durch Schreiben des
Bundesministeriums der Finanzen als Verbindungsstellen im Sinne im Sinne des Artikel 4
Absatz 3 der EU-Amtshilferichtlinie nur Bundes- oder Landesfinanzbehorden (§ 6 Absatz 2
AO) und als zustandige Bedienstete im Sinne des Artikel 4 Absatz 4 nur Amtstrager (8 7
AO) einer Bundes- oder Landesfinanzbehdrde ernannt werden kénnen. Wie schon zuvor
(vgl. Bundestag Drucksache 17/12375, S. 28) folgt aus der Regelung nicht, dass das der
Benennung dienende Schreiben im Einvernehmen mit allen obersten Finanzbehérden der
Lander ergehen muss.

Satz 3

In Satz 3 wird das Bundeszentralamt flr Steuern (BZSt) als zentrales Verbindungsbuiro
ermachtigt, zustandige Bedienstete der Bundes- oder Landesfinanzbehérden zu benennen.
Die Vorschrift stellt sicher, dass fur die Finanzbehtrden im Bedarfsfall die Moglichkeit zur
Teilnahme am zwischenstaatlichen Informationsaustausch im gebotenen Umfang
verwaltungsdkonomisch gewdbhrleistet ist. Der Bedarf ist in Féllen gleichzeitiger oder
gemeinsamer Prifungen gegeben (vgl. Absatz 3a). Die Kompetenz des BZSt nach Satz 2
ist gegeniber dem Benennungsrecht durch das Bundesministerium der Finanzen subsidiar.
Die schriftlich zu erfolgende Benennung durch das BZSt darf ausschlief3lich jeweils in
Bezug auf einen Einzelfall erfolgen. Die Stellung des zentralen Verbindungsbiros bleibt
durch die Benennungen nach den Satzen 2 und 3 unberihrt; die Benennungen wirken
ausschlieBlich erganzend, nicht ersetzend.

Satz 4

Satz 4 regelt in Anlehnung an die Begriffsbestimmungen in Artikel 3 Nummer 3 und 4 der
EU-Amtshilferichtlinie die Befugnisse einer benannten Verbindungsstelle oder eines
benannten zustandigen Bediensteten. Die benannten Finanzbehdrden oder der jeweilige
Amtstrager sind hiernach, vorbehaltlich einer anderweitigen Festlegung, zum direkten
Informationsaustausch mit den zustandigen Behérden der anderen Mitgliedstaaten
berechtigt. Die Befugnis zum direkten Austausch mit dem Ausland bestimmt sich geman
Satz 4 zugleich nach dem Umfang, der in der schriftichen Benennung festzulegen ist.

Zu Buchstabe b (8 3 Absatz 3a—neu -)

Gleichzeitige und gemeinsame Prufungen (88 12, 12a) sind besondere Verfahren der
zwischenstaatlichen Amtshilfe durch Informationsaustausch. Der Informationsaustausch
erfolgt zwischen zustéandigen Behdrden. Fir die effiziente Durchfiihrung gleichzeitiger und
gemeinsamer Prifungen ist es indes zweckmalfiig, dass die Bediensteten der Bundes- und
Landesfinanzbehorden, die mit der Bearbeitung eines Steuerfalls betraut sind und der
Gegenstand einer gleichzeitigen oder gemeinsamen Prifung ist, unmittelbar an dem
zwischenstaatlichen Austausch teilnehmen. Der neu eingefiigte Absatz 3a bestimmt hierzu,
dass in Fallen gleichzeitiger und gemeinsamer Priifungen das zentrale Verbindungsburo
die fur die behordlichen Ermittlungen im Inland zustédndigen Amtstrédger der Bundes-
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und/oder  Landesfinanzbehtrden,  typischerweise  die  fachlich zustandigen
AuBenprifungspersonen, flr den jeweiligen Einzelfall als zustandige Bedienstete benennt.
Die Benennung durch das zentrale Verbindungsbuiro erfolgtin Anwendung des § 3 Absatz 2
Satz 3 und 4 mit der Abweichung, dass das zentrale Verbindungsbiro insoweit kein
Ermessen austibt. Welche konkreten Personen als zustandige Bedienstete zu benennen
sind, bestimmt sich nach der Organisation der jeweiligen Finanzbehérde. Eine gleichzeitige
oder gemeinsame Prifung ist vereinbart, wenn ein hierauf gerichtetes Ersuchen des
zentralen Verbindungsbiros oder der zustandigen Behdrde eines anderen Mitgliedstaates
angenommen worden ist. Sofern es im Einzelfall zweckmafig ist, vor diesem Zeitpunkt den
direkten Informationsaustausch zu ermdéglichen, beispielsweise um Einzelheiten des
Ersuchens oder der Vereinbarung im Sinne des § 12a zu erortern, kann das
Bundesministerium der Finanzen sowie das zentrale Verbindungsbiiro gemaf des zweiten
Halbsatzes in Anwendung des Absatzes 2 von seinem Benennungsrecht zu diesem Zweck
Gebrauch machen. Die Vorschrift schliel3t zugleich nicht aus, dass das zentrale
Verbindungsbiiro oder das Bundesministerium der Finanzen aus Anlass der Durchfiihrung
einer (gleichzeitigen oder gemeinsamen Prifung bei begrindetem Bedarf unter
Berlicksichtigung der gesamten Umstande des Einzelfalls im Rahmen ihres Ermessens
weitere Amtstrager als zustandige Bedienstete benennt. Die Vorschrift schlief3t gleichfalls
nicht die Mdglichkeit aus, fur andere Formen des zwischenstaatlichen
Informationsaustausches, insbesondere der Anwesenheit von Bediensteten anderer
Mitgliedstaaten im Inland (8§ 10) oder inlandischer Bediensteter in anderen Mitgliedstaaten
(8 11), zustandige Bedienstete in Anwendung des Absatz 2 zu benennen.

Zu Nummer 4
Zu Buchstabe a (8 4 Absatz 1 Satz 4)

Als Folgeénderung zur Begriffsbestimmung der behoérdlichen Ermittlung in 8 2 Absatz 13
wird in Absatz 1 Satz 4 der Verweis auf MalBnahmen, die nach der AO vorgesehen sind,
gestrichen.

Zu Buchstabe b (8 4 Absatz 3 und 4)
Absatz 3

Absatz 3 wird insoweit neu gefasst, als die bisherige Nummer 3 gestrichen wird. Der Absatz
bestimmt, in welchen Fallen eine Ubermittlung von Informationen an andere Mitgliedstaaten
durch das zentrale Verbindungsbiro nicht erfolgen darf. Nach dem bisherigen
Gesetzeswortlaut in Nummer 3 erfolgt eine Ubermittlung von Informationen nicht, wenn
dadurch ein Handels-, Gewerbe- oder Berufsgeheimnis oder ein Geschaftsverfahren
preisgegeben werden wirde. Die EU-Amtshilferichtlinie erlaubt es den Mitgliedstaaten, von
der Ubermittlung von Informationen in diesen Fallen abzusehen (vgl. Artikel 17 Absatz 4).
Die EU-Amtshilferichtlinie verlangt demgegentber nicht, den Informationsaustausch in
derartigen Fallen generell zu verhindern. Auch in anderen Rechtsinstrumenten der
zwischenstaatlichen Amtshilfe ist nicht geregelt, dass die Informationstbermittlung in
Bezug auf ein Handels-, Gewerbe- oder Berufsgeheimnis oder ein Geschéaftsverfahren
abgelehnt werden muss. Fiur die Verwaltungszusammenarbeit im Bereich der
Umsatzsteuer regelt die Verordnung (EU) Nr. 904/2010 in Artikel 54 Absatz 4, dass eine
Ubermittlung abgelehnt werden kann, wenn dadurch ein Handels-, Gewerbe- oder
Berufsgeheimnis oder ein Geschéftsverfahren preisgegeben werden wirde. Das
Ubereinkommen iiber die gegenseitige Amtshilfe in Steuersachen (vgl. Artikel 21 Absatz 2
Buchstabe d), das OECD-Musterabkommen fir Doppelbesteuerungsabkommen (vgl.
Artikel 26 Absatz3 Buchstabe c¢) wund das OECD-Musterabkommen  fir
Informationsaustauschabkommen (vgl. Artikel 7 Absatz 2 Satz 1) regeln ebenfalls, dass es
der zustandigen Behorde erlaubt ist, von der Ubermittlung in derartigen Fallen abzusehen.
Es ist nicht vertretbar, im Vergleich dazu starkere Beschrénkungen hinsichtlich der
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Informationsiibermittiung ausgerechnet im Verhaltnis zu anderen Mitgliedstaaten aufrecht
zu erhalten.

Das kategorische Verbot in seiner bisherigen Fassung ist darlber hinaus geeignet, die
effiziente Leistung und Inanspruchnahme zwischenstaatlicher Amtshilfe im Steuerbereich
zu erschweren, wenn Einwendungen gegen die Amtshilfe unter Bezugnahme auf ein (ggf.
nur vermeintlich) betroffenes Berufs- oder Geschéftsgeheimnis vorgebracht werden. In
besonderem Malie stellt diese Situation bei gleichzeitigen und gemeinsamen Prifungen
ein  schwerwiegendes Hindernis dar. Den Prifungen liegen regelméaRig
Sachverhaltskomplexe zugrunde (insbesondere betreffend die Verrechnungspreise oder
Betriebsstattengewinnabgrenzung), die Elemente enthalten kénnen, die
Geschaftsgeheimnissen zuzurechnen sind oder fir die sich jedenfalls eine eindeutige
Abgrenzung nicht vornehmen lasst, ohne dass hierdurch die effiziente
Sachverhaltsermittiung mit dem Ausland beeintrachtigt wirde. Vor diesem Hintergrund wird
der bisherige Verbotstatbestand in Absatz 4 Nummer 2 als ein Fall erganzt, bei dessen
Vorliegen das zentrale Verbindungsbiiro die Ubermittlung von Informationen ablehnen kann
(vgl. Absatz 4 Nummer 2).

Absatz 4

Absatz 4 regelt, unter welchen Umstanden das zentrale Verbindungsbiro von einer
Ubermittlung von Informationen an andere Mitgliedstaaten der Européischen Union
absehen kann.

Nummer 1

Der bisher in dem Absatz geregelte Ablehnungsgrund, dass der andere Mitgliedstaat
seinerseits aus rechtlichen Griinden nicht zur Ubermittlung entsprechender Informationen
in der Lage ist, wird in Nummer 1 beibehalten.

Nummer 2

In Nummer 2 wird neu geregelt, dass eine Informationsiibermittiung auch abgelehnt werden
kann, wenn andernfalls ein Handels-, Gewerbe- oder Berufsgeheimnis oder ein
Geschéftsverfahren  preisgegeben  werden wirde. Im  Ergebnis hat eine
Informationstbermittiung bei Vorliegen eines Handels-, Gewerbe- oder Berufsgeheimnis
oder eines Geschaftsverfahrens (Geschéfts- oder Berufsgeheimnis) nicht kategorisch zu
unterbleiben (vgl. Absatz 3). Vielmehr liegt es im pflichtgemé&Ren Ermessen des zentralen
Verbindungsbiros, die Informationsibermittlung unter Abwéagung des
Informationsverlangens zur Durchsetzung der zutreffenden Besteuerung und der Wahrung
der schutzwirdigen Interessen des Geheimnisinhabers ungeachtet des Vorliegens eines
Geschéfts- oder Berufsgeheimnisses vorzunehmen.

Im Kontext der zwischenstaatlichen Amtshilfe in Steuersachen ist fiir die Bestimmung eines
Geschafts- oder Berufsgeheimnisses die Rechtsprechung des Bundesfinanzhofes
malgeblich. Ein Geheimnis in diesem Sinne liegt vor, wenn es sich um Tatsachen und
Umstande handelt, die von erheblicher wirtschaftlicher Bedeutung und praktisch nutzbar
sind und deren unbefugte Nutzung zu betrachtlichen Schaden filhren kann (BFH vom
20. Februar 1979, BStBI 1979 11 S. 268). Die Art der Abwicklung einer Geschéaftsbeziehung
zwischen zwei Unternehmen, die vom Informationsaustausch betroffen sind, ist
demgegeniber kein Geschéafts- oder Betriebsgeheimnis. Das gilt auch dann, wenn die
Geschéftsbeziehung unter Einschaltung eines Dritten beziehungsweise Uber einen dritten
Staat oder ein Gebiet abgewickelt wird.

Erstreckt sich eine Information auf ein Geschafts- oder Berufsgeheimnis, ist die
Informationsiibermittlung jedenfalls dann abzulehnen, wenn die Gefahr besteht, dass ihrem
Inhaber dadurch ein mit dem Zweck der Auskunft nicht zu vereinbarender Schaden
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entstehen kann. Um einen Schaden in diesem Sinne handelt es sich jedenfalls nicht bei
einer angemessenen und zutreffenden Besteuerung. Eine Preisgabe oder Offenbarung, die
zu einem Schaden flhren kénnte, droht aufgrund der gegenseitigen Zusicherung der
Geheimhaltung im Sinne des Artikel 16 Absatz 1 der EU-Amtshilferichtlinie (internationales
Steuergeheimnis) in Verbindung mit Artikel 4 Absatz 3 des Vertrags Uber die Europaische
Union (Grundsatz der vertrauensvollen Zusammenarbeit) grundsétzlich nicht bei der
Weiterleitung von Informationen an Steuerbehdrden anderer Mitgliedstaaten.

Einer Weitergabe von Informationen, die Ublicherweise zur Prifung der Angemessenheit
von Verrechnungspreisen zwischen verbundenen Unternehmen geeignet sind (wie etwa
Informationen zu als Vergleich in Betracht kommenden Geschaftsbeziehungen zu fremden
Lieferanten oder Kunden), an die zustéandigen Behtrden anderer Mitgliedsstaaten stehen
Handels- oder Gewerbegeheimnisse dementsprechend regelmafiig nicht entgegen.

Von diesen Mal3gaben ausgehend, trifft das zentrale Verbindungsbiro seine Entscheidung
unter Bericksichtigung aller ihm bekannten Tatsachen und Umsténde, einschliellich
solcher, die ihm von anderen beteiligten Finanzbehtrden oder dem Inhaber des Geschéfts-
und Berufsgeheimnisses zur Kenntnis gegeben werden.

Zu Buchstabe c (8 4 Absatz 5)

In Absatz 5 werden Folgeanderungen aufgrund der Anpassungen in den Absatzen 3 und 4
bezlglich des Umgangs mit Handels-, Gewerbe- oder Berufsgeheimnissen oder einem
Geschaéftsverfahren vorgenommen. Die Vorschrift bestimmt im Ergebnis, wie bislang, dass
die Ubermittlung von Informationen nicht allein deshalb abgelehnt werden kann, weil die
betreffenden Informationen sich bei einer Bank, einem sonstigen Finanzinstitut, einem
Bevollmé&chtigten, Vertreter oder Treuhander befinden oder sich auf Eigentumsanteile an
einer Person beziehen.

Zu Nummer 5 (8 7 Absatz 14a Satz 1)

Die Anderung dient der Berichtigung eines Verweisfehlers auf das Plattformen-
Steuertransparenzgesetz.

Zu Nummer 6

Zu Buchstabe a

Zu Doppelbuchstabe aa

Zu Dreifachbuchstabe aaa (8 10 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1)

Es handelt sich um eine redaktionelle Anderung. Finanzbehérden im Sinne des EUAHIG
sind stets deutsche Finanzbehdrden.

Zu Dreifachbuchstabe bbb (§ 10 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 und 3)
Nummer 2

Nach der Anderung der Nummer 2 sind Bedienstete anderer Mitgliedstaaten, die fir
Zwecke des Informationsaustausches im Inland anwesend sind, dazu befugt, bei den
behdrdlichen Ermittlungen zugegen zu sein, die auf deutschem Hoheitsgebiet durch die
Finanzbehodrden durchgefuhrt werden. Die Ergédnzung ,von den Finanzbehérden® dient
allein der Klarstellung und unterstreicht, dass es sich in den von der Nummer 2 erfassten
Fallen um eine sogenannte passive Anwesenheit handelt.

Nummer 3
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Die Anderung der Nummer 3 dient der redaktionellen Berichtigung, soweit die bisherige
Formulierung ,der nationalen Verfahrensregelungen® durch ,des deutschen
Verfahrensrechts® ersetzt wird. Die Anderung umfasst daneben im Interesse der
Rechtssicherheit eine Klarstellung, soweit die Vorschrift ausdriicklich bestimmt, dass die
Befragung von Personen und die Prifung von Aufzeichnungen durch Bedienstete anderer
Mitgliedstaaten nur im Beisein eines zustandigen inlandischen Bediensteten erfolgen
konnen. Schon nach bisheriger Rechtslage setzten aktive Ermittlungshandlungen
auslandischer Bediensteter das Beisein inlandischer Bediensteter voraus. Allein ein
inlandischer Bediensteter ist Amtstrager im Sinne des § 7 AO. Insoweit hat nur er die
Befugnisse, die das deutsche Verfahrensrecht, allem voran die AO, eréffnet. Der
anwesende auslandische Bedienstete leitet seine Befugnisse von dem
ermittlungsfihrenden inlandischen Bediensteten ab. Konsequenterweise regelt § 10 in
Absatz 3, dass eine Verweigerung der Mitwirkung einer Person in den Fallen des
Absatzes 1 Nummer 3 wie eine Verweigerung gegenuber inlandischen Bediensteten ,gilt".
Ein Beisein im Sinne der Vorschrift erfordert es, dass der inlandische Bedienstete im
Hinblick auf die Prifung der Zulassigkeit der dem ausléandischen Bediensteten offenbarten
Informationen (vgl. § 10 Absatz 2 Satz 1) jederzeit die Ermittlungshandlungen tiberwachen
und steuern kann. In Fallen einer virtuellen Teilnahme an Ermittlungshandlungen durch
auslandische Bedienstete (vgl. 8 10 Absatz 1 Satz 2) ist das durch die gleichzeitige
Teilnahme eines zustandigen inlandischen Bediensteten an einer Telefon- oder
Videokonferenz sichergestellt.

Zu Doppelbuchstabe bb (8 10 Absatz 1 Satz 2 erster Teilsatz)

Absatz 1 Satz 2 erster Teilsatz wird redaktionell korrigiert und an Absatz 1 Satz 1
Nummer 3 angepasst.

Zu Buchstabe b (8 10 Absatz 3 Satz 1 — neu -)

Mit der Anderung wird in § 10 Absatz 3 ein neuer Satz 1 vorangestellt, der den Umfang und
die Grenzen der Befugnisse von Bediensteten anderer Mitgliedstaaten regelt, wenn sie fir
Zwecke des Informationsaustausches auf deutschem Hoheitsgebiet an behdrdlichen
Ermittlungen teilnehmen. Die Regelung dient der Umsetzung von Artikel 12a Absatz 2
Unterabsatz 2 der EU-Amitshilferichtlinie. Die EU-Amitshilferichtlinie verortet die
entsprechende Bestimmung in den Regelungen uber die gemeinsame Prifung (vgl. 8 12a)
und hat zum Hintergrund, dass bei deren Durchflihrung typischerweise Bedienstete anderer
Mitgliedstaaten im  jeweiligen Inland Prufungshandlungen vornehmen. Aus
rechtssystematischen Griinden wird die Regelung in 8 10 angesiedelt, der die Anwesenheit
auslandischer Bediensteter im Inland betrifft. Mit dem Verweis in § 11 auf § 10 gelten
dieselben Malgaben auch, soweit deutsche Bedienstete flir Zwecke des
Informationsaustausches, einschlie8lich der Teilnahme an gemeinsamen Prifungen, in
anderen Mitgliedstaaten anwesend sind. Das Bedurfnis zur Regelung des Umfangs und der
Grenzen der Befugnisse ausldndischer Bediensteter besteht auch in Fallen einer
Anwesenheit, die nicht im Rahmen einer gemeinsamen Prifung stattfindet, sondern
beispielsweise aus Anlass eines konkreten Ersuchens erfolgt. Die Umsetzung der
Regelung in § 10 steht im Einklang mit der EU-Amtshilferichtlinie. In Artikel 11 Absatz 1
Satz 1 verpflichtet die Richtlinie die Mitgliedstaaten, die Anwesenheit von Bediensteten
anderer Mitgliedstaaten ,unter den von [dem jeweiligen aufnehmenden Mitgliedstaat]
festgelegten Verfahrensregelungen® zu ermoglichen. Mit der Einfigung in § 10 Absatz 3
Satz 1 werden die in Deutschland geltenden Verfahrensregelungen konkretisiert.

Erster Halbsatz

Der erste Halbsatz legt die Befugnisse auslandischer Bediensteter fest. Diese richten sich
nach deutschem Verfahrensrecht. Ein anwesender auslandischer Bediensteter ist nicht
Amtstrager im Sinne des 8 7 AO und kann damit keine Befugnisse, die sich etwa auch der
Abgabenordnung ergeben, unmittelbar austiben. Der auslandische Bedienstete leitet seine
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Befugnisse aus den fir inlandische Amtstrager maf3geblichen verfahrensrechtlichen
Bestimmungen ab. Der auslandische Bedienstete kann aus diesem Grund unter keinen
Umstanden selbst Verwaltungsakte erlassen oder Vollstreckungsmaflinahmen vornehmen.

Zweiter Halbsatz

Im zweiten Halbsatz werden die dem auslandischen Bediensteten im ersten Halbsatz
eingeraumten Befugnisse begrenzt. Die Begrenzung kann alternativ aus zwei Ursachen
resultieren, die in Nummer 1 und 2 geregelt sind.

Nummer 1

Nach der Nummer 1 kann der auslandische Bedienstete keine Befugnisse in Anspruch
nehmen, die Uber das hinausgehen, was flir die in Absatz 1 Nummer 1 bis 3 genannten
Zwecke erforderlich ist, unabhangig davon, ob das deutsche Verfahrensrecht sie
inlandischen Amtstragern einrdumt. Die Erforderlichkeit bestimmt sich nach den
Umstanden des Einzelfalls und ist durch den jeweiligen zustandigen inlandischen
Bediensteten, der die Anwesenheit begleitet, zu beurteilen. Da die Mallnahmen nach
Absatz 1 Satz 1 Nummerl bis 3 allesamt dem Informationsaustausch dienen, werden von
dem auslandischen Bediensteten im Rahmen der Anwesenheit typischerweise keine
Befugnisse auszuiben sein, die Malnahmen auferhalb der Sachverhaltsermittiung
betreffen.

Nummer 2

Nach Nummer 2 kann ein auslandischer Bediensteter ungeachtet des deutschen
Verfahrensrechts und der Erforderlichkeit von MaflRnahmen zu den in Absatz 1 Satz 1
Nummer 1 bis 3 genannten Zwecken keine Befugnisse ausiiben, wenn er hierzu aufgrund
des Rechts seines Entsendestaates nicht berechtigt ist. In dem Zusammenhang spielt es
keine Rolle, ob das auslandische Recht seinen Bediensteten die Befugnis generell nicht
zugesteht oder die Bediensteten bestimmte Befugnisse nur im Rahmen ihrer Anwesenheit
im Ausland nicht ausiben dirfen. Da es den deutschen Finanzbehdrden nicht méglich ist,
die Rechtslage in allen anderen Mitgliedstaaten zu Uberblicken, liegt es in der
Verantwortung — und im Hinblick auf andernfalls etwaig drohende Verwertungsverbote auch
im Eigeninteresse — des anwesenden auslandischen Bediensteten, auf die Einhaltung der
Begrenzung nach der Nummer 2 zu achten. Aufgrund des unionsrechtlichen Ursprungs der
Regelung konnen vergleichbare Beschrankungen in allen Mitgliedstaaten und ein
entsprechendes Bewusstsein der anwesenden auslandischen Bediensteten erwartet
werden.

Zu Nummer 7 (8 12)

§ 12 regelt die Durchfiihrung gleichzeitiger Prifungen im Sinne von Artikel 12 der EU-
Amtshilferichtlinie. Die Norm wird aus Griinden der Rechtssystematik und Rechtsklarheit
vor dem Hintergrund der Einflgung des § 12a Uber die gemeinsamen Prifungen neu
gefasst. Die Neufassung umfasst verfahrensrechtliche Anpassungen. Sie erlaubt es den
Rechtsanwendern daneben, gleichzeitige Prufungen rechtssicher von gemeinsamen
Prifungen abzugrenzen.

Zu Absatz 1

Absatz 1 bestimmt, dass deutsche Finanzbehdrden Amtshilfe in Form gleichzeitiger
Prifungen leisten und in Anspruch nehmen kdnnen.

Satz 1
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Satz 1 entspricht inhaltlich dem bisherigen § 12 Absatz 1 Satz 1. Nach der Vorschrift kann
das zentrale Verbindungsburo einen oder mehrere andere Mitgliedstaaten darum ersuchen,
eine gleichzeitige Prifung durchzuftihren. Nach der Norm wird, anders als nach dem
bisherigen Wortlaut, um eine gleichzeitige Prifung mit einem oder mehreren
Mitgliedstaaten ersucht. Die sprachliche Anpassung dient der Angleichung an die
Formulierung in Artikel 12a der EU-Amtshilferichtlinie (vgl. § 12a) und wird den
tatsachlichen operativen Gegebenheiten besser gerecht, ohne dass sie inhaltliche
Auswirkung hat.

Satz 2

Satz 2 regelt den Fall, dass ein oder mehrere andere Mitgliedstaaten das zentrale
Verbindungsbiro darum ersuchen, eine gleichzeitige Prifung durchzufihren. Ein solches
Ersuchen kann durch das zentrale Verbindungsbiiro angenommen werden.

Zu Absatz 2

Absatz 2 enthalt mit in Satz 1 eine Definition der gleichzeitigen Prifung. Die Satze 2 bis 5
regeln Einzelheiten in Bezug auf den zwischenstaatlichen Austausch von Informationen,
die im Zuge der gleichzeitigen Prifung erlangt werden.

Satz 1

Nach Satz 1 handelt es sich bei einer gleichzeitigen Prifung um behdrdliche Ermittlungen,
die von der zustandigen Finanzbehoérde gleichzeitig mit der entsprechenden Behdrde eines
anderen Mitgliedstaats im jeweils eigenen Hoheitsgebiet in Bezug auf eine Person oder
mehrere Personen von gemeinsamen oder erganzendem Interesse durchgefuhrt werden,
um die dabei erlangten Informationen auszutauschen. Da sich die Zuléssigkeit des
konkreten Informationsaustausches im Rahmen einer gleichzeitigen Prifung nach den
Ublichen, in § 4 geregelten Voraussetzungen, bestimmt (vgl. Satz 2 bis 5), sind an das
gemeinsame oder sich ergdnzende Interesse geringe Anforderungen geknipft. Das
Interesse der an einer gleichzeitigen Prifung teilnehmenden Behdrden muss insbesondere
nicht gleichgerichtet sein. Fur das Vorliegen eines gemeinsamen oder sich erganzenden
Interesses gentigt es, wenn die teilnehmenden Behdrden ex ante der nicht offensichtlich
abwegigen Auffassung sind, dass die Kooperation mit dem anderen Mitgliedstaat geeignet
ist, die eigenen behdrdlichen Ermittlungen zu férdern. Wie in Absatz 1 genannt, kdnnen an
der gleichzeitigen Prifung Behdrden mehrerer anderer Mitgliedstaaten teilnehmen.
Behordliche Ermittlungen bestimmen sich nach § 2 Absatz 13. Typischer-, aber nicht
notwendigerweise handelt es sich bei den Ermittlungen um Falle der AuRenprifung (88 193
bis 207 AO). Mit den Ermittlungshandlungen muss im Zeitpunkt des Ersuchens oder der
Annahme des Ersuchens noch nicht begonnen worden sein; ihre Durchfiihrung kann auch
erst noch bevorstehen oder durch das entsprechende Ersuchen sogar erst veranlasst sein.
Als eine die behdrdlichen Ermittlungen durchfiihrende Finanzbehérde kommtim Inland jede
fur den Besteuerungssachverhalt zustandige Bundes- oder Landesfinanzbehdrde in
Betracht. Als ,entsprechende Behdrde“ bezeichnet die Norm eine Steuerbehdérde, die in
einem anderen Mitgliedstaat fir den Besteuerungssachverhalt zustandig ist. An den
behordlichen Ermittlungen kdnnen im In- und Ausland jeweils mehrere Finanzbehorden
mitwirken. Die behdrdlichen Ermittlungen werden von den jeweils zustandigen Finanz-
beziehungsweise Steuerbehdrden im jeweils eigenen Hoheitsgebiet durchgefihrt.
Verbindendes Merkmal der behdrdlichen Ermittlungen ist, dass sie sich jeweils auf eine
Person oder mehrere Personen beziehen, an denen alle teiinehmenden Behdrden ein
gemeinsames oder sich ergédnzendes steuerliches Interesse haben. Im Sinne der Norm ist
fur den Begriff der Person die Definition in § 2 Absatz 1 mal3geblich. Die gleichzeitige
Prafung kann sich mithin beziehen auf natirliche Personen, juristische Personen,
Personenvereinigungen, der die Rechtsfahigkeit zuerkannt wurde, die aber nicht Gber die
Rechtsstellung einer juristischen Person verfligen und jede andere Rechtsform gleich
welcher Art, mit oder ohne allgemeine Rechtsfahigkeit, die Vermdgensgegenstande besitzt
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oder verwaltet, welche einschliellich der daraus erzielten Einkiinfte einer der von § 1
erfassten Steuern unterliegen.

Die behdrdlichen Ermittlungen erfolgen jeweils mit dem Ziel, die dabei erlangten
Informationen zwischenstaatlich auszutauschen. Die Vorschrift verlangt nicht, dass der
Informationsaustausch der alleinige Zweck der behérdlichen Ermittlungshandlungen ist. Die
teilnehmenden Behérden sind nicht gehindert, Ermittlungen auch unter Berlcksichtigung
ausschlieB3lich eigener Interessen an der Sachverhaltsaufklarung vorzunehmen.

Satz 2

Satz 2 entspricht im Wesentlichen dem bisherigen § 12 Absatz 1 Satz 2. Die Vorschrift
regelt die Verpflichtung zum Austausch von Informationen, die im Zusammenhang mit einer
gleichzeitigen Prifung stehen. Dem Austausch unterfallen insbesondere Informationen, die
durch behoérdliche Ermittlungen der Finanzbehérde im Zuge einer gleichzeitigen Prifung
erlangt werden. Auszutauschen sind daneben auch solche Informationen, die im Vorfeld
einer gleichzeitigen Prufung fur deren Vereinbarung bendtigt werden.

Ein Austausch von Informationen an die Behdrden des anderen Mitgliedstaats hat nach
Satz 2 zu erfolgen, soweit die Ubermittiung nach § 4 zulassig ist. Die Zulassigkeit der
Ubermittlung setzt insbesondere voraus, dass die Informationen fir die Anwendung und
Durchsetzung des Besteuerungsrechts durch den anderen Mitgliedstaat voraussichtlich
erheblich sind (vgl. 8 4 Absatz 1 Satz 1i. V. m. § 6a Absatz 1). Durch den Verweis auf § 4
wird gleichzeitig sichergestellt, dass eine Informationsibermittiung entweder unterbleibt
oder nur nach pflichtgemafem Ermessen erfolgt, wo dies in § 4 Absatz 3 und 4 vorgesehen
ist.

Satz 3

Satz 3 regelt weitere Modalitaten des Informationsaustausches. Nach § 4 Absatz 1 Satz 2,
dessen Anwendung in Satz 2 bestimmt wird, erfolgt die Ubermittlung von Informationen an
andere Mitgliedstaaten Uber das zentrale Verbindungsbiro. An gleichzeitigen Prifungen
nehmen Bedienstete der jeweils zustandigen Finanzbehdrde teil, die durch Benennung als
zustandige Bedienstete zum direkten Informationsaustausch erméchtigt sind. Soweit ein
direkter Informationsaustausch erfolgen darf, ist es unter Beschleunigungs- und
Effizienzgesichtspunkten nicht zweckméafig, jede Weiterleitung von Informationen durch
das zentrale Verbindungsbiro vornehmen zu lassen. Der festgelegte Umfang der
Benennung nach 8 3 Absatz 3a i. V. m. Absatz 2 Satz 4 bestimmt, inwieweit das zentrale
Verbindungsbiro Uber den direkten Informationsaustausch zu unterrichten ist, um ihm die
Auslbung seiner Kontroll- und Aufsichtspflichten (Absatz 3) zu erméglichen. Ein direkter
Informationsaustausch wird grundsatzlich nicht moglich sein, soweit schriftliche
Informationen, insbesondere Dokumente und Unterlagen, Gbermittelt werden sollen, da die
Ubermittlung in diesen Fallen unter Verwendung der hierfiir vorgesehenen, sichereren
Kommunikationsinfrastruktur (Common Communication Network) zu erfolgen hat
(Artikel 21 Absatz 1 Unterabsatz 1 der EU-Amtshilferichtlinie).

Satz 4

Gemal Satz 4 gelten fir den Informationsaustausch im Zusammenhang mit gleichzeitigen
Prifungen die § 4 Absatz 3 Nummer 2 und 8 6 Absatz 3 nicht. Die beiden referenzierten
Vorschriften enthalten den sogenannten Subsidiaritdtsgrundsatz, dem zufolge Amtshilfe
nicht zu leisten und nicht in Anspruch zu nehmen ist, soweit nicht alle zumutbaren
Ermittlungsmdglichkeiten im eigenen Hoheitsgebiet ausgeschopft worden sind. Die
Anwendung der Regelungen stiinde im Widerspruch zu der Natur einer gleichzeitigen
Prifung und ware aufRerdem mit dem 6komischen Einsatz von Verwaltungsressourcen
unvereinbar.
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Satz 5

Satz 5 erklart, dass § 8 im Rahmen gleichzeitiger Prifungen uneingeschrankt anwendbar
bleibt. Der Verweis in Satz 2 auf 8§ 4 erfasst nur den Austausch von Informationen an andere
Mitgliedstaaten auf Ersuchen. Flr den Erfolg gleichzeitiger Prifungen ist es gleichermalien
bedeutsam, dem anderen Mitgliedstaat Informationen spontan, das heifl3t ohne vorheriges
Ersuchen, Gbermitteln zu kénnen, soweit diese nach pflichtgemallem Ermessen fur den
anderen Mitgliedstaat von Nutzen sein kdnnen.

Zu Absatz 3

Absatz 3 entspricht dem bisherigen § 12 Absatz 4. Das zentrale Verbindungsbtiro benennt
eine Person, die fUr die Beaufsichtigung und die Koordinierung der gleichzeitigen Prifung
verantwortlich ist. Die benannte Person stellt in erster Linie fur den Einzelfall die
Abstimmung mit den in- und auslandischen Behorden sicher sowie, dass die Mal3gaben fiir
eine zulassige Informationsubermittlung (vgl. Absatz 2 Satz 2 bis 5) gewahrt werden. Die
Neufassung sieht deswegen vor, dass es sich bei der zu benennenden Person um einen
Amtstrager des zentralen Verbindungsbtiros handeln muss.

Zu Absatz 4

Absatz 4 entspricht dem bisherigen 8§ 12 Absatz 2. In Fallen, in denen andere
Mitgliedstaaten um die Durchfiihrung einer gleichzeitigen Prifung ersucht werden sollen,
bestimmt die zustandige Finanzbehdérde, in Bezug auf welche Person oder Personen die
Prifung durchgefihrt werden soll. Die zustdndige Finanzbehérde unterbreitet dem
zustandigen Verbindungsbiiro einen entsprechenden Vorschlag. Der Vorschlag ist von der
Finanzbehdrde zu begriinden. Die Finanzbehotrde hat auRerdem den Zeitraum anzugeben,
in dem die gleichzeitige Prifung erfolgen soll. Das zentrale Verbindungsbiro tbermittelt
den Vorschlag im Rahmen seines Ersuchens gemafl Absatz 1 Satz 1 der zustéandigen
Behorde des anderen Mitgliedstaates.

Zu Absatz 5

Absatz 5 entspricht dem Regelungsgehalt nach dem bisherigen § 12 Absatz 3. Ersucht ein
anderer Mitgliedstaat um die Durchflhrung einer gleichzeitigen Prifung, entscheidet die
Finanzbehorde, ob sie daran teilnehmen wird. Das zentrale Verbindungsbiro teilt dem
anderen Mitgliedstaat innerhalb von 60 Tagen nach Erhalt des Ersuchens das
Einverstandnis oder die begriindete Ablehnung mit. Um dieser Verpflichtung nachkommen
zu kénnen, muss die zustandige Finanzbehorde ihrerseits dem zentralen Verbindungsbiro
seine begrundete Entscheidung rechtzeitig mitteilen.

Zu Absatz 6

Absatz 6 umfasst Informationspflichten der von einer gleichzeitigen Prifung betroffenen
Person gegeniber.

Satz 1

Nach Satz 1 sind alle inlandischen Personen, auf die sich eine gleichzeitige Prifung
bezieht, tber ihre Durchfiihrung zu informieren. Die Information hat durch das zentrale
Verbindungsbiiro zu erfolgen, an das auch etwaige Einwande gegen die Durchfiihrung zu
adressieren sind. Die Information hat unverzuglich zu erfolgen, nachdem ein auf die
Durchfiihrung der gleichzeitigen Prifung gerichtetes Ersuchen angenommen worden ist
und die fur die Abwéagung nach Satz 2 erforderlichen Informationen vorliegen.

Satz 2
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Satz 2 regelt, dass von der Information der betroffenen Person abgesehen werden kann,
soweit die Interessen Dritter (beispielsweise einer weiteren Person, auf die sich die Prifung
bezieht), der Finanzbehdrde oder eines anderen Mitgliedstaates an der Nichterteilung der
Information die Interessen der betroffenen Person Uberwiegen. Die Information wird
regelmaRig dann zurlickzustellen sein, wenn das Bekanntwerden der Durchfiihrung der
gleichzeitigen Prifung ihren Erfolg geféahrden wirde. Ausreichend ist es, wenn der
Prafungserfolgt nicht im Inland, sondern in einem anderen Mitgliedstaat gefahrdet wirde.
Die Norm sichert auf diese Weise die Kooperationsfahigkeit der deutschen
Finanzbehorden. In Austibung seines pflichtgemalRen Ermessens berlcksichtigt das
zentrale Verbindungsbiro bei seiner Entscheidung die Einschatzung, die ihm von der
zustandigen Finanzbehdrde und den entsprechenden Behdrden der anderen
Mitgliedstaaten dargelegt oder anderweitig bekannt werden. Mit der Formulierung ,soweit"
bringt die Norm zum Ausdruck, dass die Information in zeitlicher und inhaltlicher Hinsicht,
etwa wenn andernfalls schitzenswerte Interesse Dritter offenbart wirden, zuriickgehalten
werden kann.

Zu Absatz 7

Absatz 7 bestimmt, dass eine Anhérung inlandischer Beteiligter vor der Ubermittiung von
Informationen im Rahmen einer gleichzeitigen Prifung abweichend von § 117 Absatz 4
Satz 3 AO nicht erforderlich ist. Danach kann in diesen Fallen von den Finanzbehoérden
kunftig von einer Anhérung abgesehen werden, ohne dass dies im Einzelfall von ihnen
begriindet und ohne dass ein Ermessen Uber das Absehen von einer Anhdrung durch sie
dokumentiert werden miisste.

Nach der bisherigen Rechtslage (§ 12 Absatz 5) kann in Fallen einer gleichzeitigen Priifung
von einer Anhérung bis zur Bekanntgabe der Prifungsanordnung abgesehen werden, wenn
sonst der Prufungserfolg gefahrdet werden wirde. Von einer Anhdrung darf daneben unter
den in 8§91 Absatz 2 und 3 AO genannten Voraussetzungen abgesehen werden. Das
Vorliegen der Ausnahmetatbestande ist im Kontext gleichzeitiger Prifungen in der Praxis
mit erheblicher Rechtsunsicherheit verbunden. Diese fiihren dazu, dass inlandische
Beteiligte vor der Aufnahme einer gleichzeitigen Prifung stets angehort werden. Die
faktisch bestehende Anhorungsverpflichtung beeintrachtigt nach den bisherigen
Erfahrungen allerdings die F&higkeit deutscher Finanzbehérden, mit anderen
Mitgliedstaaten in Form gleichzeitiger Prifungen zu kooperieren. Deutschen
Finanzbehdrden ist es vor Abschluss eines Anhodrungsverfahrens nicht moglich, sich aktiv
in die Auswahl beziehungsweise Abstimmung eines geeignet Prifungsfalls mit anderen
Mitgliedstaaten einzubringen. Die einseitige Entgegennahme von Informationen seitens
deutscher Finanzbehérden lauft dem Grundsatz der Reziprozitat der Amtshilfe zuwider.
Dartber hinaus befurchten die Behérden anderer Mitgliedstaaten, dass im Zuge der von
deutschen Finanzbehérden durchgefihrten Anhérung auch Personen von Interesse fur die
anderen Mitgliedstaaten von der beabsichtigten Priifung Kenntnis erlangen und damit den
Erfolg der Prifung verhindern kdnnen. Infolge dessen besteht die Sorge, dass andere
Mitgliedstaaten davon absehen koénnten, gleichzeitige Prifungen mit Deutschland
vorzuschlagen oder Deutschland bei multilateralen gleichzeitigen Prifungen
einzubeziehen. Schlief3lich ist die Anhdrung geeignet, erhebliche Verzdgerungen in der
zwischenstaatlichen Verwaltungszusammenarbeit zu verursachen. Das gilt vor allem dann,
wenn erhobene Einwendungen durch das zentrale Verbindungsbiiro als unbegrindet
zurickgewiesen werden und von den betroffenen Steuerpflichtigen im Anschluss vor dem
zustandigen Finanzgericht einstweiliger Rechtsschutz gesucht wird, auch wenn mangels
Anordnungsgrund eine einstweilige Anordnung durch das Finanzgericht letztlich nicht
erfolgt.

Die Ubermittlung von Informationen tiber eine bestimmte Person stellt einen Eingriff in das
Grundrecht dieser Person auf informationelle Selbstbestimmung gemaf Artikel 2 Absatz 1
i. V. m. Artikel 1 Absatz 1 Grundgesetz als auch die in den Artikeln 7 und 8 der Charta der
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Grundrechte der Europaischen Union verankerten Rechte auf Achtung des Privatlebens
und auf den Schutz personenbezogener Daten dar.

Die Anh6érung gemdR 8117 Absatz4 Satz3 AO eroffnet der von der
Informationstibermittlung betroffenen Person vor diesem Hintergrund die Gelegenheit, sich
zum beabsichtigten Informationsaustausch zu &uf3ern und gegebenenfalls Einwédnde gegen
diesen vorzubringen. Sie dient damit der Gewahrung effektiven Rechtsschutzes, den
Artikel 19 Absatz 4 Grundgesetz und Artikel 47 der Charta der Grundrechte der
Europaischen Union gebieten. Das Recht auf effektiven Rechtsschutz kann durch Gesetz
eingeschrankt werden, soweit der Grundsatz der VerhaltnismaRigkeit gewahrt wird und der
Wesensgehalt des Rechts auf effektiven Rechtsschutz unbeeintréchtigt bleibt.

Der Wesensgehalt des Rechts auf effektiven Rechtsschutz verlangt nicht, dass die von
einem Rechtseingriff betroffene Person Uber einen unmittelbaren Rechtsbehelf verfligen
muss, der in erster Linie darauf abzielt, eine bestimmte Mafinahme in Frage zu stellen,
sofern sie im Ubrigen Rechtsbehelfe in Anspruch nehmen kann, die es ihr erméglichen,
inzident eine gerichtliche Kontrolle dieser Malinahme zu erreichen (EuGH vom 06.10.2020
— C-245/19 und C-246/19, C-245/19, C-246/19 ,Etat luxembourgeois®, Rd. 79). Im Hinblick
hierauf ist zu bertcksichtigen, dass nach der Rechtsprechung des Europaischen
Gerichtshofes (EuGH, aaO., Etat luxembourgeois®, Rd. 81; EuGH vom 22.10.2013 — C-
276/12 ,Sabou”, Rd. 40) die Informationsibermittlung im Rahmen der zwischenstaatlichen
Amtshilfe der Voruntersuchung beziehungsweise Ermittlungsphase zuzurechnen ist und
keinen kontradiktorischen Charakter aufweist. Sie dient als Vorbereitungshandlung
vielmehr der anschlielBenden Entscheidung der Verwaltung. Aus diesem Grund verneint
auch der EuGH, dass aus dem Unionsrecht, einschliel3lich des Grundrechts auf rechtliches
Gehor, das Recht auf eine Information der von einem Informationsaustausch betroffenen
Person abzuleiten ist (EuGH, aaO., ,Sabou“, Rd. 44). Der Wesensgehalt des Rechts auf
effektiven Rechtsschutz ist in diesen Fallen gewahrt, wenn im Rahmen der gerichtlichen
Kontrolle gegen die abschlieBende Entscheidung der Verwaltung inzident die
RechtmaRigkeit der Erhebung und Verwendung der im Wege des zwischenstaatlichen
Informationsaustausches gesammelten Beweise (iberpriift werden kann (EuGH, aaO., ,Etat
luxembourgeois®, Rd. 81 ff.). Diese Voraussetzungen sind gegeben, wenn sich eine Person
im Inland gegen eine Entscheidung der Finanzbehérden gerichtlich zur Wehr setzt.

Nach Artikel 22 Absatz 1 Buchstabe ¢ der EU-Amtshilferichtlinie haben die Mitgliedstaaten
alle notwendigen MalRnahmen zu treffen, um das reibungslose Funktionieren der
Verwaltungsbehdrden sicherzustellen. Die Beschrénkung des effektiven Rechtsschutzes in
Form des Absehens von einer Anhérung ist geeignet, das dem Gemeinwohl dienende Ziel,
Steuergerechtigkeit mittels grenziberschreitender Kooperation durchzusetzen, zu férdern.
Die Regelung ist zur Gewahrleistung einer schnellen und effizienten Zusammenarbeit
deutscher Finanzbehdrden bei gleichzeitigen Prifungen erforderlich. Die Regelung ist
insgesamt verhaltnismafig, zumal die von einer gleichzeitigen Prifung betroffene Person
durch das Absehen ihrer Anhdrung nicht schutzlos gestellt wird. Der betroffenen Person
bleibt es unbenommen, nach ihrer Kenntniserlangung von der Durchfihrung einer
gleichzeitigen Priufung gegen diese (einstweiligen) Rechtsschutz in Anspruch zu nehmen.
Die Finanzbehérde ist wiederum nicht gehindert, ungeachtet des Absatzes 7 eine Anhérung
vorzunehmen, wenn sie dies im Hinblick auf die Selbstkontrolle ihres geplanten Handelns
ausnahmsweise fur zweckmafig erachtet.

Zu Nummer 8 (§ 12a — neu -)

Mit dem neuen 8§ 12a wird ein Rechtsrahmen zur Durchfihrung gemeinsamer Prifungen
etabliert. Die Vorschrift dient der Umsetzung des Artikels 12a der EU-Amtshilferichtlinie.

Gemeinsame Prufungen erlauben den Steuerbehérden mehrerer Mitgliedstaaten ein
wirkungsvolles, weil eng aufeinander abgestimmtes Vorgehen bei der Ermittlung
grenziuberschreitender steuerlicher Sachverhalte mit besonders hoher Komplexitat. Der
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zwischenstaatliche Informationsaustausch erfolgt tber den gesamten Verlauf der Prifung
dynamisch und ermdglicht auf diese Weise, Ermittlungshandlungen situativ auf dem
aktuellen Kenntnisstand aufzubauen. Daneben zielen gemeinsame Priifungen darauf, unter
den Steuerbehdrden der beteiligten Mitgliedstaaten nach Méglichkeit eine einvernehmliche
Feststellung des entscheidungserheblichen Sachverhaltes zu erreichen, auf dessen
Grundlage eine steuerliche Wirdigung vorgenommen werden kann. Eine einvernehmliche
steuerliche Wiirdigung der Sachverhalte wird angestrebt, ist aber nicht zwingend. Auf diese
Weise konnen Doppelbesteuerungen und doppelte Nichtbesteuerungen reduziert und
dahingehende Rechtsunsicherheiten von vorneherein vermieden werden. Gegebenenfalls
ressourcenintensive und manchmal langwierige Verstandigungsverfahren werden in diesen
Fallen unnétig. Von den Vorteilen gemeinsamer Prifungen kénnen nicht nur die involvierten
Steuerbehodrden profitieren. Die betroffenen Steuerpflichtigen erhalten zu einem
vergleichsweise frihen Zeitpunkt ein hohes MalR an wirtschaftlicher und rechtlicher
Planungssicherheit. Die Mdglichkeit, das Informationsinteresse mehrerer Steuerbehdrden
in einem Zug zu bedienen, kann sich schlie3lich auch positiv auf die Befolgungskosten der
Steuerpflichtigen und ihre Kooperationsbereitschaft auswirken.

Zu Absatz 1

In Absatz 1 wird geregelt, dass deutsche Finanzbehétrden auf eigenes Ersuchen oder das
Ersuchen eines anderen Mitgliedstaates hin an gemeinsamen Prifungen teilnehmen
kénnen (Satz 1 und 2). Die Satze 1 und 2 dienen der Umsetzung von Artikel 12a Absatz 1
Satz 1 der EU-Amtshilferichtlinie. Die Vorschrift regelt daneben das Verhaltnis zu der
gleichzeitigen Prifung gemal § 12 (Satz 3) und legt durch Verweisungen in Satz 4
erganzende Regelungen fest, die fir die Durchfilhrung einer gemeinsamen Priifung
malfdgeblich sind.

Satz 1

Satz 1 entspricht dem Regelungsgehalt nach § 12 Absatz 1 Satz 1. Hiernach kann das
zentrale Verbindungsbiro einen oder mehrere andere Mitgliedstaaten darum ersuchen,
eine gemeinsame Prifung durchzufthren.

Satz 2

Nach Satz 2 kann das zentrale Verbindungsbiiro von einem anderen Mitgliedstaat oder
mehreren anderen Mitgliedstaaten um die Durchfihrung einer gemeinsamen Prifung
ersucht werden. Ein solches Ersuchen kann durch das zentrale Verbindungsbiro
angenommen werden. Die Regelung entspricht dem fir die gleichzeitige Prifung geltenden
§ 12 Absatz 1 Satz 2.

Satz 3

Satz 3 bestimmt, dass eine gemeinsame Prifung unabhéangig davon durchgefihrt werden
kann, dass eine gleichzeitige Prifung nach 8 12 in Bezug auf dieselbe Person oder
dieselben Personen zu dem identischen oder einem anderen Sachverhalt bereits
durchgefuhrt wird. Den Finanzbehdrden ist es hiernach méglich, wahrend einer laufenden
gleichzeitigen Prufung ein Ersuchen auf Durchfihrung einer gemeinsamen Priufung zu
stellen beziehungsweise ein solches Ersuchen anzunehmen. Im Einzelfall kann ein solches
Vorgehen im Interesse der gepriften Person liegen. Der Bedarf kann sich daneben
beispielsweise auch dadurch ergeben, dass sich die an einer gleichzeitigen Prifung
teiinehmenden Behotrden Vorteile versprechen, die Prifung als gemeinsame Prifung
fortzusetzen.

Die Zusammenarbeit in Form einer gemeinsamen Prifung stellt gegeniber der
gleichzeitigen Prifung eine qualitative Steigerung dar. Die Kooperation der teilnehmenden
Behorden ist durch das aufeinander abgestimmte Vorgehen und die typischerweise
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gegebene Anwesenheit von Bediensteten im jeweils anderen Mitgliedstaat intensiver. Von
diesen Unterschieden abgesehen, ist auch die Zielstellung der gemeinsamen Prifung
insoweit weitergehend, als sich die Zusammenarbeit der Behérden nicht im
Informationsaustausch erschoépft, sondern dieser als Mittel zu einer einvernehmlichen
Feststellung des Sachverhalts und seiner steuerrechtlichen Bewertung dient. SchlieBlich
soll das Verfahren auch der betroffenen Person umfassendere Rechtssicherheit bieten und
raumt ihr hierzu spezifische Rechte ein. Satz 3 regelt aus diesen Grinden im
Umkehrschluss zugleich, dass eine gemeinsame Prifung nicht durch eine gleichzeitige
Prifung abgeldst werden kann.

Satz 4

Satz 4 erklart fur die Durchfihrung einer gemeinsamen Prifung die Regelungen in 88 10
bis 11 und 12 Absatz 2 bis 7 fiir entsprechend anwendbar. Der Verweis auf § 10 bestimmt,
unter welchen rechtlichen Voraussetzungen Bedienstete anderer Mitgliedstaaten bei
Ermittlungshandlungen auf deutschem Hoheitsgebiet passiv (8 10 Absatz1 Satz 1
Nummer 1 und 2) und aktiv (8 10 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3) anwesend sein durfen. Die
Rickausnahme von 8 10 Absatz 1 Satz 3 und 4 betrifft die Verpflichtung, tGiber das auf eine
Anwesenheit gerichtete Ersuchen binnen 60 Tagen zu reagieren. Aufgrund des
dynamischen und eng miteinander abgestimmten Vorgehens bei einer gemeinsamen
Prifung wirde die Anwendung der Regelung zu Verzdgerungen beitragen und diese nicht
fordern.

Die Anwesenheit deutscher Bediensteter in anderen Mitgliedstaaten bestimmt sich nach
8§ 11, der wiederum auf die Regelung in § 10 verweist. Die in 8§ 11 als Voraussetzung
genannte ,Komplexitat eines Ersuchens® ist in Féallen einer gemeinsamen Prufung in aller
Regel gegeben.

Die Durchfuhrung einer gemeinsamen Prufung bestimmt sich daneben nach den fur die
gleichzeitige Prifung geltenden Bestimmungen. Dies umfasst namentlich den Umfang und
die Modalitaten des Informationsaustausches (8 12 Absatz 2 Satz 2 bis 5), die Kontrolle
und Aufsicht Uber die gemeinsame Prifung durch einen Bediensteten des zentralen
Verbindungsburos (8 12 Absatz 3), die Zustandigkeit der Finanzbehérde zum Vorschlag
und der Begrindung eines Prifsachverhalts (8 12 Absatz 4), die Entscheidung Uber die
Teilnahme an einer gemeinsamen Prifung und die Beantwortung eines entsprechenden
Ersuchens (8 12 Absatz 5), die Informationspflicht des zentralen Verbindungsburos
gegenuber der von einer gemeinsamen Prifung betroffenen Person (§ 12 Absatz 6) und
die Regelung, der zufolge eine Anhorung inléndischer Beteiligter gemafld § 117 Absatz 4
Satz 3 AO nicht erforderlich ist (§ 12 Absatz 7). § 12 Absatz 1 Satz 1 wird fir Unanwendbar
erklart, da sich aus der Vorschrift lediglich die Definition einer gleichzeitigen Priifung ergibt.

Zu Absatz 2
Absatz 2 enthélt mit Satz 1 und 2 die Definition einer gemeinsamen Prifung.
Satz 1

Nach Satz 1 handelt es sich bei einer gemeinsamen Prufung um behordliche Ermittlungen,
die von der zustandigen Finanzbehérde gemeinsam mit der entsprechenden Behorde eines
anderen Mitgliedstaats oder den entsprechenden Behérden mehrerer anderer
Mitgliedstaaten in Bezug auf eine Person oder mehrere Personen von gemeinsamem oder
erganzendem Interesse durchgefihrt werden. Die Regelung entspricht der
Begriffsbestimmung in Artikel 3 Nummer 26 der EU-Amtshilferichtlinie. Wegen der
einzelnen Tatbestandsvoraussetzungen gelten die Ausfiihrungen zu 8§ 12 Absatz 2 Satz 1,
der wesentlich identisch ist, entsprechend. Anders als in Fallen einer gleichzeitigen Prifung
ist der Informationsaustausch nicht das finale Ziel der zwischenstaatlichen Kooperation. An
seine Stelle tritt im Fall gemeinsamer Prifungen die Einigungsbemiihung (vgl. Satz 2).
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Satz 2

Die Definition der gemeinsamen Prifung wird in Satz 2 fortgefihrt. Die Regelung
konkretisiert das Merkmal ,gemeinsam®. Eine Priifung wird gemeinsam durchgefiihrt, wenn
sie unter Koordinierung durch die zentralen Verbindungsbliros in zuvor vereinbarter Weise
mit dem Ziel erfolgt, eine Einigung Uber den Sachverhalt und die Umsténde, die
Gegenstand der behoérdlichen Ermittlungen sind, sowie eine einvernehmliche steuerliche
Wirdigung auf Basis dieses Sachverhaltes zu erzielen.

Satz 2 greift damit Regelungselemente aus Artikel 12a Absatz 2 Unterabsatz 1 Satz 1 und
Absatz 4 Unterabsatz 1 Satz 1 der EU-Amtshilferichtlinie auf. Satz 2 stellt klar, dass die
gemeinsame Priufung mit dem Ziel erfolgt, eine einvernehmliche Feststellung und
steuerrechtliche Bewertung des Priufgegenstands zu erreichen. Zu diesem Zweck finden
die behordlichen Ermittlungen koordiniert statt. Die Koordinierung der Priifung Gibernehmen
die zentralen Verbindungsbiros der an der gemeinsamen Priufung teilnehmenden
Mitgliedstaaten. Die zustandige Bundes- oder Landesfinanzbehérde beziehungsweise die
entsprechende Behérde des anderen Mitgliedstaates nehmen an diesem Prozess aktiv teil.
Das planvolle Vorgehen wird vor Vornahme behdrdlicher Ermittlungen abgestimmt. Nicht
erforderlich ist es nach der Norm, dass der gesamte Prifungsprozess abschlielend
vorgezeichnet ist. Den teilnehmenden Behdrden ist es moglich, die Prifung sukzessive
weiter zu entwickeln und ihre Schritte an dem jeweiligen Ermittlungsstand und
Informationsbedarf auszurichten.

Grundsatzlich sind an behdérdlichen Ermittlungen, die im Rahmen einer gemeinsamen
Prifung gefuhrt werden, Bedienstete der teilnehmenden Behorde im jeweiligen Ausland
anwesend. Nach der Norm ist es nicht erforderlich, dass Bedienstete eines Mitgliedstaates
bei allen Ermittlungshandlungen im anderen Mitgliedstaat anwesend sind. Die Vorschrift
schlief3t auch nicht aus, dass eine gemeinsame Prifung im Einzelfall ohne die Anwesenheit
auslandischer Bediensteter erfolgt oder die Anwesenheit einseitig ist.

Zu Absatz 3
Satz 1

Nach Absatz 3 Satz 1 treffen die beteiligten deutschen Behérden mit der entsprechenden
Behorde des anderen Mitgliedstaats eine Vereinbarung, in der sie Einzelheiten der
gemeinsamen Priufung festhalten. Beteiligte deutsche Behdrden im Sinne dieses Satzes
sind die fur die Ermittlungshandlungen zusténdigen Finanzbehtrden und das zentrale
Verbindungsbiiro, diese stimmen sich untereinander ab. Die Vereinbarung unterstitzt ein
koordiniertes und zuvor vereinbartes Vorgehen im Sinne des Absatzes 2 Satz 2.
Einzelheiten, die in der Vereinbarung festgehalten werden kdnnen, sind beispielsweise die
jeweiligen Zustandigkeiten und Ansprechpersonen, die Prifungsschwerpunkt und -
zeitrdume (Veranlagungszeitraume im Fall einer AuRenpriifung) oder der Zeitplan fir die
Prifung. Die Vereinbarung ist verwaltungsinterner Art; Gber ihre Form entscheiden die an
der gemeinsamen Priifung teilnehmenden Behdrden.

Satz 2

Nach Satz 2 erster Halbsatz muss die Vereinbarung im Sinne des Satzes1 im
Mindestumfang eine Regelung tber die Sprache enthalten, in der die gemeinsame Prifung
durchgefuhrt wird. Der in Absatz 5 geregelte Prufungsbericht wird in der vereinbarten
Sprache abgefasst. Die Vereinbarung mehrerer, nebeneinander gultiger Arbeitssprachen
ist moglich. Nach Satz 2 zweiter Halbsatz hat die vereinbarte Sprachregelung keine
Auswirkung auf die Amtssprache (§ 87 AO).

Zu Absatz 4
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Absatz 4 bestimmt Einzelheiten in Bezug auf die Einigung der an der gemeinsamen Prifung
teilnehmenden Behorden (Satz 1), die Fixierung des Einigungsergebnisses in einem
Prifungsbericht (Satz 2), die Umsetzung der tatsachlichen Feststellung und rechtlichen
Bewertung (Satz 3) und die Beweisfihrung im Rahmen dieser Umsetzung (Satz 4).

Satz 1

Nach Satz 1 miussen sich die beteiligten deutschen Behérden (vgl. Absatz 3 Satz 1)
bemuhen, mit der entsprechenden Behdrde des anderen Mitgliedstaats eine Einigung tiber
den Sachverhalt und die Umsténde, die Gegenstand der gemeinsamen Priifung sind, sowie
eine einvernehmliche steuerliche Wirdigung im Rahmen des jeweils geltenden Rechts auf
Basis dieses Sachverhalts erreichen. Die Regelung dient der Umsetzung von Artikel 12a
Absatz 4 Unterabsatz 1 Satz 1 der EU-Amtshilferichtlinie. Die Bestimmung bringt zum
Ausdruck, dass die beteiligten deutschen Behdrden eine Einigung anstreben sollen. Ein
Einigungszwang ist hiernach nicht gegeben. Eine Einigung auf den Sachverhalt kann
beispielsweise in Fallen scheitern, in denen Sachverhaltsfragen sich nicht eindeutig von
Rechtsfragen abgrenzen lassen. Eine Einigung kann in Bezug auf den dem
Prifungsgegenstand zugrundeliegenden Sachverhalt und seine Umsténde erfolgen,
wahrend eine einheitliche rechtliche Bewertung auf Grundlage des Sachverhaltes scheitert.
Far die rechtliche Bewertung ist fur die deutschen Finanzbehérden allein das geltende
deutsche Recht mafRgeblich. Dazu gehtéren auch die anzuwendenden internationalen
Abkommen und Ubereinkommen.

Satz 2

Soweit sich die an einer gemeinsamen Prifung teilnehmenden Behoérden verstandigen,
sind die Inhalte der Einigung nach Satz 2 erster Halbsatz in einem gemeinsamen
Prufungsbericht festzuhalten. Die Vorschrift dient der Umsetzung von Artikel 12a Absatz 4
Unterabsatz 1 Satz 2 und 3 der EU-Amtshilferichtlinie. Die festzuhaltende Einigung hat den
Sachverhalt, der der Prifung zugrunde lag, als auch die rechtliche Bewertung zu umfassen.
Bei dem Prifungsbericht handelt es sich um einen gemeinsamen Priifungsbericht, wenn er
inhaltlich von allen teilnehmenden Behérden mitgetragen wird. Nach Satz 2 zweiter
Halbsatz konnen Feststellungen, Uber die in der gemeinsamen Prifung keine Einigung
erzielt worden ist, in dem gemeinsamen Prifungsbericht festgehalten werden. Der zweite
Halbsatz geht auf Erwagungsgrund 26 der Richtlinie (EU) 2021/514 zurlick, der die
Moglichkeit anspricht, auch die Inhalte festzuhalten, Uber die keine Einigung erreicht
werden konnte, die Mitgliedstaaten hierzu aber nicht verpflichten.

Satz 3

Nach Satz 3 bestimmt sich die Umsetzung der Feststellungen, die in dem gemeinsamen
Prifungsbericht enthalten sind, im Inland nach deutschem Recht. Demnach werden die
Feststellungen aus dem gemeinsamen Prufungsbericht im Sinne von § 12 Absatz 4, sofern
es sich im Inland um eine AulRenprifung handelt, in Prifungsberichten im Sinne von § 202
AO bericksichtigt und wie Feststellungen rein nationaler Prifungen anschlieRend in
Steuerbescheiden gewiirdigt. Dies schlief3t die Mdglichkeit ein, die Feststellungen aus der
gemeinsamen Prifung zum Gegenstand eines Teilprufungsberichts und im Anschluss zum
Gegenstand eines Teilabschlussbescheides im Sinne des § 202 Absatz3 AO in
Verbindung mit § 180 Absatz 1a AO zu machen. Die Norm setzt Artikel 12a Absatz 4
Unterabsatz 1 Satz 3 und Unterabsatz 2 der EU-Amtshilferichtlinie um. Nach § 15 Absatz 4
des EUAHIG konnen samtliche Informationen und Dokumente, die im Rahmen des EUAHIG
erlangt werden, von den Behdrden, die die Informationen verwenden, wie vergleichbare
inlandische Informationen und Dokumente angefihrt oder als Beweismittel verwendet
werden. Von einer Umsetzung der Regelung in Artikel 12a Absatz 3 Buchstabe b der EU-
Amtshilferichtlinie kann aufgrund des § 15 Absatz 4 EUAHIG abgesehen werden.

Satz 4
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Nach Satz 4 haben die an einer gemeinsamen Prifung beteiligten deutschen Behdrden
sicherzustellen, dass sie die Beweisflihrung der entsprechenden Behoérde des anderen
Mitgliedstaats unterstiitzen, sofern dies nach dem Recht des anderen Mitgliedstaates
erforderlich ist. Dies qilt auch fiir die Beweisfihrung im Rahmen von Beschwerde-,
Einspruchs-, Gerichts- und Revisionsverfahren. Nach Artikel 12a Absatz 3 Buchstabe c der
EU-Amtshilferichtlinie haben die Mitgliedstaaten sicherzustellen, dass jede Person, die von
einer gemeinsamen Prifung betroffen ist, Uber dieselben Rechte verfiigt wie im Fall einer
Prifung, an der nur die Bediensteten jenes Mitgliedstaats teilnehmen. Verlangt das
jeweilige Recht eines anderen Mitgliedstaates die Beweisfihrung durch die dortige
Steuerbehdrde, kann das beispielsweise die Notwendigkeit umfassen, Zeugenbeweis
durch den oder die deutschen Bediensteten zu erbringen, der oder die an der gemeinsamen
Prifung teilgenommen haben. Satz 4 dient der Sicherstellung, dass dieser Verpflichtung
seitens Deutschlands nachgekommen werden kann. Es ist aufgrund des
Umsetzungsgebotes der EU-Amtshilferichtlinie zu erwarten, dass die Beweisfiihrung in
Deutschland bei Bedarf auch durch die Beho6rden anderer Mitgliedstaaten in
entsprechender Weise unterstitzt wirde.

Zu Absatz 5
Absatz 5 setzt Artikel 12a Absatz 5 der EU-Amtshilferichtlinie um.
Satz 1

Jede inlandische Person, auf die sich die gemeinsame Priifung bezog, ist innerhalb von
60 Tagen nach der Erstellung des gemeinsamen Priifungsberichtes im Sinne des
Absatzes 4 Satz 2 durch die zustandige Finanzbehtérde Uber das Ergebnis der
gemeinsamen Prufung zu unterrichten. Die Regelung dient dem Rechtssicherheitsinteresse
der Dbetroffenen Personen, indem sie ihr unabhéngig der Umsetzung der
Prufungsfeststellungen nach deutschem Recht (vgl. Absatz 4 Satz 3) Kenntnis tber die
Ergebnisse der Prifung verschafft. Eine Ubermittlung nach Satz 1 durch die in Deutschland
zustandige Finanzbehdrde kommt nur in Betracht, soweit eine entsprechende Zustéandigkeit
besteht. Soweit sich die gemeinsame Prifung auch auf Personen bezogen hat, die in
Deutschland nicht steuerpflichtig sind (etwa auslandische verbundene Unternehmen eines
deutschen Unternehmens), ist die Unterrichtung solcher Personen Sache der
entsprechenden ausléndischen Behorden.

Satz 2

Die Information Uber das Ergebnis der gemeinsamen Prifung umfasst nach Satz 2 eine
Kopie des gemeinsamen Prifungsberichtes.

Satz 3

Nach Satz 3 gelten die Vorschriften zur Wahrung des Steuergeheimnisses nach § 30 AO
im Rahmen der Unterrichtungspflichten nach den Séatzen 1 und 2 uneingeschrankt.
Beziehen sich Angaben in dem Prifungsbericht auf eine andere Person als diejenige, der
gegenuber die Unterrichtungspflicht besteht, sind diese in dem entsprechenden Umfang zu
redigieren.

Zu Artikel 43 (Folgednderungen)

Zu Absatz 1 (Anderung des Gesetzes iiber das Verfahren in Familiensachen und in
den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit)

Gemall 89 der Geschaftsordnung der Bundesregierung hat der Bundeskanzler mit
Organisationserlass vom 8. Dezember 2021 (BGBI. | S.5176) angeordnet, dass das
vormalige Bundesministerium der Justiz und fir Verbraucherschutz die Bezeichnung
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.Bundesministerium der Justiz“ erhalt. Durch die Anpassungen in § 14a Satz 1, § 259
Absatz 1 Satz 1, 8 378 Absatz 4 Satz 1 und 8 387 Absatz 2 Satz 1 des Gesetzes uber das
Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit
(FamFG) wird diese Anderung nachvollzogen.

Zu Absatz 2 (Anderung des Biirgerlichen Gesetzbuchs)

Gemall 8§89 der Geschaftsordnung der Bundesregierung hat der Bundeskanzler mit
Organisationserlass vom 8. Dezember 2021 (BGBI. I S.5176) angeordnet, dass das
vormalige Bundesministerium der Justiz und fur Verbraucherschutz die Bezeichnung
.Bundesministerium der Justiz* erhalt. Durch die Anpassungen in § 707d Absatz 1 Satz 1
des Birgerlichen Gesetzbuchs (BGB) wird die gednderte Behoérdenbezeichnung in das
Gesetz Ubernommen.

Zu Absatz 3 (Anderung des Personengesellschaftsmodernisierungsgesetzes)

Der Anderungsbefehl in Artikel 38 Nummer 1 des MoPeG wird aufgehoben, da er zu einem
grammatikalisch falschen Wortlaut in 81 Absatz2 StaRUG fihren wiurde.
Artikel 44 Absatz 10 enthalt stattdessen den sprachrichtigen Anderungsbefehl.

Der Anderungsbefehl des Artikel 60 Nummer 14 des MoPeG ist infolge Artikel 1
Nummer 26 des Gesetzes zur Umsetzung der Umwandlungsrichtlinie und zur Anderung
weiterer Gesetze (UmRUG), wonach unter anderem der § 122f UmwG aufgehoben wird,
nicht mehr vollzugsfahig. Nachfolgevorschrift des 8 122f UmwG ist § 311 UmwG.
Artikel 44 Absatz 14 enthalt den auf § 311 UmwG bezogenen Anderungsbefehl.

Artikel 77 Nummer 4 Buchstabe b des MoPeG wird aufgehoben. Artikel 21 Nummer 4 des
Gesetzes zur Starkung der Finanzmarktintegritat fasst den § 43a Absatz 1 Nummer 9 WPO
neu, sodass der derzeitige Anderungsbefehl des MoPeG ins Leere lauft.
Artikel 44 Absatz 16 enthalt stattdessen den neuen Anderungsbefehl.

Die Anderungsbefehle des Artikel 81 Nummer 1 Buchstabe e und f des MoPeG sind nicht
vollziehbar: Das Wort ,Personalgesellschaften® kommt weder in § 2 Absatz 18 Nummer 2
AWG noch in § 2 Absatz 19 AWG vor. Zudem ist 8 2 Absatz 19 AWG nicht in Nummern
untergliedert. Artikel 44 Absatz 17 enthalt die korrekten Anderungsbefehle.

Der Anderungsbefehl des Artikel 91 Nummer 3 Buchstabe b des MoPeG ist in Verbindung
mit dem Anderungsbefehl des Artikel 91 Nummer 3 Buchstabe a des MoPeG nicht
vollziehbar. Nach der Aufhebung des § 138 Absatz 1 Satz 1 KAGB durch Artikel 91
Nummer 3 Buchstabe a des MoPeG hat § 138 Absatz 1 KAGB nur zwei Sétze. Es entsteht
kein neuer § 138 Absatz 1 Satz 3 KAGB. Das gleiche Problem stellt sich parallel mit dem
Anderungsbefehl des Artikel 91 Nummer 6 Buchstabe b des MoPeG. Artikel 44 Absatz 18
enthalt die korrekten Anderungsbefehle.

Der Anderungsbefehl des Artikel 92 Nummer 4 MoPeG lauft insgesamt ins Leere, da der
bisherige 8§20 Absatz2 GwG im Zuge des TraFinG aufgehoben wurde.
Artikel 44 Absatz 19 enthalt die korrekten Anderungsbefehle.

Die genannten Anderungsbefehle des MoPeG sollen erst gar nicht in Kraft treten. Die
Aufhebung soll daher jeweils bereits am Tag nach der Verkiindung des Gesetzes und vor
Inkrafttreten des MoPeG (1. Januar 2024) in Kraft treten.

Zu Artikel 44 (Folgeédnderungen)

Es handelt sich um eine Anpassung an die mit dem MoPeG eintretenden
Rechtsanderungen.
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Zu Absatz 1 (Anderung des Verwaltungszustellungsgesetzes)

Es handelt sich um eine Anpassung an die mit dem MoPeG eintretenden
Rechtséanderungen. Die Verweisung in 8 7 Absatz 3 des Verwaltungszustellungsgesetzes
auf 8 183 AO ist um den neuen § 183a AO zu erganzen.

Zu Absatz 2 (Anderung des Grundsteuerreformgesetzes)

Es handelt sich um eine Anpassung an die mit dem MoPeG eintretenden
Rechtséanderungen. Artikel 5 Nummer 5 des Grundsteuer-Reformgesetzes vom 26.
November 2019 (BGBI. | S. 1794) ist im Interesse der Rechtsklarheit zu streichen, weil
dieser Anderungsbefehl aufgrund seiner Ersetzung durch Artikel 11 dieses Gesetzes
gegenstandslos geworden ist.

Zu Absatz 3 (Anderung der Gewerbesteuer-Durchfiihrungsverordnung)
Zu Nummer 1 (§ 8)

Die Anderung vollzieht die Einfugung des § 14a AO nach. Mit der Anderung wird in § 8
GewStDV somit der Begriff des nicht rechtsfahigen Vereins in Verein ohne
Rechtspersonlichkeit geandert.

Zu Nummer 2 (8 25 Absatz 1 Nummer 3)

Die Anderung volizieht die Einfligung des § 14a AO nach. Mit der Anderung wird in § 25
Absatz 1 Nummer 3 GewStDV somit der Begriff der nicht rechtsfahigen Vereine in Vereine
ohne Rechtspersdnlichkeit geandert.

Zu Absatz 4 (Anderung des Umwandlungssteuergesetzes)

Mit dem MoPeG wurde in 83 Umwandlungsgesetz (UmwG) der Kreis der
verschmelzungsfahigen Rechtstrédger und in § 124 UmwG der Kreis der spaltungsfahigen
Rechtstrager um die eingetragene Gesellschaft burgerlichen Rechts erganzt. Diese
Erganzung wird in 8 1 Absatz 3 Nummer 1 UmwStG nachvollzogen. Dadurch ist der
Sechste bis Achte Teil des Umwandlungssteuergesetzes auch kinftig fiur alle
verschmelzungs- und spaltungsfahigen Personengesellschaften anwendbar.

Zu Absatz 5 (Anderung der Verordnung iiber den Ausgleich gemeinwirtschaftlicher
Leistungen im Eisenbahnverkehr)

Bei der Anderung handelt es sich um eine Folgeanderung, die mit der gesetzlichen
Anerkennung der Rechtsfahigkeit der Gesellschaft birgerlichen Rechts nach § 705
Absatz 2 BGB-neu einhergeht. Es wird klargestellt, dass angemessene Kosten im Sinne
der Nummer8 der Anlage fur die Mitarbeit in —auch rechtsfahigen —
Personengesellschaften einzusetzen sind.

Zu Absatz 6 (Anderung des Verkehrssicherstellungsgesetzes)

Bei der Anderung handelt es sich um eine Folgeanderung, die mit der gesetzlichen
Anerkennung der Rechtsfahigkeit der Gesellschaft burgerlichen Rechts nach § 705
Absatz 2 BGB-neu einhergeht. Es wird klargestellt, dass der Auskunftspflicht nach § 15 des
Verkehrssicherstellunggesetzes auch rechtsféahige Personengesellschaften unterfallen.

Zu Absatz 7 (Anderung des Entschadigungsgesetzes)

Bei der Anderung handelt es sich um eine Folgeanderung, die mit der gesetzlichen
Anerkennung der Rechtsfahigkeit der Gesellschaft birgerlichen Rechts nach § 705
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Absatz 2 BGB-neu einhergeht. Es wird klargestellt, dass Berechtigter im Sinne des
Entschadigungsgesetzes auch rechtsfahige Personengesellschaften sein kénnen.

Zu Absatz 8 (Anderung des Ausgleichsleistungsgesetzes)

Bei der Anderung handelt es sich um eine Folgeanderung, die mit der gesetzlichen
Anerkennung der Rechtsfahigkeit der Gesellschaft burgerlichen Rechts nach 8§ 705
Absatz 2 BGB-neu einhergeht. Es wird klargestellt, dass zum Flachenerwerb nach 8 3 des
Ausgleichsleistungsgesetzes ausschlie8lich unbeschrénkt haftende Gesellschafter
rechtsfahiger Personengesellschaften berechtigt sind.

Zu Absatz 9 (Anderung der Insolvenzordnung)
Zu Nummer 1 (8§ 11 Absatz 1 Satz 2)

Es handelt sich um eine Folgeanderung zur Anderung des § 54 BGB durch das MoPeG.
Dort wurde aus Klarstellungsgriinden der Begriff des nicht rechtsfahigen Vereins durch den
neu eingefiihrten Begriff des Vereins ohne Rechtspersonlichkeit ersetzt. Damit wurde der
Rechtsprechungstradition des BGH dahingehend Rechnung getragen, dass sich die
(partielle) Rechtsfahigkeit des nicht eingetragenen Vereins (entgegen seines derzeitigen
Wortlauts) auch im Gesetz wiederspielt (vgl. BGHZ 50, 325 (328). Der Begriff wird daher
auch in 8 11 Absatz 1 Satz 2 der Insolvenzordnung (InsO) angepasst.

Zu Nummer 2 (8 230 Absatz 2)

Es handelt sich ebenfalls um eine Folge&dnderung zur Anderung des § 54 BGB durch das
MoPeG. Im Einzelnen siehe Begrindung zu Nummer 1.

Zu Absatz 10 (Anderung des Unternehmensstabilisierungs-
und -restrukturierungsgesetzes)

Zu Nummer 1 (8 1 Absatz 2)

Es handelt es sich um eine Folgeanderung zur Anderung des § 15a Absatz 1 Satz 3 InsO
durch das MoPeG. Dort wurde der Begriff der Gesellschaft ohne Rechtspersonlichkeit
bereits durch den neu eingeflhrten Begriff der rechtsfahigen Personengesellschaft ersetzt.
Da 81 Absatz2 des Unternehmensstabilisierungs- und - restrukturierungsgesetzes
(StaRUG) auf diese Vorschrift verweist, wird der Begriff auch in dem Verweis angepasst.
Die Folgeanderung entspricht inhaltlich dem Artikel 38 Nummer 1 MoPeG, wobei der
Anderungsbefehl dort zu einem grammatikalisch unrichtigen Wortlaut fiihren wiirde und er
daher mit Artikel 43 Absatz 3 dieses Gesetzes wieder aufgehoben wird.

Zu Nummer 2 (8 15 Absatz 2)

Es handelt sich um eine Folgeanderung zur Anderung des § 54 BGB durch das MoPeG. Im
Einzelnen siehe Begriidung zu Absatz 9 Nummer 1.

Zu Absatz 11 (Anderung des Gesetzes iiber das Verfahren in Familiensachen und in
den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit

In § 388 Absatz 1 des Gesetzes uUber das Verfahren in Familiensachen und in den
Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit (FamFG) wird die Angabe ,§ 125a“ durch
die Angabe ,§ 125 ersetzt, da § 125a des Handelsgesetzbuchs (HGB) durch das MoPeG
in § 125 HGB-neu aufgeht.
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Zu Absatz 12 (Anderung des Biirgerlichen Gesetzbuchs)

Es handelt sich um eine redaktionelle Richtigstellung. Der § 715 Absatz 3 BGB-neu verfugt
Uber keinen Satz 3. Der Verweis in § 715a Satz 1 BGB-neu hat sich stattdessen auf § 715
Absatz 3 BGB-neu, der die gemeinsame Geschéftsfiihrungsbefugnis regelt, in seiner
Gesamtheit zu beziehen.

Zu Absatz 13 (Anderung des Wohnungseigentumsgesetzes)

§ 9a Absatz 4 Satz 1 Halbsatz 2 WEG verweist fur die Wohnungseigentiimergemeinschaft
bislang auf die Nachhaftungsregelung zur offenen Handelsgesellschaft gemafl § 160 HGB.
Mit § 728b BGB — neu— existiert erstmals eine eigene Nachhaftungsvorschrift zur
Gesellschaft blrgerlichen Rechts. Ein Ruckgriff auf das Handelsrecht ist in § 9a WEG nicht
mehr notwendig. Da die Wohnungseigentimergemeinschaft typischerweise Kkein
Handelsgewerbe betreibt, ist der Verweis auf § 728b BGB — neu — sachgerechter.

Zu Absatz 14 (Anderung des Umwandlungsgesetzes)
Zu Nummer 1 (8§ 305 Absatz 2 Satz 2)

Durch die Anderung von § 305 UmwG wird die gegenwaértige Verweisung auf den Ersten
Unterabschnitt angepasst und in einen Verweis auf den Zweiten Unterabschnitt gedndert.

Zu Nummer 2 (8 311 Absatz 1 Satz 1)

Durch die Anderung von § 311 des Umwandlungsgesetzes (UmwG) wird die gegenwartige
Verweisung auf den geltenden § 44 UmwG Uber die Prufung der Verschmelzung angepasst
und in einen Verweis auf den § 39e UmwG — neu — geadndert.

Zu Absatz 15 (Anderung des Lastenausgleichsgesetzes)

Bei der Anderung handelt es sich um eine Folgeanderung, die mit der gesetzlichen
Anerkennung der Rechtsfahigkeit der Gesellschaft birgerlichen Rechts nach § 705
Absatz 2 BGB-neu einhergeht. Soweit § 349 Absatz 3 Satz 3 des Lastenausgleichgesetzes
wegen der Moglichkeiten eines Schadensausgleichs auf Gesellschaften burgerlichen
Rechts Be-zug nimmt, wird klargestellt, dass damit ausschlie3lich rechtsfahige
Gesellschaften blrgerlichen Rechts erfasst sind.

Zu Absatz 16 (Anderung der Wirtschaftspriiferordnung)

Bei der Anderung handelt es sich um eine Folgeanderung, die mit der gesetzlichen
Anerkennung der Rechtsfahigkeit der Gesellschaft birgerlichen Rechts nach § 705
Absatz 2 BGB-neu einhergeht. Es wird klargestellt, dass Berufsangehdrige im Sinne des
§ 43a der Wirtschaftspriferordnung (WPO) auch — rechtsfahige — Personengesellschaften
sein kénnen.

Zu Absatz 17 (Anderung des AuRenwirtschaftsgesetzes)

Bei den Anderungen handelt es sich um Folgednderungen, die mit der gesetzlichen Aner-
kennung der Rechtsféahigkeit der Gesellschaft blrgerlichen Rechts nach § 705 Absatz 2
BGB — neu — einhergehen. Es wird klargestellt, dass Unionsanséssige und Unionsfremde
im Sinne des 82 Absatz 18 und 19 des Aulienwirtschaftsgesetzes (AWG) auch —
rechtsfahige — Personengesellschaften sowie Zweigniederlassungen und Betriebsstéatten
rechtsfahi-ger Personengesellschaften sein kénnen.

Bei den Erganzungen in 8 5a Absatz 1 und 2 sowie 8§ 13 Absatz 2a AWG handelt es sich
um redaktionelle Folgednderungen, die notwendig werden, weil diese Vorschriften durch
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das Zweite Gesetz zur effektiveren Durchsetzung von Sanktionen vom 19. Dezember 2022
(BGBI. 1, 2606, 2617) erst nach Verkundung, aber noch vor Inkrafttreten des MoPeG vom
10. August 2021 (BGBI. |1 3436) in das AWG neu eingefuhrt worden sind.

Zu Absatz 18 (Anderung des Kapitalanlagegesetzbuchs)

Durch die Anderung von § 138 Absatz1l Satz2 und § 161 Absatz 2 Satz2 des
Kapitalanlagegesetzbuchs (KAGB) wird die Verweisung auf 8§ 133 Absatz 2 und 3 HGB
angepasst. Die Voraussetzungen fur das Vorliegen eines wichtigen Grundes zur
aufRerordentlichen Kiindigung ergeben sich aus § 132 Absatz 2 Satz 2 HGB — neu —. Durch
die Verweisung auf 8132 Absatz6 HGB-neu wird Kklargestellt, dass dieses
aulRerordentliche Kiindigungsrecht nicht ausgeschlossen oder beschrankt werden kann.

Zu Absatz 19 (Anderung des Geldwéaschegesetzes)

Es handelt sich um eine redaktionelle Anderung. Der Anderungsbefehl in Artikel 92
Nummer 4 des MoPeG bezieht sich auf 8 20 Absatz 2 des Geldwaschegesetzes a.F. Diese
Vor-schrift wurde durch das Transparenzregister- und Finanzinformationsgesetz (TraFinG)
vom 25. Juni 2021 zwischenzeitlich aufgehoben. Der Anderungsbefehl muss daher auf den
§ 20 Absatz 2 GwG n. F. ausgerichtet werden und dort das Gesellschaftsregister erganzen.

Zu Artikel 45 (Neubekanntmachung der Abgabenordnung)

Aufgrund der Vielzahl der vorgenommenen Anderungen — u. a. in Folge der notwendigen
Anpassungen an das MoPeG — wird das Bundesministerium der Finanzen erméchtigt, den
Wortlaut der Abgabenordnung in der vom 1. Januar 2024 und in der vom 1. Januar 2025
an geltenden Fassung im Bundesgesetzblatt bekannt zu machen.

Zu Artikel 46 (Inkrafttreten)
Zu Absatz 1
Das vorliegende Gesetz tritt grundsétzlich am Tag nach der Verkindung in Kratft.

Die nach Artikel 43 Absatz 3 aufzuhebenden Anderungsbefehle des MoPeG sollen erst gar
nicht in Kraft treten. Die Aufhebung soll daher jeweils bereits am Tag nach der Verkiindung
des Gesetzes und vor Inkrafttreten des MoPeG (1. Januar 2024) in Kraft treten.

Zu Absatz 2

Die Anderungen des § 17 FZulG (Artikel 32) treten mit Wirkung vom 1. Januar 2020 in Kraft.
Die Anderungen sind riickwirkend ab dem Zeitpunkt des erstmaligen Inkrafttretens des
FZulG am 1. Januar 2020 anzuwenden, um das damit verfolgte Ziel der weitergehenden
Verarbeitung und Ubermittlung relevanter Daten durch das Bundesministerium fiir Bildung
und Forschung sowie die Bescheinigungsstelle im Sinne des 8 2 Absatz 1 Satz 2 der
Verordnung zur Durchfihrung von 8 14 Absatz1l des Forschungszulagengesetzes
(Forschungszulagen-Bescheinigungsverordnung — FZulBV) auf alle bisher erhobenen
Daten zu ermdglichen. Eine empirische Analyse und Verarbeitung der Daten macht nur
Sinn, wenn diese fur den gesamten Anwendungszeitraum des FZulG und damit fur die seit
1. Januar 2020 erhobenen Daten in dem erweiterten Umfang ausgewertet und verarbeitet
werden kénnen.

Zu Absatz 3

Unter Hinweis auf Artikel 43 Absatz 1 des Jahressteuergesetzes 2022 vom 16. Dezember
2022 (BGBI. I S. 2294) tritt die Aufhebung des Abschnitts XVI sowie der 88 123 his 126
EStG mit Wirkung vom 21. Dezember 2022 in Kraft.
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Zu Absatz 4

Die Anderung des § 7 Absatz 4 Satz 2 EStG tritt riickwirkend zum 1. Januar 2023 in Kraft,
weil die Erhéhung der linearen AfA flir neue Wohngebaude zu diesem Zeitpunkt im
nationalen Recht umgesetzt wurde.

Zu Absatz 5

Die Artikel 5,12, 16, 20, 21, 23, 25, 28, 33, 35, 36, 37, 40, 41, 44und 45 treten am
1. Januar 2024 in Kraft, darunter die Anpassungen an das ebenfalls grundsatzlich zum
1. Januar 2024 in Kraft tretende MoPeG. Die nach Artikel 43 Absatz 3 aufzuhebenden
Anderungsbefehle des MoPeG sollen erst gar nicht in Kraft treten. Die Aufhebung soll daher
jeweils bereits am Tag nach der Verkiindung des Gesetzes und vor Inkrafttreten des
MoPeG (1. Januar 2024) in Kraft treten. Im Weiteren vgl. auch die Begriindung zu Absatz 1.

Die Anderungen des Grunderwerbsteuergesetzes (Artikel 39) treten zeitgleich mit dem
weitgehenden Entfall der gesamth&nderischen Vermégensbindung zum 1. Januar 2024 in
Kraft.

Zu Absatz 6
Die Anderungen der 88 3 und 32b EStG treten erst zum 1. April 2014 in Kraft, da die dem
Qualifizierungsgeld zugrundeliegenden Regelungen gleichfalls erst zum 1. April 2024 in
Kraft treten.
Zu Absatz 7
Da Artikel 13 und Artikel 17 Anderungen der AO und des EGAO durch das Grundsteuer-
Reformgesetz punktuell &ndern, sollen diese Regelungen wie das Grundsteuer-

Reformgesetz selbst am 1. Januar 2025 in Kraft treten.

Die Einfuhrung der obligatorischen eRechnung (Artikel 29 Nummer 1 bis 6 und Artikel 30)
tritt am 1. Januar 2025 in Kraft.

Zu Absatz 8

Die Anderungen der Artikel 14 und 18 treten am 1. Januar 2027 in Kraft. Damit wird
sichergestellt, dass damit ausreichend Zeit fir die technischen Anderungen des
Mitteilungsverfahrens nach § 146a Absatz 4 AO bleibt.

Zu Absatz 9

Die Anderungen der Artikel 7 und 26 treten am 1. Januar 2028 in Kraft. Damit wird die
notwendige Zeit fur die informationstechnische Umsetzung gewébhrleistet.
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	Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung von Wachstumschancen, Investitionen und Innovation sowie Steuervereinfachung und Steuerfairness
	Artikel 1
	Gesetz zur steuerlichen Förderung von Investitionen in den Klimaschutz
	§ 1
	Anspruchsberechtigte
	(1) Anspruchsberechtigt sind Steuerpflichtige im Sinne des Einkommensteuer- und des Körperschaftsteuergesetzes, soweit sie steuerpflichtige Einkünfte im Sinne des § 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 des Einkommensteuergesetzes erzielen und nicht von de...
	(2) Bei Mitunternehmerschaften im Sinne des § 15 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 des Einkommensteuergesetzes ist die Mitunternehmerschaft Anspruchsberechtigter. Nach § 1a des Körperschaftsteuergesetzes optierende Gesellschaften sind als Steuerpflichtige im S...

	§ 2
	Begünstigte Klimaschutz-Investitionen
	(1) Begünstigt ist die Anschaffung oder Herstellung eines neuen abnutzbaren beweglichen Wirtschaftsguts des Anlagevermögens sowie Maßnahmen an einem bestehenden beweglichen abnutzbaren Wirtschaftsgut des Anlagevermögens, die zu nachträglichen Anschaff...
	1. in einem Einsparkonzept enthalten ist,
	2. dazu dient, dass der Anspruchsberechtigte im Rahmen seiner betrieblichen Tätigkeit die Energieeffizienz verbessert und damit
	3. im Jahr der Anschaffung oder Herstellung oder der Beendigung der Maßnahme sowie im darauffolgenden Wirtschaftsjahr in einer inländischen Betriebsstätte des Betriebs des Anspruchsberechtigten ausschließlich oder fast ausschließlich betrieblich genut...
	1. für Kraft-Wärme-Kopplung,
	2. für Fernwärme und/oder Fernkälte oder
	3. für Energieanlagen, die mit fossilen Brennstoffen, einschließlich Erdgas, betrieben werden.

	(2) Das nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 erforderliche Einsparkonzept muss mit Hilfe eines im Programm „Bundesförderung Energieberatung für Nichtwohngebäude, Anlagen und Systeme (EBN) - Modul 1: Energieaudit DIN EN 16247“ zugelassenen Energieberaters ers...
	(3) Die Investitionsprämie kann für die nach dem Absatz 1 begünstigten Investitionen nur in Anspruch genommen werden, wenn die förderfähigen Aufwendungen mindestens 5 000 Euro betragen.

	§ 3
	Förderzeitraum
	(1) Die Investition im Sinne des § 2 Absatz 1 ist begünstigt, wenn sie der Anspruchsberechtigte nach dem … [einsetzen: 31. Dezember 2023 frühestens Datum des Tages der Verkündung des Gesetzes] begonnen und vor dem 1. Januar 2030 abgeschlossen hat. Nac...
	(2) Die Investition ist in dem Zeitpunkt begonnen, in dem das Wirtschaftsgut verbindlich bestellt oder mit seiner Herstellung begonnen worden ist. Nachträgliche Herstellungsarbeiten oder Arbeiten, die zu nachträglichen Anschaffungskosten führen, sind ...

	§ 4
	Förderfähige Aufwendungen, Bemessungsgrundlage und Höhe der Investitionsprämie
	(1) Zum förderfähigen Aufwand gehören die nachgewiesenen Anschaffungs- und Herstellungskosten sowie die vor dem 1. Januar 2030 entstandenen Teilherstellungskosten und geleisteten Anzahlungen auf Anschaffungskosten einer nach § 2 Absatz 1 in Verbindung...
	(2) Bemessungsgrundlage ist die Summe der förderfähigen Aufwendungen im Sinne des Absatzes 1. Die Bemessungsgrundlage beträgt im Förderzeitraum insgesamt maximal 200 Millionen Euro pro Anspruchsberechtigten.
	(3) Die Investitionsprämie beträgt 15 Prozent der Bemessungsgrundlage nach Absatz 2.
	(4) Werden für eine nach diesem Gesetz begünstigte Investition neben der Investitionsprämie nach diesem Gesetz weitere Beihilfen gewährt, darf die Summe dieser Beihilfen einschließlich der Investitionsprämie den Betrag von 30 Millionen Euro pro Anspru...

	§ 5
	Antrag auf Investitionsprämie
	(1) Die Investitionsprämie wird auf Antrag des Anspruchsberechtigten gewährt, soweit der Anspruch nach Absatz 2 entstanden ist und die Bemessungsgrundlage nach § 4 Absatz 2 mindestens 10 000 Euro beträgt. Jeder Anspruchsberechtigte kann nach dem 31. D...
	(2) Der Anspruch auf die Investitionsprämie entsteht im Zeitpunkt der Anschaffung oder Herstellung der nach § 2 Absatz 1 begünstigten Investitionen. Für nicht bereits nach Satz 1 begünstigte, vor dem 1. Januar 2030 entstandene Teilherstellungskosten o...
	(3) Der Antrag auf Investitionsprämie ist ausschließlich elektronisch nach amtlich vorgeschriebenem Datensatz über die amtlich bestimmte Schnittstelle bei dem für die Besteuerung des Anspruchsberechtigten nach dem Einkommen zuständigen Finanzamt zu st...
	(4) In dem Antrag nach Absatz 1 sind die nach § 2 Absatz 1 begünstigten Investitionen so genau zu bezeichnen, dass eine Überprüfung möglich ist. In dem Antrag nach Absatz 1 sind zudem alle weiteren nach diesem Gesetz erforderlichen Angaben aufzunehmen...
	(5) Dem Antrag nach Absatz 1 ist das nach § 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 in Verbindung mit § 2 Absatz 2 und 3 erforderliche Einsparkonzept sowie eine schriftliche Bestätigung des Energieberaters oder des eigenen Energiemanagers, mit dessen Hilfe das Ein...

	§ 6
	Kumulierung mit anderen staatlichen Förderungen oder Beihilfen
	(1) Die Investitionsprämie kann vorbehaltlich des Absatzes 2 neben anderen staatlichen Förderungen oder Beihilfen für begünstigte Investitionen im Sinne des § 2 Absatz 1 gewährt werden.
	(2) Die Anschaffungs- oder Herstellungskosten einer nach § 2 Absatz 1 begünstigten Investition dürfen nicht in die förderfähigen Aufwendungen im Sinne des § 4 Absatz 1 einbezogen werden, wenn sie bereits im Rahmen anderer staatlicher Förderungen oder ...

	§ 7
	Anzuwendende Rechtsvorschriften der Europäischen Union
	(1) Auf dieses Gesetz findet die Verordnung (EU) Nr. 651/2014 der Kommission vom 17. Juni 2014 zur Feststellung der Vereinbarkeit bestimmter Gruppen von Beihilfen mit dem Binnenmarkt in Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags über die Arbeitswe...
	(2) Ein Anspruch nach diesem Gesetz besteht nicht für Unternehmen in Schwierigkeiten im Sinne des Artikel 1 Absatz 4 Buchstabe c und des Artikel 2 Nummer 18 der Verordnung (EU) Nr. 651/2014 und soweit ihre Anwendung nach Artikel 1 Absatz 3 und Absatz ...
	(3) Die Gewährung der Investitionsprämie ist nicht zulässig, solange derjenige, der die Investitionsprämie beantragt, zur Rückzahlung von Beihilfen auf Grund eines Beschlusses der Kommission zur Feststellung der Unzulässigkeit einer Beihilfe und ihrer...

	§ 8
	Festsetzung und Auszahlung der Investitionsprämie
	Die Investitionsprämie ist in einem Investitionsprämienbescheid festzusetzen und innerhalb eines Monats nach seiner Bekanntgabe aus den Einnahmen an Einkommensteuer, bei Steuerpflichtigen im Sinne des Körperschaftsteuergesetzes aus den Einnahmen an Kö...

	§ 9
	Ertragsteuerliche Behandlung der Investitionsprämie
	Wurden die Anschaffungs- oder Herstellungskosten einer nach § 2 Absatz 1 begünstigten Investition in der Bemessungsgrundlage nach § 4 Absatz 2 berücksichtigt, ist die Absetzung für Abnutzung nach § 7 des Einkommensteuergesetzes, die erhöhte Absetzung ...

	§ 10
	Anwendung der Abgabenordnung und anderer Normen
	(1) Die für Steuervergütungen geltenden Vorschriften der Abgabenordnung sind mit Ausnahme des § 163 der Abgabenordnung entsprechend anzuwenden. Für die Prüfung der Antrags-, Anspruchs- und Verbleibensvoraussetzungen finden die § 194 ff. der Abgabenord...
	(2) Die in diesem Gesetz verwendeten Begriffe, die dem Einkommensteuerrecht entnommen worden sind, sind nach den für die Einkommensbesteuerung maßgebenden Grundsätzen auszulegen.

	§ 11
	Verzinsung des Rückforderungsanspruchs
	Ist der Investitionsprämienbescheid nach § 8 aufgehoben oder zuungunsten des Anspruchsberechtigten geändert worden, ist der Rückzahlungsanspruch nach Maßgabe des § 238 Absatz 1 und des § 239 der Abgabenordnung vom Tag der Auszahlung der Investitionspr...

	§ 12
	Anwendung von Straf- und Bußgeldvorschriften der Abgabenordnung
	Für die Investitionsprämie gelten die Strafvorschriften des § 370 Absatz 1 bis 4, der §§ 371, 375 Absatz 1 und des § 376 sowie die Bußgeldvorschriften der §§ 378 und 379 Absatz 1 und 4 und der §§ 383 und 384 der Abgabenordnung entsprechend. Für das St...

	§ 13
	Bekanntmachungserlaubnis
	Das Bundesministerium der Finanzen wird ermächtigt, den Wortlaut dieses Gesetzes in der jeweils geltenden Fassung mit neuem Datum im Bundesgesetzblatt bekannt zu machen.

	§ 14
	Evaluierung
	Die Bundesregierung wird die Anwendung dieses Gesetzes spätestens im Jahr 2029 auf wissenschaftlicher Grundlage und auf der Basis eines von der Europäischen Kommission genehmigten Evaluierungsplanes evaluieren. Die Bundesregierung unterrichtet den Deu...

	§ 15
	Anwendungsregelung
	(1) Das Gesetz ist nach Ablauf von 6 Monaten nach Inkrafttreten bei einem positiven Beschluss der Europäischen Kommission gemäß Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe a der Verordnung (EU) Nr. 651/2014 ununterbrochen bis zum Wegfall der Freistellungsvoraussetzu...
	(2) Das Bundesministerium der Finanzen hat
	1. den Beschluss der Europäischen Kommission gemäß Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe a der Verordnung (EU) Nr. 651/2014 sowie
	2. den Tag des Wegfalls der Freistellungsvoraussetzungen



	Artikel 2
	Änderung des Einkommensteuergesetzes
	Das Einkommensteuergesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 8. Oktober 2009 (BGBl. I S. 3366, 3862), das zuletzt durch Artikel 8 Absatz 3 des Gesetzes vom 20. Dezember 2022 (BGBl. I S. 2730) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. In der Inhaltsübersicht werden die Überschrift des Abschnittes XVI und die Angaben zu den §§ 123 bis 126 gestrichen.
	2. Die Überschrift des Abschnittes XVI wird gestrichen.
	3. Die §§ 123 bis 126 werden aufgehoben.


	Artikel 3
	Weitere Änderung des Einkommensteuergesetzes
	§ 7 Absatz 4 Satz 2 des Einkommensteuergesetzes, das zuletzt durch Artikel 2 dieses Gesetzes geändert worden ist, wird wie folgt gefasst:

	Artikel 4
	Weitere Änderung des Einkommensteuergesetzes
	Das Einkommensteuergesetz, das zuletzt durch Artikel 3 dieses Gesetzes geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. § 6 wird wie folgt geändert:
	2. In § 6b Absatz 6 Satz 2 werden die Wörter „§ 7 Absatz 4 Satz 1 und Absatz 5“ durch die Wörter „§ 7 Absatz 4 Satz 1, Absatz 5 und 5a“ ersetzt.
	3. § 7 wird wie folgt geändert:
	„(5a) Bei Gebäuden, die in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union oder einem anderen Staat belegen sind, auf den das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum (EWR-Abkommen) angewendet wird, soweit sie Wohnzwecken dienen und vom Steuerpflicht...

	4. In § 7a Absatz 9 wird die Angabe „§ 7 Absatz 5a“ durch die Angabe „§ 7 Absatz 5b“ ersetzt.
	5. In § 7g Absatz 5 wird die Angabe „20 Prozent“ durch die Angabe „50 Prozent“ ersetzt.
	6. In § 7h Absatz 1 Satz 1 und § 7i Absatz 1 Satz 1 werden jeweils die Wörter „§ 7 Absatz 4 und 5“ durch die Wörter „§ 7 Absatz 4 bis 5a“ ersetzt.
	7. In § 10 Absatz 1 Nummer 2 Satz 3 werden die Wörter „§ 93 Absatz 3 Satz 2“ durch die Wörter „§ 93 Absatz 3 Satz 2 oder 4“ ersetzt.
	8. In § 10a Absatz 1a Satz 1 werden nach dem Wort „beantragen“ die Wörter „oder auf den Ehegatten übertragen haben“ eingefügt.
	9. § 19 Absatz 2 Satz 3 wird wie folgt gefasst:
	10. § 22 Nummer 1 Satz 3 Buchstabe a Doppelbuchstabe aa Satz 3 wird wie folgt gefasst:
	11. § 24a Satz 5 wird wie folgt gefasst:
	12. § 34a wird wie folgt gefasst:
	„§ 34a
	Begünstigung der nicht entnommenen Gewinne
	(1) Sind in dem zu versteuernden Einkommen nicht entnommene Gewinne aus Land- und Forstwirtschaft, Gewerbebetrieb oder selbständiger Arbeit (§ 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3) im Sinne des Absatzes 2 enthalten, ist die Einkommensteuer für diese Gewin...
	(2) Der nicht entnommene Gewinn des Betriebs oder Mitunternehmeranteils ist der nach § 4 Absatz 1 Satz 1 oder § 5 ermittelte Gewinn vermindert um den positiven Saldo der Entnahmen und Einlagen des Wirtschaftsjahres vermehrt um die Gewerbesteuer des Wi...
	(3) Der Begünstigungsbetrag ist der im Veranlagungszeitraum nach Absatz 1 Satz 1 auf Antrag begünstigte Gewinn. Der Begünstigungsbetrag des Veranlagungszeitraums, vermindert um die darauf entfallende Steuerbelastung nach Absatz 1 und den darauf entfal...
	(4) Übersteigt der positive Saldo der Entnahmen und Einlagen des Wirtschaftsjahres bei einem Betrieb oder Mitunternehmeranteil den nach § 4 Absatz 1 Satz 1 oder § 5 ermittelten Gewinn (Nachversteuerungsbetrag), ist vorbehaltlich Absatz 5 eine Nachvers...
	(5) Die Übertragung oder Überführung eines Wirtschaftsguts nach § 6 Absatz 5 Satz 1 bis 3 führt unter den Voraussetzungen des Absatzes 4 zur Nachversteuerung. Eine Nachversteuerung findet nicht statt, wenn der Steuerpflichtige beantragt, den nachverst...
	(6) Eine Nachversteuerung des nachversteuerungspflichtigen Betrags nach Absatz 4 ist durchzuführen
	(7) In den Fällen der unentgeltlichen Übertragung eines Betriebs oder Mitunternehmeranteils nach § 6 Absatz 3 hat der Rechtsnachfolger den nachversteuerungspflichtigen Betrag des Rechtsvorgängers fortzuführen; Absatz 6 Satz 1 Nummer 3 und Satz 2 Numme...
	(8) Negative Einkünfte dürfen nicht mit ermäßigt besteuerten Gewinnen im Sinne von Absatz 1 Satz 1 ausgeglichen werden; sie dürfen insoweit auch nicht nach § 10d abgezogen werden.
	(9) Zuständig für den Erlass der Feststellungsbescheide über den nachversteuerungspflichtigen Betrag ist das für die Einkommensbesteuerung zuständige Finanzamt. Die Feststellungsbescheide können nur insoweit angegriffen werden, als sich der nachverste...
	(10) Sind Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft, Gewerbebetrieb oder selbständiger Arbeit nach § 180 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 Buchstabe a oder b der Abgabenordnung gesondert festzustellen, können auch die Höhe der Entnahmen und Einlagen sowie weiter...
	(11) Der Bescheid über die gesonderte Feststellung des nachversteuerungspflichtigen Betrags ist zu erlassen, aufzuheben oder zu ändern, soweit der Steuerpflichtige einen Antrag nach Absatz 1 stellt oder diesen ganz oder teilweise zurücknimmt und sich ...


	13. § 50c wird wie folgt geändert:
	14. § 52 wird wie folgt geändert:
	„(26a) § 19 Absatz 2 Satz 3 und § 24a Satz 5 in der Fassung des Artikels 4 des Gesetzes vom … (BGBl. I S. …) [einsetzen: Ausfertigungsdatum und Fundstelle des vorliegenden Änderungsgesetzes] sind beim Steuerabzug vom Arbeitslohn erstmals ab dem 1. Jan...

	15. § 90 Absatz 3 wird wie folgt geändert:


	Artikel 5
	Weitere Änderung des Einkommensteuergesetzes
	Das Einkommensteuergesetz, das zuletzt durch Artikel 4 dieses Gesetzes geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. In der Inhaltsübersicht wird nach der Angabe zu § 4k folgende Angabe eingefügt:
	2. § 3 wird wie folgt geändert:
	3. § 3a Absatz 3 Satz 2 Nummer 12 wird wie folgt gefasst:
	4. In § 4 Absatz 5 Satz 1 Nummer 1 Satz 2 wird die Angabe „35 Euro“ durch die Angabe „50 Euro“ ersetzt.
	5. § 4h wird wie folgt geändert:
	„(6) Zinsaufwendungen oder Zinserträge aus Darlehen, die zur Finanzierung langfristiger öffentlicher Infrastrukturprojekte verwendet und auf Grund von allgemeinen Förderbedingungen vergeben werden, stellen keine Zinsaufwendungen oder Zinserträge im Si...

	6. Nach § 4k wird folgender § 4l eingefügt:
	„§ 4l
	Zinshöhenschranke
	(1) Zinsaufwendungen sind nicht abziehbar, soweit diese auf einem über dem Höchstsatz liegenden Zinssatz beruhen. Höchstsatz ist der um zwei Prozentpunkte erhöhte Basiszinssatz nach § 247 des Bürgerlichen Gesetzbuchs; weist der Steuerpflichtige nach, ...
	(2) Überschreitet der Zinssatz den Höchstsatz nach Absatz 1 Satz 2 ausschließlich aufgrund einer dem Vertragsschluss nachfolgenden Änderung des Basiszinssatzes nach § 247 Absatz 1 Satz 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs, findet Absatz 1 erst nach Ablauf e...


	7. § 9 Absatz 4a Satz 3 wird wie folgt geändert:
	8. § 10a wird wie folgt geändert:
	9. § 10d wird wie folgt geändert:
	„(1) Negative Einkünfte, die bei der Ermittlung des Gesamtbetrags der Einkünfte nicht ausgeglichen werden, sind bis zu einem Betrag von 10 Millionen Euro, bei Ehegatten, die nach den §§ 26, 26b zusammenveranlagt werden, bis zu einem Betrag von 20 Mill...

	10. In § 19 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1a Satz 3 wird die Angabe „110 Euro“ durch die Angabe „150 Euro“ ersetzt.
	11. In § 19a Absatz 4 Satz 2 werden die Wörter „sind für die zu besteuernden Arbeitslöhne § 34 Absatz 1 und § 39b Absatz 3 Satz 9 und 10 entsprechend anzuwenden“ durch die Wörter „ist für die zu besteuernden Arbeitslöhne § 34 Absatz 1 entsprechend anz...
	12. In § 23 Absatz 3 Satz 5 wird die Angabe „600 Euro“ durch die Angabe „1 000 Euro“ ersetzt.
	13. § 39b Absatz 3 Satz 9 und 10 wird aufgehoben.
	14. In § 40b Absatz 3 werden die Wörter „und der Teilbetrag, der sich bei einer Aufteilung der gesamten Beiträge nach Abzug der Versicherungsteuer durch die Zahl der begünstigten Arbeitnehmer ergibt, 100 Euro im Kalenderjahr nicht übersteigt“ gestrichen.
	15. § 42b Absatz 2 Satz 2 und 6 wird aufgehoben.
	16. In § 46 Absatz 2 Nummer 5 werden die Wörter „für einen sonstigen Bezug im Sinne des § 34 Absatz 1 und 2 Nummer 2 und 4 nach § 39b Absatz 3 Satz 9 oder“ gestrichen.
	17. In § 49 Absatz 1 Nummer 4 Buchstabe a wird das Komma am Ende durch einen Punkt ersetzt und folgender Satz angefügt:
	18. § 50 Absatz 2 Satz 2 Nummer 4 wird wie folgt geändert:
	19. § 52 wird wie folgt geändert:
	„(8b) § 4h in der Fassung des Artikels 5 des Gesetzes vom … (BGBl. I S. …) [einsetzen: Ausfertigungsdatum und Seitenzahl der Verkündung des vorliegenden Änderungsgesetzes] ist erstmals für Wirtschaftsjahre anzuwenden, die nach dem … [einsetzen: Tag de...
	„(8e) § 4l in der Fassung des Artikels 5 des Gesetzes vom … (BGBl. I S. …) [einsetzen: Ausfertigungsdatum und Seitenzahl der Verkündung des vorliegenden Änderungsgesetzes] ist erstmals für Zinsaufwendungen anzuwenden, die nach dem 31. Dezember 2023 en...
	„(18b) § 10d Absatz 1 Satz 1 in der Fassung des Artikels 1 des Gesetzes vom 10. März 2021 (BGBl. I S. 330) ist für die Veranlagungszeiträume 2020 und 2021 anzuwenden. § 10d Absatz 1 in der Fassung des Artikels 3 des Gesetzes vom 19. Juni 2022 (BGBl. I...

	20. § 89 wird wie folgt geändert:
	21. In § 90 Absatz 4 Satz 5 werden die Wörter „nach Satz 1 Nummer 3“ gestrichen.
	22. § 92a Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 Buchstabe c wird wie folgt geändert:


	Artikel 6
	Weitere Änderung des Einkommensteuergesetzes
	Das Einkommensteuergesetz, das zuletzt durch Artikel 5 dieses Gesetzes geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. § 3 wird wie folgt geändert:
	2. In § 32b Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe a werden nach dem Wort „Übergangsgeld“ ein Komma und das Wort „Qualifizierungsgeld“ eingefügt.


	Artikel 7
	Weitere Änderung des Einkommensteuergesetzes
	Das Einkommensteuergesetz, das zuletzt durch Artikel 6 dieses Gesetzes geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. In § 10d Absatz 2 Satz 1 wird die Angabe „80 Prozent“ durch die Angabe „60 Prozent“ ersetzt.
	2. Dem § 52 Absatz 18b wird folgender Satz angefügt:


	Artikel 8
	Änderung der Einkommensteuer-Durchführungsverordnung
	Die Einkommensteuer-Durchführungsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 10. Mai 2000 (BGBl. I S. 717), die zuletzt durch Artikel 10 des Gesetzes vom 2. Juni 2021 (BGBl. I S. 1259) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. In § 56 Satz 2 werden nach dem Wort „Verlustabzug“ die Wörter „oder ein nachversteuerungspflichtiger Betrag im Sinne von § 34a Absatz 3 Satz 3 des Gesetzes“ eingefügt.
	2. In § 82a Absatz 1 Satz 1 und § 82g Satz 1 werden jeweils die Wörter „§ 7 Abs. 4 oder 5“ durch die Wörter „§ 7 Absatz 4, 5 oder 5a“ ersetzt.


	Artikel 9
	Weitere Änderung der Einkommensteuer-Durchführungsverordnung
	Die Einkommensteuer-Durchführungsverordnung, die zuletzt durch Artikel 8 dieses Gesetzes geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. § 50 wird wie folgt geändert:
	2. Nach § 84 Absatz 2d wird wie folgt gefasst:
	„(2d) § 50 in der Fassung des Artikels 9 des Gesetzes vom … [einsetzen: Datum und Fundstelle des vorliegenden Änderungsgesetzes] ist erstmals auf Zuwendungen anzuwenden, die dem Zuwendungsempfänger nach dem 31. Dezember 2024 zufließen.“



	Artikel 10
	Änderung des Umwandlungssteuergesetzes
	Das Umwandlungssteuergesetz vom 7. Dezember 2006 (BGBl. I S. 2782, 2791), das zuletzt durch Artikel 11 des Gesetzes vom 16. Dezember 2022 (BGBl. I S. 2294) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. § 15 Absatz 2 wird wie folgt geändert:
	2. Dem § 27 wird folgender Absatz 19 angefügt:
	„(19) § 15 Absatz 2 in der Fassung des Artikels 10 des Gesetzes vom … (BGBl. I S. …) [einsetzen: Ausfertigungsdatum und Fundstelle des vorliegenden Änderungsgesetzes] ist erstmals auf Spaltungen anzuwenden, bei denen die Anmeldung zur Eintragung in da...



	Artikel 11
	Änderung der Abgabenordnung
	Die Abgabenordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 1. Oktober 2002 (BGBl. I S. 3866; 2003 I S. 61), die zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 20. Dezember 2022 (BGBl. I S. 2730) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:
	2. Nach § 89a wird folgender § 89b eingefügt:
	„§ 89b
	Internationale Risikobewertungsverfahren
	(1) Soweit in einem internationalen Risikobewertungsverfahren nach Absatz 2 das Risiko eines Steuerausfalls unter Beibehaltung der erklärten oder im Rahmen des internationalen Risikobewertungsverfahrens angepassten Angaben in Bezug auf die bewerteten ...
	(2) Ein internationales Risikobewertungsverfahren ist eine gemeinsame Einschätzung von steuerlichen Risiken von bereits verwirklichten Sachverhalten mit einem oder mehreren Staaten oder Hoheitsgebieten in einem auf Kooperation und Transparenz angelegt...
	(3) Ein internationales Risikobewertungsverfahren kann auf schriftlichen oder elektronischen Antrag des Steuerpflichtigen bei dem für seine Besteuerung nach dem Einkommen zuständigen Finanzamt oder auf Anregung eines anderen Staates oder Hoheitsgebiet...
	(4) Die Durchführung eines internationalen Risikobewertungsverfahrens ist ausgeschlossen, wenn aufgrund der bestehenden Erfahrungen, insbesondere bei Außenprüfungen, bei dem betroffenen Steuerpflichtigen und den seiner Unternehmensgruppe angehörigen U...
	(5) Über das Ergebnis der Prüfung nach Absatz 4, ob ein internationales Risikobewertungsverfahrens erfolgen kann, und die Einleitung des Verfahrens ist der Antragsteller zu informieren, insbesondere über die teilnehmenden Staaten und Hoheitsgebiete un...
	(6) Die Bewertung nach Absatz 2, einschließlich ihres Ergebnisses, wird mit den an dem internationalen Risikobewertungsverfahren beteiligten Staaten oder Hoheitsgebieten abgestimmt. Es soll ein Risikobewertungsbericht erstellt werden, der
	(7) Über den Eingang eines Antrags auf ein internationales Risikobewertungsverfahren ist das Bundeszentralamt für Steuern unverzüglich in Kenntnis zu setzen. Geht beim Bundeszentralamt für Steuern eine Anregung eines anderen Staates oder Hoheitsgebiet...


	3. In § 102 Absatz 4 Satz 3 werden nach den Wörtern „§ 138f Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 und 4 bis 9“ die Wörter „und § 138n Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 und 4 bis 8“ eingefügt.
	4. § 117 wird wie folgt geändert:
	„(6) § 2a Absatz 5 Nummer 2 gilt nicht, soweit seine Anwendung der Inanspruchnahme oder der Leistung der zwischenstaatlichen Amtshilfe entgegensteht; die Pflicht zur Wahrung des Steuergeheimnisses bleibt unberührt.“

	5. Nach § 117d wird folgender § 117e eingefügt:
	„§ 117e
	Besondere Formen der Amtshilfe mit Drittstaaten
	(1) Die Finanzbehörden können im Verhältnis zu Staaten und Hoheitsgebieten, die nicht Mitgliedstaaten der Europäischen Union sind (Drittstaaten), in entsprechender Anwendung von § 2 Absatz 1 und 13, § 3 Absatz 2 Satz 3 und 4 und Absatz 3a sowie §§ 10 ...
	(2) Abweichend von
	(3) Hinsichtlich der Einfuhr- und Ausfuhrabgaben nach Artikel 5 Nummer 20 und 21 des Zollkodex der Union sowie den Verbrauch- und Verkehrssteuern kann das Zollkriminalamt als Zentralstelle gemäß § 3 Absatz 7 Satz 1 Nummer 1 Zollfahndungsdienstgesetz e...


	6. Nach § 138 Absatz 1b wird folgender Absatz 1c eingefügt:
	„(1c) Das Bundesministerium der Finanzen kann im Einvernehmen mit den obersten Finanzbehörden der Länder durch ein im Bundessteuerblatt zu veröffentlichendes Schreiben Ausnahmen von der Verpflichtung zur Anzeige einer Erwerbstätigkeit nach Absatz 1 un...

	7. § 138a Absatz 8 wird aufgehoben.
	8. In § 138e Absatz 2 Nummer 3 Buchstabe b werden die Wörter „wirtschaftlichen Eigentümer“ durch die Wörter „wirtschaftlich Berechtigten“ ersetzt.
	9. § 138f wird wie folgt geändert:
	10. § 138i wird wie folgt geändert:
	„(2) Soweit von nach § 138n mitgeteilten innerstaatlichen Steuergestaltungen im Sinne des § 138l Absatz 2 Steuern betroffen sind, die von Landesfinanzbehörden oder Gemeinden verwaltet werden, teilt das Bundeszentralamt für Steuern den für die Nutzer z...

	11. § 138j wird wie folgt geändert:
	„§ 138j
	Auswertung der Mitteilungen über Steuergestaltungen“.
	„(3a) Soweit von nach den §§ 138m und 138n mitgeteilten innerstaatlichen Steuergestaltungen Steuern betroffen sind, die von Finanzbehörden der Länder oder von Gemeinden verwaltet werden, stellt das Bundeszentralamt für Steuern den für die Nutzer zustä...


	12. § 138k wird wie folgt geändert:
	„§ 138k
	Angabe der Steuergestaltung in der Steuererklärung“.
	„(2) Hat ein Nutzer eine innerstaatliche Steuergestaltung im Sinne des § 138l Absatz 2 verwirklicht, gilt Absatz 1 entsprechend mit der Maßgabe, dass die vom Bundeszentralamt für Steuern zugeteilte DE-Registriernummer und DE-Offenlegungsnummer anzugeb...


	13. Nach § 138k werden die folgenden §§ 138l bis 138n eingefügt:
	„§ 138l
	Mitteilungspflicht über innerstaatliche Steuergestaltungen
	(1) Innerstaatliche Steuergestaltungen im Sinne des Absatzes 2 sind dem Bundeszentralamt für Steuern nach Maßgabe der §§ 138m und 138n mitzuteilen.

	§ 138m
	Zur Mitteilung innerstaatlicher Steuergestaltungen verpflichtete Personen
	(1) Intermediär ist, wer eine der in § 138d Absatz 1 genannten Tätigkeiten im Hinblick auf eine innerstaatliche Steuergestaltung ausübt. Zur Mitteilung einer innerstaatlichen Steuergestaltung im Sinne des § 138l Absatz 2 ist der Intermediär verpflicht...
	(2) Erfüllt kein Intermediär die Voraussetzungen des Absatzes 1 Satz 2 oder hat ein Nutzer im Sinne des § 138l Absatz 4 eine innerstaatliche Steuergestaltung im Sinne des § 138l Absatz 2 für sich selbst konzipiert, obliegt die Pflicht zur Mitteilung d...

	§ 138n
	Verfahren zur Mitteilung innerstaatlicher Steuergestaltungen
	(1) Die innerstaatliche Steuergestaltung im Sinne von § 138l Absatz 2 ist dem Bundeszentralamt für Steuern nach amtlich vorgeschriebenem Datensatz über die amtlich bestimmte Schnittstelle elektronisch mitzuteilen. Die Übermittlung der Angaben nach Abs...


	14. Nach § 194 Absatz 1 wird folgender Absatz 1a eingefügt:
	„(1a) Das Ergebnis eines internationalen Risikobewertungsverfahrens nach § 89b und auch die bei dessen Durchführung erlangten Erkenntnisse, die nicht im Risikobewertungsbericht nach § 89b Absatz 6 enthalten sind, sollen bei der Bestimmung des sachlich...

	15. In § 230 Absatz 2 werden die Wörter „Die Verjährung ist gehemmt,“ durch die Wörter „Die Verjährungsfrist läuft nicht ab,“ ersetzt.
	16. Dem § 237 wird folgender Absatz 6 angefügt:
	„(6) Die Absätze 1 bis 5 gelten für festgesetzte Haftungsansprüche entsprechend, soweit sich die Haftung auf Steuern und zurückzuzahlende Steuervergütungen erstreckt.“

	17. § 379 wird wie folgt geändert:


	Artikel 12
	Weitere Änderung der Abgabenordnung
	Die Abgabenordnung, die zuletzt durch Artikel 11 dieses Gesetzes geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:
	2. § 2a wird wie folgt geändert:
	3. Nach § 14 werden die folgenden §§ 14a und 14b eingefügt:
	„§ 14a
	Personenvereinigungen
	(1) Personenvereinigungen im Sinne dieses Gesetzes und der Steuergesetze sind Personenzusammenschlüsse ohne Rechtspersönlichkeit zur Verfolgung eines gesetzlich zulässigen Zwecks.
	(2) Rechtsfähige Personenvereinigungen sind insbesondere
	(3) Nicht rechtsfähige Personenvereinigungen sind insbesondere
	(4) Auf nicht rechtsfähige Gesellschaften (§ 740 des Bürgerlichen Gesetzbuchs) sind die für nicht rechtsfähige Personenvereinigungen geltenden Vorschriften mit Ausnahme des § 267 Absatz 1 Satz 1 sinngemäß anzuwenden.

	§ 14b
	Körperschaften mit Sitz im Ausland
	(1) Ist eine Körperschaft mit Sitz (§ 11) im Ausland und Ort der Geschäftsleitung (§ 10) im Geltungsbereich dieses Gesetzes nach dem Recht des Staates, in dem sie ihren Sitz hat, rechtsfähig, sind Verwaltungsakte an sie zu richten, soweit sie nach den...
	(2) Auf Körperschaften im Sinne des Absatzes 1 Satz 2 sind die für juristische Personen geltenden Regelungen der §§ 34 und 79 entsprechend anzuwenden.
	(3) Für die Vollstreckung in das Vermögen einer Körperschaft im Sinne des Absatzes 1 genügt ein an sie gerichteter vollstreckbarer Verwaltungsakt.
	(4) Die Anteilseigner einer Körperschaft im Sinne des Absatzes 1 Satz 2 haften für die von der Körperschaft geschuldeten Ansprüche aus dem Steuerschuldverhältnis unbeschränkt.“


	4. In § 31a Absatz 2 Satz 2 werden die Wörter „des Absatzes 1 Nr. 1 Buchstabe b und Nr. 2“ durch die Wörter „des Absatzes 1 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe b und Nummer 2“ ersetzt.
	5. § 34 wird wie folgt geändert:
	6. § 39 Absatz 2 Nummer 2 wird wie folgt gefasst:
	7. § 60b wird wie folgt geändert:
	„(1) Das Bundeszentralamt für Steuern führt ein Register, in dem Körperschaften und juristische Personen des öffentlichen Rechts geführt werden, an die steuerbegünstigt Zuwendungen nach den §§ 10b, 34g des Einkommensteuergesetzes geleistet werden könn...
	„(2) Im Zuwendungsempfängerregister speichert das Bundeszentralamt für Steuern zu Zwecken des Sonderausgabenabzugs nach § 10b des Einkommensteuergesetzes und der Steuerermäßigung nach § 34g des Einkommensteuergesetzes automatisiert folgende Daten:
	„(5) Die im Zuwendungsempfängerregister Geführten können Änderungen und Ergänzungen der Eintragungen nach Absatz 2 Nummer 10 mit Hilfe eines amtlich vorgeschriebenen Datensatzes durch Datenfernübertragung bewirken.“

	8. § 79 Absatz 1 Nummer 3 wird wie folgt gefasst:
	9. § 93 Absatz 7 Satz 1 wird wie folgt geändert:
	10. § 138 wird wie folgt geändert:
	11. In § 138d Absatz 5 werden die Wörter „Personengesellschaft, Gemeinschaft“ durch das Wort „Personenvereinigung“ ersetzt.
	12. In § 138l Absatz 4 werden die Wörter „Personengesellschaft, Gemeinschaft“ durch das Wort „Personenvereinigung“ ersetzt.
	13. § 139c wird wie folgt geändert:
	14. § 141 Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geändert:
	15. In § 146a wird wie folgt geändert:
	16. In § 147a Absatz 2 Satz 3 wird die Angabe „Satz 3“ durch die Angabe „Satz 5“ ersetzt.
	17. § 152 Absatz 4 Satz 3 wird wie folgt gefasst:
	18. § 181 Absatz 2 Satz 2 wird wie folgt geändert:
	19. § 183 wird wie folgt gefasst:
	„§ 183
	Bekanntgabe bei der gesonderten und einheitlichen Feststellung gegenüber rechtsfähigen Personenvereinigungen
	(1) Sind mehrere Personen am Gegenstand der gesonderten und einheitlichen Feststellung als Gesellschafter oder Gemeinschafter beteiligt (Feststellungsbeteiligte) und bilden sie eine rechtsfähige Personenvereinigung, sind alle Verwaltungsakte und Mitte...
	(2) Absatz 1 ist nicht anzuwenden,
	(3) Ist nach Absatz 2 Satz 1 Einzelbekanntgabe erforderlich, so sind dem Feststellungsbeteiligten


	20. Nach § 183 wird folgender neuer § 183a eingefügt:
	„§ 183a
	Empfangsbevollmächtigte bei der gesonderten und einheitlichen Feststellung bei nicht rechtsfähigen Personenvereinigungen und in sonstigen Fällen
	(1) Bilden die Feststellungsbeteiligten keine rechtsfähige Personenvereinigung, so sollen sie einen gemeinsamen Empfangsbevollmächtigten bestellen, der ermächtigt ist, für sie alle Verwaltungsakte und Mitteilungen in Empfang zu nehmen, die nach diese...
	(2) Absatz 1 ist insoweit nicht anzuwenden, als der Finanzbehörde bekannt ist, dass
	(3) Ist nach Absatz 2 Einzelbekanntgabe erforderlich, gilt § 183 Absatz 3 entsprechend.
	(4) Wird eine wirtschaftliche Einheit


	21. § 267 wird wie folgt gefasst:
	„§ 267
	Vollstreckungsverfahren gegen Personenvereinigungen
	(1) Bei nicht rechtsfähigen Personenvereinigungen, die als solche steuerpflichtig sind, genügt für die Vollstreckung in deren Vermögen ein vollstreckbarer Verwaltungsakt gegen die Personenvereinigung. Dies gilt entsprechend für Zweckvermögen und sonst...
	(2) Hat eine nicht rechtsfähige Personenvereinigung nachträglich Rechtsfähigkeit erlangt, so kann auch aus einem Verwaltungsakt vollstreckt werden, der vor diesem Zeitpunkt wirksam geworden ist.“


	22. § 284 Absatz 1 Satz 3 wird wie folgt gefasst:
	23. § 352 wird wie folgt gefasst:
	„§ 352
	Einspruchsbefugnis bei der gesonderten und einheitlichen Feststellung
	(1) Gegen Bescheide über die gesonderte und einheitliche Feststellung von Besteuerungsgrundlagen können Einspruch einlegen:
	(2) Einspruchsbefugt im Sinne des Absatzes 1 Nummer 2 Buchstabe a ist der gemeinsame Empfangsbevollmächtigte im Sinne des § 183a Absatz 1 Satz 1 oder des § 6 Absatz 1 Satz 1 der Verordnung über die gesonderte Feststellung von Besteuerungsgrundlagen na...




	Artikel 13
	Weitere Änderung der Abgabenordnung
	In § 183a Absatz 4 der Abgabenordnung, die zuletzt durch Artikel 12 dieses Gesetzes geändert worden ist, werden die Wörter „den Einheitswert oder“ gestrichen.

	Artikel 14
	Weitere Änderung der Abgabenordnung
	In § 147a Absatz 1 der Abgabenordnung, die zuletzt durch Artikel 13 dieses Gesetzes geändert worden ist, wird jeweils die Angabe „500 000“ durch die Angabe „750 000“ ersetzt.

	Artikel 15
	Änderung des Einführungsgesetzes zur Abgabenordnung
	Artikel 97 des Einführungsgesetzes zur Abgabenordnung vom 14. Dezember 1976 (BGBl. I S. 3341; 1977 I S. 667), das zuletzt durch Artikel 6 des Gesetzes vom 20. Dezember 2022 (BGBl. I S. 2730) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. Dem § 14 wird folgender Absatz 7 angefügt:
	„(7) § 230 Absatz 2 der Abgabenordnung in der am … [einsetzen: Tag nach der Verkündung] geltenden Fassung gilt für alle am … [einsetzen: Tag nach der Verkündung] noch nicht abgelaufenen Verjährungsfristen.“

	2. Dem § 15 wird folgender Absatz 17 angefügt:
	„(17) § 237 Absatz 6 der Abgabenordnung in der am … [einsetzen: Tag nach der Verkündung] geltenden Fassung gilt für alle Haftungsansprüche, die nach dem 31. Dezember 2023 entstehen.“

	3. Dem § 33 wird folgender Absatz 7 angefügt:
	„(7) § 102 Absatz 4 Satz 3 und die §§ 138i bis 138n der Abgabenordnung in der am … [einsetzen: Tag nach der Verkündung] geltenden Fassung sind in allen Fällen anzuwenden, in denen das maßgebende Ereignis nach § 138n Absatz 1 Satz 2 der Abgabenordnung ...



	Artikel 16
	Weitere Änderung des Einführungsgesetzes zur Abgabenordnung
	Artikel 97 des Einführungsgesetzes zur Abgabenordnung, das zuletzt durch Artikel 15 dieses Gesetzes geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. § 19 wird wie folgt gefasst:
	„§ 19
	Buchführungspflicht bestimmter Steuerpflichtiger
	(1) § 141 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 der Abgabenordnung in der am 1. Januar 2016 geltenden Fassung ist auf Umsätze der Kalenderjahre anzuwenden, die nach dem 31. Dezember 2015 beginnen. Eine Mitteilung über den Beginn der Buchführungspflicht ergeht nich...
	(2) Eine Mitteilung über den Beginn der Buchführungspflicht ergeht nicht, wenn die Voraussetzungen des § 141 Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 und 5 der Abgabenordnung in der am 31. Dezember 2015 geltenden Fassung für Kalenderjahre, die vor dem 1. Januar 2016 ...
	(3) § 141 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 der Abgabenordnung in der am 1. Januar 2024 geltenden Fassung ist auf Umsätze der Kalenderjahre anzuwenden, die nach dem 31. Dezember 2023 beginnen. Eine Mitteilung über den Beginn der Buchführungspflicht ergeht nich...
	(4) § 141 Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 und 5 der Abgabenordnung in der am 1. Januar 2024 geltenden Fassung ist auf Gewinne der Wirtschaftsjahre anzuwenden, die nach dem 31. Dezember 2023 beginnen. Eine Mitteilung über den Beginn der Buchführungspflicht er...


	2. Folgender § 39 wird angefügt:
	„§ 39
	Übergangs- und Anwendungsbestimmungen anlässlich der steuerverfahrensrechtlichen Umsetzung der Reform des Personengesellschaftsrechts
	(1) § 152 Absatz 4 Satz 3 und § 181 Absatz 2 Satz 2 Nummer 1 und 4 der Abgabenordnung in der am 1. Januar 2024 geltenden Fassung sind erstmals auf Feststellungserklärungen anzuwenden, die nach dem 31. Dezember 2023 einzureichen sind; eine Verlängerung...
	(2) Wird die Feststellungserklärung für eine rechtsfähige Personenvereinigung nach dem 31. Dezember 2023 und vor dem 1. Januar 2026 durch eine Person im Sinne des § 181 Absatz 2 Satz 2 Nummer 1 oder 4 der Abgabenordnung in der am 31. Dezember 2023 gel...
	(3) Bei einer rechtsfähigen Personenvereinigung können Verwaltungsakte und Mitteilungen, die nach der Abgabenordnung und den Steuergesetzen mit der gesonderten und einheitlichen Feststellung zusammenhängen, nach dem 31. Dezember 2023 und vor dem 1. Ja...
	(4) Wird gegen einen vor dem 1. Januar 2024 wirksam gewordenen Bescheid über die gesonderte und einheitliche Feststellung von Besteuerungsgrundlagen Einspruch eingelegt, bestimmt sich die Einspruchsbefugnis nach § 352 der Abgabenordnung in der am 31. ...
	(5) Wurde über das Vermögen einer Personenvereinigung vor dem 1. Januar 2024 das Insolvenzverfahren eröffnet, sind für Feststellungszeiträume und Feststellungszeitpunkte vor dem 1. Januar 2024 § 152 Absatz 4 Satz 3, § 181 Absatz 2 Satz 2 Nummer 1, § 1...




	Artikel 17
	Weitere Änderung des Einführungsgesetzes zur Abgabenordnung
	Artikel 97 § 10b Satz 3 des Einführungsgesetzes zur Abgabenordnung, das zuletzt durch Artikel 16 dieses Gesetzes geändert worden ist, wird wie folgt gefasst:

	Artikel 18
	Weitere Änderung des Einführungsgesetzes zur Abgabenordnung
	Dem Artikel 97 des Einführungsgesetzes zur Abgabenordnung, das zuletzt durch Artikel 17 dieses Gesetzes geändert worden ist, wird folgender § 40 angefügt:
	„§ 40
	Aufbewahrungsfristen bestimmter Steuerpflichtiger
	§ 147a Absatz 1 der Abgabenordnung in der am 1. Januar 2027 geltenden Fassung ist erstmals für den Veranlagungszeitraum 2027 anzuwenden. Soweit Steuerpflichtige die Voraussetzungen des § 147a Absatz 1 Satz 1 der Abgabenordnung in der bis zum 31. Dezem...



	Artikel 19
	Änderung des Finanzverwaltungsgesetzes
	Das Finanzverwaltungsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 4. April 2006 (BGBl. I S. 846, 1202), das zuletzt durch Artikel 7 des Gesetzes vom 20. Dezember 2022 (BGBl. I S. 2730) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. § 5 wird wie folgt geändert:
	2. In § 21a Absatz 5 wird das Wort „grenzüberschreitende“ gestrichen.


	Artikel 20
	Weitere Änderung des Finanzverwaltungsgesetzes
	§ 5 Absatz 1 Satz 1 Nummer 47 des Finanzverwaltungsgesetzes, das zuletzt durch Artikel 19 dieses Gesetzes geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. Die Buchstaben a und b werden wie folgt gefasst:
	2. Buchstabe c wird aufgehoben.
	3. Die bisherigen Buchstaben d bis f werden die Buchstaben c, d und e.
	4. Die neuen Buchstaben d und e werden wie folgt gefasst:


	Artikel 21
	Änderung der Finanzgerichtsordnung
	§ 48 der Finanzgerichtsordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 28. März 2001 (BGBl. I S. 442, 2262; 2002 I S. 679), die zuletzt durch Artikel 13 Absatz 3 des Gesetzes vom 10. März 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 64) geändert worden ist, wird wie folgt ge...
	„§ 48
	(1) Gegen Bescheide über die gesonderte und einheitliche Feststellung von Besteuerungsgrundlagen können Klage erheben:
	(2) Klagebefugt im Sinne des Absatzes 1 Nummer 2 Buchstabe a ist der gemeinsame Empfangsbevollmächtigte im Sinne des § 183a Absatz 1 Satz 1 der Abgabenordnung oder des § 6 Absatz 1 Satz 1 der Verordnung über die gesonderte Feststellung von Besteuerung...



	Artikel 22
	Änderung des Körperschaftsteuergesetzes
	Das Körperschaftsteuergesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 15. Oktober 2002 (BGBl. I S. 4144), das zuletzt durch Artikel 9 des Gesetzes vom 16. Dezember 2022 (BGBl. I S. 2294) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. § 1a wird wie folgt geändert:
	2. In § 5 Absatz 1 Nummer 10 Satz 3 werden nach dem Wort „hat,“ die Wörter „oder aus der Bereitstellung von Strom aus Gebäudestromanlagen gemäß § 3 Nummer 20a des Energiewirtschaftsgesetzes zur Nutzung durch Letztverbraucher im Rahmen der Gemeinschaft...
	3. Dem § 32 wird folgender Absatz 6 angefügt:
	„(6) Ist die Körperschaftsteuer des Gläubigers für Kapitalerträge im Sinne des § 49 Absatz 1 Nummer 5 des Einkommensteuergesetzes nach Absatz 1 abgegolten, wird dem Gläubiger der Kapitalerträge auf Antrag die einbehaltene und abgeführte Kapitalertrags...

	4. § 34 wird wie folgt geändert:
	„(3b) § 5 Absatz 1 Nummer 10 in der Fassung des Artikels 22 des Gesetzes vom … (BGBl. I S. …) [einsetzen: Ausfertigungsdatum und Fundstelle des vorliegenden Änderungsgesetzes] ist erstmals für den Veranlagungszeitraum 2023 anzuwenden.“
	„(10a) § 32 Absatz 6 in der Fassung des Artikels 22 des Gesetzes vom … (BGBl. I S. …) [einsetzen: Ausfertigungsdatum und Fundstelle des vorliegenden Änderungsgesetzes] ist in allen offenen Fällen anzuwenden.“



	Artikel 23
	Weitere Änderung des Körperschaftsteuergesetzes
	Das Körperschaftsteuergesetz, das zuletzt durch Artikel 22 dieses Gesetzes geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. In der Inhaltsübersicht wird die Angabe zu § 3 wird wie folgt gefasst:
	2. § 1 Absatz 1 Nummer 5 wird wie folgt gefasst:
	3. § 3 wird wie folgt geändert:
	„§ 3
	Abgrenzung der Steuerpflicht bei Personenvereinigungen und nicht rechtsfähigen Vermögensmassen sowie bei Realgemeinden“.
	„(1) Personenvereinigungen, nicht rechtsfähige Anstalten, Stiftungen und andere Zweckvermögen sind körperschaftsteuerpflichtig, wenn ihr Einkommen weder nach diesem Gesetz noch nach dem Einkommensteuergesetz unmittelbar bei einem anderen Steuerpflicht...


	4. § 8 Absatz 5 wird wie folgt gefasst:
	„(5) Bei Körperschaften und Personenvereinigungen bleiben für die Ermittlung des Einkommens Beiträge, die auf Grund der Satzung von den Mitgliedern lediglich in ihrer Eigenschaft als Mitglieder erhoben werden, außer Ansatz.“

	5. § 8a wird wie folgt geändert:
	6. § 34 wird wie folgt geändert:


	Artikel 24
	Änderung des Gewerbesteuergesetzes
	Das Gewerbesteuergesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 15. Oktober 2002 (BGBl. I S. 4167), das zuletzt durch Artikel 10 des Gesetzes vom 16. Dezember 2022 (BGBl. I S. 2294) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. In § 9 Nummer 1 Satz 3 Buchstabe b wird die Angabe „10 Prozent“ durch die Angabe „20 Prozent“ ersetzt.
	2. Nach § 36 Absatz 4a wird folgender Absatz 4b angefügt:
	„(4b) § 9 Nummer 1 Satz 3 Buchstabe b in der Fassung des Artikels 24 des Gesetzes vom … (BGBl. I S. …) [einsetzen: Ausfertigungsdatum und Fundstelle des vorliegenden Änderungsgesetzes] ist erstmals für den Erhebungszeitraum 2023 anzuwenden.“



	Artikel 25
	Weitere Änderung des Gewerbesteuergesetzes
	Das Gewerbesteuergesetz das zuletzt durch Artikel 24 dieses Gesetzes geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. In § 2 Absatz 3 werden die Wörter „nichtrechtsfähigen Vereine“ durch die Wörter „Vereine ohne Rechtspersönlichkeit“ ersetzt.
	2. § 10a wird wie folgt geändert:
	3. In § 36 wird die Angabe „Erhebungszeitraum 2021“ durch die Angabe „Erhebungszeitraum 2024“ ersetzt.


	Artikel 26
	Weitere Änderung des Gewerbesteuergesetzes
	Das Gewerbesteuergesetz, das zuletzt durch Artikel 25 dieses Gesetzes geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. In § 10a Satz 2 wird die Angabe „80 Prozent“ durch die Angabe „60 Prozent“ ersetzt.
	2. Dem § 36 Absatz 5a wird folgender Satz angefügt:


	Artikel 27
	Änderung des Umsatzsteuergesetzes
	§ 12 Absatz 2 Nummer 8 Buchstabe a des Umsatzsteuergesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. Februar 2005 (BGBl. I S. 386), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 19. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 194) geändert worden ist, wird wie folgt ...
	1. In Satz 3 werden nach den Wörtern „im Rahmen eines“ die Wörter „in den §§ 66 bis 68 der Abgabenordnung bezeichneten“ eingefügt und nach dem Wort „verwirklicht“ das Komma durch einen Punkt ersetzt.
	2. Folgender Satz wird angefügt:


	Artikel 28
	Weitere Änderung des Umsatzsteuergesetzes
	Das Umsatzsteuergesetz, das zuletzt durch Artikel 27 dieses Gesetzes geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. § 4 wird wie folgt geändert:
	2. § 13b Absatz 5 Satz 8 wird wie folgt gefasst:
	3. § 18 wird wie folgt geändert:
	4. § 19 wird wie folgt geändert:
	„(2) Der Unternehmer kann dem Finanzamt bis zum Ablauf des zweiten auf den Besteuerungszeitraum folgenden Kalenderjahres erklären, dass er auf die Anwendung des Absatzes 1 verzichtet. Die Erklärung bindet den Unternehmer mindestens für fünf Kalenderja...

	5. In § 20 Satz 1 Nummer 1 wird die Angabe „600 000“ durch die Angabe „800 000“ ersetzt.
	6. In § 24 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 und Satz 3 wird jeweils die Angabe „9,0“ durch die Angabe „8,4“ ersetzt.
	7. Dem § 27 wird folgender Absatz 38 angefügt:
	„(38) § 18 Absatz 3 Satz 1 und § 19 Absatz 1 Satz 4 sowie Absatz 2 in der Fassung des Artikels 28 des Gesetzes vom … (BGBl. I S. …) [einsetzen: Ausfertigungsdatum und Fundstelle des vorliegenden Änderungsgesetzes] sind erstmals auf Besteuerungszeiträu...



	Artikel 29
	Weitere Änderung des Umsatzsteuergesetzes
	Das Umsatzsteuergesetz, das zuletzt durch Artikel 28 dieses Gesetzes geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. § 14 wird wie folgt geändert:
	„(2) Führt der Unternehmer eine Lieferung oder eine sonstige Leistung nach § 1 Absatz 1 Nummer 1 aus, ist er berechtigt, eine Rechnung auszustellen. In den folgenden Fällen ist er zur Ausstellung einer Rechnung innerhalb von sechs Monaten nach Ausführ...
	(3) Die Echtheit der Herkunft der Rechnung, die Unversehrtheit ihres Inhalts und ihre Lesbarkeit müssen gewährleistet werden. Echtheit der Herkunft bedeutet die Sicherheit der Identität des Rechnungsausstellers. Unversehrtheit des Inhalts bedeutet, da...

	2. In § 14a Absatz 1 Satz 1 und 4 werden jeweils die Wörter „§ 14 Absatz 2 Satz 2“ durch die Wörter „§ 14 Absatz 2 Satz 5“ ersetzt.
	3. § 14b Absatz 1 wird wie folgt geändert:
	4. In § 26a Absatz 2 Nummer 1 werden die Wörter „§ 14 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 oder 2 Satz 2“ durch die Wörter „§ 14 Absatz 2 Satz 2“ ersetzt.
	5. Dem § 27 wird folgender Absatz 39 angefügt:
	„(39) Abweichend von § 14 Absatz 1 und 2 kann eine Rechnung

	6. In § 27b Absatz 2 Satz 3 werden die Wörter „§ 14 Absatz 1 Satz 8“ durch die Wörter „§ 14 Absatz 1 Satz 3 und sonstige Rechnungen in einem anderen elektronischen Format“ ersetzt.


	Artikel 30
	Änderung der Umsatzsteuer-Durchführungsverordnung
	Die Umsatzsteuer-Durchführungsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. Februar 2005 (BGBl. I S. 434), die zuletzt durch Artikel 2 der Verordnung vom 20. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 199) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. Dem § 33 wird folgender Satz angefügt:
	2. Dem § 34 Absatz 1 wird folgender Satz angefügt:


	Artikel 31
	Änderung des Investmentsteuergesetzes
	Das Investmentsteuergesetz vom 19. Juli 2016 (BGBl. I S. 1730), das zuletzt durch Artikel 14 des Gesetzes vom 16. Dezember 2022 (BGBl. I S. 2294) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. § 2 wird wie folgt geändert:
	„(9a) Eine Immobilie ist für die Zwecke der Immobilienfondsquote und der Auslandsimmobilienfondsquote nicht als Immobilie anzusetzen, wenn die Einkünfte aus der Vermietung oder Verpachtung oder aus der Veräußerung der Immobilie keiner Besteuerung unte...

	2. Nach § 4 Absatz 2 Nummer 1 wird folgende Nummer 1a eingefügt:
	3. § 6 Absatz 5 wird wie folgt geändert:
	4. In § 26 Nummer 7a Satz 2 Satzteil nach Buchstabe b werden die Wörter „erhöht sich die Grenze des Satzes 1 auf 10 Prozent“ durch die Wörter „erhöht sich die Grenze des Satzes 1 auf 20 Prozent“ ersetzt.
	5. § 43 Absatz 1 wird wie folgt geändert:
	6. Dem § 57 wird folgender Absatz 8 angefügt:
	„(8) Ab dem 1. Januar 2024 anzuwenden sind:



	Artikel 32
	Änderung des Forschungszulagengesetzes
	Das Forschungszulagengesetz vom 14. Dezember 2019 (BGBl. I S. 2763), das zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 16. Juli 2021 (BGBl. I S. 2931) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. In der Inhaltsübersicht wird nach der Angabe zu § 16 folgende Angabe eingefügt:
	2. Nach § 16 wird folgender § 16a eingefügt:
	„§ 16a
	Anonymisierung und Datenverarbeitung
	Das Bundesministerium für Bildung und Forschung und die Bescheinigungsstelle nach § 2 Absatz 1 Satz 2 der Forschungszulagen-Bescheinigungsverordnung dürfen die im Rahmen des Bescheinigungsverfahrens nach § 6 erhobenen Einzelangaben der Antragsteller a...


	3. § 17 wird wie folgt geändert:
	„(3) Die Daten dürfen durch die Bescheinigungsstelle nach § 2 Absatz 1 Satz 2 der Forschungszulagen-Bescheinigungsverordnung sowie durch die mit der Evaluierung des Gesetzes betrauten Stelle nur durch Personen verarbeitet werden, die zur Wahrung des S...



	Artikel 33
	Weitere Änderung des Forschungszulagengesetzes
	Das Forschungszulagengesetz, das zuletzt durch Artikel 32 dieses Gesetzes geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. § 3 wird wie folgt geändert:
	„(3a) Zu den förderfähigen Aufwendungen eines nach dem 31. Dezember 2023 beginnenden Wirtschaftsjahres gehört auch der Teil der Anschaffungs- und Herstellungskosten eines abnutzbaren beweglichen Wirtschaftsguts des Anlagevermögens, der auf die nach de...
	„(5) Bemessungsgrundlage sind die im Wirtschaftsjahr entstandenen förderfähigen Aufwendungen des Anspruchsberechtigten im Sinne der Absätze 1 bis 4. Die Bemessungsgrundlage beträgt höchstens für

	2. § 4 wird wie folgt geändert:
	3. In § 5 Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter „§ 3 Absatz 3 und 4“ durch die Wörter „§ 3 Absatz 3 bis 4“ ersetzt.
	4. § 6 wird wie folgt gefasst:
	„§ 6
	Bescheinigung
	(1) Grundlage für die Festsetzung der Forschungszulage ist für jedes im Antrag nach § 5 aufgeführte Forschungs- und Entwicklungsvorhaben des Anspruchsberechtigten eine Bescheinigung der Bescheinigungsstelle nach § 2 Absatz 1 Satz 2 der Forschungszulag...
	(2) Die Bescheinigung muss für jedes im Antrag nach § 5 aufgeführte Forschungs- und Entwicklungsvorhaben gesondert die Feststellung enthalten, dass die Voraussetzungen des § 2 vorliegen. Die Feststellung ist zu begründen.
	(3) Soweit im Antrag nach § 5 auch förderfähige Aufwendungen im Sinne des § 3 Absatz 3a geltend gemacht werden, muss die Bescheinigung auch die Feststellung enthalten, dass das jeweilige Wirtschaftsgut für die Durchführung des begünstigten Forschungs-...
	(4) Die Bescheinigung ist nach einem vom Bundesministerium der Finanzen in Abstimmung mit den obersten Finanzbehörden der Länder und im Einvernehmen mit dem Bundesministerium für Wirtschaft und Klimaschutz und dem Bundesministerium für Bildung und For...
	(5) Die erste Bescheinigung für ein Wirtschaftsjahr ist für den Antragsteller vorbehaltlich des Satzes 2 gebührenfrei. Im Fall weiterer Anträge auf Bescheinigung für Forschungs- und Entwicklungsvorhaben desselben Wirtschaftsjahres können ab der Ausste...


	5. § 9 Absatz 5 wird wie folgt geändert:
	6. Nach § 10 Absatz 2 wird folgender Absatz 2a eingefügt:
	„(2a) Wenn im Zeitpunkt der Festsetzung der Forschungszulage die Steuererklärung für die nächste erstmalige Festsetzung von Einkommen- oder Körperschaftsteuer noch nicht abgegeben worden ist und die Vorauszahlungen nach § 37 Absatz 3 Satz 3 des Einkom...



	Artikel 34
	Änderung des Erbschaftsteuer- und Schenkungsteuergesetzes
	Das Erbschaftsteuer- und Schenkungsteuergesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 27. Februar 1997 (BGBl. I S. 378), das zuletzt durch Artikel 8 des Gesetzes vom 16. Juli 2021 (BGBl. I S. 2947) geändert worden ist, wird wie folgt gändert:
	1. In § 2 Absatz 1 Nummer 3 Satz 1 werden nach dem Wort „besteht“ die Wörter „oder einen Anspruch auf Übertragung von Inlandsvermögen im Sinne des § 121 des Bewertungsgesetzes umfasst“ eingefügt.
	2. In § 20 Absatz 7 wird die Angabe „600 Euro“ durch die Angabe „5 000 Euro“ ersetzt.
	3. Dem § 37 wird folgender Absatz 20 angefügt:
	„(20) § 2 Absatz 1 Nummer 3 Satz 1 in der am … [einsetzen: Datum des Tages nach der Verkündung des vorliegenden Änderungsgesetzes] geltenden Fassung ist auf Erwerbe anzuwenden, für die die Steuer nach dem … [einsetzen: Datum des Tages der Verkündung d...



	Artikel 35
	Weitere Änderung des Erbschaftsteuer- und Schenkungsteuergesetzes
	Das Erbschaftsteuer- und Schenkungsteuergesetz, das zuletzt durch Artikel 34 dieses Gesetzes geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. In der Inhaltsübersicht wird nach der Angabe zu § 2 folgende Angabe eingefügt:
	2. Nach § 2 wird folgender § 2a eingefügt:
	„§ 2a
	Rechtsfähige Personengesellschaft
	Rechtsfähige Personengesellschaften (§ 14a Absatz 2 Nummer 2 der Abgabenordnung) gelten für Zwecke der Erbschaft- und Schenkungsteuer als Gesamthand und deren Vermögen als Gesamthandsvermögen. Bei einem Erwerb nach § 1 Absatz 1 Nummer 1 bis 3 durch ei...


	3. In § 10 Absatz 1 Satz 4 werden die Wörter „Personengesellschaft oder einer anderen Gesamthandsgemeinschaft“ durch das Wort „Personenvereinigung“ ersetzt.
	4. In § 13b Absatz 4 Nummer 1 Satz 2 Buchstabe d werden die Wörter „zum gesamthänderisch gebundenen Betriebsvermögen einer Personengesellschaft“ durch die Wörter „zum Betriebsvermögen im Sinne des § 97 Absatz 1a Nummer 1 des Bewertungsgesetzes einer P...
	5. In § 18 Satz 1 werden nach dem Wort „Personenvereinigungen“ die Wörter „und rechtsfähige Vereine“ eingefügt.


	Artikel 36
	Änderung des Bewertungsgesetzes
	Das Bewertungsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 1. Februar 1991 (BGBl. I S. 230), das zuletzt durch Artikel 20 des Gesetzes vom 16. Dezember 2022 (BGBl. I S. 2294) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. In § 97 Absatz 2 werden die Wörter „nichtrechtsfähigen Vereinen“ durch die Wörter „Vereinen ohne Rechtspersönlichkeit, den nicht rechtsfähigen“ ersetzt.
	2. Nach § 153 Absatz 2 Satz 1 wird folgender Satz eingefügt:
	3. In § 154 Absatz 3 werden die Wörter „§ 183 der Abgabenordnung“ durch die Wörter „§ 183a der Abgabenordnung“ ersetzt.


	Artikel 37
	Änderung des Bodenschätzungsgesetzes
	Das Bodenschätzungsgesetz vom 20. Dezember 2007 (BGBl. I S. 3150, 3176), das zuletzt durch Artikel 15 des Gesetzes vom 26. November 2019 (BGBl. I S. 1794) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. In § 12 Satz 2 werden nach dem Wort „Einheitswerten“ die Wörter „oder Grundsteuerwerten“ eingefügt und werden die Wörter „§§ 180 bis 183 der Abgabenordnung“ durch die Wörter „§§ 180 bis 183a der Abgabenordnung“ ersetzt.
	2. § 13 Absatz 4 wird wie folgt gefasst:
	„(4) Die Offenlegung der Ergebnisse der Bodenschätzung soll zu den üblichen Dienstzeiten in den Räumen des Finanzamts stattfinden. Sie kann auch durch Veröffentlichung auf der Internetseite des Finanzamts oder der obersten Finanzbehörde des Landes erf...



	Artikel 38
	Weitere Änderung des Bodenschätzungsgesetzes
	In § 12 Satz 2 des Bodenschätzungsgesetzes, das zuletzt durch Artikel 37 dieses Gesetzes geändert worden ist, werden die Wörter „Einheitswerten oder“ gestrichen.

	Artikel 39
	Änderung des Grunderwerbsteuergesetzes
	Dem § 23 des Grunderwerbsteuergesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 26. Februar 1997 (BGBl. I S. 418, 1804), das zuletzt durch Artikel 23 des Gesetzes vom 16. Dezember 2022 (BGBl. I S. 2294) geändert worden ist, wird folgender Absatz 25 angef...
	„(25) § 5 Absatz 3 Satz 1, § 6 Absatz 3 Satz 2, § 7 Absatz 3 Satz 1 und § 19 Absatz 2 Nummer 4 in der bis zum 31. Dezember 2023 geltenden Fassung sind bis zum Ablauf der in § 5 Absatz 3, § 6 Absatz 3 Satz 2 und § 7 Absatz 3 genannten Fristen für verwi...


	Artikel 40
	Änderung des Handelsgesetzbuchs
	Das Handelsgesetzbuch in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 4100-1, veröffentlichten bereinigten Fassung, das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 19. Juni 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 154) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. In § 8b Absatz 2 Nummer 12 werden nach dem Wort „Genossenschafts-“ ein Komma und das Wort „Gesellschafts-“ eingefügt.
	2. In § 241a Satz 1 werden die Angabe „600 000“ durch die Angabe „800 000“ und die Angabe „60 000“ durch die Angabe „80 000“ ersetzt.


	Artikel 41
	Änderung des Einführungsgesetzes zum Handelsgesetzbuch
	Dem Einführungsgesetz zum Handelsgesetzbuch in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 4101-1, veröffentlichten bereinigten Fassung, das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 19. Juni 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 154) geändert worden ist, wi...
	„… [einsetzen: nächster bei der Verkündung freier Abschnitt mit Zählbezeichnung] Abschnitt
	Übergangsvorschrift zum Wachstumschancengesetz
	Artikel … [einsetzen: nächster bei der Verkündung freier Artikel mit Zählbezeichnung]
	§ 241a Satz 1 des Handelsgesetzbuchs in der ab dem 1. Januar 2024 geltenden Fassung ist erstmals auf das nach dem 31. Dezember 2023 beginnende Geschäftsjahr anzuwenden. § 241a Satz 1 des Handelsgesetzbuchs in der bis zum 31. Dezember 2023 geltenden Fa...




	Artikel 42
	Änderung des EU-Amtshilfegesetzes
	Das EU-Amtshilfegesetz vom 26. Juni 2013 (BGBl. I S. 1809), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 20. Dezember 2022 (BGBl. I S. 2730) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. In der Inhaltsübersicht wird nach der Angabe zu § 12 folgende Angabe eingefügt:
	2. Dem § 2 wird folgender Absatz angefügt:
	„(13) Behördliche Ermittlungen im Sinne dieses Gesetzes sind alle Maßnahmen, die zum Ziel haben, den für die Besteuerung relevanten Sachverhalt aufzuklären, und die ausgeübt werden

	3. § 3 wird wie folgt geändert:
	„(2) Zentrales Verbindungsbüro im Sinne von Artikel 4 Absatz 2 Unterabsatz 1 der Amtshilferichtlinie ist in den Fällen des § 5 Absatz 1 Nummer 5 des Finanzverwaltungsgesetzes das Bundeszentralamt für Steuern. Das Bundesministerium der Finanzen kann du...
	„(3a) Sind gleichzeitige oder gemeinsame Prüfungen vereinbart, benennt das zentrale Verbindungsbüro die für die behördlichen Ermittlungen zuständigen Amtsträger der Bundes- und Landesfinanzbehörden für den jeweiligen Einzelfall als zuständige Bedienst...

	4. § 4 wird wie folgt geändert:
	„(3) Das zentrale Verbindungsbüro übermittelt keine Informationen, wenn
	(4) Das zentrale Verbindungsbüro kann die Übermittlung von Informationen ablehnen, wenn

	5. In § 7 Absatz 14a Satz 1 wird die Angabe „§ 12“ durch die Angabe „§ 13“ ersetzt.
	6. § 10 wird wie folgt geändert:
	7. § 12 wird wie folgt gefasst:
	„§ 12
	Gleichzeitige Prüfung
	(1) Auf Vorschlag der zuständigen Finanzbehörde kann das zentrale Verbindungsbüro einen anderen Mitgliedstaat oder mehrere andere Mitgliedstaaten ersuchen, eine gleichzeitige Prüfung durchzuführen. Das zentrale Verbindungsbüro kann ein Ersuchen eines ...
	(2) Eine gleichzeitige Prüfung im Sinne des Absatzes 1 sind behördliche Ermittlungen, die von der zuständigen Finanzbehörde gleichzeitig mit der entsprechenden Behörde eines anderen Mitgliedstaats im jeweils eigenen Hoheitsgebiet in Bezug auf eine Per...
	(3) Das zentrale Verbindungsbüro benennt einen seiner Bediensteten, der für die Beaufsichtigung und die Koordinierung der gleichzeitigen Prüfung verantwortlich ist.
	(4) Im Fall des Absatzes 1 Satz 1 bestimmt die zuständige Finanzbehörde, für welche Person oder welche Personen eine gleichzeitige Prüfung durchgeführt werden soll, begründet die Auswahl und gibt den Zeitraum an, in dem die gleichzeitige Prüfung durch...
	(5) Im Fall des Absatzes 1 Satz 2 entscheidet die Finanzbehörde, ob sie an der gleichzeitigen Prüfung teilnehmen wird. Das zentrale Verbindungsbüro teilt dem anderen Mitgliedstaat innerhalb von 60 Tagen nach Erhalt des Ersuchens das Einverständnis ode...
	(6) Die inländische Person, auf die sich die gleichzeitige Prüfung bezieht, wird durch das zentrale Verbindungsbüro unverzüglich über die Durchführung der gleichzeitigen Prüfung informiert, sobald das Einverständnis in den Fällen des Absatzes 4 von de...
	(7) Eine Anhörung der Beteiligten gemäß § 117 Absatz 4 Satz 3 der Abgabenordnung ist nicht erforderlich.“


	8. Nach § 12 wird folgender § 12a eingefügt:
	„§ 12a
	Gemeinsame Prüfung
	(1) Auf Vorschlag der zuständigen Finanzbehörden kann das zentrale Verbindungsbüro einen oder mehrere Mitgliedstaaten ersuchen, eine gemeinsame Prüfung durchzuführen. Das zentrale Verbindungsbüro kann ein Ersuchen eines anderen Mitgliedstaates oder me...
	(2) Eine gemeinsame Prüfung im Sinne des Absatzes 1 sind behördliche Ermittlungen, die von der zuständigen Finanzbehörde gemeinsam mit der entsprechenden Behörde eines anderen Mitgliedstaats in Bezug auf eine Person oder mehrere Personen von gemeinsam...
	(3) Über die Einzelheiten der gemeinsamen Prüfung treffen die beteiligten Behörden mit der entsprechenden Behörde des anderen Mitgliedstaats eine Vereinbarung. Die Vereinbarung umfasst zumindest eine Regelung bezüglich der verwendeten Sprache; § 87 de...
	(4) Die beteiligten Behörden bemühen sich, sich mit der entsprechenden Behörde des anderen Mitgliedstaats über den Sachverhalt und die Umstände, die Gegenstand der gemeinsamen Prüfung sind, zu einigen sowie eine einvernehmliche steuerliche Würdigung i...
	(5) Die inländische Person, auf die sich die gemeinsame Prüfung bezieht, ist innerhalb von 60 Tagen nach der Erstellung des gemeinsamen Prüfungsberichtes im Sinne des Absatzes 4 Satz 2 durch die zuständige Finanzbehörde über das Ergebnis der gemeinsam...




	Artikel 43
	Folgeänderungen
	(1) In § 14a Satz 1, § 259 Absatz 1 Satz 1, § 378 Absatz 4 Satz 1 und § 387 Absatz 2 Satz 1 des Gesetzes über das Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit vom 17. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2586, 2587), da...
	(2) In § 707d Absatz 1 Satz 1 des Bürgerliches Gesetzbuchs in der Fassung der Bekanntmachung vom 2. Januar 2002 (BGBl. I S. 42, 2909; 2003 I S. 738), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 14. März 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 72) geändert worden ist,...
	(3) Artikel 38 Nummer 1, Artikel 60 Nummer 14, Artikel 77 Nummer 4 Buchstabe b, Artikel 81 Nummer 1 Buchstabe e und f, Artikel 91 Nummer 3 Buchstabe b und Nummer 6 Buchstabe b und Artikel 92 Nummer 4 des Personengesellschaftsrechtsmodernisierungsgeset...

	Artikel 44
	Folgeänderungen
	(1) In § 7 Absatz 3 des Verwaltungszustellungsgesetzes vom 12. August 2005 (BGBl. I S. 2354), das zuletzt durch Artikel 6 des Gesetzes vom 10. August 2021 (BGBl. I S. 3436) geändert worden ist, werden die Wörter „§ 183 der Abgabenordnung“ durch die Wö...
	(2) Artikel 5 Nummer 5 des Grundsteuer-Reformgesetzes vom 26. November 2019 (BGBl. I S. 1794) wird gestrichen.
	(3) Die Gewerbesteuer-Durchführungsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 15. Oktober 2002 (BGBl. I S. 4180), die zuletzt durch Artikel 7 Absatz 8 des Gesetzes vom 12. Mai 2021 (BGBl. I S. 990) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. In § 8 werden die Wörter „nichtrechtsfähigen Verein“ durch die Wörter „Verein ohne Rechtspersönlichkeit“ ersetzt.
	2. In § 25 Absatz 1 Nummer 3 werden die Wörter „nichtrechtsfähige Vereine“ durch die Wörter „Vereine ohne Rechtspersönlichkeit“ ersetzt.

	(4) In § 1 Absatz 3 Nummer 1 des Umwandlungssteuergesetzes, das zuletzt durch Artikel 10 dieses Gesetzes geändert worden ist, werden die Wörter „Personenhandelsgesellschaften und Partnerschaftsgesellschaften“ durch das Wort „Personengesellschaften“ er...
	(5) In Nummer 8 der Anlage der Verordnung über den Ausgleich gemeinwirtschaftlicher Leistungen im Eisenbahnverkehr vom 2. August 1977 (BGBl. I S. 1465), die zuletzt durch Artikel 5 Nummer 2 des Gesetzes vom 23. März 2005 (BGBl. I S. 931) geändert word...
	(6) In § 15 Absatz 1 Satz 1 des Verkehrssicherstellungsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 8. Oktober 1968 (BGBl. I S. 1082), das zuletzt durch Artikel 38 des Gesetzes vom 2. März 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 56) geändert worden ist, werden die W...
	(7) In § 6 Absatz 2 sowie § 8 Absatz 5 Satz 2 des Entschädigungsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 13. Juli 2004 (BGBl. I S. 1658), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 23. Mai 2011 (BGBl. I S. 920) geändert worden ist, werden die ...
	(8) In § 3 Absatz 2 Satz 1, Absatz 3 Satz 2 und Absatz 8 Satz 1 des Ausgleichsleistungsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 13. Juli 2004 (BGBl. I S. 1665), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 18. August 2021 (BGBl. I S. 3908) geänd...
	(9) Die Insolvenzordnung vom 5. Oktober 1994 (BGBl. I S. 2866), die zuletzt durch Artikel 11 des Gesetzes vom 20. Juli 2022 (BGBl. I S. 1166) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. In § 11 Absatz 1 Satz 2 werden die Wörter „nicht rechtsfähige Verein“ durch die Wörter „Verein ohne Rechtspersönlichkeit“ ersetzt.
	2. In § 230 Absatz 2 werden die Wörter „nicht rechtsfähigen Verein“ durch die Wörter „Verein ohne Rechtspersönlichkeit“ ersetzt.

	(10) Das Unternehmensstabilisierungs- und -restrukturierungsgesetz vom 22. Dezember 2020 (BGBl. I S. 3256), das zuletzt durch Artikel 12 des Gesetzes vom 20. Juli 2022 (BGBl. I S. 1166) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. In § 1 Absatz 2 des werden die Wörter „Gesellschaften ohne Rechtspersönlichkeit“ durch die Wörter „rechtsfähigen Personengesellschaften“ ersetzt.
	2. In § 15 Absatz 2 werden die Wörter „nicht rechtsfähigen Verein“ durch die Wörter „Verein ohne Rechtspersönlichkeit“ ersetzt.

	(11) In § 388 Absatz 1 des Gesetzes über das Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit, das zuletzt durch Artikel 43 Absatz 1 dieses Gesetzes geändert worden ist, wird die Angabe „§ 125a“ durch die Angabe ...
	(12) In § 715a Satz 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs, das zuletzt durch Artikel 43 Absatz 2 dieses Gesetzes geändert worden ist, wird die Angabe „Satz 3“ gestrichen.
	(13) In § 9a Absatz 4 Satz 1 des Wohnungseigentumsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 12. Januar 2021 (BGBl. I S. 34), das durch Artikel 7 des Gesetzes vom 7. November 2022 (BGBl. I S. 1982) geändert worden ist, werden die Wörter „§ 160 des...
	(14) Das Umwandlungsgesetz vom 28. Oktober 1994 (BGBl. I S. 3210; 1995 I S. 428), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 22. Februar 2023 (BGBl. I Nr. 51) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. In § 305 Absatz 2 Satz 2 wird die Angabe „Ersten Unterabschnitts“ durch die Angabe „Zweiten Unterabschnitts“ ersetzt.
	2. In § 311 Absatz 1 Satz 1 wird die Angabe „§§ 44“ durch die Angabe „§§ 39e“ ersetzt.

	(15) In § 349 Absatz 3 Satz 3 des Lastenausgleichsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 2. Juni 1993 (BGBl. I S. 845; 1995 I S. 248), das zuletzt durch Artikel 211 der Verordnung vom 19. Juni 2020 (BGBl. I S. 1328) geändert worden ist, werden...
	(16) In § 43a Absatz 1 Nummer 9 Buchstabe b Doppelbuchstabe aa der Wirtschaftsprüferordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 5. November 1975 (BGBl. I S. 2803), das zuletzt durch Artikel 9 des Gesetzes vom 19. Juni 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 154) geä...
	(17) Das Außenwirtschaftsgesetz vom 6. Juni 2013 (BGBl. I S. 1482), das zuletzt durch Artikel 2 Absatz 11 des Gesetzes vom 20. Dezember 2022 (BGBl. I S. 2752) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. In § 2 Absatz 18 Nummer 2 und Absatz 19 wird jeweils das Wort „Personengesellschaften“ durch die Wörter „rechtsfähige Personengesellschaften“ ersetzt.
	2. § 5a wird wie folgt geändert:
	3. In § 13 Absatz 2a Satz 1 wird das Wort „Personengesellschaften“ durch die Wörter „rechtsfähiger Personengesellschaften“ ersetzt.

	(18) In § 138 Absatz 1 Satz 2 und § 161 Absatz 2 Satz 2 des Kapitalanlagegesetzbuchs vom 4. Juli 2013 (BGBl. I S. 1981), das zuletzt durch Artikel 15 des Gesetzes vom 22. Februar 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 51) geändert worden ist, werden jeweils die Wörte...
	(19) In § 20 Absatz 2 in dem Satzteil vor Nummer 1 des Geldwäschegesetz vom 23. Juni 2017 (BGBl. I S. 1822), das zuletzt durch Artikel 8 des Gesetzes vom 31. Mai 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 140) geändert worden ist, wird nach dem Wort „Genossenschaftsregis...

	Artikel 45
	Neubekanntmachung der Abgabenordnung
	Das Bundesministerium der Finanzen kann den Wortlaut der Abgabenordnung in der vom 1. Januar 2024 und in der vom 1. Januar 2025 an geltenden Fassung im Bundesgesetzblatt bekannt machen.

	Artikel 46
	Inkrafttreten
	(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich der Absätze 2 bis 8 am Tag nach der Verkündung in Kraft.
	(2) Artikel 32 tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2020 in Kraft.
	(3) Artikel 2 tritt mit Wirkung vom 1. Dezember 2022 in Kraft.
	(4) Artikel 3 tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2023 in Kraft.
	(5) Die Artikel 5, 12, 16, 20, 21, 23, 25, 28, 33, 35, 36, 37, 39, 40, 41, 44 und 45 treten am 1. Januar 2024 in Kraft.
	(6) Artikel 6 tritt am 1. April 2024 in Kraft.
	(7) Die Artikel 9, 13, 17, 29, 30 und 38 treten am 1. Januar 2025 in Kraft.
	(8) Die Artikel 14 und 18 treten am 1. Januar 2027 in Kraft.
	(9) Die Artikel 7 und 26 treten am 1. Januar 2028 in Kraft.
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